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Dormwort. 


Ob die allgemeine Staat3lehre auf philoſophiſcher oder auf 
geichichtlich-rechtsvergleichender Grundlage oder auf beiden entwickelt 
werden ſoll, wird ſich nie abfolut enticheiden laffen. Seder Stand- 
punkt hat jeine Berechtigung, und von jedem kann die Erfenntniß 
des Weſens des Staates pofitive Förderung erfahren. Die vor: 
liegenden Erörterungen gehen Iedigli von dem geſchichtlich-rechts— 
vergleichenden aus. 

Der Titel „Allgemeine StaatSlehre” bedarf dabei einer gewiſſen 
Rechtfertigung, da er mehr verfpricht, als der Inhalt giebt und zur 
Beit geben kann. Das erjhöpfende Material für eine gefchichtlich- 
rechtövergleichende Staat3lehre bieten nur die Staaten aller Kultur: 
Itufen und aller Zeiten. Dieſes Panorama in feinem ganzen Um: 
fange hat aber bisher noch feines Sterblichen Auge gefhaut. So 
blieb nur die Möglichkeit, auf einem eng beſchränkten Gebiete einen 
Anfang zu machen. Die vorliegende Schrift will nur einen Kleinen 
Ausichnitt aus dem großen Bilde, den Staat europäifdher Kultur 
der Gegenwart, darbieten. 

Die Darftellung beruht auf geſchichtlicher Grundlage, ſoweit die 
antife und mittelalterlide Staat3bildung erforderlih ift, um den 
Staat der Gegenwart zu erklären. Sie ift eine rechtövergleichende, 
indem jie Wejen und Funktionen des Staates in ihrer Wechſel— 
wirkung je nach feinem Grundtypus und damit die Einheitlichkeit 
und Mannigfaltigfeit europäiſchen Kulturlebens Harzulegen verfudht. 

Sachlich beſchränkt fih die Schrift auf die Staatölehre im 
engften Sinne. Niemand kann mehr als der Berfaffer von der 
Bedeutung der Verwaltung für die Verfaſſung und den Wechiel- 
wirkungen beider überzeugt fein. Aber diefe Einwirkungen auf die 


IV Vorwort. 


Berfaffungsbildung finden auch von anderen Gebieten aus ſtatt, 
und gerade die felbitjtändige innere Bedeutung der Verwaltung 
fordert ihre Ausſcheidung aus der Staat3lehre und ihre bejondere 
Behandlung. 

Die hier gewonnenen Ergebnilje können bei der engen Be: 
grenzung des Stoffes immer nur relative Wahrheit fein. Spätere 
allgemeinere Unterfuhhungen werden vielleicht jene Ergebnilje mannig- 
fach berichtigen und ergänzen. Für jebt muß es jchon befriedigen, 
der Wahrheit nahe gefommen zu jein. 

Möge das, wa3 hier auf beſchränktem Gebiete verfucht ift, eine 
geeignete Grundlage weiterer Entwidlung bilden. 
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Einleitung. 
Bedeutung der allgemeinen Staatslehre. 


Die mittelalterlihe Auffaffung vom Staate beruht durchaus 
auf der firhlichen Lehre. Wie das irdiiche Leben überhaupt nur 
als Vorbereitung zum fünftigen aufgefaßt wurde, jo mußten auch 
die dem irdischen Lebenszwecke dienenden Smftitutionen von Staat 
und Kirche auf göttlihe Einjegung zurüdgeführt werden. Mit 
dieſer Anficht freuzte ſich in eigenthümlicher Weiſe die Kirchliche Auf: 
faſſung von der jündhaften Natur des Staates als der dem Leibe 
dienenden Einrichtung im Gegenſatze zur Kirche als der Gemein: 
ichaft für das Heil der Seelen. Wie daher der Leib der Seele, jo 
jollte der Staat der Kirche unterthan fein und ihr dienen, um damit 
feine höhere Beftimmung zu erfüllen. So gelangt die Kirche jchließ- 
li dazu, dem Staate nicht mehr ein eigenes, von Gott ſelbſt ver- 
liehenes, fondern nur ein mittelbar durch die Kirche von ihm ab: 
geleitete3 Recht zuzuſprechen. 

Den Widerſpruch zwiſchen der unmittelbar oder mittelbar gött— 
lichen Einſetzung des Staates und ſeiner ſündhaften Natur, aus 
welcher die Forderung ſeiner Unterwerfung unter die Kirche her— 
geleitet wurde, zu löſen, iſt jedoch dem Mittelalter nicht gelungen. 
Denn daß die göttliche Stiftung als ſolche den Charakter der Sünd— 
haftigkeit in fich tragen follte, widerfpricht ihrem Urfprunge. Sah 
man die Sündhaftigfeit nur in den an der Snititution betheiligten 
Menfchen, fo zeigte die mit der allgemeinen Herrſchaft der Kirche 
eintretende Verweltlichung derjelben, daß auch fie in diefer Beziehung 
vor dem Staate nicht voraus habe, und daß jede Inſtitution von 
Menihen zu irdiihen Zwecken gemißbraudht werden könne. Die 
Staatslehre des Mittelalter3 vermochte daher zu Feinen inneren 
Abichluffe zu gelangen. 
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Nachdem in Folge der Vermeltlihung der Kirche ein großer 
Theil der abendländiiden Chrijtenheit fi) von ihr getrennt Hatte, 
Eonnte die Kirhlide Lehre aber überhaupt nicht mehr den Aus- 
gangspunft für die Auffallung vom Staate bilden. Die firchliche 
Ummälzung hatte Alles ın Zweifel geftellt, was man bisher als 
feftftehend angenommen Hatte. Dan bedurfte aber eines ficheren 
Ausgangspunftes. Da man diefen außerhalb der Welt nicht mehr 
finden konnte, mußte man ihn in der Welt fuchen. 

Mit dem „Cogito ergo sum“ des Carteſius glaubte man dieje 
vorausſetzungsloſe Wiffenichaft gefunden zu haben. Wenn aus der 
Thatlahe des Denfens die Eriftenz des eigenen Sch gefolgert 
wurde, fonnte der Menſch als folder die Grundlage für die philo- 
fophiihde Spekulation werden. Indem man dies auf den Staat 
anmwandte, galt e8, Recht und Staat aus der Natur des Menjchen 
zu erflären. So entitand die Rechtsphiloſophie des Naturrechtes. 

Die Thatjache, welche hier zuerjt als zweifellos in die Augen 
fiel, war nun die, daß von Natur ale Menſchen einander gleich) 
feien und deshalb auch von einander vollltändig unabhängig fein 
müßten. Diejer Folgerung widerjprad) aber der beftehende YZuftand 
mit feinen mannigfaltigen Abhängigkeiten, widerſprach insbeſondere 
die Erijtenz des Staates. Es ergab fih nunmehr das Problem, 
Entftehung und Beitand des Staates zu rechtfertigen, die Frage zu 
Iöfen, wie die Menjchen aus dem Zuſtande natürlicher Gleichheit 
und Freiheit, den man als den urjprünglicdhen voraußfeßte, in den 
ftaatlichen übergegangen jeien. 

Die einfachſte Löſung war die Annahme, daß ein Stärferer die 
Schwächeren unterworfen und damit eine ftaatlidhe Gewalt begründet 
habe. Doc der Rechtszuſtand war Hierdurdy nicht erklärt. Denn 
die bloße Gewalt hörte auf, verpflidhtend zu fein, jobald die Unter- 
mworfenen im Stande waren, fie abzuſchütteln, oder ein noch Mäd)- 
tigerer fih in ihren Beſitz jeßte. Die Theorie der Uebermacht 
fonnte nur einen fortgejeßten Kriegszujtand, aber nie das Recht 
begründen. 

Sollte der Uebergang aus dem YZuftande volltommener Gleich: 
heit und Freiheit in den der Ueber: und Unterordnung einer 
Staatsgemeinschaft fich auf rechtmäßigen Wege vollzogen haben und 
neues Recht Ichaffen, fo fonnte er nur auf der freien Zuſtimmung der 
Betheiligten beruhen. Dies ijt die Theorie des Vertragsſtaates. 
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Die urfprünglid in dem Naturzuftande völliger Gleichheit und Frei— 
heit lebenden Menjchen haben ſich durch Vertrag zu einer flaatlidhen 
Gemeinſchaft verbunden und einer obrigkeitlihden Gewalt unter- 
worfen, um dadurch gemwilfe gemeinfame Zwecke beſſer zu erreichen. 
Daß jener menſchliche Naturzuftand der Gleichheit und Freiheit 
Hiftorifch nirgends nachweisbar war, ſich vielmehr bei den Menſchen 
allerniedrigiter Kulturſtufe [don die Anſätze zu einer ftaatlihen Or— 
ganilation fanden, und daß fein Staat, deſſen Entjtehung überhaupt 
befannt war, dieje einem Vertrage der Volksgenoſſen verdantte, jtörte 
die Naturrechtslehre in keiner Weiſe. Man glaubte nur folgerichtig 
die Eriftenz von Staat und Necht mit der Natur des Menfchen, 
die al3 gegeben feltftand, in Einklang gebracht zu Haben. 

Die Naturrechtslehre beichränkt ſich aber ſelbſtverſtändlich nicht 
darauf, die Exiſtenz des Staates überhaupt zu erklären, jie geht 
weiter ein auf feine Organtjation und feine Thätigfeit. Die gefammte 
Staatöverfafjung wird im Einzelnen entwidelt aus der Natur des 
Menſchen. Zwei Thatſachen find dabei bejonderg3 bemerfenswerth. 

Während die Natur des Menjchen, die überall gleich fein ſoll, die 
Grundlage des ganzen philofophifchen Syſtems bildet, ziehen die einzelnen 
Neaturrechtslehrer aus derjelben die allerverjchiedenften Folgerungen. 
Bon der Anſchauung Hobbes’, daß der Menſch ſich durch den ftaats- 
begründenden Bertrag für Kind und Kindesfind jeiner Freiheit 
entäußern und einem abjoluten Herricher unterwerfen könne, bis zu 
der Roufjeau’s, daß die Freiheit ein unveräußerliches Gut fei und 
der Vertrag da3 Problem zu löjen habe, wie Seder, indem er dem 
Staate gehordhe, nur fich jelbjt gehordje, find alle Scattirungen 
vertreten. Dieſe verichiedenen Theorien erheben aber den Anjprud), 
allein abgeleitet zu jein aus der allgemein gleichen Natur des 
Menſchen und deshalb unbedingte und allgemeine Giltigfeit zu haben. 

Nun befand fid aber der pojitive Rechtszuſtand mit den Anz 
forderungen de3 Naturrechtes vielfah im Widerjprude. Weldjes 
Recht das beijer berechtigte war, Zonnte vom Standpunkt des Na— 
turrechtes nicht zweifelhaft erjcheinen. War doch das Naturrecht 
vermöge der menschlichen Bernunftthätigfeit lediglich aus der Natur 
des Menſchen entwidelt und daher allein vernünftig. Soweit das 
pofitive Necht mit ihm nicht übereinftimmte, konnte es Daher nur 
unvernünftig fein und mußte den Anforderungen des Naturrechtes 
entiprechend abgeändert werden. 

1* 


4 Allgemeine Staatslehre. 


Man ſtand nun aber der Thatjache gegenüber, daß die Auf: 
faffungen von dem, was Naturrecht fei, in den verſchiedenen philo- 
ſophiſchen Syſtemen weit aus einander gingen, ja, daß ſich in 
politiih bewegten Zeiten innerhalb eines Staates die Anhänger der 
verfhiedenften Richtungen mit philofophiihen Waffen befämpften, 
und jede ihre Auffaffung als die allein vernunftgemäße audgab. 
War in der That das Naturredht allein aus der überall gleichen 
Natur des Menſchen vermöge der menschlichen Vernunft entwickelt, 
jo konnte es nur eine einzige Wahrheit, nur ein einziges rechts: 
philoſophiſches Syſtem vom Staate geben. Die Mannigfaltigfeit 
der naturrechtlichen Lehren wie ihre Unvereinbarfeit mit dem Be— 
ftehenden, das doch auch von vernünftigen Menſchen gejchaffen war, 
mußte an der Berechtigung des Naturrechts überhaupt irre maden. 

Thatjächlic) war der Ausgangspunkt des Naturrechtes ein un= 
haltbarer. 

Der als Grundlage angenommene natürliche Normalmenſch, 
der in völliger Gleichheit mit allen anderen Menſchen durch Vertrag 
mit Seinesgleichen Staat und Recht begründet haben ſollte, hatte 
nie exiſtirt und konnte nicht exiſtiren. Jenes blutloſe ſchemenhafte 
Weſen des Menſchen an ſich war niemals Wirklichkeit geweſen. 
Immer und überall gab es nur konkrete Perſönlichkeiten mit be— 
ſtimmten Neigungen und Bedürfniſſen, die der Entwickelung fähig 
waren und entwickelt wurden je nach ihrer geiſtigen und körper— 
lichen Anlage, je nach der zeitlichen und örtlichen Umgebung, je nach 
den ſonſtigen verſchiedenen Faktoren, die auf das menſchliche Leben 
einwirken. 

Niemals konnte es ferner eine rein abſtrakte menſchliche Ver— 
nunftthätigkeit geben, da auch der menſchliche Geiſt von ſeiner Um— 
gebung beeinflußt iſt und ſich nicht frei machen kann von den 
Schranken des Ortes und der Zeit. Deshalb beſaßen auch die 
Lehrer des Naturrechts nicht eine ſolche reine Vernunft, die ihnen 
die Befähigung des Urtheils unabhängig von Ort und Zeit ver— 
liehen hätte. 

Die beiden Vorausfegungen, auf denen jedes naturrechtliche 
Syſtem aufgebaut war, der von Natur jedem anderen Menjchen 
gleihe Menih und die abſtrakte menjchlihe Vernunft, bejitanden 
alfo nur in der Einbildung. Damit fiel aber die ganze Natur 
rechtölehre in ſich zufammen. 
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Was war aber das Naturrecht ſelbſt, wenn es nicht daS war, 
was e3 zu fein beaniprudhte? Jedes Naturrechtsſyſtem enthält Die 
Anfichten feines Urheber3 über Staat und NRedt, nidht wie Diele 
wirklich find, jondern wie ſie fein jollten. Jeder Naturrechtslehrer 
wohnt aber in einem bejtimmten Staate, den allein er im Wejentlichen 
ausreichend kennt. Er gehört in politiih bewegten Zeiten, wie 
Denen der engliiden Revolution, einer bejtimmten politifchen und 
kirchlichen Parteirichtung an, fühlt fih beim Herannahen fozialer 
Ummälzungen al3 Glied einer bejtimmten Geſellſchaftsklaſſe feines 
Landes, er ift Anhänger oder Gegner der bejtehenden ftaatlidhen 
Drdnung. Alle diefe Umftände finden in den einzelnen Syftemen 
ihren Ausdrud und erflären ihre VBerjchiedenheit. Gleichwohl erhebt 
jedes die Prätenfion, reines Vernunftrecht zu fein und deshalb An- 
Iprud auf allgemeine Geltung zu haben. 

Soviel ijt jedenfall aus der Geſchichte des Naturrechtes zu 
entnehmen, daß ein allgemein giltiges menjchlihes Bernunftrecht 
unmöglich ift und nicht beſtehen kann. Nachdem das Naturredht in 
der franzöfilhen Revolution äußerlich Schiffbruch gelitten, ift es in 
den erften Sahrzehnten dieſes Jahrhunderts durch die in Deutich- 
land begründete hiſtoriſche Auffaffung von Recht und Staat aud) 
innerlih überwunden morden. 

War e3 eine innerlide Unmöglichkeit, aus der Natur des 
Menſchen vermöge des Mittels der Vernunft Recht und Staat zu 
fonjtruiren, jo muß Dies in gleicher Weile von den rationaliftijchen 
philofophifchen Syjtemen gelten, die von den Menjchen ſelbſt ab- 
jehend, aus der Vernunft heraus durch die Entwidlung der ver: 
nünftigen Begriffe eine philoſophiſche Konftruftion der Staats: 
und Rechtsordnung verfuchen. Auch die umfaljenden philojophiichen 
Syiteme Schelling’3 und Hegel’ find daher an der Macht der 
konkreten Thatſachen geſcheitert. 

Aber gerade in Deutſchland ſollte das Naturrecht noch eine 
kleine Nachblüthe erleben in dem ſogenannten allgemeinen konſtitu— 
tionellen Staatsrechte. 

Die deutſchen Staaten befanden ſich in einer Periode der Um— 
bildung von der ſtändiſch-abſoluten zur konſtitutionellen Monarchie, 
und man war beſtrebt, in bewußter Weiſe ihr Verfaſſungsrecht nach 
fremden Muſtern umzugeſtalten. Aus dem Staatsrechte der weit: 
europäifchen Staaten, namentlich Englands und Frankreichs, Tpäter 
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auch Belgiens entwickelte man einige allgemeine Grundſätze, die man 
als allgemeines konſtitutionelles Staatsrecht bezeichnete. 

Der Ausgangspunkt war hier allerdings ein weſentlich anderer 
als beim Naturrechte. Nicht der Menſch an ſich und die abſtrakte 
menſchliche Vernunft bildeten den Ausgangspunkt, ſondern das poſi⸗ 
tive Recht beſtimmter Staaten. Das allgemeine konſtitutionelle 
Staatsrecht ruht alfo bereits auf der Grundlage der Rechtsver— 
gleichung. Es iſt aber noch ebenſo unhiſtoriſch, als das Natur— 
recht, da es den Anſpruch erhebt, ohne Rückſicht auf die verſchiedene 
Entwickelung der einzelnen Staaten in allen, die überhaupt die kon— 
ſtitutionelle Verfaſſungsfform annehmen, gleichmäßig zur Anwendung 
zu kommen. Poſitiver Rechtsſtoff und politiſche Forderungen für 
die Geſtaltung des eigenen Staatsweſens liegen noch in buntem 
Gemenge. 

Dieſen Charakter Hatte die Literatur des allgemeinen Staats⸗ 
rechte bis in die neueſte Zeit. 

Mit der eigenthümlichen Entwidelung, die jede große Kultur⸗ 
nation, insbefondere auch Deutichland in der Ausgeftaltung des 
öffentlichen Rechtes während der legten Menfchenalter erfahren hat, 
ift aber auch der Anſpruch des allgemeinen Eonftitutionellen Staats= 
rechtes hinfällig geworden, und man hat zu der Ueberzeugung ge= 
langen müſſen, daß es jelbjt für den bejchränften Kreis der euro- 
päiſchen Kulturwelt eine allgemein giltige Form Eonftitutionellen 
Berfafiungsrechtes nicht giebt. 

Eine über Zeit und Ort erhabene, lediglich aus der menschlichen 
Vernunft und dur das Mittel derjelben gefchöpfte Theorie vom 
Staate ift hiernach ein Ding der Unmöglichkeit, weil eine folche 
Theorie über die dem menjchlichen Geiſte gezogenen Schranken Hin- 
ausgeht. Der Staat ijt feinem Weſen nad) nicht vernunftgemäß zu 
£onftruiren, fondern empirisch zu erfaſſen. Eine über den fonfreten 
einzelnen Staat hinausgehende Lehre vom Staate überhaupt läßt 
fi dagegen auf hiftorifch-rechtsvergleichender Grundlage gewinnen. 

Man kann die Staatswejen einer bejtimmten Zeit und einer 
beitimmten räumlichen Kulturgemeifchaft mit einander vergleichen und 
aus ihrem pofitiven Rechte die gemeinfamen Züge und die weſent⸗ 
lihen Abweichungen entwideln. Se nachdem man dabei den Kreis 
der zur Vergleihung benußten Staaten zeitlich und örtlich enger 
oder weiter zieht, wird man dem Begriffe des Staates überhaupt 
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ferner bleiben oder näher fommen. Sollte es dereinjt einmal möglich 
fein, die Staaten des ganzen Weltalls und aller Zeitalter in dieſer 
Weiſe mit einander zu vergleichen und durch dieje Vergleihung das 
allen Staaten Gemeinfame und Charakkteriſtiſche feftzuftellen, fo 
würde dieſes auf induftivem Wege gefundene Bild des Staates von 
dem wahren philoſophiſchen Begriffe des Staates an fi), fallg Die 
Philoſophie überhaupt einen ſolchen vernunftgemäß zu finden ver- 
möchte, nur noch unendlich wenig verjchieden fein können. Anderer— 
feit3S werden die gemeinfamen Züge immer wenigere fein, je weiter 
man zeitlich oder örtlich den Kreis der zur Vergleichung benutzten 
Staaten zieht, und bei der allerweiteften Ausdehnung würde das 
dadurch hergeftellte Bild vom Staate einen im Wefentlihen nur 
Ichemenhaften Charakter haben fönnen. Wie weit man die für Die 
Theorie von Staate überhaupt zu Grunde zu legende Staatengruppe 
ausdehnt, ift Daher eine reine Dpportunitätsfrage. Für die fol- 
genden Erörterungen werden die Staaten der europäiſchen Kultur: 
welt der Gegenwart benußt werden. 

Die Lehre vom Staate hat e8 aber nicht nur zu fhun mit 
dem Staate, wie er ilt, fie hat nicht bloß einen empirischen Charafter, 
ſondern theilt den allem menſchlichen Forſchen gemeinfamen Zug 
nad einer abjoluten Wahrheit und einem abjolutem Mapjtabe. 
Beides kann die menſchliche Vernunft nicht darbieten, da hiermit 
nur jchranfenlojem Subjektivismus Thür und Thor geöffnet wäre. 
Sn der ganzen Entwidlung des Eonfreten Staates, der die Grund— 
lage jeder Unterfuhung über den Staat überhaupt bilden muß, in 
jeinem Entjtehen, Wachen und Bergehen zeigt fi) ein von Macht— 
faktoren und Zufällen unabhängiges göttliche Walten. Wie die 
religiögsfittlihen Kräfte des Staates jeinen Werth und jein Schidjal 
weſentlich beftimmen, jo fann für die Staaten der dhriftlichen 
Staatengemeinfchaft den abjoluten Mapjtab und Werthmefjer weder 
eine abjolute menſchliche Vernunft noch eine vorausjeßungßlofe 
Wiſſenſchaft, Die es beide nicht giebt, fondern nur das Chriften- 
thum fein.') 


!) Dies dürfte die zutreffende Beantwortung der neuerdings durch einen 
Tortrag von Sohm wieder angeregten Frage nach der Berechtigung des chriſt— 
liden Staates jein. Das ChriftenthHum enthält nirgends unmittelbar anwend— 
bare Rechtsvorſchriften, hat aber von jeher feinen Einfluß wie auf das Handeln 
des einzelnen Menfchen, jo auf die Thätigfeit der Staaten ausgeübt. 
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Die volftändige Erfaſſung des Staates ift daher nur möglich 
von einem doppelten, einem relativen und einem abjoluten Stand: 
punkte. Erblidt man von jenem durch NRechtövergleichung konkreter 
Staat3mwejen den Staat wie er ift, jo von diefem den Staat, wie 
er fein jol. Die Bergleihung beider Bilder ergiebt den Werth des 
Staates, nad) dem fein Schidfal beftimmt wird durch die Gefchichte, 
die fein Gericht ift. 

Die Ergebniffe, welche fi” Hierbei herausftellen, haben aller- 
dings das pofitive Recht zur Grundlage und zum Ausgangspunfte, 
find aber jelbjt nicht pofitives Recht, da ihnen der Anfpruch auf 
Verwirflihung und Anwendung fehlt. Nur dasjenige ift aber 
Net, was unmittelbar menjchlihe Lebensverhältniffe zu regeln be- 
rufen ijt. Unter diefen Umständen eriftirt ein allgemeines Staats- 
recht, wie e8 die Naturrechtsphilofophie und die ältere Zonftitutionelle 
Doktrin auffaßte, überhaupt nicht. Die Gefammtheit der Erörterungen 
über den Staat im Allgemeinen wird man daher zutreffender als 
allgemeine Staat3lehre bezeichnen können. 


Erfier Abfıhnitt. 
Der Staat überhaupt. 


— — 


8.1. Der Begriff des Staates, 


So verſchieden audy im Einzelnen die Auffalfungen vom Wefen 
des Staates fein mögen, fo laufen fie doch im Allgemeinen darauf 
hinaus, daß zum Begriffe des Staates drei Faktoren nothmendig 
find, ein beftimmtes Land, ein dazu gehöriges Volt und die Zu- 
fammenfafjung beider unter einer höchiten Obrigkeit. Ob man dabei 
das Subjekt oder das Objekt des obrigfeitlichen Rechtes als Staat 
bezeichnet, ift wejentli nur Wortjtreit, an dem Charakter der ftaat- 
lichen Snititutionen wird dadurch nichts geändert. Dem allgemeinen, 
jeit Menfchenaltern eingebürgerten Sprachgebrauche wird es aber ent- 
ſprechen, den Staat nicht als Objekt einer über ihm ſtehenden Herrichaft,!) 


) So M. Seydel, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, Würzburg 
1873, ©. 4; Bayr. Staatsreht Bd. 1 S. 852 ff. 
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ſondern ſelbſt als Subjekt dieſer Herrſchaft zu bezeichnen. Der 
Staat iſt daher die von jeder höheren irdiſchen Macht unabhängige 
Herrſchaft über Land und Leute. 

Der Staat iſt Herrſchaft. Das bedeutet nichts anderes, als 
daß der Staat herrſcht, Subjekt der Herrſchaft iſt. In welcher 
Weiſe die Herrſchaft organiſirt ſein muß oder kann, iſt zunächſt nicht 
weiter zu unierſuchen. Hier genügt die Feſtſtellung, daß der Staat 
Subjekt der Herrihaft und damit Musgangspunft alles öffentlichen, 
auf Herrichaft gegründeten Rechtes ift. 

Diefe Herrihaft muß aber eine befondere Eigenjchaft haben, fie 
muß nämlich von jeder höheren irdiſchen Gewalt unabhängig und 
eine folhe aus eigenem Nechte fein. Seit Bodin bezeichnet man 
diefe negative Eigenjchaft der Unabhängigkeit als Souveränetät.?) 
Ob fonjt mit der Souveränetät noch ein weiter gehender Begriff zu 
verbinden ift, kann hier dahingejtellt bleiben und wird bei Behand: 
lung der Staatenverbindungen zu erörtern fein. 

Dieſes eigene Recht des Staates fann man als von Gott ab- 
geleitete8S und daher göttliches injofern bezeichnen, als zunädhit 
negativ feine andere höhere Gewalt über dem Staate eriftirt, ins— 
bejondere auch der Kirche eine folche Obergewalt nad) dem geltenden 
Rechte der Staaten und den derzeitigen Anſprüchen der Kirche jelbit 
nicht zufteht, und als pofitiv der Staat die Aufgabe hat, an feinem 
Theile mitzuwirken zur Ausbildung des Menſchen für eine fünftige 
Melt. Weitere Folgerungen im Sinne einer theologijirenden Juris— 
prudenz laljen jih aus dem göttlihen Rechte des Staates nicht 
herleiten. 

Für den Begriff des eigenen Rechtes der Herrichaft iſt Die 
Art ihres Erwerbes gleichgiltig. Es ift nicht nothwendig, daß die 





2) Souverainete lat. Majestas wird definirt als „puissance absolue et per- 
petuelle d’une Republique“, lat. „summa in cives ac subditos legibusque soluta 
potestas“. ®ergl. Bodin, Les six livres de la Republique, 1576, lat. Ausg. 
1586; Dr. E. Sande, Bodin, Eine Unterſuchung über den Begriff der Sou— 
veränetät, in Gierfe’3 Unterfuhungen zur deutſchen Staats- und Rechts— 
geihichte, Bd. 47. Ber Berfuh von Preuß, Gemeinde, Staat, Neid als 
Gebietsförperfchaften, Berlin 1889, den Begriff der Souveränetät als mit 
dem modernen Staate unvereinbar überhaupt zu eliminiren, berubt auf der 
irrthümlichen Spdentifizirung der Souveränetät mit abjoluter Staatsgewalt, Die 
jedes öffentlihe Recht ausſchließe. Diefe Bedeutung wird aber dem Sonve— 
rünetätsbegriffe ſonſt nirgends beigelegt. 
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Herrihaft immer und von Anfang an demjelben Staat gehört hat. 
Auch ein derivativer Erwerb auf Grund völferrechtlicher Titel ſchließt 
die Unabhängigkeit nit aus. Nur die fortdauernde Ableitung 
jedes Herrihaftsaftes aus dem Willen einer übergeordneten Gewalt 
ift unvereinbar mit der Unabhängigkeit der Herrichaft. 

Sn der von jeder höheren irdifchen Gewalt unabhängigen 
Herrſchaft liegt der Unterfchied des Staates von jeder anderen Rechts⸗ 
gemeinschaft. 

Die Verbindungen des Privatrechtes find entweder durch die 
freie Willensentſchließung rechtlich gleicher Individuen, die ſich durch 
die Willensübereinftimmung gegenfeitig binden, oder durch Ehe und 
Blutsverwandtichaft begründet, beide aber in Unterordnung unter die 
höhere ftaatliche Gewalt. 

Der Kommunalverband, der feinem Wejen nach die größte 
Aehnlichkeit mit dem Staate Hat und glei ihm eine territoriale und 
perjönlihe Herrſchaft ausübt, entbehrt der Unabhängigfeit. 

Die Kirche ift zwar begrifflich dem Staate nicht untergeordnet. 
Sie nimmt innerhalb ihrer Sphäre eine gleihe Unabhängigkeit, 
mindeſtens ein gleiches göttliche Necht in Anſpruch wie der Staat 
für die feine und, wo beide Sphären ſich kreuzen, hört mangels 
eines für Staat und Kirche gemeinfamen Rechtsbodens jede recht: 
lie Auseinanderjegung auf und beginnt das politiiche Gebiet des 
Modus vivendi und der Kompromiſſe. Auch die Kirche beanfprudt 
im Namen ihres Stifter8 eine Herrichaft über die Gläubigen. Aber 
dieſe Herrichaft iſt nicht von diefer Welt, fie erſtreckt fich nicht über 
ein Territorium, nicht über die phyfiihen Perfonen, fondern nur 
über die geiftige Seite des Menſchen. Wo immer die Kirche bei 
Bekämpfung der Ungläubigen und der Srrgläubigen über diefe rein 
geiftige Seite Hinaugging, war e3 der weltliche Arm, den fie dazu 
in Anſpruch nehmen mußte, weil nur der Staat ein die ganze 
Perjönlichkeit ergreifendes Herrichaftsrecht befißt. 

Die Objekte der Staatsherrichaft bilden Land und Leute. 

Kein Staat ijt denkbar ohne bejtimmt abgegrenztes Territorium. 
Deshalb bildet ein Nomadenvoll, das überhaupt feinen feiten 
Wohnſitz Hat, und ein Burentrek, der fein bisherige Land verließ, 
um fih eine neue Heimath zu ſuchen, vielleicht einen werdenden 
Staat, eime ftaatsähnlihe Gemeinschaft, aber noch feinen Staat. 
Das Land it nicht bloß der räumliche Wirkungskreis der Staats» 
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gewalt, fondern jelbjt Objekt eines dinglichen Herrfchaftsrechtes, das 
jeine Ausfchließlichkeit gegenüber anderen ftattlihden Rechtsſubjekten 
zur Geltung bringt und fidy über alle im Lande befindlichen 
Menſchen erſtreckt, auch wenn fie nicht Staatsangehörige find. 

Die Leute, d. h. die Staatsangehörigen, find das perjönliche 
Dbjeft der Staatöherrihaft. Sie Stehen an fid) mit dem Lande in 
feiner nothwendigen rechtlichen Verbindung. Thatfählih wird jich 
Die weit überwiegende Mehrheit der Staatsangehörigen im Snlande 
aufhalten, und der Staat kann jederzeit diefes normale Verhältniß 
durchführen, indem er alle Inländer bei Strafe des Verluftes ihrer 
Staatsangehörigfeit in das Inland zurüdruft und alle Ausländer 
ausmweilt. Aber ein innerer Zufammenhang zwiſchen den Staats- 
angehörigen und dem Staatögebiete befteht nicht. Die Staats- 
herrihhaft über die Unterthanen des Staates ergreift als eine per: 
lönlihe auch diejenigen unter ihnen, die fi) außerhalb des Staats- 
gebietes aufhalten, joweit in diefer Hinficht nicht durch die fonfurrirende 
Staatögewalt fremder Staaten über die in ihrem Gebiete jih auf- 
baltenden Perſonen Schranken gezogen werden. 

Die StaatSherrichaft ift rechtlich unbefchräntt und unbeſchränkbar. 
Wenn man diefe Eigenfchaft der Staatsherrichaft auch gegenwärtig 
nidyt mehr aus dem Begriffe der Souveränetät herleitet, jo liegt 
fie doh in dem Weſen des Staates ſelbſt begründet. Denn jede 
Beichränfung jeßt eine Macht voraus, die den Staat beichränfen 
fann und deshalb für ihn die höhere ift. Eine ſolche höhere Gewalt 
ift aber mit der begrifflih notwendigen Unabhängigkeit der Staat3- 
gewalt unvereinbar. Rechtlich kann aljo der Staat, wenn er die 
felbjt gegebenen verfaffungsmäßigen Formen für die Abgabe feiner 
Willensentichliegungen beobachtet, thHun, was er immer will. Sein 
Herrſchaftsrecht ift ein allumfaljender Inbegriff aller nur denkbaren 
Rechte, der fich niemals ohne Reſt auftheilen läßt in einzelne Befug- 
nilfe der GebietShoheit und einzelne Pflichten der Unterthanen. Der 
Staat ift alfo mit innerer Nothwendigfeit abjolut, welches aud) feine 
verfaljungsmäßige Gejtalt fein mag. 

Diefem rechtlichen Abjolutismus brauchen jedoch die Thatjachen 
nicht gu entſprechen. Die Schwäche der Staatsgewalt kann den 
Staat hindern, das zu thun, was ıhm rechtlich” erlaubt tft. Aber 
auch für den Staat, der feine Grenzen feiner Macht hätte, eriftiren 
wenigſtens die Schranken der fittlihen Ordnung, die er ungejtraft 
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nicht überfchreiten darf. Wenn der Staat aud) rechtlich) befugt ift, 
Gefeße zu geben, deren Beobachtung einem Theile feiner Unterthanen 
durch Religion und Gemiljen verboten ift, jo zeigt fih eben Hier 
die Unvollkommenheit alles Rechtes, das nie allein und ausſchließlich 
die menfchlichen Lebensverhältnifje erfüllt. 

Die Rechtsſchranken des Völkerrechtes, ſoweit man in dieſem 
überhaupt eine über den Staaten ftehende und fie bindende Rechts— 
ordnung fieht, beſchränken jedenfalls nicht die Staatsherrſchaft über 
Land und Leute, da das Völkerrecht nur die Verhältniſſe der 
Staaten untereinander, nicht aber die des Staates zu den Objekten 
feiner Herrſchaft zu regeln bejtimmt ift. 

Terner könnte man eine rechtliche Schranke der Staatsherrſchaft 
für den Bundesftaat als vorhanden annehmen, da hier ſowohl 
Geſammtſtaat wie Einzelftaat über dafjelbe Territorium und Ddie- 
jelben Perſonen herrſchen. Thatſächlich entiprechen aber beide 
keineswegs dem Begriffe des Staates an fi. Jeder von beiden 
ift ein unvolllommener ftaatliher Organismus, und erjt in ihrer 
Bereinigung machen fie dag aus, was man fonft unter dem Staate 
verfteht. Inwiefern eine ſolche Theilung der Staatsgewalt möglid 
ift, und doch beide noch als Staaten bezeichnet werden fönnen, wird 
jpäter bei Erörterung der zuſammengeſetzten Staaten bejonders zu 
unterſuchen jein. 

Man hat den Staat ſchließlich als Perlönlichkeit und als Drga- 
nismu8 bezeichnet und ihm andererjeits dieſe Eigenſchaften beitritten. 

Die Perfönlichkeit bedeutet, daß ein Weſen rechtsfähig, d. h. 
Träger eigener Rechte und Pflichten ijt oder wenigſtens fein kann. 
Wie das Necht überhaupt, Hat es auch das Staatsredht zu thun 
mit Nechtsverhältniffen, mechleljeitigen Beziehungen jelbititändiger 
NRechtöperfönlichkeiten. Ohne verſchiedene Rechtsperſönlichkeiten, die mit 
einander in Beziehungen treten, wäre daher ein Staatsrecht über- 
haupt nicht möglich. Auch die, welche die Perjönlichkeit des Staates 
leugnen, nehmen verjchiedene, für das Staatsrecht in Betracht 
fommende Rechtsſubjekte an, den Herricher, für den der Staat das 
Dbjekt der Herrichaft bildet, und die Unterihanen. Faßt man da- 
gegen den Staat nicht als Objekt, fondern als Subjelt der Staats» 
herrichaft auf, fo liegt eben durin, daß man ihn für den Träger 
der Herrichaft erflärt, bereits ausgeſprochen, daß er Nechtsfubjelt, 
daß er PVerfönlichkeit ift. | 
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Die Perjönlichkeit des Staates bleibt diejelbe, auch wenn feine 
Verfaſſung eine vollitändige Ummälzung erfährt. Wie in der 
Monardie durch das Inſtitut der Thronfolge ſich juriftiich diefelbe 
Herricherperjönlichkeitt in verjchiedenen phyſiſchen Perſonen fortjegt, 
jo kann auch die Perjönlichkeit des Staates von dem Herricher auf 
das Volk übergehen und umgekehrt, ohne dadurch aufzuhören, die 
PBerjönlichkeit deſſelben Staates zu fein. 

Gleichwohl eriftirt eine befondere vom Inhaber der Herrichaft 
verfchiedene PBerjönlichleit des Staates, jondern derjenige, der die 
jtaatlihe Gewalt aus eigenem Rechte inne hat, ijt eben ſelbſt der 
Staat. Wenn man dagegen für die ftaatlicye Perfönlichkeit das 
Gemeinweſen felbit erklärt, fo jteht dem entgegen, daß da3 Gemein= 
weſen eben die Beziehung des Herricher3 zu den Beherrichten, alfo 
ein Nechtsverhältnik it. Der Verſuch, die Verbindung von Bolf 
und Inhaber der Herrichaft als Staat und den Inhaber der Herr: 
Ihaft als höchſtes Organ des Staates zu bezeichnen, jcheitert an 
der Thatſache, daß ein Nechtsverhältnig nicht Rechtsſubjekt fein 
fann. Die Konſtruktion einer Gejammtperjönlichfeit derart, daß das 
Ganze und feine Theile im Verhältnig zu einander als Berfonen 
Rechte und Pflichten Haben,3) geht nicht nur über die Grenzen des 
privatrechtlihen, jondern des logiſchen Denkens überhaupt hinaus 
und fällt in das Gebiet der Myſtik. 

Gewiß iſt der Inhaber der Staatsherrichaft nur Staatsperjön= 
lichkeit, foweit jeine Beziehungen zu den Herrichaftsobjeften in Bes 
tracht fommen. Aber dadurch wird das Nechtsverhältniß nicht zur 
Perſon und der Inhaber der Herrichaft nicht zu einem Drgane der 
Necht3verhältniffe, in denen er zu anderen Rechtsfubjekten fteht. 
Die Rechtsperjönlichfeit des Staates Iebt in dem jeweiligen Inhaber 
der Herrihaft und nur in ihm, aber fie ift nit an feine phyfilche 
Perſon und ſein phyſiſches Leben gebunden, jondern geht von einer 
phyſiſchen Perjon auf die andere über oder bleibt in einer ftetig 
mwechlelnden Volksgeſammtheit. Wenn nıan aus diefen wechlelnden 
phyſiſchen Perjonen eine ſich in ihnen fortjegende und deshalb ein- 
heitlihe juriſtiſche Perfönlichkeit abftrahirt, jo darf man doch in 


3) Gierke, Die Grundbegriffe des Staatsrechtes und die neuejten Staats 
rehhtstheorien in der Zeitichrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft Bd. 30 
(1874) ©. 175. 
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diefer Abftraftion nicht eine bejondere, vom Inhaber der Herrichaft 
verjchiedene Staatsperjönlichkeit jehen und die konkrete machtvolle 
Verfönlichfeit des Staates mit einer ſolchen Abftraktion identi- 
fiziren. 

Db man den Staat ald Organismus bezeichnen kann, iſt das 
gegen zum Mindeften zweifelhaft. Während der Begriff der Per: 
fönlichkeit ein juriftiicher ift und deshalb ohne Weiteres für die 
ftaatsrechtlihe Erörterung vermwerthet werden darf, gehört der Be 
griff des Organismus der Naturwiffenihaft an. Der Staat als 
ein zur Vollendung der Menfchheit nothmwendiges, aber doch vom 
menjchliden Geifte erfhaffenes Wefen ift nun felbftverftändlich Kein 
Naturproduft. Die Anwendung der Bezeichnung des Organismus 
auf den Staat hat daher wie jede Webertragung zunädjft die Be— 
deutung zu Fennzeichnen, was der Staat nicht ift, er ift fein Natur: 
prodult und kann daher auch nidht Organismus im buchjtäblichen 
Sinne fein, jondern er hat nur gewiſſe Aehnlichkeiten eines jolchen. 
Von Menenius Agrippa, der den auf den Heiligen Berg aus: 
gewanderten römijchen Plebejern die erjte organiſche Staatstheorie 
vortrug, bis auf Gierke und feine Nachfolger ift daher jede 
Charalterifirung des Staates al3 Organismus nur bildlich zu ver: 
ftehen. Sie bejagt, daß die einzelnen Beitandtheile des Staates 
nicht bloß Räder einer Maſchine, jondern innerlihd mit einander 
verwachjen find und bejtimmte Funktionen ald Glieder des Gemeins 
weſens erfüllen. Daß es ſo ift, wird Niemand ernitlich beftreiten; daß 
e3 noch mehr jo fein follte, wird Jeder wünſchen. Ob man deshalb 
vom Staate ald einem Organismus jprechen will, ift Geſchmacks⸗ 
fahe. Die Meiſten, zu denen allerdings Menenius Agrippa und 
Gierke nicht gehören, denken ich überhaupt nichts Dabei, ſondern glauben 
die fehlenden Gedanken durch ein Wort verdedt zu haben. Für das 
Staatörecht wie für die Politik ift die Auffaffung des Staates ala 
Organismus gleichgiltig, man braucht jie daher weder zu verthei- 
digen noch zu befämpfen. Auch die Betrachtung des Staates als 
einer aus Perſonen zuſammengeſetzten Gefammtperjönlichkeit, die zu 
ihren Theilen in Recht3beziehungen tritt, worin man gemöhnlid) die 
Blüthe der organifhen Staatsauffafjung erblict, läßt ſich ebenjo 
wohl behaupten und ebenſo wenig logijch denfen, wenn man den 
Begriff des Organismus preisgiebt. 
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8. 2. Die Entjtehung des Staates. 

Die Entjtehung einer Inftitution ift in der Negel für deren 
gefammten Charakter von der jchmwermwiegenditen Bedeutung. In 
der Art und Weile, wie ein Staat begründet wurde, prägt ſich 
ſchon zum großen Theile fein Wefen aus, find vielfach feiner Fünf: 
tigen Entwickelung ſchon die Bahnen gewiefen. Es erjcheint daher 
natürlih, daß man fich berufen fühlte, die Entjtehung des Staates 
juriſtiſch zu erklären. 


Das Mittelalter bis über die Reformationszeit hinaus iſt be- 
herrſcht von der Theorie der göttlichen Einfeßung, wobei es uner: 
heblich ift, daß die Zaiferlihe Partei diefe Einjegung als eine un— 
mittelbare, die päpftliche als eine durch die Kirche vermittelte auf: 
faßte. Irgend welche göttlihe Einjeßung wie die Kirche oder wie 
die ehelihe Gemeinjchaft und damit die Familie fann nun aber der 
Staat nicht für fi) geltend machen. Er ijt eine, allerding3 inner- 
lich nothwendige, Schöpfung des menjchlichen Geiſtes. Als von 
Gott gewollt kann man ihn nur in demfelben Sinne betrachten mie 
alles andere Menſchenwerk, das zur Vollendung des menſchlichen 
Geſchlechtes dient. Das gilt nicht bloß von dem dhriftlihen Staate, 
fondern ‘gerade in Bezug auf den Heidnifhen Nömerftaat jagt 
Chriſtus: „Gebet dem Kailer, was des Kaiſers iſt“, und der 
Apoftel Paulus: „Sede Obrigkeit ift von Gott verordnet”. Aber 
niemals ijt, abgejehen von der jüdiſchen Theofratie, der Staat als 
folder von Gott felbjt begründet worden. 

Jedoch ſelbſt wenn eine ſolche göttliche Einſetzung beitände, fo 
gälte fie do) immer nur für den Staat an fidh, nicht für eine be- 
ſtimmte Berfaffungsform und nicht für einen bejtimmten Faktor der 
Staatsgewalt. Insbeſondere entbehrt die während der engliichen 
Revolutionszeit von den Anhängern der Stuarts, 3.8. von Filmer 
aufgeftellte Behauptung, daß die abfolute Erbmonardie die von 
Gott beitimmte Staat3form jei, jeder Begründung und verdient 
nicht einmal die ernjtliche Widerlegung, die ihr einft Locke zu Theil 
werden ließ. Die Wiederholung jener Anfichten vom göttlichen Rechte 
der Monarchie durch Stahl iſt ohne tiefer greifende Wirkung geblieben. 

Irgend weldhe rechtliche Folgerungen laſſen ſich jedenfall3 aus 
der Thatſache, daß der Staat ein göttlihes Recht für fi in An: 
Iprud nimmt, nicht ziehen. 
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Die Annahme der Begründung des Staates durch Uebermadit, 
wie fie noch zulegt durch Haller und feine Schule aufgejtellt wurde, 
ift ebenjo wenig geeignet, die Eriftenz des Staates rechtlich zu be= 
gründen. Denn die Gewalt eines Einzelnen über feine Mitmenfchen 
iſt eine Thatjache, aus der fi nur ein thatfächliher Machtzuftand, 
aber fein Rechtszuſtand erklären Läßt. 

Beinahe zwei Sahrhunderte hindurch hat die Vertragstheorie 
des Naturrechte3 die Staatswiſſenſchaften beherriht. Von Hugo 
Örotius big Roufjeau ftand es als nothmwendige Folgerung aus 
der Natur des Menden feit, daß der Staat nur durch Vertrag 
begründet jein könne. Ob dieſer Vertrag ein einheitliher Staats: 
gründungsvertrag, oder ob erjt ein Pactum unionis zwecks ftaat- 
licher Vereinigung und demnädjt ein Pactum subjectionis zwecks 
Unterwerfung unter eine Obrigkeit gefchloffen if, ob die Menfchen 
ſich durch den Vertrag für fi) und ihre Nachkommen der Freiheit 
entäußern Zönnten zu Gunſten eines abjoluten Monarchen, oder ob 
ihnen die Freiheit und damit die Subjtanz der politifchen Nechte 
als unveräußerlihe® Gut verbleibe, waren Mopdififationen der 
weiteren Ausgeftaltung. Die Begründung des Staates durd 
Vertrag jtand als naturrechtliches Ariom über jeden Zweifel 
erhaben. 

Es foll Hier nicht der Einwand wiederholt werden, daß hiſtoriſch 
feine foldde Staatsgründung durch Vertrag nachweisbar if. Denn 
was den thatjächlichen Lebensverhältniffen widerjpricht, muß fi 
auch begrifflich als unrichtig darthun laſſen. 

Der Abſchluß eines Vertrages iſt zweifellos ein Nechtsatt. 
Man braudt nun nicht einmal die Frage nad) der Priorität von 
Recht oder Staat aufzumwerfen. Selbjt wenn man zugiebt, daß es 
Recht giebt, welches nicht dem Staate feine Entitehung verdantt, fo 
vermag doch eine Rechtsordnung ohne die Möglichkeit einer Durd)- 
führung durch die Staatsgemwalt feinen Augenblicd zu beftehen. Auch 
auf den niedrigften Kulturjtufen find mit den Anſätzen einer Rechts: 
ordnung gleichzeitig Diejenigen einer Staatögewalt vorhanden, die 
freilich beide nicht dem entipredden, was wir unter Recht und Staat 
zu verjtehen pflegen. Wenn man einen hijtorifch nicht nachweisbaren 
Naturzuftand der Menſchen annimmt, in dem es noch feinen Staat 
gab, jo kann es in diefem Naturzuftande auch fein Recht gegeben 
haben. Da jedod) der Abſchluß eines Vertrages bereits ein Rechts⸗ 
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aft ift, To erjcheint es unmöglich, dak die Menfchen durch Abſchluß 
eines Vertrages, der die Eriftenz von Recht und Staat vorausjeßt, 
in den ftaatlihen Zuſtand übergegangen find. Alle ferneren Ein- 
wendungen, die gegen die weitere Auögejtaltung der Vertragstheorie 
erhoben find, werden damit von felbjt gegenjtandlos. Der Staat 
fann begrifflid nicht das Erzeugniß eines Vertrages fein und ift e8 
auch, joweit die Entjtehung der Staaten überhaupt geihichtlid be— 
fannt iſt, thatſächlich niemals geweſen. 

Bei allen menſchlichen Inſtitutionen muß man ſchließlich auf 
einen Punkt kommen, wo ſie ſelbſt nicht weiter begrifflich ableitbar 
ſind. Insbeſondere muß man ſich der Schranken der Jurisprudenz 
bewußt werden. Es iſt eine Ueberſpannung des Rechtsbegriffes, 
den Staat, der, wenn auch nicht die ausſchließliche Quelle, ſo doch 
mindeſtens die Vorausſetzung alles Rechtes iſt, juriſtiſch erklären 
zu wollen. 

Der Staat iſt kein Rechtsprodukt, ſondern eine hiſtoriſche 
Thatſache. 

Von Hauſe aus beruht der Staat auf der Familie. Wie dieſe 
in mehreren Generationen ſich allmählich ausdehnt zum Geſchlechte, 
jo bildet die Verbindung mehrerer Gejchlechter von demjelben Stamme 
das Hiftorifh urfprünglide Staatswejen, den Geſchlechterſtaat. 
Diefer iſt alfo naturgemäß aus der Familie heraus erwachſen, ein 
Erzeugnig des gemwilfermaßen noch unbemwußt wirkenden menjchlichen 
Geiſtes. Wie alle menihlichen Lebensverhältniſſe, wie inSbejondere 
die Familie hat er eine bejtimmte redhtlihe Ordnung, aber er ift 
ebenjo wenig wie diefe Durch das Recht geſchaffen. Schon 1672 
machte Sir William Temple dieje Geſichtspunkte gegenüber der 
herrſchenden Naturrecht3lehre geltend, aber erjt durch die Arbeit der 
hiſtoriſchen Schule und der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft, be= 
londers durh Sir Henry Maine erlangten fie allgemeine An- 
erfennung. 

In feinen ſpäteren Entwidelungsftadien hat ſich der Staat von 
dieſer familienrechtlichen Grundlage losgelöſt. Das Band Der 
Geſchlechter Ioderte ih, neue Clemente traten Hinzu, und der 
Geſchlechterſtaat ging in den ſtändiſchen und ſpäter den ftaatsbürger- 
lichen über. 

Wo ſich jet in der europäiſchen Kulturwelt ein weuer Staat 
bildet, geichieht es durch Losreißung von einem bejtehenden Staate 
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oder durch ganze oder theilweiſe Vernichtung einer beftehenden Staats- 
gewalt. Dies find feine Rechtshandlungen, fondern im Gegentheile 
Durchbrechungen der geltenden Rechtsordnung. Selbjt wenn bie 
frühere Staatsgewalt die neue Staat3bildung anerkennt, jo ijt dies 
fein den neuen Staat begründender Rechtsakt, ſondern nur die Er: 
Härung, gegen die hiſtoriſche Thatfache nicht weiter anfämpfen, fie 
vielmehr auch vom Standpunkte der eigenen Rechtsordnung an- 
erkennen und damit den Rechtsbruch als geheilt betrachten zu wollen, 
So find die Vereinigten Staaten nicht durch einen Necht3aft Eng- 
lands, Belgien nicht durch einen ſolchen der Niederlande und das 
Deutiche Reich nicht durch einen foldden der deutſchen Einzelftaaten 
gefchaffen worden, jondern die neue Staatdgründung war ein 
hiftorifcher, auf rein thatjächlichem Gebiete liegender Akt, dem 
die Anerkennung der bisherigen Staatsgewalt in der Regel nad: 
folgte, bei der Begründung des Deutſchen Reiches dagegen vor: 
herging. 

Dieſe Staatsgründung, mag fie wie in dem Gejchlechteritaate 
eine auf organifcher Entwidelung beruhende und allmähliche fein 
oder wie in der Gegenwart aus zielbemuktem menſchlichen Handeln 
hervorgehen, kann man wie jeden melthijtoriihen Vorgang als 
göttliche Fügung und daher die Begründung jedes einzelnen Staates 
und fomit des Staates überhaupt als von Gott gewollt auffajfen. 
Dies ändert aber nichts an der Thatſache, daß die Begründung des 
Staates nur auf hiſtoriſchem Gebiete liegt und fi einer Erklärung 
auf juriftiichem wie auf theologifhen Wege in gleicher Weile 
entzieht. 

Aber auch Hiftorifch Haben die modernen Staatsbildungen feinen 
einheitlichen Charakter. Allerdings hat jid) das Nationalität3prinzip 
al3 widhtiger Faktor der modernen Staatsbildung ermwiejen. Aber 
nirgends ift dag Prinzip, daß jede Nation im ethnifchen Sinne aud 
einen Staat ausmachen fol, in voller Reinheit zu verwirklichen. 
Auch die Staaten von nationalem Charakter umfaſſen daher regels 
mäßig fremde Volksſtämme. Neben den großen Nationaljtaaten be 
ftehen aber Staatsweſen aus älterer und neuerer Zeit, die die ver- 
Schiedenen Völker als national gleichberecdhtigte Beitandtheile des 
einen Staatsvolkes behandeln. 

Die Art und Weile, in der ein bejtimmter Staat Hiftorifch ent 
ftanden ift, erjeheint nun allerdings für feine Rechtsentwickelung 
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keineswegs gleichgültig.) Aber diefe Entjtehungsart ift fein ju— 
riſtiſcher Faktor, aus dem fi) mit innerer Nothwendigfeit eine be- 
ſtimmte Verfaſſungsform ableiten ließe, wie man von der Begrün— 
dung des Staates durch Vertrag mit logiſcher Nothmwendigkeit zu 
dem Prinzip der Volksſouveränetät gelangte. Sie ift Iediglich eine 
hiltorijche Thatlache, die zufammen mit anderen Faktoren, wie Land, 
Bevölkerung, Kulturzuftand, religiöfe und politifhe Lage auf die 
Rechtsbildung einzumirfen berufen ift und je nach dem verjchiedenen 
Zuſammenwirken auch verjchiedene NRechtszuftände ſchafft. So hat 
diefelbe Art der Begründung des Staates, die Losreißung von dem 
bisherigen Staate in Nordamerika zur Föderativrepublif, in Belgien 
zur parlamentariihen Monardie, und andererſeits die Staatliche 
Einigung der bisher zerjplitterten Theile einer Nation in Stalien 
zum parlamentarischen Einheitsjtaate, in Deutfchland zum konſtitu— 
tionellemonardhiichen Bundesjtaate geführt. Man wird daher bei 
der Behandlung des öffentlichen Nechtes die Entjtehung des Staates 
als einen der wichtigiten Faktoren für die Hiftoriihe Begründung 
und Erflärung ſeines Rechtszuſtandes betrachten müſſen. Aber die 
innere Nothwendigkeit einer bejtimmten Rechtsordnung folgt daraus 
nicht. 

Takt man den Staat ledigli von feiner juriftiichen Seite 
auf, jo kann man von feiner Begründung als über dem Rechts— 
gebiete hinaus liegend, überhaupt abjehen. Denn da der Staat 
nicht Rechtsprodukt ift, gehört die Erklärung feiner Entjtehung aud) 
nicht zu den Aufgaben der Surisprudenz. Betrachtet man aber den 
Staat nicht ausschlieglihd vom juriftiihen Standpunfte, jo muß 
man ſich allerdings auch über jeine Entjtehung Klar werden und 
fann dadurh auch zur Vertiefung des juriſtiſchen Verſtändniſſes 
beitragen. 


8. 3. Der Staatszwed. 


Wer immer e3 unternimmt, die Entjtehung des Staates auf 
einen allgemein gültigen Aft zurüdzuführen, muß dem Staate einen 
einheitlichen, überall gleich bleibenden Zweck zufchreiben. Die Theorie 


1) Vgl. Tocqueville, De la democratie en Amerique I, ©. 46: „Les 
peuples se ressentent de leur. origine. Les circonstances qui ont accomparme 
leur naissaince et servi à leur developpement influent sur tout le reste de leur 
carriere.“ 
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der göttlichen Stiftung des Staates weiſt ihm als Aufgabe bie 
Verwirklichung des göttlichen Willens zu. Noch Stahl erklärt es 
für den Staatszwed, daß der Staat Erhalter und Rächer der zehn 
Gebote fei. Wie fi) nach der Lehre des Naturrechtes die in Vers 
einzelung lebenden Menjchen zu einem ſtaatlichen Gemeinweſen ver- 
tragämäßig verbinden, jo mußten fie hierbei einen gewiſſen Zwed 
verfolgen, den man aber im Allgemeinen nur auf die unbejtimmte 
Formel der Salus publica zurüdführen konnte. Außerhalb der 
Staatszwede jchuldete der Staatsangehörige dem Staate feinen 
Gehorfam, da dies über die vertragsmäßige Bindung Hinaus: 
gegangen wäre. 

Sieht man dagegen einen foldhen einheitlichen Begründungsakt 
nicht als vorhanden an, jo wird man auch nicht zu einer abjoluten 
Beitimmung des Staatszweckes gelangen können. 

Hiftoriich Hat fi) der Staat in den verfchiedenen Entwidelungs: 
perioden auch jehr verjchiedene Zmede geftellt. Insbeſondere bejteht 
ein grundfäßlicher Unterfchied zwiſchen der. griehiich= römischen und 
der germanifchen Auffaffung von den Aufgaben des Staates. 

Die hellenifhe Welt betrachtet den Staat als die Vollendung 
der Menjchheit und jomit als Selbjtzwed. Im Berhältniffe zu den 
einzelnen Menjchen ijt er das Prinzipale. Ihre Berechtigung finden 
fie nur in dem Staate und als Theile dejjelben. Der Staat ift 
daher nad) Ariftoteles älter als die Bürger, da da3 Ganze früher 
eriftiren mußte als feine Theile. Nicht die Pflege der Wohlfahrt 
der Einzelnen iſt Aufgabe des Staates, jondern die Einzelnen 
müflen fi) dem Staate als dem höchſten Zwecke der Menjchheit 
opfern. Auf das Wohl der Staatdangehörigen kommt es nad 
Platon nit an, wenn nur der Staat gedeiht. Dieſe Staats: 
auffaffung kennt überhaupt nur den Staat und abjorbirt das In—⸗ 
dividuum mit Leib und Leben, mit Hab und Gut. Die Madt 
des Staates über feine Angehörigen it daher eine jchrankenlofe, 
da3 Sndividuum vollſtändig negirende. Die ganze Gefchichte der 
griechiſchen Staaten zeigt, daß dies nicht eine bloße Theorie, fon- 
dern der lebendige StaatSbegriff des Hellenenthums war. 

Die römische Auffaſſung geht nicht ganz jo weit. Sie erfennt 
die Selbititändigfeit des Privatreht3 an und gewährt auf diejem 
Gebiete dem Individuum freien Spielraum. Aber nach Ausfonde- 
rung dieſer Sphäre bleibt für das öffentlihe Recht die hellenische 
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Staatsauffaljung unbedingt maßgebend. Auch die römifche Rechts— 
philojophie jchließt fich ihrem unjelbftftändigen Charakter entiprechend 
durhaus an griehiihe Vorbilder an und wird fih nicht einmal 
des Fortſchrittes bewußt, den das römiſche Recht durch die fcharfe 
Scheidung zwiſchen öffentlihem echte und Privatrechte thatjächlich 
gemacht hatte. 

In direftem Gegenfage zu diefer antiken Auffaffung jteht Die 
des Germanenthums. Das Gefühl der einzelnen Berjönlichkeit ſo— 
wohl des Individuums wie feiner Erweiterung in Familie und 
Geſchlecht fteht ihm fo Hoch und ift fo ftarf ausgeprägt, daß dem 
Staate nur eine ergänzende Stellung bleibt, ſoweit die Kräfte des 
Einzelnen und der engeren Gemeinſchaften nicht ausreichen. Die 
Dbrigfeit hat nicht die Fülle der Staatsgewalt, jondern nur be: 
ſtimmte einzelne Nechte, Denen andererjeitS wiederum Rechte der 
Staatsangehörigen entgegenjtehen. 

In dem Augenblide, in dem ein Volk mit jo unentwidelten 
Staatsbewußtfein das Erbe der antiken Welt übernahm, Hatte ſich 
aber auf ihrem Boden und ausgerüftet mit ihrer jtaatlihen Dig- 
ziplin die Kirche als eine vom Staate verjchiedene Gemeinſchaft 
bereit8 entwidelt. Sie übernahm nicht nur den Kultus, der in der 
antifen Welt Aufgabe des Staates geweſen war, fondern die Pflege 
aller Höheren Kulturzwede der Menjchheit überhaupt. Für den 
Staat blieb nichts Anderes übrig als der Rehtsfhuß nah innen 
und nach außen, d. h. das militäriihe Gebiet, die Rechtspflege und 
eine ſich daran anjchliegende polizeiliche Tyriedensbewahrung. Wäh— 
rend die Kirche zur Verwirklichung des Gottesreiches auf Erden ſich 
zu entmwideln ftrebte, wurde der Staat zum erefutiven Organ der 
Kirche herabgedrüdt. 

Aber auch auf dem geringen Gebiete, auf dem der Staat jeine 
Thätigfeit entfalten fonnte, nahm er gegenüber dem ausgeprägten 
germanischen Sndividualismus zunächſt nur eine ergänzende Stellung 
ein. Erſt Schritt für Schritt konnte der Staat die Blutrache durd) 
da3 Kompoſitionenſyſtem erjegen, neben der Kompofition oder dent 
Wehrgelde für den Verlegten auch ein Friedensgeld für die Obrig- 
feit einführen und endlid daS gefammte Strafredht verjtaatlidhen 
und die Privatfehde verbieten, nur ganz almählid neben den 
Volks- und Standesgenofjen der Obrigkeit Einfluß auf die Recht: 
ſprechung verſchaffen. 
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Erft mit der Kirdenjpaltung erweiterten ſich die ftaatlichen 
Aufgaben. In den proteftantiichen Ländern wird die Kirche dem 
Staate einfach einverleibt und damit die Gefammtheit der Firchlichen 
Aufgaben jtaatlid. Aber auch in den katholiſchen Gebieten gewann 
der Staat gegenüber der geſchwächten Kirche die Kraft, Die bisher 
ausfchlieglih von der Kirche gepflegten höheren Kulturzwede aud 
jeinerfeit3 zu übernehmen und die Kirche feiner Herrfchaft zu unter: 
werfen. 

Ein Jahrhundert jpäter erweitert der Staat feine Aufgaben 
von Neuem. Er Hatte nunmehr auch die Kraft gewonnen, die 
mittelalterlidh-ftändifche Rechtsordnung, die ihn nach) allen Richtungen 
beengte, theilweije zu bejeitigen und, ſoweit fie beftehen blieb, fid 
zu unterwerfen. Unter Vernichtung der überfommenen jtändijchen 
Rechte Ihafit der ablolute Staat eine neue Rechtsordnung. Ge 
tragen von der wieder erwachten antiken Staatsidee, betrachtet er 
ih im Wejentlihen als Selbitzwed. Im Intereſſe feiner äußeren 
Madtentfaltung bedarf er vor allen Dingen ein möglidhit ftarkes 
jtehendes Heer und für dieſes die nöthigen Geldmittel. Um viele 
zu gewinnen, werden nit nur die Finanzen reformirt, jondern es 
wird auch für das Gedeihen der einzelnen Produftionszmweige jelbit 
gegen den Willen der Staatsangehörigen zur Hebung ihrer Steuer: 
fähigkeit geforgt. Dieſe Einmiſchungen in die Brivatwirthfchaft find 
es, die man bejonders läſtig fühlte und als Folgen des „Polizei: 
ſtaates“ empfand, während die Polizei gar nicht Zweck, ſondern nur 
letztes Mittel des Staates war. 

AS nun die Verbindung der abjoluten Monardie mit den 
Reiten der ſtändiſchen Ordnung, worin das Charalterijtiiche des jo: 
genannten Ancien regime bejteht, zufammengebrocdhen war, Da er: 
ſcheint e8 begreiflih, daß in der Oppofition gegen den Polizeijtaat 
da3 individualiftiiche Moment wieder ftärfer hervortrat, daß Kant, 
Fichte und W. vo. Humboldt den Staat wieder auf den Rechts— 
Ihuß beichränfen und damit zu einer bloßen Berfiherungsanitalt 
für den Einzelnen machen wollten. Irgend welchen praktiſchen Er: 
folg haben diefe Bejtrebungen nicht gehabt. Die Entwidelung und 
Ausdehnung der Staatszwede ift nicht rüdmwärts, jondern wiederum 
nur vorwärts gegangen, der Staat hat immer weitere Gegenjtände 
in den Kreis feiner Thätigfeit gezogen. Schon Hegel gab die enge 
Begrenzung der Staatsaufgaben wieder auf und bezeichnete als 
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Staatszwed die Verwirklichung des Sittengejeßes, ein Ausdruck, der 
aber eben wegen feiner Allgemeinheit und, weil nicht der Staat 
ausſchließlich das Sittengefeß zu verwirflihen hat, praktif wenig 
brauchbar ilt. 

Der hiſtoriſche Staat Hat aljo von je Her den Kreis feiner 
Aufgaben verschieden gezogen. Nicht darum kann es fi) handeln, 
einen abfoluten Staatszwed feitzuftellen, fondern zu ermitteln, worin 
der Staat der Gegenwart jeine Aufgaben jieht. 

Bon der antiken Staatsidee, welche die Berechtigung des In— 
dividuums negirt und es aufgehen läßt im Staate, ift man jeden- 
falls weit entfernt. Wie auf Erden der Menſch höchſter Zweck ift, 
fo tft auch der Staat um des Menjchen willen da. Er ift nicht 
Selbitzwed, fondern dient dem Menſchen. In diefer grundlegenden 
Auffaſſung Hat die chriftlichegermaniihe Staatsidee gegenüber der 
antifen den Steg behauptet. 

Der Menſch iſt aber fein ifolirtes Einzelweſen, fondern gehört 
der großen Volksgemeinſchaft aller Staatsgenofjien an. Ihr zu 
dienen ift der Staat berufen, und, ſoweit da3 Intereſſe des Ein 
zelnen mit dem der Gefammtheit in Widerſpruch tritt, hat der Ein- 
zelne hinter der Geſammtheit zurüdzujtehen und ihr zu dienen, mag 
diefe Geſammtheit einer überwiegend einheitliden Nationalität oder 
mehreren Volksſtämmen angehören. Durd die Negirung des ab- 
ſoluten Nechtes des Individuums dem Staate gegenüber und durch 
die Unterwerfung des Einzelnen unter die Intereſſen der Geſammt— 
beit hat die antife Staatsidee, gejtüßt auf chriſtliche Grundlagen, 
den germanijchen Individualismus überwunden. 

Der Staat kann aber nur dadurch der Geſammtheit der 
Staatsangehörigen und damit jedem Einzelnen dienen, daß er Die 
Iharf Follidirenden Intereſſen der einzelnen Geſellſchaftsklaſſen, 
Nationalitäten und Konfeifionen mit einander in Einklang bringt. 
Er Hat die wirtbihaftlid Schwachen gegen die Uebermacht der 
Stärferen zu jchüßen, jedes ſoziale und religiöfe Intereſſe zu pflegen, 
joweit es mit den Interejjen der Gefammtheit vereinbar ift, e8 aber, 
joweit es Dieje Grenzen überjchreitet, zurüdzudrängen. Er bildet 
mit einem Worte die Duelle ausgleichender Gerechtigkeit zwijchen 
den verjhiedenartigen Interefjen feiner Angehörigen und dient jedem 
Einzelnen, indem er der Gejammtheit dient. Dielen Aufgaben Hat 
insbejondere der Staat der Gegenwart mit jeiner Eonfejjionell ge= 
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trennten, Durch die verjchiedeniten fozialen und nationalen Gegenſätze 
geichiedenen Bevölkerung gerecht zu werden. Die Pflege der Inter: 
eſſen der Gefammtheit fann natürlich nie nach einer Schablone er- 
folgen. Die Verjchiedenartigkeit der konkreten Verhältniffe erfordert 
auch in jedem Staate verjchiedene politifche Maßregeln. Insbeſondere 
wird der Staat mit überwiegend einheitlicher Nationalität die 
fremden Volksſtämme dem Herrfchenden amalgamiren, der national 
gemijchte Staat die nationalen Gegenfäge ausgleichen und verföhnen 
müfjen. Die weitere Ausführung geht über das Gebiet der allge: 
gemeinen Staat3lehre hinaus und fällt in dasjenige der Tages: 
politik. 

Wie weit der Staat zur Erreichung feines Zweckes feine Thätig- 
feit ausdehnen, welche Eonfreten Aufgaben er fich ftellen muß, ift 
eine reine DOpportunitätsfrage. Je mehr das mirthichaftliche Leben 
fih komplizirt, die Bevölferung ſich national und konfeſſionell miſcht, 
um jo umfaflender werden die Aufgaben des Staates. Insbeſondere 
fann bei dem ſich immer fchärfer ausprägenden Klafjengegenjate 
zwijchen den arbeitenden Klafjen und den Unternehmern fein moderner 
Staat ſich mehr auf einen bloß formalen Rechtsſchutz befchränfen. 
Der Staat der Gegenwart hat, indem er für den Schuß und die 
wirthichaftliche Eriftenz des Einzelnen umfaljende Fürſorge traf, in- 
dem er wichtige Gewerbebetriebe jelbjt übernahm, weſentliche Elemente 
des fozialiftiichen Staatsideals, wonach der Staat alleiniger Unter: 
nehmer fein und dadurd die wirthſchaftliche Exiſtenz des Einzelnen 
garantiren fol, in fi) aufgenommen, und dieje Entwidelung iſt 
noch keineswegs zum Abſchluſſe gelangt. 

Der Staatszwed iſt jedoch lediglich für die Charafterifirung 
des Staates nach der politiihen Seite von Bedeutung, juriſtiſch ift 
er vollitändig gleihgiltig. In dem gefammten Rechtszuſtande und 
der Vermaltungsthätigfeit prägt ji aus, welche Zwecke der Staat 
verfolgt. Wie jedes menſchliche Handeln ein zwed- und zielbewußtes 
ift, mögen die Zmede jelbjt richtig oder verfehrt fein, jo ſchwebt 
auch jeder Thätigleit des Staates und feiner Organe, inZbejondere 
bei der Schaffung neuen Rechtes, der Staatszweck vor Mugen. Tür 
die Rechtsordnung ſelbſt ift aber der Zweck ein außerhalb ihrer 
liegendes, rein politiſches Moment. Beſteht eine NRechtsinftitution 
einmal, jo ift es gleichgiltig, welche Zwecke mit ihr erreicht werden 
jollten. Bisweilen kann der urjprüngliche Zweck ganz in Vergeflen- 
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heit gerathen.!) Häufig ift auch der anfängliche Zmed, zu deſſen 
Erreihung eine Rechtsnorm dienen follte, hinfällig geworden, und 
gleichwohl bejteht ſie unverändert fort.) Die Rechtsordnung hat 
aljo ohne Rüdfiht auf ihren Zwed zur Anwendung zu kommen. 
Wie jede Rechtsnorm nur aus Sich jelbft zu interprefiren ift, fo 
kann auch der Staat in feinen rechtlichen Beziehungen voll erfaßt 
und begriffen werden, ohne daß man auf den Staat3zwed eingeht. 
Dagegen würde man vom hiftoriihen und politiihen Standpuntfte 
der Bedeutung des Staates niemals voll geredyt werden können, 
wenn man von dem Staatdzwede vollitändig abjehen wollte. 


Ameiter Abſchnitt. 
Die Faktoren de8 Staates. 


Abtheilung I. 
Das Subjekt der StaatSherrichaft. 


Kapitel I. Der Staat der monardifchen Sonveränetät. 


8. 1. Die abfolute Monardlie. 

In dem aus der erweiterten Familie erwachſenen Geſchlechter— 
ſtaate ift Die lediglich durch die Sitte beſchränkte Herrichaft eines 
Einzelnen au3 den vornehnijten Gejchlechte zwar nicht die einzige, 
aber dod die am meitejten verbreitete Staatsform. Mit dieſer 
Monardie des Gefchlechterjtaates Hat die der europäiſchen Kultur: 
welt feinen unmittelbaren hiſtoriſchen Zufammenhang mehr. Ebenſo 
jteht fie außerhalb jeder Verbindung mit der Monarchie des Drientes, 
die entweder auf theofratiiher Grundlage ruht oder aus dem Heer: 
führerthum eines erobernden Stammes über das unterworfene Völker— 
gemiſch erwachſen tft. 





1) L. 20 D. de legibus senatusque consultis et longa consuetudine |, 3: 
„Non omnium, quae a maioribus constituta sunt, ratio reddi potest.“ 

2) Hausgeſetze, die urfprünglich die Untheilbarfeit des Territoriums fichern 
follten, dienen jebt nur noch zur Feitjtelung des Throntolgeredts. 
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Die abjolute Monardie in den europäifchen Staaten iſt eine 
unter bejtimmten politifhen und fozialen Vorausſetzungen ent: 
ftandene und unter dieſen Vorausfeßungen nothwendige hiſtoriſche 
Thatſache. 

Als Zweck des modernen Staates war es bezeichnet worden, 
die Quelle ausgleichender Gerechtigkeit gegenüber den kollidirenden 
Intereſſen der verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen zu bilden. Es kann 
nun die Uebermacht der höheren Geſellſchaftsklaſſen über die niederen 
eine ſo ſtarke ſein und in der geſammten Rechtsordnung in dem 
Maße zum Ausdruck gelangen, daß der Staat feinem eigenen Zwed 
untreu wird, nicht mehr die Schwachen gegen die Starken ſchützt, 
londern den Starken zur Unterdrüdung und Ausbeutung des Schwachen 
jenen Arm durch Verwirklichung einer Rechtsordnung leiht, melde 
al3 ſoztaler Machtausdruck mit dem Weſen des Staates als 
Duelle jozialer Gerechtigkeit im Widerfpruche fteht. Bei dem Ein 
fluffe der Höheren Geſellſchaftsklaſſen in Berfaffung und Ber: 
mwaltung des Staates ijt aber eine Wenderung des bejtehenden 
Zuſtandes, der eben fozialer Machtausdruck ift, gegen ihren Willen 
nicht möglich. 

Hier mußte die aus dem Gejchlechterjtaate in die ftändijche 
Drdnung übernommene Monardie, welche bei der Uebermacht der 
befigenden Klafjen zu einer rein ornamentalen Bedeutung herabge 
junfen war, als der über allen jogialen Intereſſen jtehende Faktor 
der Staatögewalt die Aufgabe des Staates erfüllen. Die Interefjen 
der Monardjie fielen mit denen der unterdrüdten Klaffen zuſammen. 
Da eine Aenderung des beitehenden Rechtes, in dem fich die joziale 
Macht der befigenden Klaſſen ausprägte, mit deren Zuſtimmung nidt 
zu Stande kam, mußte die Monarchie unter Bruch dieſes Nechtes die 
ſoziale Macht mit ihrer eigenen Macht befämpfen und ſich unterwerfen. 

Auf zertretenen Rechten der ftändilchen Ordnung murde die 
abjolute Monardie am Ausgange des Mittelalters gegründet. In⸗ 
dem aber die Monardie unter Vernicdytung des echtes wieder den 
eigentlichen Staatszweck erfüllte, zeigte fie, daß für den Staat die 
Gerechtigkeit Höher fteht als das Recht jelbit, daß das Necht, welches 
dem Prinzipe der fozialen Gerechtigkeit widerfpricht, der Vernichtung 
durch den Staat anheimfallen muß. 

Neben diejer jozialen Hatte die abjolute Monarchie noch eine 
nationale Bedeutung. 
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Der ftändiihe Staat war Fein Einheitsftaat, jondern bejtand 
aus einer Reihe relativ jelbiiftändiger Territorien, dienur durch das 
ſchwache Band der Dberlchnsherrlichfeit de8 Monarchen zufammen- 
gehalten wurden. Auf der iberiichen Halbinjel hatte ſich fogar eine 
größere Anzahl von einander unabhängiger Staaten herausgebildet. 
Die abſolute Monardie verjchmilzt die jelbjtitändigen Territorien zu 
einer größeren Einheit und ftellt dadurch entweder den nationalen 
Staat her oder bereitet ihn wenigjtens vor. 

Das franzöſiſche Königthum zieht die großen Territorien an ſich 
und verfchmilzt fie mit dem fönigliden Hausbeſitz, der demnach 
Ihließlih fi mit dem Staatsgebiete dedt. Die Monarchie der 
fatholiihen Könige Ferdinand und Sfabella ftellt den ſpaniſchen 
Einheitsftaat her, dem feit Philipp II. auch Portugal zeitiveife unter- 
worfen wird. In Deutſchland hatte allerdings das Katlerhaus der 
Habsburger unter Starl V. und ın bewußterer Were unter Ferdi— 
nand ll. den Verſuch gemadjt, dem Vorbilde Trranfreihs zu folgen 
und, gejtüßt auf die katholiſche Kirche, den abjoluten Einheitsſtaat 
zu begründen. Nachdem dieſer Verfuh an dem Bündnifje der 
Territorialgewalten mit den Feinden des Neiches, Schweden und 
Frankreich, geicheitert war, konnte die weitere ſtaatliche Entwicklung 
nur auf dem Territorium beruhen. Durch die Verbindung mehrerer 
Territorien unter einem Landesherren, der fie durch die Verwaltung 
zu einer höheren Einheit verfchmilzt, bilden ſich innerhalb des Reiches 
größere lebensfähige Staatsweſen, insbeſondere der brandenburgiich- 
preußiihe Staat und damit die Grundlage zu einer neuen nationalen 
Einheit. 

Das hiſtoriſche Recht der ftändifhen Ordnung ruhte aber auf 
der Baſis der einzelnen Territorien, deren jedes jeine bejondere 
tändilche Verfafjung Hatte. Indem die Monardie als Vertreterin 
fozialer Gerechtigkeit das Hiftoriiche Recht vernichtete, befämpfte fie 
nicht nur die in ihm fi) ausprägende foziale und politiiche Ueber- 
macht der befißenden Klaffen, fondern gleichzeitig defjen territoriale 
Abgeſchloſſenheit. Wie die joziale Gerechtigfeit von der Monarchie 
nur gewährt werden fonnte, wenn fie das ſtändiſche Recht, den 
\ozialen Machtausdruck feiner Zeit, vernichtete, jo vermochte ſie einen 
nationalen oder wenigſtens einen größeren Staat nur zu begründen, 
indem jie die territoriale Verfaſſung außer Kraft feßte und durch die 
Berwaltung die einzelnen Territorien zu einem Einheitsjtaate ver— 
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ſchmolz. Soziale und politiihe Motive waren aljo bei der Bildung 
der abjoluten Monarchie glei” mächtig, fie wirkten beide auf das— 
felbe Ziel Hin. 

Die Monardjie mußte abfolut fein, weil fie die beftehenden 
Verfaſſungsformen des ftändifchen Staates zertrat und zunächft noch 
feine anderen jozialen Grundlagen für eine neue verfafjungsmäßige 
Drdnung beitanden. Die abfolute Monardie war alfo vorläufig 
nur eine hiſtoriſche Thatſache und zwar eine ſolche revolutionären 
reht3widrigen Charakters. Gegenüber dem jeit dem Wiener Kongreß 
ausgebildeten Legitimitätsprinzipe, wonach allein die altüberfommenen 
Dynaſtien rechtmäßig fein follten, bedarf es der bejonderen Hervor: 
hebung, daß es ein von allem Anbeginn eriftirendes Recht nicht 
giebt, daß jedes Recht auf Thatjachen beruht, die vorhandene Rede 
vernichteten, daß aber diefer Rechtsbruch infofern Hiftorifch geredt: 
fertigt war, als er die Monarchie zur Erfüllung ihrer Miffion be 
fähigte. 

Wie ſich aber nad) und nad) die Machtverhältniffe Eonjolidirten, 
die abjolute Monardjie zu einem Ausgleidde und Modus vivendi 
mit den Reften der ſtändiſchen Drdnung gelangte, fonnte fi auf 
dem Boden der gegebenen Thatjahen auch ein neues Necht bilden. 
Diefe Entwidlung war aber nur eine jehr langjame und all 
mählide. Bis in dieſes Jahrhundert Hinein vertheidigte der 
ablige Großgrundbejig fein hiſtoriſches Recht gegenüber den Ein: 
griffen der abjoluten Staatsgewalt, erſt in diefem Sahrhundert 
fonnte wieder der Grundja zur Anerkennung gelangen, daß die 
Verwaltung nit bloß nah Nüdfichten zu verfahren Habe, jon- 
dern unbedingt gebunden jei an die Rechtsordnung, welche nun: 
mehr von Neuem auf dem Boden der abjoluten Monardjie er: 
wachſen war. 

Wenn nun auch die Monarchie nothwendig eine abjolute fein 
mußte, jo ging doch ihr Abjolutismus nie weiter als die Zwecke, 
die fie erreihen wollte. Won den Ueberjpanntheiten Qudwigs XIV., 
der ſich al3 das über alles Recht erhabene Ebenbild Gottes auf 
Erden betrachtete, Hat ſich Doch die wefteuropäifhe und namentlich 
die deutſche Monarchie im allgemeinen fern gehalten. Das Hiftorifche 
Recht wurde aufrecht erhalten, joweit e8 mit der nenen Ordnung 
irgend vereinbar war, theilmeife jogar zum Nachtheile der Ge: 
ſammtheit. 
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Die ftändifche Abgefchloffenheit der Geſellſchaftsklaſſen gegen ein- 
ander und die Vorrechte der höheren Klaſſen, bie einft ein Aequivalant 
für öffentliche Dienjte derjelben gebildet hatten, blieben bejtehen. In 
Deutichland wurde den Ständen fogar die Zofalvermaltung unter 
ftaatlider Kontrole belajfen. Träger der abjoluten Monardie war 
ferner das berufsmäßige Beamtenthum in feſt organifirten Behörden. 
Die uriftiihe Bildung und Gewöhnung diejes Beamtenthums madıte 
eine deſpotiſche Negierung, feine Organifation in fejten Behörden ein 
perjönliches Willfürregiment des Landesherrn unmöglich. 

Die abjolute Monardjie durchbrach das hiſtoriſche Recht nur 
ſoweit, als es ihre Höheren Zwecke erforderten, und auch mo fie 
die3 that, ftellte fie jofort fejte Ordnungen auf, die allmählich den 
Charakter des Rechtes annahmen. 

Schließlich zeigte die abſolute Monarchie ſogar die Möglichkeit 
einer verfaſſungsmäßigen Beſchränkung unter Aufrechterhaltung des 
ausſchließlichen monarchiſchen Rechtes, indem ſie ſich ſelbſt bei Aus— 
übung einzelner Staatsfunktionen, insbeſondere der Geſetzgebung, 
an weſentliche Formen band, bei deren Nichtbeobachtung die 
Willenserklärung des Monarchen gar nicht als ſolche gelten ſollte. 
Noch war allerdings von einer ſelbſtſtändigen Mitwirkung der 
Unterthanen bei Feſtſtellung des Staatswillens nicht die Rede. 
Aber in der formellen Selbſtbeſchränkung des Monarchen war bereits 
der Weg gezeigt, wie der Monarch Grund und Ouelle alles ſtaat— 
lichen Rechtes ſein, aber gleichwohl an verfaſſungsmäßige Formen 
gebunden werden konnte. 

Auch unter der abſoluten Monarchie wurde der Staat der weſt— 
europäiſchen Völker nie Deſpotismus. Abgeſehen von einzelnen 
Ausſchreitungen blieb er Rechtsſtaat, deſſen Ordnungen auch den 
abſoluten Monarchen inſoweit banden, als nicht die höchſten Zwecke 
des Staates, die höher ſtehen als das Recht ſelbſt, eine Durch— 
brechung erforderten. Der Abſolutismus iſt deshalb in der Regel 
auch nie weiter gegangen als ſeine innere Nothwendigkeit. 

Sn England, wo die Geſellſchaftsordnung auf gerechteren 
Grundlagen aufgebaut war als in den Eontinentalen Staatsweſen 
MWejteuropas, wo ſchon die normannifdde Eroberung eine jtraffe 
Staatseinheit hHergeftellt Hatte, konnte daher troß Der Rieſen— 
anftrengungen von drei Generationen des Stuart’ihen Königshaufes 
die abfolute Monarchie nicht zur Herrſchaft gelangen. Die Krijis 
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der englifchen Verfafjung endete mit der Vernichtung der Hiftorifchen 
Monardjie und mit der Feſtſtellung und Anerkennung der bis dahin 
beftrittenen Machtſtellung des Parlaments. 

Aber auch auf dem Kontinente mußte die abjolute Monardjie 
untergehen, fobald fie ihre hiſtoriſche Miffion erfüllt Hatte. Jedem 
Zweige der chrijtlich-germanifchen Völkergemeinſchaft ift der Abfo- 
lutismus nur al3 ein zeitweife gebotener Uebergangszuftand, niemals 
aber al3 bloßer Selbſtzweck erträglich. Dort, wo die abjolute Mo: 
narchie die Aufgaben, auf denen ihre Griftenzberechtigung beruhte, 
nit nur vernadjläffigte, fondern in ihr Gegentheil verkehrte, wo 
fie fih mit den privilegirten Klaffen zu gemeinfamer Ausbeutung 
der Nation verband, wurde fie zerbrocdhen und das neue Staat: 
wejen auf dem Prinzip der Volksfouneränetät aufgebaut. Dies war 
feit der ſranzöſiſchen Nevolution im Wefentliden das Geſchick aller 
romanischen Staaten. Aber auch die deutichen Dynaftien, in denen 
jtet3 das Gefühl der fürftlichen Pflicht obgemwaltet Hatte, mußten ſich 
nad) Erfüllung der Aufgaben des Abjolutismus wieder verfaſſungs— 
mäßige Formen und eine felbititändige Theilnahme der Unterthanen 
am ſtaatlichen Leben gefallen Iafjen. 

Für Wefteuropa hat alfo die abjolute Monarchie nur noch eine 
hiltorifche Bedeutung. Sie bildet den Ausgangspunkt des gegen 
wärtigen Rechtszuſtandes, gehört aber ſelbſt der Vergangenheit an. 
Sobald aber die Borausfegungen, auf denen fie einjt beruhte, 
wiederfehren, jobald in3bejondere die zur Theilnahme an der Gejeh: 
gebung berufenen Elemente ſich al3 dauernd unfähig erweiſen follten, 
die höchfte Aufgabe des Staates, die ſoziale Gerechtigkeit, zu erfüllen, 
muß die abjolute Monardie von Neuem erjtehen. Bisher hat fi 
allerdings die jelbjtüberwindende Auffafjung des Chriftenthums, 
vielleicht unterftügt durch die Furcht vor einer fozialen Nevolution, 
bei den bejigenden Klaſſen der Gegenwart als mächtiger ermielen 
als bei denen de3 ausgehenden Mittelalters. Unter ihrer freien 
Zuftimmung find foziale Reformen in Angriff genommen und 
vollendet worden, auf ihre Kojten Haben fie den unteren Bevölfe 
rungsllaflen politifche und wirthſchaftliche Zugeſtändniſſe gemacht, 
während die alten Stände hierzu erſt durch die abfolute Monardjie 
gezwungen werden mußten. 

Nur in einem dhriftlich-europäiichen Staate hat die abjolute 
Monarchie fi) als dauernde Smftitution erhalten, in Rußland. 
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Man Fönnte allerdings bezweifeln, ob Rußland zu der europäiſchen 
Staatenwelt im jtaatsrechtlich = politiichen Sinne gehört oder nicht, 
vielmehr eine aſiatiſche Staatsbildung iſt. Jedenfalls bildet es einen 
aktiven Faktor der europäilhen Politif und Hat fo viele Elemente 
europäiſcher Kultur in fih aufgenommen, daß man es bei der Be 
handlung modernen StaatSlebens nicht ignoriren kann. 

Den Slaven fehlt an Jih die ftaatenbildende Kraft und die 
politiihe Befähigung der Germanen und Romanen. Während fie 
zu einem leidenden Gehorjam Hinneigen und deshalb jtet3 ein 
brauchbares Element in fremder Hand bilden, find ihre eigenen 
Staatswejen meilt nach furzer Plüthezeit an innerem Hader und 
politiiher Unfähigkeit des Volkes zu Grunde gegangen. Wenn 
Rußland Hiervon eine Ausnahme gemacht Hat, jo ijt die nur den 
nidhtllavischen, germanischen und mongoliſchen Elementen zu ver- 
danken, die bei feiner Staat3bildung mitgewirkt haben. 

Die Staatsgründung des rufjiihen Reiches ging um das Sahr 
862 von jfandinavischen Heerführern aus, die mit ihren Gefolg- 
Ihaften die eingeborenen Slaven ihrer Herrihaft unterwarfen, und 
von denen Rurik ſchließlich als Alleinherricher übrig bleibt. In 
germaniſcher Weile war die Macht des Fürften beſchränkt durch 
feine Gefolgichaft, die Bojaren, die mit ihm deifelben Stammes 
waren. Die mongoliihe Eroberung (um 1250) bradte in diejen 
germanischen Staatsbau die afiatiihen Elemente des Eigenthums 
des Khans an dem ganzen Lande al3 einem eroberten und Die 
Sflaverei der Bewohner, während die rujjiihen Großfürſten als 
Statthalter des Khans galten. Im Widerjpruh mit dieſer Auf: 
fafjung erhielt ſih aber die Stellung der Bojaren im Wejent- 
lihen fort. 

Mit der Abjchüttelung des Mongolenjochs (1480) trat Der 
Großfürſt rehtlihd in die Stellung des Mongolenfhans ein. Er 
wurde dem Rechte nach abjoluter Herricher über Land und Leute, 
wenn ihn auch thatſächlich der Rath der Bojaren und periodilch 
berufene Landtage beſchränkten. Seit Peter dem Großen erhielt die 
Gewalt des Zaren auch eine Eirdlihe Grundlage, indem er ich 
zum Oberhaupte der orthodoren Landeskirche erklärte. Andererjeit3 
ftreift das Zarthum, gejtügt auf ein weſteuropäiſch organiſirtes Heer 
und auf ein zum großen Theile deutſches oder wenigſtens deutſch 
gebildetes Beamtenthum, alle Feſſeln, die feine Gewalt noch be= 
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ſchränkten, ab und wird volljtändig abjolut. Die Entwidelung und 
Drganifation des Staates erfolgt zuerſt unter der einheimifchen, 
dann unter einer deutfhen Dynajtie wiederum durch germaniſche 
Elemente in Heer und Civilverwaltung, denen fi) das Slaventhum 
in blindem Gehorjam fügt. 

In einem ſolchen Staatsweſen auf afiatifhen Grundlagen mit 
einem dem Volle fremd gegenüber fiehenden Beamtenthum war der 
Abſolutismus fein Uebergangsftadium, fondern die allein mögliche 
Staatsform. Mochten fpäter Dynaftie und Büreaukratie ſich 
ruffifiziren, fo war doch die abfolute Monardie einmal Hiftorijd 
überfommen. Das Völkergemiſch des ein Sahrhundert hindurch an 
allen europäifchen Grenzen erobernden Staates und die Paffivität 
des SlaventHums boten auch weiter der abjoluten Monarchie die 
geeignete Grundlage. 

Als das Weſen der abjoluten Monarchie überhaupt kann man 
es bezeichnen, daß alles ftaatlihe Recht und alle ftaatlidye Pflicht 
ih in der Perſon des Monarchen verkörpert, er felbjt die Staat 
perjönlichfeit ift, weil und fo lange diefe Staatsform bejteht, umd 
in Ausübung feiner Funktionen nirgends durch die wejentliche Mit 
wirkung felbftftändiger StaatSorgane gebunden wird. Für dieſes 
Aufgehen der Staatsperjönlichfeit in der phyjiiden Perſon des 
Herrichers fands Ludwig XIV. den juriſtiſch prägnanten Ausdrud: 
„L’Etat c’est moi“. Diefe Staatsperjönlichkeit des Herrſchers 
wird, der Unvollkommenheit menſchlicher Natur entiprechend, vermöge 
ber Thronfolge unter den Mitgliedern des regierenden Haujes fort 
gejeßt, vermöge der Regentſchaft im Falle der Regierungsunfähigfei 
ergänzt. 

Wie der Staat aber nicht Selbitzwed ift, jondern der Gejammt 
heit dienen fol, fo findet der juriftiihe Ausspruch) Ludwigs XIV, 
daß er der Staat fei, die Ergänzung nad) der politiſchen Seite m 
dem Worte Friedrichs des Groken, daß er ſich als erjten Diener 
des Staates, d. h. eben diefer Gejammtheit betrachte. 

Da alles ftaatlihe Recht fid) in der Perſon des Monarchen 
vereinigt, und er auch in der jelbitftändigen Ausübung diefer Rechte 
nirgends bejchränft ijt, jo ilt die abjolute Monarchie mit innerer 
Nothwendigkeit verfaffungslos, d. h. e8 fehlt an Rechtsnormen über 
die Faktoren und Funktionen der Staatsgewalt. Neben dem Sonder 
rechte der fürftlihden Familie, nach dem Thronfolge und Regentſchaft 
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fih regeln, löſt ſich das ganze öffentlihe Recht auf in eine Ver: 
mwaltungsordnung des Staates, es umfaßt nur die Normen, nad) 
denen der Herrſcher die ftaatlihen Aufgaben dur die Behörden 
wahrnehmen läßt. 

Gleichwohl it der abjolute Monarch nicht nothwendig legibus 
solutus, d. h. als Duelle der Rechtsordnung von ihrer Beobadhtung 
befreit. Er kann fih für die Ausübung jeines Herricherredhtes an 
weſentliche Formen binden derart, daß die Nichtbeobadhtung dieſer 
Formen, fo lange fie beftehen, den Herricheraft nichtig macht. Bier 
treten wieder die erjten Anfäbe eines Verfaſſungsrechtes hervor.) 
Aber der Herriher muß es in feiner Hand Haben, dieſe Formen, 
durd die er fich ſelbſt beichränft, ohne die Zuſtimmung anderer 
jelbitftändiger Faktoren wieder abändern oder aufheben zu Fönnen. 
In diefen Punkte liegt der einzige Unterjchied der abjoluten von 
der Fonftitutionellen Monardie. 

Daß der Monarch unverleglih und unverantwortlid) if, ergiebt 
ih aus dem Begriffe der abjoluten Monardie, da über ihm fein 
Faktor fteht, der zur Verantwortung ziehen könnte. Es braucht 
aber auch fein Minifter für den Monarchen die VBerantwortlichkeit 
zu übernehmen. Denn der Monarch iſt die ſtets Iebendige Duelle 
des Nechtes, und fein Befehl dedt den Minifter. Eine Minifter: 
verantwortlichkeit beiteht Daher nicht für den Monardyen, jondern 
nur gegenüber demſelben. Die Gegenzeichnung der monardilchen 
Anordnungen durch einen Minijter ijt zwar auch in der abjoluten 
Monardie üblich, jie Hat aber nicht die Bedeutung einer Eonftitu- 
tionellen Verantiwortlichfeit des Minifters für die Rechtmäßigkeit der 
Anordnung, jondern einer Verantmwortlichfeit gegenüber dem Mon— 
arden für ihre Ausführung. 

Der Monarch nennt ih nad) dem Lande, das er beherridht. 
Sit dieſes Land aus mehreren, früher jelbftftändigen Territorien 
zufammengejeßt, jo werden die verfchiedenen Hiftorifchen Titel mit 
einander verbunden ımter VBoranftellung des höchſten, der allmählic) 
für den ganzen, ſich neu bildenden Einheitsjtaat Geltung geminnt. 

Der Thatſache, daß in der Perſon des Herrichers ſich die höchſte 
Gewalt verkörpert, wird Rechnung getragen durch die Bezeichnung 
des Monarchen als eines jolhen von Gottes Gnaden. Der Aus: 


3) Vgl. 3. B. A-2.R. Einl. 88. 7-10. 
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druck, urfprünglich in der fränkiichen Zeit ein Beichen der Demuth 
und nicht nur von den Königen, ſondern auch von geiltlichen und 
weltlichen Großen geführt, ift in fpäteren Jahrhunderten auf die 
Berfon des Monarden bejchränkt worden. Damit wurde aber die 
Bedeutung des Ausdruds eine andere. Lange verknüpfte man 
damit den Sinn emer unmittelbaren göttlihen Einſetzung des 
Königthums, fo namentlich unter dem Haufe Stuart in England‘) 
unter den Bourbons in Frankreich.) Zuletzt wird dieſe Lehre nod 
von Stahl°) wiederholt. Während er jeder Staatsgemwalt, aud in 
der Republik, eine göttliche Einjegung, ein göttliche8 Recht zujchreibt, 
Soll die Erbmonardie, in der die höchſte Gewalt ohne jedes menſch— 
liche Zuthun erworben wird, auf ganz bejonderer göttlicher Fügung 
beruhen. Diefe bejondere Veranftaltung Gottes fei die Legitimität, 
welche durch Ablauf längerer Zeit auch einem urjprünglich illegitimen 
Fürftenhaufe zu Theil werden könne. Mußte die Behauptung einer 
göttlichen Stiftung des Staates überhaupt verworfen werden, fo 
gilt dies natürlich erft recht von einer bejtimmten Verfallungsform. 
Mag überdies der einzelne Monarch feine Gewalt auch ohne fein 
Zuthun erhalten, die Monarchie als Inftitution ift eine hiſtoriſche 
Thatjache und daher eine freie menſchliche Schöpfung. Die Legitimität 
ift daher auch in der Umgeftaltung, die ihr Stahl gegeben hat, Fein 
für die Staatslehre juriftifch oder politifch verwerthharer Begrff. Der 
Ausdrud „von Gottes Gnaden“ kann für die Staatslehre nur die 
negative Bedeutung haben, daß das Herricherredht des Monarchen 
ein ebenfo urjprüngliches ift wie das des Staates jelbit, daß er jein 
Recht von Feiner höheren irdiſchen Gewalt ableitet. Der Gegenjak 
hierzu tritt namentli in der parlamentarijhen Monardjie hervor. 


8.2. Die Eonftitutionelle Monardie. 


Die Eonftitutionele Monardjie ruht auf der hiſtoriſchen Grund: 
lage der abfoluten und ift unmittelbar aus ihr hervorgegangen. 
Man kann fie als die fpezifiich deuiſche Staatsform bezeichnen, 


4) Befonders bei Sir Robert Filmer, Patriarcha, der offiziellen Staat3- 
lehre der Stuarts. 

5) Bonald, Legislation primitive (1802); de Maistre, Du pape (1817); 
Malte-Brun, Traitd de la legitimite (1825). 

6) Rechtsphiloſophie Bd. 2 (5. Aufl. 1878) S. 250. Bgl. auch die Wiber- 
Iegung bei Brodbaus, Legitimitätsprinzip, Leipzig 1868 ©. 161 ff. 
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wobei Deutſchland im weiteften Sinne einfchließlich der auf deutjcher 
Nechtsbildung beruhenden öſterreichiſch- ungariſchen Monardie zu 
verjtehen ift. Der gleichen Entwidelung folgt auch Dänemarf, nicht 
aber Schweden und Norwegen. 

Während das Heilige römische Reich deutfcher Nation immer 
mehr abjtarb, ſchufen die weltlichen Landesherren aus den einzelnen 
biftorijchen Territorien jeit dem Ende des Dreißigjährigen Krieges 
die neuen deutſchen Staalen. Im Widerſpruche mit dem Reichs⸗ 
rechte, welche nur Die hiſtoriſchen Territorien kannte, im Kampfe 
mit deren Ständen, welche in der Territorialverfalfung gleichzeitig 
die Herrichaft der befißenden Klaſſen vertheidigten, verſchmolzen bie 
deutihen Landesherren Schritt für Schritt die einzelnen unter ihrer 
Herrichaft jtehenden Territorien zu einheitlichen Staaten durch die 
einheitliche Berwaltung. Obgleich das Neich bis zu feinem Unter- 
gange nur eine PBerjonalunion mehrerer Territorien unter einem 
Landesherrn anerkannte, werden aus den ZTerritorien, jomweit der 
Einfluß von Neid) und Ständen zurüdgedrängt wird, durch die ab- 
jolute Monarchie und die Verwaltung ihres BeamtenthHums einheit- 
lihe Staat3wejen, die man eben wegen ihrer Zmitternatur al3 ©e- 
jammtjtaaten bezeichnen kann (Kgl. Preußiiche Staaten!). Erjt mit 
dem Untergange de3 Reiches fällt das lebte Hinderniß für die Ein- 
heit der neuen Staat3bildungen fort, und die deutichen Staaten 
werden zu vollfonmenen Cinheitsjtaaten. Den Höhepunkt dieſes 
Verſchmelzungsprozeſſes bildet für Preußen bereits die erite Hälfte 
des 18. Jahrhunderts, für die deutſchen Mitteljtaaten die Rhein— 
bundszeit. 

Die deutichen Staaten, wie fie fih vom Weſtfäliſchen Frieden 
bis zum Untergange des Reiches entwidelt hatten, waren aljo ledig- 
(ih Schöpfungen ihrer Dynaftien, welche die einheitliche Nation in 
verjchiedene Staaten vertheilten. Die neuen Staatögrenzen hatten 
aber auch nichts zu thun mit den alten Stammesgrenzen, die bereits 
feit der Hohenftaufenzeit mit der Zertrümmerung der Stammes: 
berzogthümer verſchwunden waren. Al Schöpfungen ihrer Dynaſtien 
waren ſie nichts außer der Monardie, auf der fie beruhten, in der 
fie fi) verförperten. Trotz alles Einfluffes der Naturrechtsphilo— 
ſophie konnte man emjtlih nie auf den Gedanken fommen, ein 
preußilches, bayriſches, lippiſches Volk Habe ſich jeine Staaten ge: 
Ihaffen und, hierdurch im Beſitze der Souveränetät, fich ſeine 
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Dynaftie berufen. Die Berförperung des Staates in der Perjon 
des Monarchen, die Negirung des Prinzips der Bolksjouveränetät 
mit allen feinen Konjequenzen jtand aljo für die deutichen Einzel: 
ſtaaten als unerſchütterliche hiſtoriſche Thatſache feſt. Die Perfön 
lichkeit des Staates iſt nichts anderes als die ſtaatsrechtliche Perſön— 
lichkeit des Monarchen, wie fie ſich, erhaben über die Grenzen 
menſchlicher Lebensdauer, vermöge der Thronfolge innerhalb der 
Dynaſtie forterbt. Für Dänemark ergab ſich die gleiche Ausbildung 
der monarchiſchen Stellung aus der geſchichtlichen Entwickelung des 
däniſchen Geſammtſtaates, der in ſeiner Verbindung des Kernlandes 
mit verſchiedenen europäiſchen Nebenländern gleichfalls eine Schöpfung 
der Dynaſtie war. 

Wenn nunmehr, nachdem die Monarchie ihre hiſtoriſche Miſſion 
der Vernichtung der ſtändiſchen Ordnung erfüllt hatte, die Staats 
angehörigen wieder Antheil am ftaatlichen Leben forderten, fo war 
mit dieſer Thatſache der Monardjie, wie fie ſich in anderthalb Jahr 
hunderten herausgebildet Hatte, zu rechnen. Unmöglich war bie 
einfahe Kopirung weſteuropäiſcher Verfaſſungen, die auf dem 
Prinzip der Bolfsjouveränetät beruhten und eine Theilung der Ge 
walten des Staates unter verjchiedene Träger vornehmen wollten. 
Die Wiener Schlußakte von 1820 ſprach daher ganz zutreffend den 
Grundſatz aus: Da der Deutihe Bund mit Ausnahme der freien 
Städte aus jouveränen Fürſten beftehe, jo müſſe dem Hierdurch ge 
gebenen Grundbegriffe zufolge die gefammte Staatsgewalt in dem 
Dberhaupte des Staates vereinigt bleiben, und könne der Souverän 
durch eine landitändiihe Verfaſſung nur in der Ausübung be 
ſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden. 
Gegenftand einer verfafjungsmäßigen Beichränfung des Monarchen 
fonnte alfo nicht die Entziehung einzelner Rechte der Staatsgemalt, 
ſondern nur die gejeßlidhe Regelung ihrer Ausübung fein. 

Nun entitand aber die Frage, wie ſich der Monarch überhaupt 
an gejeglihe Schranken binden könne. Begrifflich febt jede Be 
Ihränfung eine übergeordnete Macht voraus, welche die Schranke 
zieht. Wenn einft der engliihe Juriſt Bracton den Sab aufge 
jtellt Hatte: „Rex debet esse sub lege, quia lex facit regem“, jo 
traf Dies das Weſen der deutihen Monarchie nicht. Sie war fein 
Erzeugniß des Rechtes, fondern mit den deutichen Einzelftaaten als 
hiſtoriſche Thatjache entjtanden im Widerſpruche mit dem beftehenden 
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Reichs- und Landesrechte. Erſt innerhalb der neuen Staaten war 
eine neue Ordnung des öffentlichen Rechtes erwachſen, deren Duelle 
die Monarchie al3 die jouveräne Staatsgewalt war. Iſt der Dion: 
arch jelbft die höchſte Macht, verkörpert fi in ihm die im ihrer 
MWillensbethätigung rechtlich nicht beſchränkbare Staatsperjönlichkeit, 
fo ergiebt fich anfcheinend alS nothwendige Folgerung der Grund— 
a de3 abjoluten römischen Kaiſerthums: Princeps legibus solutus 
est. Und doch ftand diefe Schrankenlofigfeit der Monardie in un— 
vereinbarem Widerfpruche mit der Grundauffaflung des Germanen= 
thums, welches in feinem ftarf ausgeprägten Individualismug ſtets 
das Necht des Einzelnen gegenüber dem Staate betont und deshalb 
die Unbejchränftheit der Monarchie als perjönliches Unrecht empfindet. 
Selbit die abjolute Monardie Hatte fi Ddiefem mationalen Zuge 
nicht entziehen fönnen, fie hatte bereits das Problem gelöft, mie 
der Monarch Duelle der Rechtsordnung fein und doch an das 
Geſetz gebunden werden fünne. Indem der abjolute Monard) fid) 
bei einzelnen jtaatlichen Funktionen an weſentliche Formen band, 
erklärte er, daß bei Nichtbeobachtung diejer Formen überhaupt Feine 
Willenserklärung von ihm al3 Monarchen vorliege. Der Monard) 
fonnte dieſe Formen jederzeit aufheben oder abändern, aber, jo 
lange fie bejtanden, war er an fie gebunden. Er ftand weder unter 
dem Geſetze noch über ıhm, jondern in ihm. 

Die deutihen Verfaſſungsurkunden wurden nun durchweg von 
den bisher abjoluten Monarchen erlafien. Ob vor ihrem Erlajie 
eine Berjtändigung mit einer gewählten Volksvertretung verlucht 
wurde, mie in Preußen, oder wirklich ftattfand, wie in Württemberg, 
ift dabei gleichgiltig. Dedenfalls mar der einzige Rechtsgrund für 
die Geltung einer Berfafjungsurfunde ihr Erlaß durch den Mon 
archen als Gejeßgeber. 

Daraus ergiebt ſich zunächſt, daß das Necht des Monarchen 
fi) nicht aus der Verfaſſung hHerleitet, fondern die Verfaffung aus 
feinem Willen. Der Monarch ift daher zwar verpflichtet, in Ueber: 
einftimmung mit der Verfaſſung zu regieren, aber er regiert nicht 
fraft der Verfaſſung. Der Monarch hat nicht nur diejenigen Nechte, 
welche ihm die Verfaſſung ausdrücklich zufpricht, fondern wie alles 
ftaatlihe Recht fih in feiner Perſon vereinigt, fo find ihm auch alle 
diejenigen Befugnifje verblieben, in deren Ausübung er durch Die 
Verfaſſungsurkunde nicht befonderen Beichränfungen ji) unterworfen 
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hat. Das grundlegende Verfafjungsgefeg enthält daher auch nidt 
die ganze Berfafjung des Staates, auch wenn es fich jelbit jo be 
zeichnet, jondern bildet nur eine Urkunde über wichtige Theile des 
Verfaflungsreht3. Die dem Eonftitutionellen Staate entfprechende 
Benennung des Grundgejeßes ift deshalb nicht Verfafjung, ſondern 
Berfaflungsurfunde. 

In der Verfaffungsurfunde bindet fich der Monarch felbft an 
bejtimmte Formen, bei Ausübung der Staatsfunktionen, allgemein, 
mit Ausnahme des militärifchen Kommandos, an die Gegenzeichnung 
ber Miniſter, bei der Gejeßgebung an die Mitwirkung der Volfe 
vertretung, bei der Rechtiprehung an die Ausübung durch unab- 
hängige, nur dem Geſetze untermworfene Gerichte. Die verfaſſungs— 
mäßigen Beichränktungen des Monarchen find alfo einfach Selbft 
beichränfungen. Er ift an fie gebunden, weil er felbft dieſe mejent 
lihen Formen für feine Willenserflärungen als Staatsperjönlichkeit 
aufgeftellt hat. Wie jedes andere Geſetz kann der Monarch auch die 
Verfaſſungsurkunde wieder abändern, aber nur in den neuen Formen, 
an die er fich jelbit in der Verfaſſungsurkunde gebunden Hat, da 
lonjt überhaupt feine Willenserklärung des Monarchen als Staats⸗ 
perjönlichfeit vorliegen würde. 

Hierin it an ſich fein Unterjchied zwiſchen der abjoluten und 
der Eonjtitutionelen Monarchie. Eine wejentlihe Form, an die fid 
der Eonftitutionelle Monarch bei Ausübung der Gejeßgebung gebunden 
hat, ift aber die Zuftimmung der VBollsvertretung, deren Zufammen 
jegung wenigſtens zum Theil von dem perſönlichen Willen des Mor 
archen unabhängig ift, und deren Beſchlußfaſſung fich daher feinem 
eigenen Willen entzieht. Indem der Monarch fi bei Ausübung 
ſtaatlicher Funktionen an die Mitwirkung felbititändiger Staatsorgan 
bindet und Die ftaatlihen Akte der Aufhebung und Abänderumg 
durch feine eigene Willensentichließung allein entzieht, wird die abje- 
Inte Monarchie zur Zonftitutionellen. Der Monarch iſt Duelle der 
gejeglichen Rechtsordnung, aber an fie gebunden. Die Staatk 
perjönlichkeit des Monarchen hat jich in dem Maße von jeiner Privat: 
perjönlichkeit losgelöſt, daß die rein menschliche Willensthätigkeit des 
Herrihers ſich nur innerhalb der Schranken der Rechtsordnung be 
wegen kann. 

Wie die abjolute Monarchie beruht auch die konſtitutionelle auf 
dem monarchiſchen Prinzipe der Vereinigung aller Rechte der Staat 
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gewalt ın der Perjon des Monarchen, des Aufgehens der Staats: 
perjönlichkeit in der Herricherperjönlichkeit Ihr Unterjchied von der 
abfoluten Monardie Liegt in der verfaifungsmäßigen Beihränfung 
des Herrichers durch jelbitjtändige Staatsorgane bei der Ausübung 
der Staatsfunktionen, insbeſondere durch die Volfövertretung bei der 
Gefeggebung. In Folge ihrer Hiftoriichen Entwidlung und der daraus 
entwidelten Struftur des Verfaſſungsrechtes wird die Monarchie 
regelmäßig auch thatfächlih der ausichlaggebende Faktor des öffent- 
lichen Lebens fein. Dies ift aber fein Erforderniß des monarchiſchen 
Prinzipes mehr.!) Der Umfang der verfaffungsmäßigen Belchrän- 
fungen ilt für das Weſen der Eonftitutionellen Monarchie gleichgiltig. 
Ihr Unterjchied von der parlamentariihen Monarchie liegt nicht in 
dem thatlählihen Machtbefige, jondern darin, daß leßtere auf dem 
Brinzipe der Volksſouveränetät beruht. 

Weil nun aber in der Eonftitutionellen Monardie der Wille de3 
Herrſchers als Staat3perfönlichkeit zum Theil bedingt ift durch fremden 
Willen, ift er nicht mehr identiſch mit dem des Herrichers als eines 
phyſiſchen Menſchen. Beide fönnen mit einander in Widerſpruch 
gerathen, der Monarch als Menſch etwas wollen, was die Rechts- 
ordnung verbietet. Hierin liegt eine erhebliche Gefahr für die ver- 
faſſungsmäßige Rechtsordnung, weil der Monarch als die höchſte 
Gewalt über die ſtaatlichen Machtmittel verfügt und damit ſeinem 
perfönliden Willen Geltung verjchaffen kann. 

Wenn demgegenüber da3 engliihe Recht die Praesumtio iuris 
et de iure aufgejtellt hat: „Ihe King cannot do wrong“, der König 
fönne überhaupt nicht Unrecht thun, jo trifft es damit überhaupt 
nicht das Weſen der Sache. Der Grundlaß iſt von unanfecdhtbarer 
Richtigkeit für den König als Staat3perfönlichkeit. Da der Staat 
rechtlich nicht beſchränkt und nicht beſchränkbar ift, jo kann auch der 
König als Staatsperjönlichkeit wohl im moraliſchen, nie aber im 
rechtlichen Sinne Unrecht thun. Als Staatsperjönlichkeit Handelt der 
Monarch aber nur, ſoweit er fi) innerhalb des Rahmens der Rechts- 
ordnung hält. Sobald er diefe verläßt und die von ihm ſelbſt für 
feine Willenserflärungen gejegten mwefentliden Formen nicht beob- 
achtet, Tiegen feine Handlungen des Monarchen als ſolchen, fondern 
als Privatperfon vor. Daß letztere Unrecht auch im rechtlichen 


1) Wie Stahl, Nedtsphilojophie Bd. 2 (5. Aufl.) S. 373 behauptet. 
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Sinne thun, die Rechtsordnung verlegen kann, dafür bietet nament- 
lich die englifhe Geſchichte ſelbſt Beifpiele in Hülle und Fülle. Der 
Monarch als StaatSperjönlichkeit kann Fein Unrecht thun, der Mon: 
arch als Privatperjon fann e3. 

Aber auch außerhalb feiner ftaatsrechtlichen Perſönlichkeit nimmt 
der Monarch injofern eine Sonderftelung vor allen anderen Menſchen 
ein, als der Bruch der Rechtsordnung in ihm eine rechtliche Sühne 
nit finden Tann. Der König als Staatsperjönlichfeit und als 
Privatperfon find ja feine verjchiedene Individuen, jondern nur zwei 
verfchiedene rechtliche Seiten derfelben PBerjönlichkeit, wie derjelbe 
Staat als Subjeft des Staatsredhts, des Völkerrechts und des 
Privatredhts mwiederfehrt, wie jeder Menſch Staatsangehöriger, Mit: 
glied der Kirchengemeinjchaft und Privatrechtsſubjekt fein kann. Schon 
Dahlmann?) hob daher hervor, das Strafredht könne die Perſon des 
Königs nicht treffen, ohne mit der königlichen Würde die Regierung 
felbft zu verlegen. Die Unverantwortlichfeit des Herrſchers iſt aber 
in dem monarchiſchen Staate deshalb eine begrifflich nothmendige, 
weil der Monarch jelbjt die höchſte Gewalt ift, jede WVerantwortlid: 
feit aber eine höhere Gewalt vorausjeßt, die zur Verantwortung 
zieht. Die Verantworilichfeit und Unverletzlichkeit des Monarchen 
ergiebt fich alfo mit innerer Nothwendigkeit aus dem monarchiſchen 
Prinzipe und würde bejtehen, auch wenn fie eine Verfafjungsurfunde 
nicht ausdrücklich ausſpricht. 

Nur in dem privatrechtlichen Verkehre unterwirft ſich der Mon: 
arch den allgemeinen Normen des Privatrechtes und ſelbſt der 
Judikatur der Gerichte. Es wird, ſoweit die privatrechtliche Sphäre 
reicht, die Fiktion aufgeftellt, daß der Monarch fein eigener Unter: 
than und deshalb der Nechtiprechung feiner eigenen Gerichte unter: 
worfen fei. 

Sit aber überhaupt eine verfafjungsmäßige Selbſtbeſchränkung 
des Monarchen möglid, jo muß auch deren Durchführung gefichert 
werden können. Dies gejchieht dur das Inſtitut der Minifterver: 
antwortlichkeit. Verfaſſungsmäßig Hat ſich der Monarch bei Vor: 
nahme aller Regierungshandlungen an die Gegenzeicdhnung eines 
Minifters gebunden, der dadurch die Verantwortlichfeit übernimmt. 
Damit find Diejenigen Alte des Monarchen, welche der Gegenzeid> 


2) Politit (3. Aufl.), Leipzig 1847, Bd. 1 ©. 108. 
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nung entbehren, mangel3 einer wejentlihen Form überhaupt nicht 
Handlungen des Herrſchers als Staatöperjönlichkeit, jondern als 
Privatperfjon. Da nur erjteren gegenüber die Gehorjamspflicht der 
Unterthanen bejteht, jo entbehren die Alte ohne Gegenzeichnung, 
ſoweit fie nicht Befehle an die Minijter find, überhaupt jeder recht— 
lihen Bedeutung. Der Monarch kann ohne die minijteriele Mit: 
wirkung überhaupt nit feinen Willen zur Geltung bringen und 
deshalb allein fih auch nicht mit der Rechtsordnung in Widerfprud) 
leben. 

Iſt Dagegen ein Akt des Herrjcher8 von einem Minifter gegen: 
gezeichnet, fo Hat er menigftens äußerlich die Kennzeichen eines 
monarchiſchen Staatsaftes. Weber feine materielle Giltigfeit ift aber 
damit noch nichts entſchieden. Diefe wird erjt dadurch gejichert, 
daß der Minifter durch Gegenzeihnung eines rechtsungiltigen Aktes 
jich felbit verantwortlihd madt. Die Verantwortlichfeit des Minifters 
ijt nicht etwa eine objektive Sühne der beleidigten Rechtsordnung, 
für weldje der Miniſter da3 Opfer bildet, weil der Monarch uns 
erreihbar ift, fie beruht auch nicht auf der bloßen Präſumtion, daß 
der Minifter den Monarchen ſchlecht berathen Habe.) Der Minifter 
ift verantwortlich, weil er durch Gegenzeichnung eines redhtSwidrigen 
Aftes des Herrichers diefem Akte die äußere Form der Giltigfeit 
verihafit und dadurch Mitjchuldiger wird an einem Rechtsbruche. 
Daraus ergiebt fih, dab die Verantwortlichfeit eine rein juriſtiſche 
it. Der Minifter hat die Rechtsgiltigfeit jedes Aftes zu prüfen und 
Die Öegenzeihnung zu verweigern, wenn er von der Rechtsungiltigfeit 
überzeugt iſt. Uebernimmt er bewußt die Gegenzeichnung eines 
rechtswidrigen Aktes, jo kann er für dieje jeine That, die nur feine 
eigene und nicht die des Monarchen ijt, verantmwortlid” gemacht 
werden. 

Ob diefe Verantwortlichkeit auf ftrafrechtlidem. oder auf dis— 
ziplinarem Wege zur Geltung gebradyt wird, ijt lediglich eine Frage 
des pofitiven Nechtes der einzelnen Staaten. Vielfach wird man, 
jo 3.2. in Preußen, wenn nur das Prinzip der Minijterverant: 
wortlichfeit aufgejtellt ift, eine bejondere Negelung der Geltend— 
madhung überhaupt entbehren können, da das gemeine Strafrecht 





3) Vgl. über die verfchiedenen Theorien der Minijterverantiwortlichkeit 
Bornhal, Preuß. Staatsreht Bd. 1 S. 134 ff. 
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und die civilrechtliche Regreßpfliht der Beamten für rechtswidrige 
Handlungen ausreichen. 

Die Minifterverantwortlichleit erſtreckt ſich aber nicht über das 
juriftifche Gebiet Hinaus auf das politiiche. Der Monarch ift an 
die Schranken der Rechtsordnung gebunden, hat aber innerhalb 
derfelben nach eigenem freien Ermeſſen zu regieren. Gegenüber jeinen 
rechtmäßigen Anordnungen bejteht aljo eine allgemeine Gehorjams: 
pflicht insbejondere auch für die Minifter. Es iſt zwar deren Recht 
und Pflicht, den Monarchen nach beitem Wiſſen zu berathen. Gegen 
über deſſen Willen, ſoweit er nicht rechtswidrig ift, kann ſich aber 
fein Minifter auf eine bejondere politische Verantwortlichkeit berufen, 
Denn eine folde ift nur gegenüber dem Monarchen vorhanden, 
in diefer Richtung wird aber der Minifter durch deijen Befehl ge 
beit. Die Behauptung einer politiihen Verantwortlichkeit gegen- 
über der Volfsvertretung muß mit abjoluter Nothwendigteit au 
zur Anerkennung des Nechtes derjelben, die Berantwortlichkeit zur 
Geltung zu bringen, führen. Das iſt aber nichts Anderes als das 
Syſtem der parlamentarifchen Minijterien und die Verlegung der 
höchſten Gewalt in die VolfSvertretung. Damit würde dag mon: 
archiſche Prinzip negirt, der Eonftitutionelle Staat in einen parla 
mentariſchen umgewandelt werden. Ein Minifter nimmt allerdings 
aus politiichen Gründen, in der offiziellen Sprade Gejundheits 
rüdfichten genannt, feinen Abſchied, aber nicht, weil die Volle 
vertretung ihm ihr Vertrauen entzieht, jondern weil der Monard 
dies thut. 

Da die Fonftitutionelle Monarchie hiſtoriſch die Nachfolgerin der 
abjoluten ift, jo entſprechen auch Titel und Ehrenrechte vollſtändig 
denen der legteren. Zu einer Menderung in dieſer Beziehung Ing 
feine Beranlaffung vor, da nad) wie vor der Monarch aus eigenem 
Nechte regiert und nur in der Ausübung der Regierung verfaffungs 
mäßig gebunden: ift. 


Rapitel Il. Der Staat der Bollsfonveränetät. 
8.1. Die Republik. 

Die Republif der modernen Kulturwelt ift nur unter befonderen 
hiſtoriſchen Vorausſetzungen entitanden und Hat regelmäßig die 
Monarchie zur Vorgängern gehabt. Im Allgemeinen kann man drei 
verjchiedene Arten, je nach dem hiftorifchen Urſprunge unterjcheiden. 


Ameiter Abſchnitt. 43 


Eine Reihe von Nepublifen bildeten ſich feit dem Berfalle des 
heiligen römijchen Reiches deuticher Nation auf dem Boden defjelben 
feit Ende des Mittelalters. Es waren ftädtifhe Gemeinwejen, die 
bei der Schwäche der mittelalterlichen Staatsgemwalt die weſentlichſten 
ftaatlihen Nechte über das ftädtilche Weichbild felbjt wie über ein 
größeres Zandgebiet fich angeeignet und jchließlich die Autorität des 
Reiches ſelbſt abgeftreift hatten. So entjtanden die italienijchen 
Städterepublifen, die ftädtifchen Kantone der Schweiz und die Hanja= 
ſtädte. Dazu famen die bäuerlichen Yandsgemeinden einzelner ab— 
gelegenen Alpenthäler, die den Verſuchen, fie der öfterreichifchen 
Zandeshoheit zu unterwerfen, widerjtanden und damit gleichzeitig 
die Grundlage ihrer Unabhängigkeit vom Neiche legten. Endlich 
Ichüttelten eine Reihe ftändiicher Territorien Niederdeutichlands die 
Zandeshoheit der Ipaniihen Habsburger ab, wodurd die Staat3- 
gewalt einfady auf den übrig gebliebenen Faktor des öffentlichen 
Lebens, das Volk in jeiner jtändischen Gliederung, überging. Bon 
diejen republifaniichen Gemeinweſen vereinigten ſich zwei Gruppen, 
die Schweizer und die Niederländer, zu größeren Staatenbünden‘ 
die jedoch lediglich auf völferrehtliher Grundlage ruhten. Bis in 
die Gegenwart erhalten haben ſich von allen jenen Nepublifen, die 
aus Abfplitterungen des alten Neiches entjlanden find, nur noch 
zwei Arten, die jet in einem Bundesſtaate vereinigten Kantone der 
Schweiz und die drei Hanfaltädte Hamburg, Lübeck und Bremen, die 
als Theile des Reiches gleichfalls einer bundesftaatlihen Gemeinſchaft 
angehören. 

Sn anderen europätichen Staaten, Frankreich und zeitweile 
Spanien, hat die Republif die frühere monardische Staatsform 
abgelöft. Die vollitändige Unfähigkeit, theilmeife auch die fittliche 
Berfommenbeit der Dynajtie führte zu gewaltſamer Auflehnung des 
Volkes, welches in wiederholten revolutionären Stürmen die über 
fommene Staatsform und die Hiftoriihe Monardie, in der ich 
bisher der Staat verkörpert hatte, vernichtete. 

War aber einmal die auf dem monardiichen Prinzipe beruhende 
Staatöverfafjung in Der Revolution untergegangen, jo konnte die 
Srundlage der neuen jtaatlihen Organijation nur der Faktor jein, 
der von dem ſtaatlichen Organismus nach dem Sturze der Monardie 
übrig geblieben war, das Volf in feiner Gejammtheit. Wo man 
nad der Revolution feine neue Dynajtie von Volkes Gnaden berief 
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und der Gefahr der demofratifhen Tyrannis entging, blieb für 
die entjtehende Lüde nur die Republik übrig. 

Aehnlich lagen die Berhältniffe in den kolonialen ebieten, 
welche zur ftaatliden Selbititändigfeit gelangten. Europäiſche 
Kolonien mit einer erheblichen Bevölkerung europäiſcher Abftam- 
mung tragen den XZrieb nach ftaatlicher Selbitftändigkeit in fich und 
wiberjtreben in demjelben Maße der einjeitigen Beherrichung durd 
das Mutterland wie diejes der abfoluten Monardhie. Gewährt das 
Mutterland der Kolonie nicht dasjenige Maß von Selbitftändigfei, 
welches fie beanſpruchen zu fönnen glaubt, jo muß die Kolonie die 
ftaatlihe Selbſtſtändigkeit in fich jelbft zu finden ſuchen. Damit if 
aber der Zeitpunkt des Abfall vom Mutterlande eingetreten. Durd 
den Abfall Iöft fi) jedoch die Kolonie gleichzeitig von der Dynaſtie 
des Mutterlandes. Selbſt wenn fie einen Zweig derjelben über: 
nehmen und auf diefe Weife einen monarchiſchen Staat bilden 
würde, fo fehlt e8 doch der Dynaſtie in dem neuen Staate an 
Hiftorifchem Boden, und fie geht, wie das Beiſpiel Brafilieng zeigt, bei 
dem geringjten Anftoße zu Grunde. In dem Koloniallande ſelbſt 
ift aber fein Faktor vorhanden, aus dem ich jelbitftändig eine neue 
Monarchie entwicdeln Eönnte. Auch hier kann alfo die Grundlage 
des neuen Staatsweſens nur das Volk werden, welches im eigens 
lihen Sinne ald Schöpfer des Staates betradytet werden muß. 

Die moderne Republit iſt aljo nirgends das Urſprüngliche. 
Sie ift entftanden durch Losreißung von einem monarchiſchen Staats 
wejen oder durch Abjchüttelung der Monarchie. Das Volk if 
Schöpfer des Staates überhaupt oder wenigſtens der Staatöform, 
in beiden Fällen aber Grumd und Duelle alles öffentlichen Rechtes, 
welches fich nunmehr in der ſtaatlichen Gemeinſchaft neu entwidelt 
So iſt die Volfsjouveränetät ebenjo eine hiſtoriſch berechtigte That 
ſache wie die monarchiſche Souveränetät. 

Grund und Duelle alles ſtaatlichen Nechtes iſt das Volk felbft 
in jener Geſammtheit. Als Vorausſetzung alles öffentlichen Rechtes 
ift dieſe Volksſouveränetät ſelbſt nicht weiter juriſtiſch ableitbar, 
fondern hiſtoriſche Thatſache. Mögen die öffentlichen Gemalten wie 
immer organifirt fein, jedenfalls finden fie ihre Berechtigung mut 
in dem Willen des Volkes, durch den fie direkt oder indirekt ein 
gejebt find. 

Die Aufgabe des Staates befteht nun darin, ald Duelle au& 
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gleichender Gerechtigkeit die verfchiedenartigen und entgegengejeßten 
Intereſſen feiner Angehörigen mit einander zu verſöhnen und dadurd) 
der Geſammtheit zu dienen. In der Republik find aber diejenigen, 
denen der Staat dienen fol, identisch mit dem Staate ſelbſt. Das 
Volk allein in feiner durch foziale, religiöfe, nationale und Jonjtige 
Intereſſen herbeigeführten Zerriſſenheit fol die Aufgabe löfen, diefe 
Intereſſen gegen einander auszugleichen, da ein ſtaatlicher Faktor 
außerhalb des Volkes nicht erxiftirt. Der Nepublif ift daher eine 
unendlich viel ſchwierigere Aufgabe geftellt, als dem monarchiſchen 
Staate, der in dem Herrſcher eine über dieſen verjchiedenen Inter— 
eſſen ftehende Staatsperjönlichkeit beſitzt. Die Nepublif Hat eine 
Aufgabe zu löſen, die zum Theil über das Maß menjchlihen Kön— 
nens überhaupt hinausgeht, deshalb den Staat bejtändigen revo— 
Iutionären Bewegungen ausfegt, welche die Rechtskontinuität durch— 
brechen und jchließlich die republifaniiche Staatsform jelbjt unmöglich 
machen. Die Vorausſetzungen für die Durchführbarfeit der repu= 
blifaniihden Staatsform find aber in den einzelnen Ländern ver- 
ſchieden. 

In kleineren Gemeinweſen von demſelben Glauben, derſelben 
Nationalität und ohne erhebliche ſoziale Gegenſätze ſind die Auf— 
gaben des Staates verhältnißmäßig leichte. Dies waren die Zu— 
ſtände in den ſchweizer Landsgemeinden, in einzelnen ſtädtiſchen 
Kantonen und in den nordamerikaniſchen Staaten zur Zeit ihres 
Abfalls von England. Der Staat konnte hier die Grenzen ſeiner 
Wirkſamkeit ziemlich enge ziehen und im Uebrigen alles der privaten 
Initiative überlaſſen. Das Volk jelbft vermochte die öffentlichen 
Geſchäfte leicht zu überjehen und fih an die Selbftregierung zu 
gewöhnen. So lange jene Vorausſetzungen, aus denen das repu— 
blikaniſche Gemeinweſen hervorgegangen war, fortbejtanden, Eonnte 
ih daher die Republik ohne erheblihe Kämpfe zum Theil Sahr- 
hunderte hindurch forterhalten. Dagegen Hört diejes republifanijche 
Stillleben auf, ſobald ſcharfe Intereffengegenfäße zwiſchen Reich und 
Arm, Kapital und Arbeit, Induftrie und Landwirthichaft ich heraus: 
bilden. 

Sn anderen republifaniichen Gemeinweſen bejtehen dieje Inter— 
effengegenjäße von Anfang an. Negelmäßig gehören dazu Die 
größeren Staaten. Hier Jind die Aufgaben der Staatsgewalt größere 
und jchwierigere. Der Interejlenausglei iſt beim Mangel einer 
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über dem Volke ftehenden jelbjtftändigen Staatsgewalt nur zu finden 
in dem Volke ſelbſt, d. h. dadurch, daß Feines der verjchiedenen 
Intereſſen ſich als ftarf genug erweilt, fi alle übrigen zu unter 
werfen, daß fie fich daher mwechjeljeitig gegen einander ausgleichen, 
und fo von jelbft eine Balance in der Wagichale ſich ergiebt. Xei 
einer an Selbftregierung gewöhnten Raſſe wie der angelſächſiſchen, 
welche ihre Parteianſprüche durh die Rückſicht auf die Intereſſen 
der Gejammtheit zu ermäßigen pflegt, kann auch unter diejen or: 
ausfegungen die Republik noch Tange lebensfähig fein. Anders, 
wenn dieje Vorbedingung fehlt. Wo Sahrhunderte Hindurd die 
abfolute Monardhie das Volk der Selbitregierung entwöhnt hat, 
deshalb die Privatinterefjen in jchärfiter Weile ohne Rüchkſicht auf 
das Gefammtintereffe verfolgt werden, da kann die Wagjchale ſehr 
leicht nad) der einen oder ber anderen Seite überjchlagen. Der 
jelbftftändige Ausgleich aus dem Volke heraus erweift ſich dann als 
unmöglich,. und die Geſellſchaft, d. h. die in Gefahr befindlichen 
Klaffen ſehen fih nad einem Netter um, der auf Kojten ber 
politiihen ‘Freiheit Sicherheit der Perſon und des Eigenthums 
gewährt. 

Sn einzelnen Staatswejen endlich fehlen alle und jede Voraus: 
jeßungen für die republifaniiche Staatsform. ine unfertige Gefel- 
ichaft, eine geringe europäiſche Bevölkerung über der Maſſe der 
einheimichen Raſſen, vollftändiger Mangel politiicher Erziehung, 
wie fie in den iberiſch-amerikaniſchen Republiken zujammentreffen, 
lafien die abjolute Monarchie als einzig mögliche Staatsform er: 
icheinen. Gleichwohl fehlt es für dieje in den Kolonialgebieten an 
jeder hiſtoriſchen Grundlage. . Die Republif nad angelſächſiſchen 
Vorbilde fol auch Hier die Lüde füllen. Da jedod die Republik 
dem innerften Wejen diefer unfertigen Staat3gebilde widerjpricht, jo 
ftürzen fie von einer Revolution in die andere. Diefe Revolutionen 
beruhen aber zum großen Theile auf feinen inneren Gegenſätzen, 
ſondern find Kämpfe einzelner Führer um die Herrſchaft. Der fieg- 
reihe General begründet dann eine Diktatur in republifanifchen 
Formen, bis er von einem anderen geftürzt wird. 

Während nun die abjolute Monardie begrifflich verfafjungslos 
it, in der Tonftitutionellen Monardie die Verfaffung das Werk der 
Monarchie, deshalb jpäter ift als diefe, kann die Republik nur durd 
ihre Verfafjung und mit derjelben in das Necht3leben eintreten. 
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Denn die Volksgeſammtheit bedarf, um Handlungsfähig zu werden, 
einer Organijatton, die ihr eben erſt die Verfaffung giebt. Dadurd) 
wird das Prinzip der Volksſouveränetät nidht aufgehoben, auch 
nicht eine bejondere Staatögewalt außerhalb des Volkes und über 
demjelben begründet,!) jondern tm Gegentheile die Volksſouveränetät 
ermöglicht und verwirklicht. Ebenſowenig bildet die Republik des— 
halb eine fünftliche Staatsform im Gegenſatze zu der natürlichen der 
Monardie. Denn es ijt einer Perjonenmehrheit natürlich, daß fie 
nur durch die Organijation als Gejammtperjönlichkeit Handlungs 
fähig werden kann. Die erſte Verfaſſung einer Republik ift deshalb 
rechtlich nicht weiter ableitbar. Sie tritt als hiſtoriſche Thatſache 
ins Leben und bildet erjt die Grundlage für die neue Rechtsordnung. 
Daher ift fie nicht wie die Verfaflung der Eonjtitutionellen Mon- 
archie nur theilweife eine neue Regelung des öffentlichen Rechtes, 
fondern jede öffentlihe Befugnig muß Direft oder indireft auf die 
Berfaflung, welche die einzige Grundlage des öffentlichen Rechtes 
bildet, zurüdgzuführen fein, mag nun die Verfaſſung aus einer 
erichöpfenden Kodififation oder aus mehreren jelbititändigen Gejeßen 
beitehen. 

Se nah den fozialen Vorbedingungen und der hiſtoriſchen 
Entwicklung geſtaltet ſich auch das Berfaffungsreht der Nepublifen 
verjchieden. 

Sn den Zandsgememden und ftädtiihen Republiken iſt eine 
aftive Theilnahme Der politiich berechtigten Staatsangehörigen an 
den Staatsgejchäften möglid. Es gehen daher nicht nur die Organe 
des Staates aus der Wahl des Volkes hervor, dieje® Hat aud) 
zum Theil jelbjt eine entjchetdende Stimme bei der Gejeßgebung. 
Rene unmittelbare Gejeßgebung durch das Volk bezeichnet man nad 
Ichweizer Vorbilde als Referendum. Dieſes ift entweder ein obli= 
gatorifches für alle Geſetze oder fafultativ für Diejenigen, bei denen 
eine beftimmte Anzahl von Staatsangehörigen die Volksabſtimmung 
verlangt. Im MUebrigen ift die Staatögewalt zwei verjchiedenen 
Kollegien anvertraut, einem größeren (Großer Rath, Bücrgerſchaft) 
für die Gejeßgebung und einem fleineren (engeren Rath, Senate) 
ſowohl als gejeßgebenden Faktor wie für die Führung der Ber: 
waltung, die beide Direkt oder indireft aus der Wahl der Staats— 
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angehörigen hervorgehen. Entweder durh Wahl des Volles oder 
durch Ernennung ſeitens des engeren Rathes werden dann alle 
übrigen Staatsämter bejeßt. 

Die größeren Republifen find fi von Anfang an der ſchwieri⸗ 
geren Lage, in der fie fich befinden, bewußt und juchen ihr geredt 
zu werden durch eine eigenthümliche Geftaltung ihres Verfafſſungs— 
rechtes in der Bräfidentihaft der Republik. Die Präfidentichaft 
fommt nur vor in Staaten, die früher einem monardiichen Staate 
angehört oder eine Monarchie gebildet haben. Sie ift nichts Anderes 
als republifanifche Umbildung der Monardie, der bei der Umwand— 
lung in die Präſidentſchaft das eigene Recht auf die Herrſchaft umd 
damit die zeitliche Unbejchränktheit und Erblichkeit entzogen wird. 
In der Bräfidentichaft ift aber al8 dem Nefte der Monarchie gleid- 
zeitig ein über den verjdhiedenen Intereſſen ftehender ‘Faktor der 
Staat3gewalt vorhanden, der jedoch eben wegen feiner abgeſchwächten 
Form die Aufgaben der Monardie nur in unvolllommener Weile 
erfüllen Tann. Dem Präfidenten ijt regelmäßig die gelammte Ere 
futive und ein untergeordneter Antheil an der Gejeßgebung über 
tragen, indem er die nochmalige Berathung eines bereits ange 
nommenen Geſetzes und eventuell bei der erneuten Annahme eim 
verjtärkte Majorität in der Vollövertretung verlangen Tann. De 
Präfidentichaft hat ſich bisher in zwei verjchiedenen ‘yormen au& 
gebildet, als die jelbitftändige und als die parlamentarifche. 

Im erfteren Falle beruht die Präfidentichaft auf dem Gedanten, 
daß das Boll als Grund umd Duelle alles ftaatlichen Rechtes die 
einzelnen Funktionen der Staatsgewalt durch bejondere, von ihm 
beftellte Organe ausübt, die in gleicher Weile ihr Recht unmittelbar 
vom Bolfe herleiten und deshalb unter einander völlig gleichberechtigt 
find. Das Volk überträgt die Gejeggebung den von ihm gemählten 
Verfammlungen. Diejelben find aber nicht Vertretung des Volkes 
überhaupt, jondern nur für die ihm übertragenen Gejchäfte um 
tönnen daher audy nicht den Anſpruch erheben, alle anderen ftaat 
lichen Faktoren von ſich abhängig zu maden. Der Bräfiden 
(Governor) wird vom Volke jelbft in direfier oder indirefter Wall 
gewählt. Er übt daher die Exekutive und den ihm übertragenen 
Antheil an der Gejeßgebung in vollitändiger Unabhängigkeit vom 
den legislativen VBerfammlungen aus. Er iſt allerding3 bei der Er 
nennung einzelner Beamter an die Zuſtimmung des Oberhauſes 
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gebunden. Sobald aber diefe Zuftimmung ertheilt ijt, fteht die 
Erefutive wieder unabhängig da und hat nach eigenem freien Er- 
meſſen, lediglich gebunden an das Geſetz, die Geſchäfte zu führen. 
Sedenfals ift die Einwirkung der Legislative auf Die Exekutive 
feine größere als umgefehrt die Theilnahme des Präfidenten an der 
Geſetzgebung. Endlich fteht die richterliche Gewalt, mögen die Richter 
vom Bolfe unmittelbar gewählt oder vom Bräfidenten allein oder 
unter Zujtimmung des Oberhaujes ernannt fein, unabhängig von 
Legislative und Erefutive da und hat al3 unmittelbare Organ des 
Volkes Recht zu ſprechen. Für feine Amtshandlungen ift der Prä- 
fident ebenjo verantwortlich, wie jeder andere Beamte. 

Diefer Typus der jelbitftändigen Präſidentſchaft ift ſpeziell in 
den Vereinigten Staaten im Anfchluffe an die Berfaffung des 
Mutterlandes zur Zeit des Abfalles und unter dem Einfluſſe der 
Lehre von der Thetllung der Gemwalten in Union und Einzelitaat 
ausgebildet worden. Indem man in der Präfidentichaft den letzten 
Ihwaden Reſt einer unabhängigen Staat3gewalt ficherte und die 
Selbitftändigfeit der Gerichte wahrte, war ein weſentlicher Schuß 
Dagegen geichaffen, daß ein einziges Barteiintereffe fi) das ge- 
ſammte Staatswejen dienftbar machte. Die Präfidentichaft Hat 
damit zur Befeftigung der republikaniſchen Verfaſſung beigetragen. 
Ob fie ihre Milfion dauernd erfüllen kann, hängt davon ab, ob es 
gelingt, die Erefutive überhaupt über das PBarteigetriebe zu erheben 
und ein von den wechjelnden Parteiherrichaiten unabhängiges Beamten 
tum zu fchaffen. Die Nachbildungen der nordamerifaniichen Ber: 
faffung in den iberild) » amerifanischen Republiken find jedenfalls 
mißlungen, wenn fie auh mit ihrem Borbilde zum Xheil wörtlich 
übereinftimmten, weil eben in dieſen Staatswejen die Boraus- 
jegungen für eine republilanifche Verfaffung überhaupt fehlten. 

Auch die parlamentariiche PBräfidentichaft ift eine Nachbildung 
der Monardie. Sie negirt jedody den Gedanken der jelbititändigen 
Monardie und Eopirt im Anſchluſſe an die Herrichenden nationalen 
Anſchauungen die parlamentariihe Monarchie, die durch die zeitliche 
Beihränfung des Inhabers der Präfidentichaft zu einem weſen— 
loſen Schatten abgeſchwächt wird.?) Grund und Duelle aller jtaat- 

2) ®gl. Batbie, Trait* theorique et pratigque de droit public et ad- 
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lihen Gewalt ift auch hier das Voll. Dieſes überträgt aber bie 
einzelnen Staatsfunktionen nicht unmittelbar auf die verjchiedenen 
Staat3organe. Es wählt jelbit nur die Bolfsvertretung, gewöhnlid 
in zwei Kammern. Da fie allen ihr Mandat unmittelbar aus 
den Händen ded Volles empfängt, erjcheint fie, und bejonders 
ihre zweite Kammer, als höchftes Organ des Volkes überhaupt, 
Wenn ihr Ipeziell auch nur die Gejeßgebung übertragen ift, fo be 
herrſcht fie doch in ihrer Eigenfchaft als einziger unmittelbarer Man 
datar des Bolfes das gefammte öffentliche Leben. 

Den BPräfidenten durch das Bolt jelbft wählen zu laſſen, 
eriheimt hier bedenklid. Denn in diefem alle würde er bei den 
monarchiſchen Inſtinkten des Volkes als Ermwählter der Nation 
eine von der Bollsvertretung unabhängige Stellung einnehmen 
und die demokratische Tyrannis begründen können. Der Pr 
fident wird daher auf beftimmte Zeitdauer von der Volksver⸗ 
tretung gewählt. Da er nur ihr feine Stellung verdankt, kann er 
ihr gegenüber fein eigenes und vor Allem fein befjeres Necht geltend 
machen. 

Allerdings hat der Präfident nach der Verfaffung feine Befug 
niſſe jelbititändig auszuüben, er Hat die gejammte Exekutive und 
damit die Ernennung aller Beamten, er kann angenommene Gefeke 
nochmals an die Kammern zurüdvermweilen, die Kammern ſelbſt 
berufen, jchliegen und unter Umftänden auflöfen. Die Uebermadt 
der Bollövertretung nöthigt ihn aber, fih für die Ausübung feiner 
verfaſſungsmäßigen Rechte eines Minifteriums zu bedienen, das aus 
der Majorität der zweiten Kammer hervorgeht und durdy ein direktes 
oder indirelte8 Mißtrauensvotum von ihr geftürzt werben kann. 
Die verfajjungsmäßigen Rechte des Präfidenten werden daher zu 
rein formalen, fie beftehen darin, die Minifterien nach den Wünfchen 
der Bolfsvertretung zu ernennen und zu entlaffen, und durch diele 
die Ausübung der Erefutive und die Ernennung aller Beamten zu 
bewirken. Damit iſt aber die geſammte Erefutive einfach der Volks⸗ 
vertretung unterworfen. Auch der Präfident jelbft kann, wenn er 
fih aus irgend welchem Grunde mißliebig gemacht Hat, von der 
Rammer jeden Augenblid zum Rüdtritte gezwungen werden, indem 
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fie ihm die Bildung eines Minifterrums unmöglid macht. Die 
richterlichen Beamten werden ebenfalld von dem parlamentarijchen 
Minifterium ernannt und üben dann allerdings ihre Gewalt unab- 
hängig und lediglich nah Maßgabe der Gelege au. Dem ganzen 
Charakter diefer Präfidentichaft entipricht es, daß der Präfident 
jelbjt, außer dem Falle des Hochverrathes, für unverantwortlich 
erklärt wird. 

Die BVolfsvertretung, der nominel im Weſentlichen nur Die 
Gejeßgebung übertragen ift, beherricht aljo als einzige unmittelbare 
Mandatarin des fouveränen Volkes alle ſtaatlichen Lebensverhältniſſe 
völlig unbeſchränkt. Die Vertheilung der Gewalten auf einzelne 
lelbjtitändige Faktoren befteht nur dem Namen nad, thatfächlich find 
lie alle der BolfSvertretung unterworfen. Selbſt die Präſidentſchaft 
mit ihren rein formalen Befugnijjen vertritt in Feiner Weile mehr 
den Begriff der jelbitjtändigen Staatsgewalt. Die Intereſſengegen— 
ſätze des Volkes können fi” daher nur immerhalb der Volks— 
vertretung oder überhaupt nicht ausgleichen. Die parlamentarijche 
Präfidentichaftsrepublif ift daher die ſchwächſte in einem größeren 
Staate überhaupt vorhandene Staatsform und jeden Augenblid 
in Gefahr, der Ddemofratiihen Tyranni® anheimzufallen. Die 
inneren jtaatlichen Yuftände wirken hier auch auf die ausmärtige 
Politif zurüd, da die Ungewißheit des Beltandes nicht nur 
der Regierung, jondern der Verfaſſung überhaupt die Vertrauens: 
würdigfeit des Staates in feinen internationalen Beziehungen 
erſchüttert. 

Die parlamentariſche Präſidentſchaftsrepublik iſt zur Zeit voll 
ausgebildet nur in Frankreich. Hinneigungen zu ihr finden ſich 
mehr oder minder ſtark in den größeren engliſchen Kolonien mit 
Responsible Government, die man als im Werden begriffenen 
Staaten betrachten Tann. Der Governor wird in ihnen allerdings 
noch von der engliihen Krone auf beftimmte Zeit ernannt, er 
ift aber gebunden an die Mitwirkung eine parlamentarijchen 
Ministeriums, dur) das er alle Gewalt ausübt. Sobald das 
legte Band, weldyeg die großen Kolonien mit dem Mutterlande ver: 
bindet, reißt, und der Öovernor gewählt wird, iſt die parlamentarijche 
Präfiventihaftsrepublif in allen Stüden fertig. Auch in den Ber: 
einigten Staaten maden ſich bisher noch nicht zum Abſchluſſe ge— 
langte Bejtrebungen geltend, den Minijtern Zutritt zu den gejek- 
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gebenden Körperjchaften zu verfchaffen, womit der allmälige Ueber 
gang zu den parlamentariihden Minifterien gegeben wäre.) 

Die Staatsweien, in denen e8 an den Vorausjeßungen für 
die Republik überhaupt fehlt, und die republifanifche Verfaffun 
nur Die äußere Form bildet, innerhalb deren Diktatur und Pe 
volten in gejchmadvollem Durcheinander abwechſeln, entziehen 
ſich jelbjtverftändlich jeder näheren Erörterung. Denn bier em: 
ſpricht das formell geltende Recht überhaupt nicht den be 
ftehenden Verhältniffen, und der Rechtsbruch wird zur dauernde 


Inſtitution. 


8.2. Die parlamentariſche Monarchie. 

Während ſonſt in ganz Europa die ſtändiſche Monarchie des 
Mittelalterd unterging im Abfolutismus, Hatte fie fich in England 
unberührt erhalten. Hier Hatte bereit8 die normanniſche E— 
oberung die überwuchernde Macht einer Gefellfchaftsflaffe über di 
andere unmöglih gemadt, die Entwidlung fozialen Lebens auf 
gejunden Grundlagen angebahnt. Der Abjolutismus Hätte allı 
beim Beginne der Neuzeit jener inneren fozialen Berechtigung en) 
behrt, ohne die fein Glied der chriſtlich-germaniſchen Völkergemens 
Ihaft ihn zu dulden vermag. Gleichwohl befand ſich das engliſch 
Verfaſſungsleben des 17. Jahrhundert3 in einer Krifis. Die Um 
beftimmtheit mittelalterlicder Rechtsordnung, wie fie der jtändilcdhen 
Monarchie eigenthümli war, das je nach den Machtverhältnifie 
ſchwankende Gemohnbeitsrecht mußte einer feiten gejeßlichen Negelum 
weihen. Vergeblich verjuchte das Königshaus der Stuarts, die 
Berfaflungskrife zu Gunften des Abfolutismus zu löſen. Mit de 
Revolution von 1688 und mit der Berufung Wilhelms von Drania 
auf den engliichen Thron dur) die Gnade des Parlamentes hatt 
die parlamentarische Verfaſſung eine unerfchütterlide Grundlage er 
halten. Die Kriſis war gelöft unter Verbriefung der Rechte dei 
Barlamentes. 

Zu jener Seit entwidelte Locke in jeinen Two treatises dl 
Government die erjte Theorie des parlamentarifhen Staats 


3) Bgl. Freemann Snow, Cabinet Government in the United States in den 
Annals of the American Academy of Political and Social Science, vol. I. 
(Philadelphia 1898) p. 1 ff. 
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rechtes.!) Ausgehend von den naturrechtlichen Lehren des Vertrags- 
jtaates und der Volksſouveränetät, behauptet er doch nicht, daß auf 
diefen Grundlagen nur eine einzige Verfaſſungsform erwachjen könne. 
Wie eine Verfaſſung geitaltet ift, erjcheint alfo nicht als etwas abjolut 
Nothwendiges, fondern ift im Wejentlichen eine Frage des pofitiven 
Rechtes. Sn jedem Staate werden drei Gemwalten unterfchieden. Die 
gefeßgebende ift zwar die höchſte, aber Feineswegs eine willfürliche. 
Sie geht nicht weiter als der Staatszweck, der in der Salus publica 
beiteht, fie muß ferner dauernde, durch die Gerichte anzumendende 
Geſetze erlaſſen und darf endlih Niemandem fein Eigenthum ohne 
feine Zuftimmung nehmen, weshalb 3. B. die Steuererhebung nur 
mit Zuftimmung der Mehrheit des Volkes oder feiner Vertreter er— 
folgen darf. Weberdies bleibt bei dem Wolfe al3 der Duelle alles 
Itaatlihen Rechtes immer noch eine allerhöchlte Eonjtituirende Gewalt 
zurüd, vermöge deren e3 pen Träger der gejeßgebenden Gewalt 
ändern oder entfernen kann. Die beiden anderen Gewalten bilden 
die erefutive für die Ausführung der Gelee und die füderative für 
die völferredhtlihe Vertretung. Zwar nicht eine Forderung des 
Naturrehtes, aber das Zeichen eines wohlgeordneten Staates ilt es, 
daß die Gefeggebung periodiſch zufammentretenden Berfammlungen, 
die erefutive und die füderative Gewalt, in denen die Staatsmacdht 
zum Ausdrude gelangt, einem Monarchen zuſteht. Damit wird 
zum erjiten Male das Prinzip der Theilung der Gemwalten aus— 
geſprochen. 

Daſſelbe findet ſeine weitere Ausführung bei Montesquieu, 
deſſen Theorie einen Siegeszug ohne Gleichen durch die civiliſirte 
Welt gehalten hat. Auch Montesquieu unterſcheidet in ſeinem 
berühmten Kapitel 6 des 11. Buches des „Esprit des Lois“: „De 
la constitution d’Angleterre“ drei verſchiedene Gewalten, die er erft 
ebenfo wie Locke, jpäter als die gejeßgebende, ausführende und 
richterliche bezeichnet. Die politifche Freiheit fol allein dann ihre 
Verwirklichung finden können, wenn jede Gewalt einen bejonderen 
Träger hat, die geleggebende die Volksvertretung, die ausführende 
den Monarchen und die richterliche die Gerichte, die alle drei wechſel— 


1) Die Grundlage für diefe und die folgenden Ausführungen bildet meine 
Abhandlung: „Die Entwidlung der Fonftitutionelen Theorie”, in der Zeitjichrift 
für die gefanımte Staatswiffenihaft, Bd. 51 (1895), S. 597 fr. 
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feitig von einander unabhängig find. Das Weſen der Theilung 
der Gemalten befteht nun darin, daß Die drei Gewalten nad) der 
formellen und der materiellen Seite ſich deden, d. h. die Volks⸗ 
vertretung hat nichts anderes zu thun als Geſetze zu geben, ber 
Monarch nichts anderes als fie auszuführen und die Gerichte nichts 
anderes als Recht zu ſprechen. Daß diefe Theilung der Gemwalten 
in England nicht verwirklicht war, die Zonftitutionelle Theorie 
Montesquieus alfo auf irrthümlichen Vorausfegungen beruhte, ift 
zweifellos. Da3 hat aber ihrem Erfolge in feiner Weile Eintrag 
gethan. Der Rechtsgrund des Staates wie das Prinzip der Volks 
jouveränetät bleiben bei Montesquieu vollftändig dahingeftellt 
Der Staatszwed ift ihm ein individuell verjchiedener, die Theilung 
der Gewalten ift nur in dem Staate erforderlich, der ſich die poli- 
tiſche Freiheit als Ziel ſetzt. 

Groß war der Einfluß der Locke-Montes quieu'ſchen Theorie 
aud) in England felbft. Das große Werk von Bladftone, Com- 
mentaries on the Laws of England, deſſen erfte Auflage 1765 ak 
geſchloſſen wurde, entnimmt die oberjten Grundfäge aus Rode um 
Montesquieu und verbindet damit die Darftellung der pofitiven 
Redtsinftitutionen. Im Wefentlihen auf Bladftone fußt dam 
wieder die zuerjt 1771 erfchienene Schrift von de Lolme, De la con- 
stitution d’Angleterre, der e8 vorbehalten blieb, ohne etwas Eigenes 
zu liefern, noch mehr ald Montesquieu die Zonftitutionelle Theorie 
auf dem Kontinente zu verbreiten. 

Wie ftand e8 nun um die Verwirklichung jener Theorie, die 
unter der blendenden Devije der politiichen ‘Freiheit wie mit Zauber 
macht die gebildeten Klaffen aller civilifirten Länder fefjelte? 

Gleich jeder anderen Staatsform war auch die konſtitutionelle 
Theorie wenn überhaupt, nur unter gewilfen Bedingungen durd- 
führbar. 

Die erite derjelben ift eine negative, die Nichteriftenz der mon- 
archiſchen Souveränetät. War dod eine Staatsverfaffung, melde 
Die jtaatlichen Funktionen auf verfchiedene Träger, deren einer der 
Monarch war, übertrug, unvereinbar mit dem monarchiſchen Prinzipe, 
nad) dem alles ftaatliche Recht in der Perfon des Monarchen fid 
verkörpert. In der That ift die Eonftitutionelle Theorie auf dieſen 
Boden erwachſen. Die engliihe Revolution von 1688 Hatte bie 
hiſtoriſche Monarchie befeitigt, einen Monarchen ohne eigenes Recht 
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durch den Willen des Parlaments berufen. Durch dieſe eine hiſto— 
riſche Thatſache war aber die Monarchie felbft eine andere geworden. 
Wenn man aud) nur die bisher beitrittenen Nechte des Parlamentes 
feierlich feftitellte und die Formen der alten Monardie forgfältig 
aufrecht erhielt, ja jogar durch die Fiktion einer Abdanfung Jakob's I. 
die Rechtsfontinuität zu wahren fuchte, jo hatte fi) doch unbeftreitbar 
das Parlament als die höchſte Gewalt im Staate erwiefen. Das 
Parlament war aber die Vertretung des Volfes nach feiner ftändifchen 
Gliederung, in geiftlide und weltliche Yords und Gemeine. Die 
von den Whigs ftetS vertretene Theorie der Volfsjouveränetät war 
durch die Macht der gefchichtlichen Ereignifje zur praktiſchen Durch— 
führung gelangt, mochte fie auch in das geichriebene Verfaſſungs— 
recht nicht aufgenommen fein und nach wie vor der König als der 
Ausgangspunkt der öffentlichen Rechtsordnung gelten. 

Wie die Eonjtitutionelle Theorie nur entjtehen fonnte in einem 
Staate, in dem die hiſtoriſche Monarchie befeitigt war, jo konnte fie 
auch nur auf Staatsweſen von gleicher Natur übertragen werden. 
Durch die franzöfiihe Revolution zerbrach die Nation die Hiflorijche 
Staat3form der abjoluten Monardjie, weil diefe ihre und des Staates 
Aufgabe in ihr Gegentheil verkehrt, jtatt die jozialen Intereſſen gegen 
einander auszugleichen und jie alle gleichmäßig der Herrichaft des 
Staates zu unterwerfen, ſich mit den privilegirten Ständen zu deren 
Schuge verbunden hatte. Der erſte Verfaſſungsverſuch nad) Unter- 
werfung der Monardjie unter den Willen der Nation gipfelte daher 
in der VBerwirflihung des Prinzips der Theilung der Gemalten. 
Die Berfajjung von 1791 war die Lehre Montesquieud unter 
Ausscheidung aller arijtofratifchen Elemente, die durch den fozialen 
Kampf gegen die privilegirten Stände geboten war. 

In gleicher Weiſe ift in allen romanischen Staaten die hiſtoriſche 
Monarchie befeitigt worden. In Spanien und Portugal murde die 
beredhtigte Linie des Herricherhaufes durch die weibliche Thronfolge 
verdrängt, die fich in wiederholten Kämpfen zu behaupten mußte. 
In Stalien vernichtete die Nevolution die Einzelftaaten und ver: 
ihmolz fie zu einem Einheitsjtaate. Belgien riß fih durd Die 
Nevolution von 1830 von den Niederlanden Ios. Aber auch ın 
anderen Staaten fand das Prinzip der Volksſouveränetät Eingang 
und Anerkennung. Norwegen hatte jih nach der erzmungenen 
Abtretung durch) Dänemark jelbjt eine VBerfaffung gegeben und nahm 
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nun auf Grund berfelben den König von Schweden als feinen 
König an. Aehnlich waren die Vorbedingungen der Monardie in 
den Balfanftaaten Griechenland, Rumänien, Serbien und Bulgarien, 
die zum Theil zu Zonfolidirten ftaatlihen Verhältniſſen überhaupt 
noch nicht gelangt find. Ohne klare Feſtſtellung der Prinzipien be 
findet ih im Wejentlichen aud das Verfaſſungsrecht der Nieder: 
lande und Schwedens auf dem Standpuntte der parlamentarifchen 
Monardie. 

Ueberall ijt die hiſtoriſche Monarchie vernichtet oder überhaupt 
nie vorhanden gewejen. Unter diefen Umftänden bleibt in ber 
ftaatlichen Gemeinjchaft nichts anderes übrig als die Gefammtheit 
der Staatsangehörigen, die höchſte Gewalt fällt der Gefellichaft 
anheim. Das ift aber die Verwirklichung des Prinzips der Volks: 
jouveränetät. Das fouveräne Volk hat aljo nunmehr die ftaatliche 
Verfaſſung, in der und mit der es allein zur rechtlichen Handlungs: 
fähigkeit gelangt, neu zu regeln. Nicht das ift der Sinn der Volks⸗ 
jouveränetät, daß ein Pöbelhaufe jeden Augenblid die beftehende 
Drdnung umftürzen kann, jondern daß die neue ftaatliche Rechts: 
ordnung, ohne die ein menſchliches Zuſammenleben unmöglich if, 
ihren Rechtsgrund fucht in dem Willen der durch dieſe Verfaflung 
organilirten Nation. Someit nun auf dem Grunde der Bolt: 
jouveränetät die Monarchie überhaupt aufrecht erhalten wird, erfolgt 
die DOrganijation der ftaatlihen Faktoren nach dem Prinzipe der 
Theilung der Gewalten. 

Wenn man der Lehre von der Theilung der Gemwalten ben 
Vorwurf gemadjt hat, fie jei begrifflich unmöglich, da fie die noth— 
wendige Einheit der StaatSperjönlichkeit zerreiße und auf verjchiedene 
Träger vertheile, jo ift dies jedenfall ungerechtfertig. Dan hält 
ji dabei viel zu jehr an den Wortlaut der Ausführungen Mon: 
tesquieus gegenüber den anderen Vertretern der Eonftitutionellen 
Theorie und ihrer praktiſchen Verwirklihung im StaatSleben. Denn 
die Einheit der Staatsperfönlichkeit ift gewahrt in dem Wolfe, von 
dem alle Gewalt ausgeht. Hiſtoriſch wie begrifflich ift Die Volks 
jouveränetät die nothwendige Vorausfegung für die Durchführung 
der Teilung der Gemalten. 

Dabei iſt es volllommen gleichgiltig, ob das Prinzip der Volle 
jouveränetät in dem geſchriebenen Verfaſſungsrechte ausdrüdlid 
ausgeſprochen ift. Dies ift z. B. nicht der Fall in der englifchen 
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Verfaſſung, die anſcheinend noch heute auf dem Prinzipe der mon— 
archiſchen Souveränetät beruht. Die italieniſche Verfaſſung iſt die 
des Königreichs Sardinien, eines durchaus monarchiſch-konſtitutionellen 
Staates. Aber der Geiſt einer Verfaſſung iſt mächtiger als das 
Wort. Auch Hier gilt der Sag: „An ihren Früchten ſollt ihr fie 
erfennen”. Wo die Monardie durch die Gnade des Volles be— 
rufen ift, da vermag fie au thatfählih nicht eine felbjtftändige 
Stellung im Staate als Duelle der ftaatlichen Gewalt zu behaupten. 
Das äußere Kennzeichen dieſer Unfelbitftändigfeit bildet e3 aber, 
daß fie bei der Wahl ihrer Minifter an die parlamentarijche Mehrheit 
gebunden ift.. 

Bon dem fouveränen Volke als der Staat3perjönlichkeit geht 
die Verfaffung des Staate® aus. Dieſe Verfaſſung iſt weſentlich 
verſchieden von der des monarchiſch-konſtitutionellen Staates. In 
letzterem iſt die Staatsperſönlichkeit ſelbſt unverändert geblieben, der 
Monarch hat nur einen Theil des öffentlichen Rechtes neu geregelt. 
Aber er regiert nicht auf Grund der Verfaſſung, ſondern nur in 
Gemäßheit derſelben. Anders in dem Staate der Volksſouveränetät. 
Eine Perſonenmehrheit kann nur handeln durch ihre Organe auf 
Grund einer Organiſation, die durch die Verfaſſung gegeben wird. 
Die Verfaſſung iſt alſo der erſte ausgeſprochene Volkswille und 
damit die Grundlage alles öffentlichen Rechtes. Dabei iſt nicht 
nothwendig an eine einheitliche Verfaſſungsurkunde zu denken, es 
genügen auch einzelne den neuen Rechtszuſtand verbürgende Geſetze, 
wie ſie z. B. in England bei der Thronbeſteigung Wilhelms von 
Oranien erlaſſen wurden. 

Kraft der Verfaſſung werden die verſchiedenen ſtaatlichen Funk— 
tionen auf die einzelnen Organe des Staates vertheilt, die Geſetz⸗ 
gebung auf den Monarchen in Gemeinichaft mit der VolfSvertretung, 
die Erefutive auf den Monarchen und die Rechtiprehung auf Die 
Gerichte. Formel find die drei verfaſſungsmäßigen Staatsorgane, 
Monarch, VBolfsvertretung und Gerichte, einander nebengeordnet. 
Der Monarch) ijt allerding® nicht die Verlörperung der Staats: 
perjönlichfeit, nicht die Duelle alles ſtaatlichen Rechtes, jondern nur 
eine® von mehreren Organen des mit dem Wolfe identifizirten 
Staates. Aber in diefer Stellung leitet er fein Recht ebenjo une 
mittelbar aus der Berfaffung kraft erblicher Berechtigung her mie 
die beiden anderen Drgane, und follte deshalb die ıhm über- 
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tragenen Funktionen auch in völliger Unabhängigkeit von ihnen 
ausüben. 

Allein die theoretiih angenommene Unabhängigkeit ber ein 
zelnen Organe von einander geht in der Praris des Staatslebens 
unter. 

St das Volk die Duelle der ftaatlichen Herrſchaft, jo fteht 
jenes Organ dem Souverän am nädften, das immer von Neuem 
dur die Wahl aus der Duelle alles Rechtes hervorgeht, in befien 
Beitellung allein die Souveränetät des Volkes fich fortdauernd be 
thätigen fan. Die Volfsvertretung ift das einzige Organ, das ein 
innmer erneute? Mandat vom Souverän erhält. Sie ift daher allein 
die unmittelbare Vertretung des fouveränen Volkes. Kraft diefes 
Rechtstitels kann fie eine höhere Gewalt gegenüber den anderen 
Staatdorganen in Anſpruch nehmen. Dies gilt insbejondere von 
ihrem Verhältniß gegenüber dem Monarchen, der ohne eigenes 
hiſtoriſches Recht auf die Krone fi dem Staatsorgane beugen 
muß, das in den engjten Beziehungen zu dem Souveräne, d. h. bem 
Volke jteht. 

Die Verwirklichung ihres Anſpruches wird der Volksvertretung 
dadurch ermöglicht, daß fie vermöge des Budgetrechtes über alle 
Einnahmen und Ausgaben des Staates verfügt und damit den 
Monarden in fortgejebte Abhängigkeit von ſich verjeßt. Der 
Monarch ijt Leinen Augenblid zur Wahrnehmung der ihm über: 
tragenen Funktionen in der Lage, wenn er nicht in Uebereinftim- 
mung mit dem Willen der Volksvertretung und insbejondere mit 
dem vorwiegend über Die Finanzen verfügenden Unterhaufe fid 
befindet. Er muß daher jein Minifterium derart befeßen, daß es 
das Vertrauen der Bollsvertretung genießt. Damit entjteht die 
Gewohnheit des Miniftermechjeld je nad) den Schwankungen ber 
Parteiverhältnifje in der zweiten Kammer der Volksvertretung. Jedes 
direkte oder indirelte Miktrauenspotum derjelben erfordert den 
Wechſel des Minifteriums. 

Der Monarch iſt jedoch durch das Erforderniß der minifteriellen 
Gegenzeichnung bei Ausübung aller Regierungsgeichäfte an die 
Mitwirkung des verantwortliden Minijteriums gebunden. Lebteres 
kann nur bandeln in Uebereinjtiimmung mit der Volksvertretung. 
Tolglih kann der Monarch feine anderen Entſchließungen faflen, 
al3 die das Miniiterium ihm vorlegt. Damit ift die Unterwerfung 
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der Monarchie unter die Volksvertretung ausgeſprochen. Da alle 
Ernennungen der Beamten nur durch das parlamentariſche Miniſterium 
oder unter deſſen Veranwortlichkeit erfolgen, da auch das Geſetz, 
dem allein die Gerichte unterworfen ſein ſollen, jederzeit von der 
Volksvertretung abgeändert werden kann, ſo iſt die Volksvertretung 
die oberſte Gewalt im Staate, jede andere von ihr abhängig und 
ihrem Willen unterthan. 

Die Monarchie hat ſelbſt innerhalb der ihr verfaſſungsmäßig 
zugewieſenen Sphäre keinerlei Herrſchaftsrecht ſelbſtſtändig auszuüben, 
ſondern iſt auf rein formelle Funktionen, den Wechſel der Miniſterien 
je nach den parlamentariſchen Voten und die Vollziehung der vom 
Miniſterium in Uebereinſtimmung mit der Kammermehrheit vor— 
gelegten Akte beſchränkt. Da der Monarchie die Möglichkeit eigener 
Bethätigung fehlt, kann ſie auch ihrerſeits die ſtaatlichen Aufgaben 
nicht erfüllen. Sie ſichert nur die Stetigkeit in der Abwicklung der 
Staatsgeſchäfte durch Ernennung und Entlaſſung der Miniſterien 
je nach den parlamentariſchen Voten. Die Erfüllung der Staats— 
aufgaben ruht wie in der Nepublif in der Gejellichaft jelbjt, und 
die Vermittlung ihrer widerjtrebenden Intereſſen kann nur in einem 
wechjeljeitigen Ausgleiche gefunden werden. 

Da der Beitand des Minijteriums abhängig ift von mwechjelnden 
Kammerpoten, jo geht die rechtliche Verantmwortlichkeit der Minijter 
auf in der politiihen. Auch eine Rechtswidrigkeit des Minifteriums 
kann geheilt werden durch Ertheilung der Indemnität ſeitens Der 
Kammern. Sobald diefe aber einen Aft des Minijterrums für 
politiſch zwedwidrig halten, führen fie durch eine dem Minifterium 
ungünftige Abſtimmung deſſen Entlaffung herbei. Bei diejer Ueber: 
macht der Volfövertretung wird aber jede Formulirung der recht: 
Iihen Verantwortlichfeit der Minifter überflüffig und, wenn aud) 
formell fortbeftehend, fommt fie doch faum jemals zur Geltung. In 
der politiihen Berantwortlichkeit der Minifter prägt fi) aber 
wiederum die Thatſache aus, daß die höchſte Gewalt bei der Volks— 
vertretung ruht. Denn der Monard) kann feinem Willen feine 
Geltung verichaffen, jo lange das Minijterium das Vertrauen der 
Volfsvertretung genießt. Die legtere Hält dagegen das Miniſte— 
rium in fteter Abhängigkeit von fih. Nur der BolfSvertretung 
gegenüber bejteht daher überhaupt eine minijterielle Verantwort- 
lichkeit. 
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So führt die Praris des parlamentarijhen Staates zu defien 
Ausgangspunkt zurüd. Wie er hiſtoriſch entftand, indem durd die 
Bernidhtung der überfommenen Monardjie die höchjte Gewalt der 
Gejellihaft anheimfiel, und mie deshalb das Prinzip der Volks— 
jouveränetät die Grundlage des neuen Staatsrechtes wurde, fo ruht 
thatfächlih und gemohnheitsrechtlich die Herrichaft bei der unmittel: 
baren Vertretung des Volkes. Die parlamentarifhen Minifterien 
und das Prinzip der Vollsjouveränetät ftehen, ſich wechſelſeitig be 
Dingend, im engften Zufammenhange mit einander. Damit ift die 
Einheit der Staatsperfönlichleit rechtlich wie thatfächlih auf das 
Entjchiedenfte gewahrt. Das Prinzip der Theilung der Gemalten 
hat wie die darauf beruhende Anftitution der Monarchie kaum mehr 
als eine formelle Bedeutung und ift thatfächlih aus dem Staats 
leben eliminirt. 

Dieje Entwidlung des parlamentarifchen Staates, welche fo 
ganz der älteren fonjtitutionellen Theorie widerſprach, konnte auf 
deren Fortbildung jelbft nicht ohne Einfluß bleiben. 

Schon nad) dem Sturze des erften Kaiferreih8 gab Benjamin 
Conſtant in feinem Cours de politique constitutionelle eine jelbft- 
ftändige Weiterentwiclung des Eonftitutionellen Staatsrechts, die 
ben zurüdgefehrten Bourbonen als Verfafjungsentwurf dienen ſollte. 
Der parlamentariichen Braris wird hier dadurch Rechnung getragen, 
daß als Inhaber der Exekutive nicht mehr der Monarch, fondern 
das Minifterium gilt. Dagegen wird für den Monarchen eine be 
jondere königliche Gewalt, Pouvoir moderateur, gefchaffen, deren 
Wejen darin beiteht, daß fie ohne direktes Eingreifen in die ver: 
ihiedenen Staatsfunktionen das ausgleichende Element zwiſchen den 
drei anderen Gewalten bildet und fie in Schranken hält. Das 
geihieht gegenüber der Exekutive durch das Necht der Minifter: 
entlajjung, gegenüber der Legislative durch das Recht der Barlaments: 
auflöjfung und das abjolute Veto bei Gejegen, gegenüber der Recht 
ſprechung durch das Recht der Gnade. Da jedoch der Monard 
ſelbſt dieſe Rechte nur unter Verantwortlichkeit des parlamentarifchen 
Minifteriums ausüben kann, jo wird er zum reinen Quftgebilde und 
ift dem wirklichen Staatsleben entrüdt. Conſtant felbft bezeichnet 
ihn daher als „un ötre & part au sommet de l’edifice“. 

Gleichwohl Haben die PVerfaffungen von Portugal und des 
ehemaligen Kaiſerreichs Brafilien e8 unternommen, die Conſtant'ſche 
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Theorie gejeglih zu verwirklichen. Welche Bedeutung die Monardie 
dabei behielt, zeigt am beiten ihre völlig widerftandslofe Bejeitigung 
in Brafilien. 

Auch England Hat die Theorie der mit der neueren Staat3- 
praxis unvereinbaren Lehre von der Theilung der Gemalten fallen 
lafien. So verlangt Stuart Mill in feinem 1861 erjdhienenen 
Considerations on Representative Government als das Wejentliche 
für die NRepräfentativverfafjung nur, daß das Volk oder ein zahl: 
reicher Theil davon durch feine periodiſch gewählten Vertreter Die 
oberfte Kontrolgewalt ausübt. Da jedoch in der Monardie und 
dem Dberhaufe immer noch wenigftens rechtlich jelbititändige Staats— 
faftoren beitehen, jo jol diefer Widerſpruch gelöft werden durch die 
politiihe Moral, welche Konflikte unter den einzelnen Faktoren un= 
möglich macht und ſie nöthigt, fi) der Bolfsgewalt zu fügen, 
3. B. die Monarchie auf ihr Veto bei der Gejeßgebung zu ver— 
zihten und die Minifter nad dem Willen des Unterhaufes zu be— 
jtelen. Die politiihe Moral in Ddiefem Sinne ift aber überhaupt 
feine Moral, jondern neu fich bildendes Gewohnheitsrecht, welches 
das hiſtoriſche Necht überwindet. So wird denn diefe Moral aud) 
nur den nicht popularen Elementen der Berfaffung zugemuthet. Die 
Monarchie, welche ihre jelbititändige Stellung verloren hat, findet 
bei Stuart Mill faum noch beiläufig einmal Erwähnung. 

Die Tendenz des parlamentariichen Staates geht alfo auf eine 
jtete Abſchwächung der Monarchie, weldhe ſchon an fidy im Staat3- 
leben feine fejte Wurzel gejchlagen hat, ſondern nur ein eingejtedites 
Reis bildet. Während die parlamentariihe Monarchie nach ihrer 
urjprünglihen Anlage zwar nicht die Verförperung der Staats- 
perjönlichfeit, aber doch ein felbitftändiges Drgan des Staates und 
Träger einer eigenen Gewalt ift, hat das Herfommen de3 parla= 
mentariſchen Staates ihr dieje jelbftitändige Stellung entzogen und 
damit gleichzeitig die ältere Eonftitutionelle Lehre von der Theilung 
der Gewalten gegenſtandslos gemacht. Die parlamentariihde Mon= 
archie hat, wenn nicht überall, jo doch vielfach nur noch eine rein 
deforative Bedeutung. Der häufigere Uebergang in die republifanijche 
Staatsform wird zum Theil gerade duch die Bedeutungälofigfeit 
der Monardie verhindert. Eine felbftjtändige, über einzelnen 
Sntereifengegenfägen ftehende Staatsgewalt kann natürlich) durch eine 
derartig abgeſchwächte Monarchie niht mehr zur Geltung gebradt 
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werden. Für die praftiichen Aufgaben der Politik ſteht die parla- 
mentarifhe Monardie nicht viel höher als die parlamentarijcde 
Präfidentichaftsrepublit. 

Da nicht der Monarch, fondern das Volk die höchfte Gewalt 
im Staate bejigt, fo iſt die Unverantmwortlicyfeit des Monarchen 
feinesweg3 begrifflich nothwendig. Denn an fich fteht eine höhere 
Autorität über ihm, die zur Verantwortung ziehen könnte. Die 
Durhführung des Prinzips der Verantwortlichkeit des parlamen 
tariſchen Monarchen wäre an fich eben jo wohl möglidy wie bei dem 
Präfidenten der Republik. Wenn gleichwohl in Reminiscenz an 
das monarchiſche Prinzip der Monarch allgemein für unverant- 
wortlich erklärt wird, fo ift dies nicht mehr innere Nothwendigkeit, 
jondern pofitive Rechtsſatzung. Diejelbe entſpricht aber der That 
ſache, daß der Monard gar nicht jelbft Handeln kann. 

Der Titel de3 parlamentarischen Monarchen kann dem in ben 
monarchiſchen Staaten üblichen entiprechen und thut dies thatfächlid 
in verſchiedenen Staaten, namentlih in England. Berfchiedentlid 
bemüht man fich aber, jchon in dem Stile das Prinzip der Volle 
jouveränetät zum Ausdrucke zu bringen. Es gejchieht Dies dadurch, 
daß, wie früher in Frankreich, jet noch in Belgien und Griechen: 
land, der König fih nit nad) dem Lande, fondern nad) dem 
Volke nennt. Damit wird ihm die fouveräne Herrſchaft über das 
Territorium abgeſprochen, und er erjcheint nur noch als Führer des 
fouveränen Volles. Noch mehr kommt die Volksſouveränetät dadurd 
zum Ausdrude, daß der Monarch fih König nennt „von Gotte 
Gnaden und durch den Willen der Nation” und damit in bem 
legteren den Rechtsgrund feiner eigenen Stellung anerkennt. 


8.3. Die demokratiſche Tyrannis. 


Sit durch revolutionäre Ummwälzungen die jtaatliche Gewalt der 
Geſammtheit der Staatsangehörigen anheimgefallen, jo Haben fie 
nunmehr die jtaatliden Aufgaben zu erfüllen. 

Wie früher dargethan, ift nun aber die jozial zerriffene Ge 
jelihaft zur Erfüllung der höchſten Aufgabe des Staates, der 
lozialen Gerechtigkeit, nur unter bejonders günftigen Voraus—⸗ 
jegungen in der Lage. Die vorhandenen Snterefjengegenjäkt 
Eönnen in Folge der annähernd gleichen Stärke der einzelnen je 
zialen Faktoren zeitweife ſich gegen einander ausgleichen, fid 
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felbjt das Gleichgewicht Halten und damit die dem Staate gejeßte 
Aufgabe löſen. 

Gerade nad) großen revolutionären Stürmen in einem von ge= 
waltigen Parteikämpfen zerrijjenen Volke iſt aber dieſes Gleichgewicht 
der fozialen Kräfte am wenigjten zu erreihen. Zunächſt erhält die— 
jenige Strömung die Oberhand, welche den revolutionären Impuls 
gegeben und durch die Revolution Die bejtehende Ordnung geitürzt 
hat. Sie wird aber mit innerer Nothwendigfeit durch immer 
ertremere Richtungen abgelöft, die die befißlojfen Klafien und ihre 
Führer auf Koften der Befitenden zur Herrichaft bringen. Denn 
wie kann fie fih auf ein hiſtoriſches Recht, auf die Heiligkeit der 
Obrigkeit berufen, da fie jelbft beide eben erſt gejtürzt hat? Es ift 
eben einfach der Joziale Klaſſenkampf entfelfelt. 

In dieſem Kanıpfe gewinnen allerding3 regelmäßig die Bes 
fißenden, jobald fie fih aus ihrer Betäubung aufraffen, Tchließlich 
den Sieg. Aber fie find jelbft einer Herrſchaft müde, bei der fie 
jeden Augenblid wieder in ihrer wirthſchaftlichen und perfönlichen 
Eriftenz bedroht werden. Sicherheit der Perſon und des Eigen: 
thums jteht der Maſſe der Befibenden höher als jedes politische 
Recht. Die von krankhaften Zudungen gequälte Gejelichaft fehnt 
ih nad) Ruhe um jeden Preis, um nach der einfeitigen politifchen 
Erpanfion wieder einmal ungeftört der wirthichaftlichen Entwicklung 
zu leben. Dies ıjt die Stelle für die demofratiihe Tyrannis 
und ihren ZTräger, dem mit Freuden enipfangenen Netter der 
Sejellichaft. 

Sobald die politiihe Müdigkeit der Gejellihaft wieder das 
Bedürmig nad einer jelbitjtändigen Staatsgewalt entjtehen läßt, 
fommt in dem Volke der monarchiſche Gedanke wieder zur Geltung. 
Aber die hiſtoriſche Monardjie ift vernichtet, ihre Reftauration würde 
manche derjenigen Verhältiſſe wieder aufleben Iaffen, gegen die ſich 
gerade die Revolution gerichtet Hatte. Eine neue Monarchie könnte 
in der veränderten Ordnung fein eigenes Recht mehr für ich geltend 
maden und wäre nur unter Anerkennung des Prinzips der Volks— 
ouveränetät als parlamentariide Monardie möglihd. Das genügt 
aber dem intenjiven Bedürfnig der Gefellihaft nach einer jtarfen 
jelbjtftändigen Staatsgewalt nicht. Nie tritt die innere Nothwendigkeit 
einer über der Gejellihaft erhabenen Staatsgewalt jtärfer hervor 
alg hier, wo die Gejellihaft fie kurz zuvor vernichtet hat. Recht 
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und Staat find jo angeborene Bedürfniffe des menſchlichen Gemein 
lebens, daß fie, felbjt in ihrer bisherigen Form vernichtet, fofor 
von Neuem entjtehen müffen. 

Die auf diefen Grundlagen erwachſende demokratische Tyranns 
fteht in innerem Widerſpruche mit der chriftlich-germanifchen Wels 
anſchauung. Denn Dieje verbietet die ertreme Verfolgung einfeitg 
jozialer Intereſſen auf Koften der Gefammtheit und hält ftets, wenn 
auch in den abgeſchwächten Formen einer Präſidentſchaft der Re 
publif, an der dee der felbitftändigen Staatsgewalt feſt. & 
fonnte man denn das Vorbild der demokratiſchen Tyrannis nid 
in dem germanischen Mittelalter, fondern nur in der römiſche 
Kaijerherrichaft finden. Die römische Republik war untergegange 
in der Monardie, indem das römifche Volt dem in den Bürger: 
friegen fiegreihen Parteiführer zunächſt unter Wahrung vepr 
blifanifcher Formen die oberfte Gewalt übertrug. Dies ift die Be 
deutung der Lex regia, vermöge deren das Volk fich aller jene 
Gewalt zu Gunjten eines Einzelnen entäußert. 

Die Analogie trifft aber nur für den Urfprung zu, nicht für 
die Dauer. 

Die römiſche Monarchie gab der national und fozial zerjekten 
antiken Welt die Möglichkeit, fich, ungejtört von dem Anfturme de 
Germanen, vollitändig auszuleben. Das Entftehen eines neu 
Lebens aus der heidnijch = antiken Welt jelbft heraus mar nid 
möglich, fondern nur eine Verlanglamung des Zerfeßungsprozefid 
und damit ein Hinausſchieben des vollftändigen Abfterbens. Di 
römiſche Monarchie, einmal begründet, war daher die dauernk 
Staatsform der antiken Welt, jo lange fie beitand, da in dieſen 
Weltreihe die politiiche Freiheit einfah zur Unmöglichkeit ge 
worden war. 

Die modernen Völker dagegen können wohl zeitweilig da 
Bedürfniß nach Ruhe um jeden Preis haben. Vermöge des Ein 
fluſſes des Chriſtenthums regeneriren fie ſich aber felbft nach Periode 
tiefiten Verfalls, der an die Vernichtung nahe heranftreift, imma 
wieder aus ſich heraus. Gerade für die innere Negeneration gie 
ihnen Die Zeit des Abfolutismus die nothwendige politifche Ruhe 
Der Abjolutismus als Selbftzwed ift in jedem Volke der chriftlid 
germaniſchen SKulturgemeinfhaft unmöglih, er muß wieder ve 
ſchwinden, fobald er feine Miffion erfüllt hat, und der politiſcha 
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Freiheit Platz machen. Die demokratiſche Tyrannis kann in einem 
modernen Volke nie dauernde Inſtitution, ſondern nur vorübergehende 
Erſcheinung ſein. 

Die demokratiſche Tyrannis entſteht zunächſt als rein hiſtoriſche 
Thatſache, indem der Retter der Geſellſchaft, geſtützt auf das Heer, 
ſich in den Beſitz der Staatsgewalt ſetzt. Dieſe einfache Thatjache 
der nackten Gewalt genügt aber dem neuen Herrſcher nicht. Er. 
fühlt das Bedürfniß, namentlich im Verhältniſſe zu dem angeblich 
göttlichen Rechte der übrigen Monarchen ſeine Gewalt auf irgend 
einen Rechtstitel zu ſtützen. Dieſen vermag ihm nach der Ver— 
nichtung der früheren ſelbſtſtändigen Staatsgewalt nur die ſouveräne 
Geſellſchaft ſelbſt vermöge des allgemeinen Stimmrechtes zu geben. 
Da der Uſurpator thatſächlich bereits die Staatsgewalt beſitzt und 
ihre ganze Machtfülle in die Wagſchale werfen kann, überdies einen 
allgemein empfundenen ſozialen Bedürfniſſe nach Ruhe und Ord— 
nung entgegenkommt, ſo iſt das Ergebniß der Abſtimmung nie 
zweifelhaft. Von einer impoſanten Majorität der Nation erkoren, 
ſteigt der Uſurpator aus der Wahlurne hervor. Als „Erwählter 
der Nation“ vereinigt er jetzt die ganze Macht der an das Volk 
zurückgefallenen Staatsgewalt in ſeiner Perſon und behauptet ſie 
vermöge des ihm ergebenen Heeres. 

Es iſt nicht eigenes Recht wie beim abſoluten Monarchen, das 
der Erwählte der Nation in ſeiner Perſon vereinigt, ſondern nur 
die Ausübung des geſammten Rechtes der nach wie vor ſouveränen 
Nation. Durch die Wahl wird er nicht zur Staatsperſönlichkeit 
ſelbſt, wohl aber zum einzigen verfaſſungsmäßigen Organe des in 
dem Bolfe aufgegangenen Staates. Aber da nicht das Recht der 
Nation jelbft übertragen ift, jondern nur deſſen Ausübung, jo muß 
die Nation doch ihr Recht noch in irgend welcher Weije bethätigen 
fünnen. Denn ein Recht, über welches der Berechtigte in Feiner 
Hinſicht mehr verfügen kann, Hat für ihn aufgehört, ein Recht 
zu ſein. 

Sn der That ift der Nation eine ſolche Befugniß geblieben, 
aber gerade dadurch verjtärkt fih die Gewalt des Herrſchers. In 
dem monarchiſchen Staate kann fich der Monarch Selbitbeichränfungen 
auferlegen, fi bei Abgabe einzelner Willenderflärungen jogar an 
die nothwendige Mitwirkung felbitjtändiger Organe binden, weil es 
fein eigenes monarchiſches Recht ilt, über das er verfügt. Der 
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Erwählte der Nation fann aber nie über das unveräußerliche Redt 
der Nation, ſich kraft ihrer Souveränetät ihre Verfaſſung jelbit zu 
geben, verfügen. 

Kraft der vom Volle angenommenen PBerfaflung mag dem 
Herrſcher eine VolfSvertretung zur Seite geſetzt jein. Uber jedes 
ihrer Mitglieder ift Do) nur von einem ganz geringen Brudhtheile 
des Volles gewählt worden, der Erwählte der Nation von einer 
impojanten Mehrheit des ganzen Volles. Es leuchtet ein, daß er 
troß de3 gemeinjamen Urfprunges das höhere und beflere Recht 
für fich geltend machen kann. Das Verhälmiß ift gerade umgefehtt 
wie in der parlamentarifhen Monarchie, wo die Volksvertretung 
mit ihrem ftetig erneuerten Mandate dem fouveränen Volfe näher 
fteht als der Monarch. In der demokratiichen Tyrannis dagegen 
verſchwindet die Volfsvertretung Hinter der Alles beherrjchenden 
Perfönlichkeit des Monarchen. Ihre Befugniſſe find nur Schein 
rechte, die faum dem Wejen einer Vollövertretung entjprechen. Zu 
einer Erweiterung der parlamentarifchen Befugniſſe läßt fich der 
Herrfcher erjt dann herbei, wenn die Periode der Tyrannis bereits 
ihrem Ende entgegengehi und fich innerlich überlebt Hat, jo das erfte 
franzöfifche Kaijerreih in den Hundert Tagen, das zweite in jeiner 
liberalen Phafe. 

Aber unter allen Umjtänden fehlt der Volfsvertretung für fi 
jelbft wie für ihre Befugnifje jede Rechtsficherheit.. Wenn aud de 
Verfaſſung felbft die Formen einer Verfaſſungsänderung feitfegt, fo 
fann doch dadurch dem unveräußerlichen Rechte des fouveräne 
Volles in Feiner Weife präjudizirt werden. “Der Herricher kam 
alfo jeden Augenblid über die Köpfe der VolfSvertretung Hinmwe 
dem fouveränen Volke einen Verfaſſungsentwurf vorlegen, der die 
Nechte der Volfsvertretung erweitert oder bejchränft, ohne daß bier 
irgend einen Rechtstitel hätte, gegen ein ſolches Verfahren Einfprud 
zu erheben. 

Ale Organe zur Ausführung des jtaatlihen Willens Können 
hiernach nur von der Perſon des Herrihers abhängen und ihm 
verantwortlich fein. Selbjt wenn in der Zeit der abjterbenden 
Tyrannig mit der Erweiterung der parlamentarifschen Rechte das 
Prinzip der politiihen Verantwortlichkeit der Minifter vor der Volks: 
vertretung aufgejtellt wird, jo ift dies doch bloß Schein. Denn die 
demofratifhe Tyrannis kann ihrer inneren Natur nad nie die 
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Volksvertretung zur höchſten Gewalt im Staate machen und die 
Abhängigkeit der Miniſter allein von der Volksvertretung anerkennen. 
Wie der Parlamentarismus ſelbſt nur ein Scheindaſein führt, ſo auch 
die parlamentariſchen Miniſterien. Die freie Thätigkeit beider iſt 
nichts anderes als die Freiheit der Maus, die zwiſchen den Pfoten 
der Katze umherlaufen darf. Jede Verfaſſung der demokratiſchen 
Tyrannis iſt eine Lüge. 

Dagegen kann der Erwählte der Nation dieſer gegenüber nicht 
feine eigene Verantwortlichkeit ableugnen. Während alle Staats— 
organe nur dem Herrſcher verantwortlih jind und in Wahrheit nur 
ihm verantwortlich jein können, ift der Mandatar der Nation nur 
ihr Verantwortung [huldig, wie er feinen Auftrag ausführt. Diefe 
Berantwortlichkeit iſt aber ftaatsrechtlih nur ein unausführbares 
Prinzip. Denn dem Erwählten der Nation iſt die höchſte Gewalt 
dauernd, ja dem Buchſtaben nach erblich übertragen. So lange er 
aber im Beſitze diejer höchſten Gemalt ift, kann er ſelbſtverſtändlich 
nicht zur Verantwortung gezogen werden. Die Nation vermag aljo 
die VBerantwortlichkeit ihres Mandatard nur zur Geltung zu bringen, 
indem fie, falls fie die phyfiide Macht dazu hat, durch einen Rechts— 
bruch ihm feine Gewalt wieder entzieht. So erflärt die Vorrede der 
franzöfiiden Verfaſſung des zweiten Kaiferreihes das franzöfiiche 
Staatsoberhaupt für unverantwortlich erflären, bedeute das öffentliche 
Gefühl belügen, bedeute eine Fiktion aufitellen, die dreimal unter dem 
Lärm der Revolutionen zeritoben fei. Damit wird die Revolution als 
Mittel, das Staatsoberhaupt zur Berantwortung zu ziehen, verfaffungs- 
mäßig janktionirt, der Rechtsbruch für eine organiſche Einrichtung 
des Staatsrechtes erklärt. Wie die demokratiſche Tyrannis dur 
Gewalt begründet ijt, jo kann fie auch gegenüber der Gewalt Fein 
Recht behaupten. Sie geht unter, fobald nad) Aufhören ihrer 
inneren Berechtigung die phyſiſche Gewalt ihren Händen ent- 
ſchlüpft. 

Begründet durch Gewalt, während ihres Beſtehens Lüge und 
einem gewaltſamen Untergange geweiht, trägt die demokratiſche 
Tyrannis einen diaboliſchen Charakte. Wenn man Lüge und 
Gewalt als die hervorſtechendſten Charakterzüge des Bonapartismus 
bezeichnet hat, jo handelt es fi dabei micht bloß um perſönliche 
Eigenichaften der Bonaparte und ihrer Staatsmänner, jondern 
Lüge und Gemalt entiprehen nur dem inneren Wejen der Staats- 
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form felbft und beeinfluffen natürlih auch die an der Politik be 
theiligten Menſchen. 

Die demofratiihe Tyrannis bildet die innerlich nothwendige 
Sühne für ein Voll, das ſich an dem hiſtoriſchen Rechte vergangen 
und die überfommene Form feines Staates gewaltſam vernidie 
hat. Wie jede Sühne trägt fie aber das Moment der Strafe und 
der Reinigung in fih. Sie giebt das durch Parteien zerrifien 
Volk fi jelbft wieder und eröffnet ihm dur Entziehung de 
politiiden Rechte, ohne es felbft zu wollen, die Möglichkeit, wiede 
zu politifcher Tsreiheit zu gelangen. Wie feine Sühne eine dauernd 
iit, jo hat auch die demokratiſche Tyrannis, wieder gegen ihre 
Willen, nur eine kurze Zeit der Wirkſamkeit vor fih. Sobald di 
franthaft zerrüttete Gejellihaft wieder zur Ruhe und zum %e 
wußtſein ihrer jelbit gelangt ift, fällt die Tyrannis in fich felhi 
zuſammen. 

Trotzdem wäre es ungerechtfertigt, die demokratiſche Tyranıms 
und ihre Wirkſamkeit nur als eine thatſächliche Erſcheinung zu be 
trachten und ihr den ftaatsrechtlihen Charakter abzuſprechen. Gewij 
beruht die demofratiihe Tyrannis auf Gewalt, und hierüber kam 
auch der Verfuh ihrer Legalifirung durch eine Vollsabitinmum 
um jo weniger hinwegtäufchen, als die Legitimität der Ießteren fell 
von höchſt zweifelhafter Natur if. Uber im letzten Grunde fin 
doch auch Monardie und Vollsfouveränetät wie der Staat übe 
Haupt nicht mehr juriftiih ableitbar, ſondern hiſtoriſche Thatjade, 
auf Grund deren jih das neue Necht gebildet Hat. Eine um 
Anfang an vorhandene Legitimität auf Grund göttlihen Rechte 
giebt es nirgends. Jedenfalls bildet auch die demokratiſche Tyrami 
eine ftabilirte Ordnung der Machtverhältniffe, wie fie das Reit 
vorausſetzt. Daß der ethiihe Inhalt diefer Ordnung ein fehr ge 
ringer it, theilt fie mit manchen anderen Recdhtsinftitutionen, ift abe 
mit dem Rechtscharakter nicht unvereinbar. Denn Recht und Sit 
lichkeit können mit einander in Widerfpruch ftehen. So jind dem 
jelbft von denen, welde die Rechtmäßigkeit der demokratiſche 
Tyranni8 auf Grund des Legitimitätsprinzipd? mit aller En 
fchiedenheit bekämpft Haben, ihre Alte nad) innen wie nach aufn 
als fortbejtehend und den Staat verpflichtend anerkannt worden 
Dies ift aber nur möglid, wenn man die Verfaſſung der Tyranım 
nit bloß als Thatfache, als gewaltſame Durchbrechung der Redts 
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ordnung, ſondern als wirkliches, auf Grund dieſer Thatſache neu 
entſtandenes Staatsrecht auffaßt. 

Die demokratiſche Tyrannis bildet die Durchführung des Prinzips 
der Volksſouveränetät bis in die äußerſten Konſequenzen, bei denen 
es bereits wieder in ſein Gegentheil umſchlägt. Das Prinzip der 
Volksſouveränetät wird daher auch ſtets in dem Titel des Herrſchers 
zum Ausdrucke gebracht. Im Anfange werden ſogar noch die repu— 
blikaniſchen Formen gewahrt, und der unumſchränkte Herrſcher er— 
ſcheint nur als republikaniſcher Beamter. Aber auch nach Her— 
ſtellung der äußeren Form der Monarchie nennt er ſich nicht nach 
dem Lande, ſondern nach dem Volke und verfehlt nie, auf den 
Willen der Nation als den Rechtstitel ſeiner Herrſchaft zu ver— 
weiſen. 

Die demokratiſche Tyrannis bildet feine beſondere Staatsform 
der Neuzeit, ſondern iſt auch im Alterthum und im Mittelalter jeder 
Periode politiſcher oder ſozialer Zerſetzung eigenthümlich. Beim 
Uebergange zur Neuzeit tritt ſie ſowohl in den italieniſchen Repu— 
bliken wie in England durch das Protektorat Cromwells in Er— 
ſcheinung. Dieſe Fälle gehören jedoch noch einer anderen ſtaatlichen 
Ordnung an, es wirken Momente mit ein, die im modernen Staate 
nicht mehr vorhanden find oder zurücktreten. Die moderne Staaten— 
welt fennt die demofratiihe Tyrannis einzig in dem erjten und 
zweiten franzöfiihen Kaijerreiche. Sie bieten allein den der Gegen: 
wart entiprechenden Typus. Daß es ich aber dabei nidyt um ver- 
einzelte Fälle, jondern um eine typische Erjcheinung Handelt, zeigt 
nicht nur die innere Verwandſchaft des erjten und zweiten Kaijer- 
reiches, Jondern auch der mißlungene erneute Verſuch einer demo— 
fratiihen Tyrannız in dem Boulangismus. 


Abtheilung II. 
Die Objefte der Staatsherrfichaft. 
Kapitel I. Das Staatsgebiet. 

Der Staat ijt nicht vorhanden ohne einen räumlich abgegrenzten 
Theil der Erdoberfläche, über den er eine andere Staaten aus— 
ſchließende Herrichaft bethätigt. Gerade die territoriale Grundlage 
unterfcheidet den Staat von einem Nomadenftamme und von einem 
Volke, das nach Aufgabe feines bisherigen Territoriums ſich neue 
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Wohnſitze fucht. Beide Haben eine ftaatliche Organijation, aber nur 
nad der perjönliden Seite hin. Man kann fie deshalb ala 
werdende Staaten bezeichnen. Aber zur Vollendung gelangt der 
Staat erjt mit dem Augenblide, in dem die Herrſchaft fih auf 
über die dingliche territoriale Grundlage erftredt. 

Dem Mittelalter ift der Begriff einer allbeherrſchenden Staat& 
gemalt noch fremd. Es kennt nur einzelne, auf beiondere Rechts 
titel zurüdgeführte Rechte der Obrigkeit. Allerdings hat jeder Stadt 
nothwendig an fich jchon ein beftimmtes Territorium. Neben biefe 
allgemeinen Staatöherrichaft fucht man aber der Gebietshoheit eine 
bejondere Grundlage zu geben, indem alles Gebiet in Iehnrechtlide 
Abhängigkeit vom Landesherren gebradjt wird, und dieſer dami 
ein lehnrechtliches Obereigenthum über das ganze Staatsgebiet 
erhält. Die konſequente Durchführung dieſes Gedankens gelingt 
aber nur in den Gebieten, in denen durch ein eroberndes Kriegsheer 
die neue Staatsgewalt begründet wird, jo namentlid in England 
nad) der normanniſchen Eroberung und in den Kolonialgebieten des 
oftelbilchen Deutſchland. 

Mag nun aber die Gebietshoheit eine allgemeine oder eim 
bejondere lehnrechtlihe Grundlage haben, immerhin giebt fie bem 
Staate bei der jtarf ausgeprägten germanifchen Anſchauung von 
dem Rechte ded Individuums und der perjonenrechtlichen Gemein: 
Ihaften auch dem Staate gegenüber nur einzelne bejtimmte Befug: 
niſſe. Diejelben find bei der Iehnredhtlichen -Auffaffung, die dem 
ftaatlihen Herrſchaftsrechte einen weſentlich privatrechtlichen Inhalt 
unterichiebt, jogar erheblich ausgedehnter als bei der volfsredt 
lichen. 

Erſt mit dem Siege der abfoluten Monarchie auf dem Row 
tinente Europa3 fommt der Gedanke zum Durchbruche und zu 
praftiichen Anwendung, daß das Recht des Staates felbft ein m 
beſchränktes ift und fich nicht in einzelne Befugniffe auflöfen läßt. 

Dieje Herrihaft hat den Charakter eines allumfafjenden bing 
lihen Rechtes des Staates über fein Gebiet. 

Die Herrichaft it eine allumfafjende, fie enthält den Inbegriſ 
aller Rechte, die man überhaupt aus der Staatsherrſchaft entwickeln 
kann. Da nun das rechtliche Können des Staates unbejchränft umd 
unbeſchränkbar ift, jo umfaßt auch das Recht des Staates übe 
fein Gebiet alle nur irgend denkbaren Rechte. Diejen Inbegrif 
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von Rechten durch Aufzählung der in ihm liegenden Befugniſſe 
erſchöpfen zu wollen, muß alſo mit Nothwendigkeit ein vergebliches 
Bemühen ſein. Das Herrſchaftsrecht des Staates iſt ein ebenſo 
umfaſſendes Recht wie das Eigenthum im römiſchen Sinne, nur 
mit dem Unterſchiede, daß ſein Inhalt nicht privatrechtlicher, ſondern 
ſtaatsrechtlicher Natur iſt. 

Doch das private Eigenthum, ſelbſt wenn man ſeinen Begriff 
noch ſo ſehr ausdehnt, iſt nur ein ius inter privatos und findet 
ſeine Beſchränkung in den nothwendigen Lebensbedingungen der 
Geſammtheit, alſo in dem Staats- und Verwaltungsrechte. In 
gleicher Weiſe beſchränkt der Staat ſeine Herrſchaft ſelbſt mit Rück— 
ſicht auf die Koexiſtenz der Staaten neben einander. Die an ſich 
ſchrankenloſe Herrſchaft des Staates über ſein Gebiet unterliegt daher 
den Beſchränkungen des Völkerrechtes. 

Die Herrſchaft ſelbſt iſt dinglicher Natur. Sie bedeutet nicht 
nur die räumliche Ausdehnung für die Wirkſamkeit der Staatsgewalt, 
fondern ein Recht an dem Gebiete felbjt, über daS der Staat feine 
Herrſchaft ausübt. Jedes dingliche Recht ift aber ein Recht nicht 
an der todten Sache, fondern e8 gewinnt den Charakter des Rechtes 
nur durch feine Beziehung zu anderen Rechtsſubjekten. Der Charakter 
des dinglihen Rechtes im Gegenſatze zum obligatorifchen befteht num 
darin, daß es dem Beredhtigten nicht eine andere bejtimmte Perſon 
verpflichtet, jondern, ſoweit das Dinglihe Recht reiht, jede andere 
Berjon von der Bethätigung ihres Willend gegenüber der Sache 
ausichließt. So iſt auch die GebietShoheit des Staates ein aus— 
Ihließliches Recht. Sie verhindert jede andere Staatsgemwalt an 
der Bethätigung der Herrichaft innerhalb des Gebietes, untermwirft 
alle innerhalb des Gebietes befindlichen Perſonen ſowohl Staats: 
angehörige wie ‘Fremde lediglidd der Herrſchaft der gebietenden 
Staatögewalt. Vermöge dieſes ausſchließlichen Herrichaftsrechtes Hat 
der Staat allein die Befugnik, innerhalb des Gebietes Herrſchafts— 
Handlungen vorzunehmen. 

Bei der befonderen Wichtigkeit des Gebietes als der dinglichen 
Grundlage des Staates iſt in den meilten Staaten, in denen das 
Geſetz nicht auf einfeitiger Willenderflärung des Herrichers beruht, 
das Staatsgebiet gejeglich Feftgelegt. Die Verfaſſung ſelbſt beftimmt 
den Umfang des Staatsgebietes nach feinem derzeitigen Beftande 
und läßt für die Zukunft Veränderungen nur auf dem Wege der 
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Gefeßgebung zu. Wo wie in England eine foldde verfaljungsmäßige 
Teitlegung des Staatggebietes nicht beiteht, wird doch die Ein 
wirfung der Vollövertretung auf Gebietsveränderungen durch die 
parlamentariſche Verantwortlichkeit des Minifteriums gejichert. Ja 
wenn einmal ausnahmsweiſe wie in dem deutſch⸗-engliſchen Vertrage 
vom 1. Juli 1890 eine Gebietsveränderung von der parlamentarifchen 
Zuftimmung abhängig gemacht wird, empfindet man dies geradezu 
als eine Beeinträchtigung der Rechte des Unterhaufes, da die 
politiſche Verantwortlichfeit des Miniſteriums nur gegenüber dem 
Unterhauje praftiih wird, die parlamentarische Zuftimmung aber 
von beiden Häuſern zu ertheilen ift. 

Das Staatsgebiet ift ein untheilbares. Es ergiebt fich die 
mit Nothwendigfeit aus dem Charakter des Staates als eine 
Einheitsſtaates. In diefem muß die Verfafjung, d. 5. der Inbegrif 
der Normen, welche Zuſammenſetzung und Thätigkeit des Staat 
weſens regeln, eine einheitliche fein. Deshalb ift aber in dem ein 
heitlihen Staatsweſen eine juriftifche Scheidung der Grundlage jede 
Staates unmöglih. Die Eintheilungen des Staatsgebietes beftehen 
nur für die Verwaltung, verfaffungsmäßig iſt es ungetheilt mb 
und untheilbar. Anders in dem zujammengefeßten Staate, der jelbi 
erit wieder durch eine Verbindung von Staaten gebildet wird. 4 
ihm ijt dag Staatsgebiet verfaſſungsmäßig getheilt nach dem Ge 
biete der einzelnen Staaten, aber auch nur foweit als die einze 
ftaatlide Sphäre der Staatsthätigkeit reicht. 

Auf dem einheitlihen Staatsgebiete ruht auch der Titel de 
Staates. Wenn fi) daneben in Deutichland und Defterreich nod 
die alten Titel der Hijtorijchen Territorien aus der Zeit der reinm 
Berjonalunion der Gebiete und aus der Zeit der Geſammtſtaat 
bildung erhalten haben, jo find dies hiſtoriſche Aeminiscenzen oh 
praftiihe Bedeutung für die Gegenwart. Der Titel des Staat 
wird von feinem Territorium ſelbſt dann entnommen, wenn ba 
Monarch in Anerlennung des Prinzips der Volksſouveränetät nid 
nach dem Lande, jondern nad) dem Volke benannt wird. 


Rapitel II. Die Staatsangehörigen. 
8.1. Die Staatsangehörigkeit überhaupt. 
Dem ftändiichen PBatrimonialjtaate fehlt wie die Idee der al 
beherrichenden Staatögewalt jo auch die allfeitige Ergreifung un 
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Beherrſchung des Einzelnen durch den Staat. Das allgemeine 
und unmittelbare Verhältniß zwiſchen Staat und Unterthan iſt ihm 
daher noch fremd. 

Ein ſolches unmittelbares Verhältniß beſtand nur zwiſchen dem 
Fürſten und den größeren Grundbeſitzern, die ſich auf dem Kontinente 
ſeit Schluß des Mittelalters als ſogenannter niederer Adel zu einer 
erblichen Klaſſe rechtlich abſchloſſen. Kraft Lehnrechtes ſteht der 
Adel in einem beſonderen Treueverhältniſſe zum Landesherren, von 
dem er ſein Gut zu Lehen trägt. Dieſes Verhältniß macht ihn 
zum unmittelbaren Unterthanen. Die Unterthanenſchaft ergreift aber 
nicht nur den Grundherren perſönlich, ſondern auch ſeine ganze 
Familie, jo lange fie im Lande ihren Wohnſitz Hat. 

Die bäuerliche Bevölkerung ift zwar ebenfalls der Staatsgemalt 
al3 Interthanen unterworfen, ihr Verhältniß zum Staate ijt aber 
nur ein mittelbares. Denn zunächſt iſt fie einer Gutsherrichaft 
unterworfen, welche über jie zwar in Unterordnung unter die Staat3- 
gewalt, aber aus eigenem Necdhte alle obrigfeitlihen Befugniſſe 
ausübt. Wo ein privater Gutsherr nicht vorhanden ift, gilt der 
Zandesherr als Gutsherr feiner Domänen, übt aljo die obrig- 
feitlihen Befugniffe in einer von feiner landesherrlichen verſchie— 
denen Eigenihaft aus. Die Bauern find daher nur mittelbar 
durh den Gut3herren Unterthanen des Staates. Shre Staats: 
angehörigfeit bejtimmt ſich danach, ob fie einem inländifhen Guts— 
berrn unterworfen jind. 

Die Städte endlich bilden geichloffene Korporationen, die neue 
Mitglieder nur unter gewiljen, in den einzelnen ſtädtiſchen Ver— 
faljungen verſchieden geregelten Vorausjegungen aufnehmen. Die 
Mitgliedihaft ift entweder eine foldhe zu vollem Nechte, das foge- 
nannte Bürgerrecht, oder eine Art Paſſivbürgerrecht, das Recht der 
Schutzverwandten. Der Betrieb ftädtiicher Gewerbe und zum Theil 
auch der Erwerb ſtädtiſcher Grundftüde ift abhängig vom Beſitze 
des Bürgerrechte. Bürger wie Schußverwandte find den Organen 
der ſtädtiſchen Korporation unterworfen, die über fie alle obrig: 
feitlihen Nechte ausübt. Demmad find die ftädtiihen Einwohner 
ebenfalls nur mittelbare Staatsangehörige. Sie find in erjter Linie 
Unterthanen der jtädtiichen KRorporation und durch fie mittelbar des 
Staates. Ihre StaatSangehörigfeit beftinnmt ſich danach, ob fie 
aktive Mitglieder der Bürgergemeinde geworden oder durch den 
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Wohnfig als Schugverwandte einer ftädtiichen Korporation unter, 
worfen find. 

Der ftändifhe Staat kennt aljo Feine allgemeine Staatsange 
börigfeit, fondern nur eine joldhe zu einem bejtimmten Stande. Ex 
durch diefe Standesangehörigkeit wird Jemand mittelbar oder m 
mittelbar Angehöriger des Staates. Daher find auch die Borat 
feßungen für den Erwerb und Verluft der Staatsangehörigfeit Tem 
allgemeinen, fondern richten fi” nad den Bedingungen der Zuge 
hörigkeit zu einem beftimmten Stande. 

Diefes Syftem des ftändilchen Territorialitaates wird abe 
bereit3 durchbrochen durch das Beamtenthum des abjoluten Staate, 
Daſſelbe ift kein rechtlih geichloffener Stand, fondern eine fre 
Berufsklaſſe im Sinne der modernen Geſellſchaftsordnung. Es fh 
baher nicht neben den drei hiftorischen Ständen, jondern ergänj 
ich aus ihnen allen. Ohne Rückſicht auf feine Herkunft nimmt abe 
der Beamte ebenfalls ein unmittelbares Verhältnig zum Landesherrn 
ein. Die Beamten werden daher, wenn fie bäuerlicher oder bürger: 
fiher Herkunft find, von der Unterwerfung unter die gutsherrlich 
und ftädtifche Obrigkeit befreit und als fogenannte Erimirte gled 
dem Adel unmittelbar den Iandesherrlihen Behörden unterftell 
Das Beamtenverhältniß felbjt begründet aber für den Beamten me 
für feine Familie gleichzeitig die Angehörigfeit an den Staat, de 
er dient. Er wird zum unmittelbaren StaatSangehörigen kraft de 
bejonderen Treue- und Dienjtverhältniffes, in dem er zum Lande 
berrn fteht. 

Nur in England hatte die abjolute Monardhie der Normanner 
fönige die rechtliche Abſchließung der Berufsklaſſen zu Ständen ve 
hindert und die gutSobrigfeitlichen Gewalten allmählich durch ftant 
[ihe Organe erjeßt. Da Stände im Rechtsſinne, abgejehen vum 
der Bairie, überhaupt nicht eriftirten, und die obrigfeitliche Gemal 
allgemein eine ſtaatliche war, jo waren der Begriff der mittelbare 
Unterthanen und eine durch die Zugehörigkeit zu einem Stande br 
dingte Staatsangehörigfeii in England von ſelbſt ausgeſchloſſen 
Hier hat ji) aljo von je her eine allgemeine Staatsangehörigie 
erhalten, deren Erwerb und Berluft ih nad allgemein giltige 
Grundfägen beftimmt. 

Mit der Aufhebung der ſtändiſchen Ordnung der Geſellſchaf 
auf dem Kontinente waren auch hier die Bedingungen für eine al 
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gemeine Staatsangehörigkeit geſchaffen. Durch die franzöſiſche Re— 
volution wurden in Frankreich ſelbſt und während der folgenden 
Jahrzehnte in allen kontinentalen Staaten die ſtändiſchen Unter— 
ſchiede aufgehoben. Die bäuerliche Bevölkerung wurde von der 
perſönlichen Unterthänigkeit unter dem Gutsherren befreit, die guts- 
obrigfeitliche Gewalt zum Theil felbjt bejeitigt. Gleichzeitig erfolgte 
die Freigabe des Handels- und Gemwerbebetriebes an alle Bevölkerungs— 
klaſſen. Die rechtlichen Bevorzugungen des Adels fielen faft ſämmtlich 
fort. Damit hatten die rechtlih abgefchloffenen Stände aufgehört 
zu exiſtiren. Es gab nur noch nach der thatlädhlichen Beihäftigung 
fi) gruppirende Berufsklaſſen, aber rechtlich beitand unter ihnen 
feine Schranke mehr. Hierdur war aud die Staatsangehörigkeit 
zu einer allgemeinen geworden. Die Vorausſetzungen für ihren 
Erwerb und ihren Verluft einheitli zu regeln, war nidt nur 
möglidy, jondern auch nothwendig. In Frankreich wurde diefe Auf: 
gabe durch den Code civil von 1806, in den anderen Zontinentalen 
Staaten während der folgenden Sahrzehnte gelöft. 

Der Staat übt ein umfaſſendes Herrſchaftsrecht nach der ding- 
lien und nad) der perſönlichen Seite Hin. In letzterer Hinficht 
find e8 die Staatsangehörigen, welche das Objekt feiner Herrſchaft 
bilden. Während der Fremde nur durch jeinen Aufenthalt im 
Staatsgebiete und nur in Folge der ftaatlichen Gebietshoheit der 
Staat3herrjhaft unterworfen wird, it das Herrſchaftsrecht des 
Staates über jeine Angehörigen und die diefem entjprechende Unter: 
werfung derjelben unter die Staatsgewalt von dem Aufenthalte im 
Snlande unabhängig. Auch im Auslande ſchützt der Staat feine 
Angehörigen gegen Unrecht mit den Mitteln des Völkerrechtes, auch 
im Auslande verpflichten den Inländer die Gejege feiner Heimath. 
Kur die wirkliche Geltendmachung des ftaatlihen Herrſchaftsrechtes 
über ihn wird zeitweife juspendirt, da der Staat dieſe in fremden 
Territorien nicht bethätigen darf. Die Staatsangehörigen find alfo 
der Staatsgewalt nit als einem Ausfluſſe der Gebietöhoheit, 
ſondern als jelbitjtändiges Objekt der Herrichaft unterworfen. Wie 
da3 Gebiet das dinglide, jo bilden die Staatsangehörigen das 
perfönlihe Herrichaftsobjeft. 

Der Staat Hat an jeinen Unterthanen ein Herrſchaftsrecht. 
Wie jedes Recht findet auch das des Staates Jeine Beziehung ın 
anderen Rechtsſubjekten, die durch dieſes Necht beſchränkt oder ver- 
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pflichtet werden. Während aber das dingliche Recht des Staates 
an feinem Gebiete ein Recht der Ausichliegung gegenüber anderen 
Staaten war, ift diefe negative Seite des ſtaatlichen Herrichafts: 
rechtes bezüglidy feiner Angehörigen zwar ebenfalls vorhanden, & 
bildet aber nicht die einzige Beziehung des Rechtes. Die Staats- 
angehörigen find ſelbſt Perfönlichkeiten. Sie werden daher jelbft 
durh das dem Staate an ihnen zuftehende Herrichaftsrecht ver: 
pflichtet. Bildete die Gebietshoheit eine Analogie des privatredt- 
lihen Eigenthums, jo kann man das Recht des Staates gegenüber 
den Staatsangehörigen den perjönlichen Gewaltrechten des Familien 
rechtes vergleichen. 

Das Herrichaftsrecdht des Staates ift nun ein allumfafjendes, 
der Inbegriff aller möglichen Rechte, welche der Staat überhaupt 
für ji in Aniprud nehmen Tann, und diefe Möglichkeit ift eine 
rechtlich unbegrenzte. 

Die Verpflichtung der Staatsangehörigen gegenüber dem ftaat- 
lichen Herrſchaftsrechte geht aber jo weit, als dieſes ſelbſt reidt. 
Iſt der Inhalt des ftaatlihen Herrichaftsrechtes als ein umfaſſender 
Inbegriff von Rechten rechtlih unbeſchränkt und unbeſchränkbar, 
jo fann auch da3 Weſen der Staatsangehörigkeit in nichts Anderem 
beitehen, als in einem allumfafjenden Pflichtverhältniffe gegenüber 
der Staatögewalt, dad alle nur denkbaren Einzelpflichten, melde 
nur immer der Staat aufzuerlegen vermag, in fich jchließt. Deshalb 
würde jeder Verſuch einer Aufzählung und Feftitellung der Einzel 
pflihten ein ebenſo vergebliches wie überflüffiges Bemühen fein. 
Insbeſondere ijt die Aufftellung eitter bejonderen Treuepflicht ſchon 
deshalb gegenſtandslos, weil die Treue fein juriftifcher, fondern em 
ethiſcher Begriff ift, und alle Pflichten, die man aus der Treuepflidt 
herleitet, fich als Rechtspflichten ſchon aus dem allgemeinen Pflicht: 
verhältniffe der Staat3angehörigleit ergeben. 

Diejes allgemeine Pflichtverhältniß bejteht aber nur gegenüber 
dem Staate als jolden. Die Faktoren und Organe des Staate 
handeln jedoch allein dann in diejer ftaatlihen Eigenfchaft, wenn 
fie fi) innerhalb der Schranken der beftehenden Rechtsordnung be 
wegen. Sobald fie aus diefer heraustreten, kommen fie nur al 
Privatperjonen in Betracht und gegenüber foldyen befteht felbit 
verftändlich Feine Nechtspflicht des Gehorſams. Dies ift die Be 
deutung des bloß verfaſſungsmäßigen Gehorjams, wie er feit Anfang 
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diejes Jahrhunderts in den ftaatsrecdhtlihen KRompendien als be— 
ſonderes Recht der Staatsangehörigen aufgeftelt wird, aber ſich 
aus der Natur der Dinge von ſelbſt ergiebt. Die Verpflichtung 
des unbedingten Gehorfams auch gegenüber rehtsmwidrigen Befehlen 
der Obrigfeit, die passive obedience, wie fie zur Zeit der Stuarts 
von den engliihen Abfolutiiten und Hoftheologen behauptet wurde, 
ift ein Widerſpruch in fich jelbit. Sie jeßt das, was fie aus der 
Verpflichtung des paffiven Gehorfams erjt beweiſen will, nämlich 
die abjolute Monarchie, bereits als bemwiejen voraus und folgert 
daher die Verpflichtung des pajfiven Gehorſams. Beſteht aber 
wirklich eine abfolute Monardjie, ein jchranfenlojer Deipotismus zu 
Recht, dann kann allerdings feine obrigfeitlicye Anordnung, ſoweit 
lie der Monarch ſelbſt gewollt Hat, mehr rechtswidrig ſein. Mit 
jeder verfaljungsmäßigen Staatsform ift aber eine andere Gehorſams— 
pflidt der Untertanen als innerhalb der Schranfen der Rechts: 
ordnung unvereinbar. 


Wenn die Machtbefugnig des Staates auch eine rechtlich un— 
beſchränkte ijt, jo bildet do das Recht nicht allein das Maß aller 
Dinge. Auch die Macht des Staates findet phyſiſche und fittliche 
Schranken. Während er rechtlih Alles wollen darf, kann er nur 
das phyſiſch und fittli Mögliche fordern. Da aber der Staat, 
die Duelle des Necdhtes, in der Hand unvollfommener Menfchen 
liegt, jo iſt die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, daß die ftaatliche 
Rechtsordnung ſich mit der fittlihen Ordnung in Widerſpruch ſetzt, 
dak der Staat z. B. feinen Angehörigen etwas gebietet oder ver- 
bietet, was mit ihrer religiöfen Ueberzeugung im Widerſpruche fteht. 
Die Rechtspflidt des Gehorſams dauert hier unverändert fort und 
wird durch das Strafgejeg erzwungen. Aber die Rechtsordnung 
kann die Regelung des menjchlichen Daſeins nicht erjchöpfen.!) Es 
entjteht hier ein tragifcher Konflikt zwiſchen den fittlihen und den 
rechtlichen Pflichten, bei dem nad) der fittlichen Natur des Menſchen 


) Vgl. Sophofl. Antig. ®. 453 ff.: 
ObdE adevew TOooOTov Wwöunv Ta aü 
ınpöynad, dor äypanrta xdopaln dev 
vouwa Öbvaadaı Yunrov vd Örepdpauei. 
0b yap rı vövye xäydic, dAl’ del rore 
67 radra, xodösig oldEv EE ÖtTou 'Yavy- 
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eritere fiegen müffen, und das Anſehen des Staates ſelbſt dauernd 
Schaden leidet. 

Im Gegenjage zu dieſer Auffaffung der Staatsangehörigfeit 
als eine3 allumfafjenden Pflichtverhältniffes ſah die Lehre des 
Naturrechtes und die Staatswiſſenſchaft bis in die zweite Hälfte 
diefes Jahrhunderts in ihr nur ein Konglomerat von Rechten. 
Wenn man num die Frage entjcheiden will, ob die Staatsangehörigfeit 
Rechte gegenüber dem Staate in fich fchließt, oder ob überhaupt 
Rechte der Staatsangehörigen gegenüber dem Staate begrifflid 
möglich find, jo muß man die Staatsangehörigen in ihrer an fi 
denfbaren doppelten Beziehung als perſönliche Objekte der Staats: 
berrichaft und als Theilnehmer derjelben betrachten. 

Geht man von den Staatsangehörigen als perjönlichen Objekten 
der Staat3herrihaft aus, fo ergiebt fih als Weſen der Staats⸗ 
angehörigkeit ein umfaſſendes Pflichtverhältnig gegenüber dem 
Staate. Dadurch wäre aber an fich nicht ausgejchloffen, daß bie 
Staatsangehörigen gegenüber dem Staate auch Rechte Haben 
können. 

Es fragt ſich nur, was man überhaupt unter einem Rechte 
verſteht. Faßt man das ſubjektive Recht auf als bloßes Wollen: 
dürfen (Windſcheid) oder als rechtlich geſchütztes Intereſſe (Jhering) 
oder als ein Können, d. h. die Fähigkeit, Rechtsnormen im jub 
jeftiven Ssnterefje in Bewegung zu ſetzen (Sellinek), fo würde & 
Thorheit jein, die Möglichkeit ſubjektiver Rechte der Staats 
angehörigen gegenüber dem Staate zu leugnen. Denn Alles, was 
der Staat nicht verbietet, iſt, jo lange er es nicht verbietet, auf 
erlaubt: in diefen Grenzen darf man auch dem Staate gegenüber 
wollen. Alle von der Rechtsordnung anerkannten Intereſſen werden 
von ihr auch geſchützt: da der Staat feinem Weſen nach nur inner 
halb der Schranken der Rechtsordnung Handeln kann, jo befteht 
diefer Schu auch ihm felbjt gegenüber. Bon beiden Geſichts⸗ 
punkten aus kann aljo die Exiſtenz des fubjeltiven Nechtes der 
Staatsangehörigen gegenüber dem Staate nit in Frage gezogen 
werden. 

Aber das bloße Wollendürfen und da3 bloße rechtlich geſchützte 
Intereſſe umfaßt auch rechtlich gleichgiltige Ausflüffe der menid: 
lichen Willensfreiheit, die man wiederum als res merae facultatis, 
wie 3.8. Eſſen, Trinken, Schlafen, aus der Rechtsſphäre ausſcheiden 
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muß. Will man das fubjektive Recht nur erfaffen, ſoweit es recht: 
lih von Bedeutung ilt, jo gehört zu feinem Begriffe nothwendig 
die Relation zu anderen Rechtsſubjekten. Hiernach ift kein fub- 
jeftives Recht der einen Perſon denkbar ohne eine ihm entſprechende 
Pfliht der anderen Perſon. Jedes jubjeftive Necht trägt alfo 
die Bindung und die rechtliche Verpflichtung des anderen Rechts—⸗ 
jubjeftes in fih. Beide find untrennbar, daS eine ohne da3 andere 
undenfbar. 

Legt man diefen Begriff des jubjektiven Rechtes unter, jo fteht 
die Anerkennung eines folchen gegenüber dem Staate mit deſſen 
Weſen im Widerſpruche und ijt eine innere Unmöglichkeit. Der 
Staat ift im Berhältniffe zu den Staatsangehörigen die rechtlich 
unbeſchränkte und unbeichränfbare allbeherrichende Rechtsperjönlichkeit. 
Da er als Duelle der Rechtsordnung über ihr jteht, kann er fid) 
leinen Angehörigen gegenüber nie rechtlich verpflichten. Selbſt wenn 
er dies im MWiderjpruche mit feiner eigenen Natur thun mollte, 
würde ihn nichts Hindern, die übernommene Verpflichtung jeden 
Augenblid wieder zu kaſſiren. Eine Verpflichtung, deren fi) der 
angeblich Verpflichtete jederzeit mit Rechtswirkſamkeit entjchlagen 
fann, ijt aber überhaupt feine Berpflidtung im rechtlichen Sinne 
mehr. 

Kun hat man freilich eingemwendet, diefe Ausführungen träfen 
nur für den gejeßgebenden, nicht für den verwaltenden Staat zu. 
Denn die Schranfenlofigfeit der Staatsgewalt bejtehe nur für die 
Geſetzgebung, alle anderen Staatsfunktionen jeien an die Schranken 
des Gejeßes gebunden und deshalb ſei auch eine rechtliche Ver— 
pflichtung des Staates möglich, ſoweit er nicht ala Geſetzgeber in 
Betracht fomme. Allein die Perjönlichkeit des Staates ift nur eine 
einzige und einheitlihe, mag er auch jeine Funktionen in ver: 
Ihiedenen Formen verridten. Wenn das Geje Jemandem Das 
Hecht gäbe, eine fchriftlih gemachte Offerte bis zum Empfange einer 
Antwort mündlid) zu widerrufen, jo würde es Niemandem einfallen 
zu behaupten, e3 fer bis zum Widerrufe oder bis zum Empfange 
der Antwort die fchriftliche Perjönlichkeit gebunden, nicht aber die 
mündliche, der andere Theil habe aljo ein Recht gegenüber der 
Ihriftlihen PBerfönlichkeit, das ihm die mündliche kaſſiren könne, 
jondern der andere Theil hat bi3 zur Yuftellung feiner Antwort oder 
bis zum Widerrufe überhaupt noch fein Recht erworben. Wenn 


80 Allgemeine Etaatslehre. 


eine Berfönlichfeit auch nur in einer beftimmten Form ihre angeb: 
liche Verpflichtung jederzeit kaſſiren kann, fo iſt fie überhaupt nicht 
verpflichtet. Damit fällt aber auch die Möglichkeit eines fubjektiven 
Rechtes der Staatsangehörigen gegenüber dem Staate fort. 

Someit ſolche jubjeltiven Rechte anerkannt werden durch bie 
Rechtsordnung, wie 3. B. in dem Verhältniſſe des Staates als 
Fiskus zu anderen Privatrechtsjubjekten beruhen fie nur auf der 
Fiktion, daß der Staat ein der gleihen Rechtsordnung wie jeine 
Angehörigen unterworfenes Rechtsſubjekt jei, während er thatſächlich 
über der Nechtsordnung ſteht und durch feinen Willen neues Recht 
Ihaffen kann. 

Die Leugnung eines fubjektiven Rechtes der Staatsangehörigen 
gegenüber dem Staate fteht aud) feineswegs im Wideripruche mi 
dem Weſen des Rechtes. Allerdingd® Hat alles Recht es zu ihm 
mit den Beziehungen verjchiedener Perjonen zu einander. Aber 
dat die Willensiphären dieſer Perſonen gegen einander abgegrenzt, 
unter ihnen wechſelſeitige Rechte und Pflichten begründet werden, 
ift eine Eigenthümlichfeit de3 Rechtes überhaupt, fondern de 
Privatrechtes. Im öffentlihen Necdhte mit Ausnahme des Völker 
rechtes ftehen ſich die allbeherrſchende Staatsgewalt und die ihr 
unbedingt unterworfenen Staat3angehörigen gegenüber. Hier lafien 
fich keine Willensiphären gegen einander abgrenzen, wechſelſeitige 
Berbindlichkeiten begründen. Gegenjtand der rechtlichen Drdnung 
fann nur die Beitimmung des Maßes fein, in dem der Staat jein 
Herrſchaft bethätigen will. 

Ebenjo wenig hat die Leugnung eines jubjektiven Rechtes der 
Staat3angehörigen einen abfolutiltiichen Charakter oder giebt fie der 
Willfür preis.?2) Denn dab jedes angebliche ſubjektive Recht der 
StaatSangehörigen gegenüber dem Staate im Wege der Gefek 
gebung aufgehoben werden fann, läßt jih nicht leugnen. Ebenſo 
bleibt die einmal vom Staate getroffene Beitimmung des Mapes 
für die Bethätigung feiner Herrichaft in Geltung, bis ein neue 
Geſetz eine Abänderung trifft. Die Konjequenzen der Annahme 
oder Leugnung jubjeltiver Rechte der Staatsangehörigen gegenüber 


2) Diefe Auffaffung wird daher aud) vom ftreng republikaniſchen un 
individualiftifhden Standpuntt des Amerilaners vertreten von Burgess, Political 
Science and Comparative Constitutional Law, Boston 1890, vol. 1, pag. 56. 
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dem Staate liegen ganz außerhalb des Verfaſſungsrechtes und Der 
hohen Politik, fie treten nur an einer ganz unjcheinbaren Stelle 
hervor. Sie find nämlich entfcheidend für die rechtlihe Natur des 
Verwaltungsprozeſſes, bezüglich deſſen bei der einen Anficht die Ver- 
handlungSmarime, bei der anderen da3 Inquifitionsprinzip maß- 
gebend ıft. 

Mit der Erledigung der Trage nad) jubjeltiven Rechten der 
Staatzangehörigen überhaupt ift auch insbefondere der Charalter 
der Jogenannten Grundrechte entfchieden. 3) 

Ihr Vorbild ift zu ſehen in der Petition of right vom 8. Mai 
1627 und der Bill and declaration of rights and liberties von 
1689, in denen gegenüber den abjolutiftiichen Verſuchen der Stuarts 
die weſentlichen Grundfäße des geltenden Landesrecht feitgejtellt und 
damit die bisher ſchwankenden Grenzlinien der königlichen Gemalt 
näher beſtimmt wurden. Es Handelt ſich alfo Hier nicht um die 
Feſtſtellung jubjeftiver Necdhte gegenüber dem Staate, fondern um 
die Wahrung der objektiven Rechtsordnung gegenüber dem Könige. 

Lediglich dieſes Vorbild ahmten die nordamerifanischen Kolonien 
bei ihrer Unabhängigfeitserflärung nad), indem fie bei den Ein- 
griffen Englands in ihre Gefeßgebung und Berwaltung eine Reihe 
von Rechtsgrundſätzen auftellten, die fie für verlegt hielten und deshalb 
feierlich in das öffentlihe Recht des Landes aufnahmen. Nur die 
Form wurde hier unter dem Einfluſſe der naturredtliden An— 
Ihauungen eine abitrafte. 

Jene engliich-amerifaniichen Vorgänge hatte man bei der fran— 
zöliihen Nevolution im Sinne. Seine einfahe Nahahmung war 
jedoch unmöglid), da man nicht das geltende Recht wahren, Jondern 
im Gegentheile das hiſtoriſche Recht vernichten wollte. Die Befugnik 
hierzu Eonnte man nicht aus der Rechtsordnung, Jondern im Sinne de3 
Naturrechtes nur aus der Natur des Menfchen entwideln. Dies 
iit der Sinn der auf Lafayettes Antrag angenommenen „Droits 
de ’homme et du citoyen“ vom 3. September 1791. Sie ent- 
halten die wirflihe Formulirung fubjeltiver Nechte der Einzelnen 
aus einer dem Staate angeblich übergeordneten Rechtsordnung, dem 
Naturrechte.e Dabei beruhen fie aber auf den faljhen Voraus— 


3) Vgl. Sellinef, die Erklärung der Menſchen- und Bürgerrechte, 
Yeipzig 1895. 
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leßungen, daß es ein ſolches Naturrecht gebe, und daß der Staat 
fih gegenüber jubjeftive Rechte anerkennen könne und müſſe, weil 
er ſelbſt das Erzeugniß des Willens der einzelnen Individuen fei. 

In den jpäteren Verfaſſungen werden daher nad) dem Por: 
bilde der Charte constitutionelle Qudmwigs XVII. von 1814 aus 
den Menſchenrechten die öffentlichen Nechte der betreffenden Staats: 
angehörigen. Ihren Rechtsgrund finden diefe fogenannten Grund: 
rechte nicht mehr in dem Naturrechte, fondern fie enthalten Die 
Forderungen der neuen Gejelihaftsordnung bei deren Webergange 
in den Repräjentativftaat und richten ſich im Wefentlichen gegen 
einzelne Bethätigungen der Staatögemwalt, welche man als bejonders 
drüdend empfunden hatte und deshalb für die Zukunft ausschließen 
wollte. Indem durch die verfafjungsmäßige Garantie der Gleichheit 
vor dem Gelebe, der Glaubens: und Gewiſſens-, der Vereins-, 
Verſammlungs-, Preß- und Unterrichtsfreiheit die vor Eingriffen 
der Verwaltung gejicherte individuelle Sphäre erweitert wird, ent 
itehen aber Eeine jubjeltiven Rechte der Staat3angehörigen gegenüber 
dem Staate. Es wird nur das Mak für die Thätigfeit der Ver: 
mwaltungsorgane durch die objektive Rechtsordnung enger beftimmt, 
was allerdings den Erfolg einer Erweiterung der individuellen 
Sphäre hat. 

Sn dem Staate, in dem das Prinzip der Volksſouveränetät 
zur Anerkennung gelangt iſt, nehmen jedoch die Staatsangehörigen 
eine doppelte Stellung ein. Sie find nicht bloß die perfönlichen 
Dbjekte der Staatsherrihaft, jondern in ihrer Gefammtheit glei 
zeitig Träger des ftaatlichen Rechtes felbit. Da diefer vermöge der 
Bolksjouveränetät zum Ausdrude gelangende Geſammiwille aber 
nichts Anderes iſt als die Geſammtheit der Einzelmillen, jo ijt jeder 
einzelne Staatsangehörige Mitträger der ftaatliden Souveränetät 
und hat als foldher Antheil an dem Herrſchaftsrechte des Staates 
gegenüber jeinen Angehörigen. 

Dieſes Recht iſt aber nicht ein foldyes gegenüber dem Staate. 
Denn der Staat der Volksſouveränetät ift ebenjo rechtlich unbe: 
ſchränkbar und feinen Angehörigen gegenüber verpflichtungsunfähig 
wie jeder andere Staat. Es ijt vielmehr ein Recht als Theil: 
nehmer der Staatsgenofjenichaft gegenüber den Beherrichten, alſo 
gegenüber allen anderen Staatsangehörigen. Jede Willensbethätigung 
des Einzelnen, durch die er feine Mitgliedichaftsrechte als Theil: 
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nehmer der jouveränen Volksgenoſſenſchaft ausübt, iſt alfo ſub— 
jektives Recht. Ihm entſpricht die Verpflichtung der Staats: 
angehörigen, der Herrſchaftsbethätigung der Einzelwillen in ihrem 
Zuſammenwirken zum Geſammtwillen zu gehorchen. Wenn man 
in Diefem Zuſammenhange ein jubjeltives Recht der Staats- 
angehörigen innerhalb des Staates anerkennt, jo abjtrahirt man 
von der das Weſen der Staatdangehörigleit ausmachenden Unter- 
ıwerfung unter die Staatsgewalt. Man betradjtet fie nur in der 
hiervon verjhiedenen Eigenſchaft als Mitträger der Staatlichen 
Souveränetät. 

Soweit dagegen das Prinzip der Volksjouveränetät nicht zur 
Anerkennung gelangt ijt, bethätigen die Staatsangehörigen bei Aus— 
übung der jogenannten politiihen Nechte fein ſtaatliches Herrichafts- 
redt. Dies ruht vielmehr einzig und allein in der Perſon des 
Monardhen. Sie wirfen nur Eraft der verfaffungsmäßigen Ordnung 
mit bei der Wahl der jtaatlihen Drgane, die den perjönlichen 
Willen des Herrſchers verfajjungsmäßig beichränfen. Diefe Mit: 
wirfung ijt aber lediglich ein Ausflug der Rechtsordnung, ohne daß 
dadurch für den Einzelnen ein jubjeftives Recht entftände. 

Der dem Wejen der Staat3angehörigfeit allein entſprechende 
Ausdrud ift die Bezeichnung der Staatsangehörigen als Unter: 
thanen, die ſich auch bi Heute für die Angehörigen der monarchi— 
Ihen Staaten im völferredhtlichen Verkehre ausfchließlih und in der 
Gejeßgebung vorwiegend behauptet Hat. 

Die franzöfiihe Revolution, welche nach den Grundjäßen des 
Naturrechtes bei den Staatsangehörigen nit an jein Pflichtver- 
hältniß, jondern nur an feine Rechte als Mitglied der fouveränen 
Bollsgemeinihaft dachte, verwarf den Ausdrud umjomehr, als er 
an die perjönliche Unfreiheit der bäuerlichen Unterthanen gegenüber 
ihrem Gutsherrn erinnerte. Da der Tiers-Etat, der Bürgerftand 
im Sinne der ſtändiſchen Rechtsordnung, den Anſpruch erhob, nad) 
Bernichtung der privilegirten Stände allein die Nation auszumadjen, 
und in Erinnerung an die republifanifchen Stadtjtaaten des Alter- 
thums bezeichnete man daher den Staatsangehörigen als Citoyen. 
Die Ueberſetzung dieſes Wortes in das Deutſche war deshalb ziemlich 
Ichwierig, weil in Deutſchland die ftändiihe Ordnung noch viel 
fefter gewurzelt war, und man mit dem Ausdrud „Bürger“ einen 
ganz anderen Nechtsbegriff, den des politiich berechtigten Mitgliedes 
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der ſtädtiſchen Korporation verband. Indem die Naturredhtd: 
philofophie das Wort „Bürger“ aufnahm, mußte fie ihm zur Ver— 
hütung von Mißverftändniflen einen Zufaß geben. So bildete bie 
Kant⸗Fichte'ſche Philofophie das innerlich widerfinnige Wort „Staats: 
bürger“. Ebenſo wenig wie das Prinzip der Volksſouveränetät hat 
fi) aber diefer Ausdrud in der deutſchen Rechtsſprache einbürgern 
können. Er Hat ſich im Allgemeinen nur auf die Zeitungen be 
ſchränkt. 

In neueſter Zeit hat ſich zur Vermeidung des bloßen Wort: 
jtreites über Unterthan und Staatsbürger zwiſchen den konſervativen 
und liberalen Richtungen der neutrale Ausdrud „Staatsangehöriger" 
eingebürgert. Im diplomatifchen Verkehr ift dagegen die Bezeich— 
nung „Unterthan” aufrecht erhalten worden. Nur die großen, auf 
dem Prinzipe der Volksſouveränetät ruhenden Republifen haben all 
gemein den Ausdrud „Bürger“ für ihre Angehörigen angenommen. 


8. 2. Befondere Klaſſen der Staatsangehörigen. 

Jede joziale Gemeinschaft jcheidet fih nad Beſitz und Be 
ihäftigung naturgemäß in verjchiedene Klaffen. Es entjtehen zu- 
nächſt die beiden Schichten der Befigenden und der Nichtbejigenden. 
Erftere trennen ſich wieder nad) den verjchiedenen Beſitzklaſſen, und 
mit jeder höheren Kulturfiufe entjtehen zuſammengeſetztere und ver: 
wideltere joziale Bildungen, die, fih wechſelſeitig ergänzend um 
durchdringend, den gejellihaftlihen Organismus ausmaden. 

Die Gejelichaftsordnung des Mittelalter ift eine verhältnig- 
mäßig einfache. Bei der vorherrichenden Naturalmirthichaft beruht 
fie vorwiegend auf den verjchiedenen Klaſſen des Grundbefites. Erft 
jpäter wird dieſe reine Schihtung nad) Grundbeſitzklaſſen durd: 
broden durd) die vorwiegend handel- und gemwerbetreibende ſtädtiſche 
Bevölkerung. Jede Gejellihaftsklaffe Hat nun das natürliche Be 
ftreben, durd die Rechtsordnung ſich in ihren Intereſſen jchüßen 
zu laſſen gegen die follidirenden Intereffen anderer Geſellſchaftsklaſſen. 
Bei dem ftark ausgeprägten Sndividualismus des Germanenthums und 
der Schwäche der mittelalterlihen Staatsgewalt geht aber feit dem 
frühen Mittelalter dieſes Streben noch weiter. Jede Geſellſchafts⸗ 
Haffe ift bemüht, fich gegen die unter ihr jtehenden Schichten red: 
Ih abzuſchließen und anderen Elementen den Zutritt zu ihr zu 
verjagen. Damit wird die blos thatjächlich bejtehende Gefellichaftd: 
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flafje zum rechtlich geſchloſſenen Stande, der für fich ein bejonderes, 
vom gemeinen Volksrechte abweichendes Standesrecht entwidelt. 

So bildet ſich zunächſt in der nachfarolingifchen Zeit ein be- 
fonderer Stand der fürftlichen Familien, der Jahrhunderte Hindurd) 
allein als Adel bezeichnet wird, aus den größten Grundherren, 
weldhe die Amtsgewalten der Farolingijchen Grafen und Herzöge mit 
ihrem Beige zu einem erblichen Nechte verbunden hatten. Das 
Weſen diefes weltlichen Fürſtenſtandes bejteht in dem Vrivatbeſitze 
großer Domänen und der obrigfeitlihen Gewalt über ein ausge: 
dehntes Territorium. Da beide fich nach privatrechtlichen Grund: 
jägen forterben, ıjt damit der Kreis der Familien des Adels ein 
rechtlich abgeſchloſſener. 

Dazu tritt als zweiter befonderer Stand die Geiltlichkeit, 
welche fi) zwar aus allen Klaſſen der Bevölkerung ergänzt, aber 
als der die Kirche beherrichende Stand ein befonderes Standesredht 
für fi) beanfprudt. Inden die Kirche in den Befig ausgedehnter 
Güter mit obrigfeitlihen Nechten gelangt, gewinnt der Stand der 
Geiftlichfeit aud) eine hervorragende foziale Bedeutung, parallel der- 
jenigen des Fürſtenſtandes. 

Seit den Kreuzzügen iſt aber auch der mittlere, noch zum 
ritterlichen Kriegsdienſte befähigte Grundbeliß, die Nitterfchaft, im 
ganz Wefteuropa zu dem Bemußtfein, daß fie eine bejondere Klaſſe 
bilde, gefommen. Sie hatte ſich auf ihren Gütern die obrigfeitliche 
Gewalt über ein oder mehrere Dörfer zum eigenen Beſitz gemadt 
und ftrebte nun danad), ebenfo wie der Fürftenftand ſich zu einem 
Geburtsſtande abzufchließen. Dies gelingt ihr jeit Ende der Kreuz— 
züge. Dantit Hat ſich neben dem Fürftenftande in der Ritterfchaft 
ein zweiter Geburtsftand ausgejondert, der jedoch erjt nad) der Re— 
formation als Adel und zwar im Öegenfage zum Fürſtenſtande als 
niederer Adel bezeichnet wird. 

Der hohe wie der niedere Adel ift alfo von Haufe aus eine 
Berufsklaffe der kriegeriſchen Vaſallen, die fih im Beſitze des 
größeren oder mittleren Grundbefißes und entſprechender obrigfeit- 
licher Rechte über ein größeres Territorium oder einzelne Dörfer 
befinden. Indem die Berufsftelung in den betreffenden Familien 
erblih wird und fi) damit der Kreis der Berufsgenojjen rechtlich 
abſchließt, wird die Berufsklaffe zum Stande. Der Staatsgemalt 
blieb aber immerhin die Möglichkeit offen, durch Verleihung eines 
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entiprechenden Grundbejiße® mit Herrſchaftsſtellung neue Clemente 
in den geſchloſſenen erbliden Stand aufzunehmen. Die Schöpfung 
des Briefadels unter Kaifer Karl IV. beftand nur darin, daß er 
das Adelsprädifat ohne die berufsmäßige Grundlage eines mit 
obrigkeitlihen Rechten ausgeftatteten Grundbefißes verlieh, alſo 
adlige Perſonaliſten ſchuf. Da überdies alle Mitglieder der adligen 
Familie das Adelsprädikat führten, fo ergab fich hieraus ein weiterer 
Kreis adliger Perjonaliften, für die das Adelsprädilat, das Kenn: 
zeichen der Zugehörigkeit zu einer adligen Familie, nur erblice 
Ehrenauszeichnung war. 

Die Unterfheidung des hohen und niederen Adels, von denen 
der eritere eine territoriale, der Ießtere eine Iofalobrigfeitliche Gewalt 
bejaß, blieb nur in Deutjchland dauernd von Bedeutung, da in den 
anderen wejteuropäifchen Staaten die Monardjie die Territorial: 
gewalten abjorbirte, Italien aber überhaupt ſich in jelbftjtändige 
Staaten auflöfte. | 

Parallel mit der Entwidelung des niederen Adels geht die 
des Bürgerthums der Städte. Auch die ftädiiiche Bevölkerung, die 
für fidy ein ihren Bedürfniffen entiprechendes, vom gemeinen Rechte 
abmweichendes Stadtrecht entwickelt hat, fchließt ſich in den einzelnen 
Korporationen ab und läßt neue Elemente nur noch unter befonderen 
Vorausſetzungen zu. 

ALS letzter Stand bleibt endlich nad) Ausſcheidung aller Höheren 
Klafien der Bauernitand übrig. Das gemeine Volksrecht ift zum 
Bauernrecht, das gemeine Volksgericht zum Bauerngericht des Guts: 
bern über feine Hinterfaffen geworden. In Folge der vorberr: 
chenden perjönlichen Unfreiheit bleibt der Bauernftand als der 
unterjte Stand an die Scholle gebunden und wird von jeder auf 
Itrebenden fozialen Bewegung ausgeſchloſſen. 

Die Folge der Abſchließung der Berufsflaffen zu Geburt 
jtänden bildet aljo die Serjplitterung des einheitlichen Rechts umd 
Gerichts in ein ſolches der verjchiedenen Stände. Durch die Ent 
widelung des bejonderen Standesrechte8 wird aber wiederum der 
geſchloſſene Charakter der Geburtsftände wejentlich verftärkt. 

Wir Haben jomit die bis zur neuejten Zeit bejtehenden Geburts 
ttände des Hohen und niederen Adels, der Geiftlichkeit, des Bürger: 
und Bauernitandes. Daneben giebt e8 aber nod) einzelne Bevöl— 
ferungselemente, die, wie 3. B. Juden und Bigeuner, volljtändig 
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außerhalb der jtändiichen Rechtsordnung ftehen und deshalb ohne 
eigened anerkanntes Recht der Willlür der Obrigkeit preis- 
gegeben find. 

Mejentli abweichend war die ftändilche Entwidelung nur in 
England, wo die abjolute Monarchie der Normannenkönige Die 
rechtliche Abſchließung der einzelnen Klaffen zu Ständen verhinderte 
und die Gleichheit Aller vor dem Gejege im Weſentlichen wahrte. 

Allerdings konnte auch hier nicht verhindert werden, daß die 
grogen Magnaten, die zuerjt allein, dann gemeinjam mit den Ab— 
geordneten der Städte und Grafichaften die ſtändiſche Vertretung 
des Landes ausmachten, ein ftändifches Sonderreht in geringem 
Umfange, namentlich bezügli des Gerichtsftandes in Strafjachen, 
für ſich durchjegten. Allen da die Monardie die Bildung terris 
torialer Gewalten verhindert hatte, und das Sonderredt im cengften 
Zufammenhange jtand mit der Stellung im Parlamente, die nur 
ein Einziger einnehmen Eonnte, jo erjtredte es fih nicht auf Die 
Familie überhaupt, fondern nur auf den Magnaten felbit und feine 
Gemahlin und ging demnädjt erjt nad) der Primogeniturordnung 
auf die anderen Familienglieder über. Die engliſche Nobility Hatte 
daher den ftreng ausgeprägten Charakter eines politifchen Berufs: 
adels. Da er nur verliehen wurde als Mitgliedjchaft des Ober— 
hauſes und auf den Inhaber des Sites beſchränkt blieb, Yo konnten 
nie adlige Berfonalijten entjtehen, für die dag Adelsprädikat nur 
die erbliche Ehrenauszeihnung der Yugehörigfeit zu einer adligen 
Familie bezeichnete. 

Nur der jeit Safob I. aufgefommene Titel des Baronet3 wurde 
als bloße erbliche Ehrenauszeichnung ohne redhtlihe und politiiche 
Bedeutung verliehen und damit ein Analogon zu den adligen Per- 
ſonaliſten des Kontinents geſchaffen. 

Daneben beſaß die Geiftlichkeit ihr beſonderes Standesrecht. 
Die Biſchöfe und Aebte erlangten als geiſtliche Lords durch die 
Mitgliedſchaft des Oberhauſes für ſich eine ähnliche Stellung wie 
die weltlichen Großen. Jedoch wurde ihre Zahl durch die Refor— 
mation erheblich beſchränkt. 

Dagegen hat die engliſche Monarchie des Mittelalters alle 
Verſuche der Ritterſchaft zu einer ſtändiſchen Abſchließung verhindert. 
Da die Entwickelung der Städte überhaupt nur eine ſehr ſchwache 
war und die perſönliche Unfreiheit des Bauernſtandes bald abſtarb, 
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jo ift, abgejehen von der nad) dem jozialen Standpunkte auch nur 
unvolllommenen Bildung der Nobility, die Abſchließung der ein 
zelnen Gefellihaftsffaffen zu rechtlichen Geburtsftänden überhaupt 
nicht gelungen. Die Gleichheit Aller vor dem Gefeße ift gemwahtt 
geblieben, da8 allgemeine Volksrecht nicht in befondere Standesrechte 
zeriplittert. 

Mit der Erftarfung der Staatsgewalt feit dem Schluffe des 
Mittelalters erwuchhd dem modernen Staate die Aufgabe, die ftän- 
diſche Rechtsordnung in allen ihren Lebensäußerungen zu vernichten 
und damit die Pflicht fozialer Gerechtigkeit gegenüber den unteren 
Klaſſen zu erfüllen. Schon Hatte das römijche Recht vorgearbeitet, 
wieder ein gleiches Necht für alle Stände zu jchaffen, wenn ihm 
bie auch bei dem Fortbeſtehen zahlreicher Inftitutionen des Sin: 
aularrechte8 der verfchiedenen Stände nicht durchgängig gelungen 
war. MUeberhaupt ließ fich eine fejtgewurzelte hiſtoriſche Ordnung 
nicht mit einem Schlage vernichten. Zunächſt wurde das Stände: 
thum da befeitigt, wo feine Einwirkung am meijten fühlbar war 
und jeden weiteren Schritt der Staatsgewalt Hinderte, in den ftän- 
difchen Vertretungen. Dieje wurden auf dem Kontinente ziemlid 
allgemein in den Ruheſtand verjegt. Die von den Ständen aus 
geübte Iofalobrigfeitlide Gewalt wird entweder wie in Frankreich 
überhaupt bejeitigt oder wie in Deutjchland unter die Kontrolle der 
ftaatlihen Behörden geftellt und in den jtaatlichen SDRUngE 
organismug eingefügt. 

Dagegen war die rechtlihe Abjichliegung der überfonmenen 
Geſellſchaftsklaſſen zu Geburtsftänden dem abjoluten Staate am 
wenigſten hinderlich und blieb zunächſt um jo mehr erhalten, als 
einzelne jeiner Inftitutionen, namentlih jein Militär: und Steuer: 
ſyſtem, jich jehr bequem auf die ftändifche Ordnung aufbauen ließen 
und damit diejer eine neue Stüße gewährten. Neben die hijtorifchen 
Stände trat jedoch das berufsmäßige Beamtentbum der abfoluten 
Monarhie. Es war fein Stand im Rechtsſinne, fondern ergänzte 
fih aus allen Ständen. Deshalb gehörte es auch feinem Stande 
an, fondern bildete nur eine Berufsklaſſe ohne rechtliche Ab: 
ſchließung. | 

Troß der Aufrechterhaltung der ſtändiſchen Ordnung erſtarkten 
unter der Herrihaft der abjoluten Monardie die mittleren umd 
unteren Geſellſchaftsklaſſen, beſonders die handel- und gemwerbe: 
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treibende jtädtifhe Bevölferung, das Bürgerthum im Sinne des 
ftändiichen Rechtes. Sie verlangten jet vom Staate die Erfüllung 
jener Aufgabe, die diefer zunächſt unterlaffen hatte, die Befeitigung 
der ftändiichen Ordnung überhaupt und damit die Eröffnung voller 
fozialer Freiheit für jede Berufsthätigfeit. 

Die Berblendung der franzöfiihen Monardie, welche ſich zur 
Niederhaltung diefer Anſprüche unter Verfennung ihrer wahren Auf— 
gaben mit den privilegirten Klaſſen verbündete, führte in der fran= 
zöfiichen Revolution den gewaltjamen Sturz der ſtändiſchen Drdnung 
herbei. Der Adel wurde aufgehoben, der Beſitz adliger Güter und 
die Aemter und Ehren de3 Staates follten fünftig Jedem in gleicher 
Weiſe offen jtehen. Die Geiftlichfeit verlor mit ihren Gütern aud) 
ihre bejondere Rechtsſtellung, ſie wurde eine vom Staate bejoldete 
Berufsklaſſe. Der Handel und Gewerbebetrieb wurde nicht mehr 
an die ftädtifche Bevölkerung gebunden, ſondern ftand aud) Adligen 
und Bauern in den Städten wie auf dem fladyen Lande zu. Der 
Bauer endlich” wurde feiner perfönlichen Unfreiheit entledigt. Damit 
hatte die ſtändiſche Abjchließung aufgehört. Im Redtsjinne gab 
es nur noch einen einzigen Stand, den der rechtlich gleichen Staats: 
angehörigen. Wenn dieje ihren jozialen Verhältniſſen entiprechend 
nach wie vor in verfchiedene Klaſſen zerfielen, jo konnten fie ſich 
doch nicht mehr redhtlih als Geburtsjtände gegen einander ab- 
Ihließen, neuen Elementen den Zutritt verjagen. 

Nah dem Vorgange der franzöſiſchen Revolution fiel aber in 
den nächften Sahrzehnten die ſtändiſche Ordnung in ganz Weſt- und 
Mitteleuropa. Someit die franzöſiſche Staatsgewalt entiveder uns 
mittelbar oder durch ihre neuen ftaatlihen Schöpfungen ſich aus— 
dehnte, wurde die ftändifhe Drdnung befeitigt. Die deutſchen 
Staaten, insbefondere Preußen durch das Edift vom 9. Dftober 
1807, erzielten das gleihe Ergebniß auf dem Wege friedlicher 
Reform. 

Eine Eigenthümlichfeit ergab ſich dabei bezüglid) der Stellung 
de3 Adels. Er war der einzige Stand gemwefen, der mit dem Adels— 
prädifat die Standeszugehörigkeit äußerlich erfenntlidy an ih trug. 
Während die franzöfifche Aevolution mit dem Adel als Stand aud) 
die Adelsprädifate abgeschafft Hatte, ftellte das Kaiſerthum letztere 
wieder her. In anderen Staaten war man überhaupt nicht jo weit 
gegangen, fondern hatte die Adelsprädifate unberührt gelafjen. 
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Welches iſt nun aber die Bedeutung des modernen Adels? Dieſe 
Frage wird ſich für die einzelnen Staaten weſentlich verſchieden be— 
antworten. 

Der ſtändiſche Adel des weſt- und mitteleuropäiſchen Kontinents 
war in erfter Linie eine Berufsklaſſe der Grundherren größere 
Güter mit obrigfeitlihen Rechten einſchließlich ihrer Familienange— 
hörigen. Indem diefe Berufsklaffe ſich rechtlich abſchloß und den 
Srwerb der mit obrigfeitlihen Rechten ausgeltatteten größeren 
Güter nur den Angehörigen jener bejtimmten ‘Familien gejtattete, 
wurde er zum Geburtsjtande, äußerlich kenntlich durch das Adels: 
prädifat. Der Charakter des reinen Berufsjtandes wurde aber 
ihon in der ftändischen Zeit durchbrochen durch die nicht beſitzenden 
Mitglieder der adligen Familien und durch den Briefadel. Der 
moderne Adel iſt überhaupt Feine ſtändiſch gefchloffene Berufsklaſſe 
mehr. Denn die mit bejtimmten Gütern verbundene Ausübung der 
obrigfeitlihen Befugnifie zu eigenem Rechte Hat im Allgemeinen 
aufgehört, und überdies ift der Beſitz aller Güter jedem ohne Unter: 
Ihied zugänglid. Da jedoh die Mitglieder des früheren Adels: 
ſtandes troß des Fortfalles der ftändiihen Grundlage ihr Adels: 
prädifat behalten haben und ein ſolches in den meiſten Staaten 
auch weiter vom Monarchen an beftinnmte Berfonen erblich verliehen 
wird, Hat der Adel noch die Bedeutung einer erblichen Ehrenaus— 
zeichnung für beitimmte Familien. Hiermit ſteht es freilich im 
Widerſpruche, daß er nad) den meiften Gejeßgebungen ſelbſt wegen 
Verbrechen nicht mehr aberfannt werden kann, fondern als Theil 
des Namens gilt. Abgejehen von diefer erblichen Ehrenauszeichnung, 
ſteht dem Adel Feinerlei rechtliche Bedeutung nıcehr zu. Insbeſondere 
wird Die allgemeine Nechtsgleihheit und die Unzuläffigfeit jtändi: 
ſcher Abſchließung durch die Erhaltung der Adelsprädifate in feiner 
Weile berührt. 

Eine bejondere Stellung nimmt nur der fogenannte hohe Adel 
Deutihlands ein. Er umfaßt diejenigen landesherrlichen Familien, 
weldje bei der Auflöfung des Neiches nicht zur vollen Souveränetät 
emporjtiegen, jondern mit ihrem Gebiete anderen Staaten unter 
morjen wurden. Die Mediatifirten behielten ihr Familienrecht, wie 
es ſich aus ihrer bisherigen Iandesherrlichen Stellung ergab, und 
inSbejondere die Ebenbürtigfeit mit den fouveränen Häuſern, fomie 
ausgedehnte Regierungsrechte über ihr Territorium, beides garantitt 
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durch die deutſche Bundesakte. Die fpätere Gefeßgebung der deut- 
ſchen Einzeljtaaten und des Neiches hat ihnen allerdings ihre Ne- 
gierungsbefugnilfe jomohl auf dem Gebiete der Verwaltung wie 
auf dem der Rechtspflege ziemlich volljtändig entzogen. Dagegen 
find die perfönlichen Rechte der Mediatifirten, welche fie mit Rüd- 
fiht auf ihre früher Tandesherrlihe Stellung auch ohne Verbindung 
mit einem bejtimmten Territorium bejaßen, faft unberührt geblieben. 
Die Mitgliedihaft des Standes der Mediatifirten beftimmt ich 
[ediglih nad) den Grundſätzen des vormaligen Reichsrechtes. Da 
der Stand ein rein Hiftorifcher ift, kann er nicht einmal durch ftaat- 
lihe Standeserhöhungen erweitert werden, fondern ijt feſt gefchloffener 
Geburtsftand im Sinne der ftändifchen Rechtsordnung. In feinen 
Sonderredten, die er als Ausflug der ehemals Iandesherrlichen 
Stellung bejigt, hat ji auch ein bejonderes Standesredht erhalten. 
Die Mediatifirten ſind Daher das einzige Element der ftändiichen 
Drdnung, das Jich in der Gejellichaft der Gegenwart feinen recht: 
lihen Fortbeſtand gejichert Hat. 

Wenn nun auch, abgejehen von diejer einzigen Ausnahme, der 
Adel auf dem Kontinente feine ftaatsrechtliche Bedeutung mehr be— 
ſitzt, ſo iſt doch damit noch nichts über feine fortdauernde politische 
Wichtigkeit entfchieden. Die politiiche Stellung des Adels ift aber, 
der geihidhtlichen Entwidlung entiprechend, eine verjchiedene in dem 
romaniſchen und germaniſchen Europa. 

Der romanische Staat Hatte die Idee der abjoluten Staats: 
gewalt zuerjt und am folgerichtigiten durchgeführt. Er Hatte nicht 
nur die Stände als Gejammtvertretung des Landes zur Ruhe ges 
legt, jondern aud die Iofalobrigfeitlihe Gewalt für jeine eigenen 
Drgane in Anspruch genommen. Der Adel, der erjte Stand der 
Geſellſchaft, war daher jeder eigenen Thätigfeit im Intereſſe des 
Gemeinweſens entwöhnt und im Wefentlihen zum Hofadel geworden. 
Gleichwohl Hatte er feine Standesporrechte, die nur der Ausfluß 
jeiner früheren Dienfte für das Gemeinmwefen waren, behalten, und 
mußte fie fich durch feine Beziehungen zu dem Hof zu bewahren. 
Das normale Verhältniß kehrt fi daher vollftändig um: nicht be- 
jondere Leiftungen für das Gemeinmejen, fondern die Befreiung von 
allen Pflichten gegen den Fortbeftand bejonderer Vorrechte gelten 
al3 Zeichen einer fozial hervorragenden Stellung. Dies führte den 
gewaltfamen Sturz der ftändifchen Gefellichaftsordnung wie der 
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hiftoriihen Monarchie herbei. Die Gejelfchaft ftieß einfach die pri- 
vilegirten Klaffen und die felbitftändige Staatsgewalt von fidh ab, 
die bisher nicht privilegirten Klaffen, der Tiers-Etat, mwurde zur 
Nation und zum Souverän. 

Daß bei dem gewaltfamen Sturze des Ancien regime, wie er 
in Frankreich durch die Revolution, in den anderen romanifchen 
Staaten einige Zeit jpäter ftattfand, der Adel fich Feine politische 
Stellung erhalten fonnte, ift jelbftverftändlih. Denn an fich ſchon 
von jeder politifchen Arbeit entwöhnt, vermochte er gegenüber ben 
fiegreihen Mittelflaffen nach feinem gewaltſamen Sturze auch feinerlei 
Einfluß auf die ftaatlichen Angelegenheiten zurüdzugewinnen. Im 
Gegentheile führte der Verjuch der reftaurirten Bourbons, in Frank 
reich Abjolutismus und Adelsvorrechte zu erneuern, zum zweiten 
Male und nunmehr endgiltig den Sturz der hiftorifchen Monarchie 
herbei. Der Adel der romaniſchen Staaten hat alfo troß des Fort: 
beitehens der Adelsprädifate Feinerlei politifche Bedeutung behaupten 
fönnen. 

Weſentlich anders lagen die Bedingungen in den germanifchen 
Staaten de3 Kontinents, insbeſondere in Deutjchland. Der ger: 
maniſche Individualismus ließ felbjt in der Blüthezeit der abfoluten 
Monardie die bei den Romanen übliche Ueberfpannung der Staats 
idee nicht zu. Der abjolute Staat jaugte daher das öffentliche Leben 
nicht vollftändig in fih auf. Wenn er die ftändifchen Landesver⸗ 
tretungen auch meift außer Thätigleit jegen mußte, fo ließ er dod 
die ſtändiſche Lokalverwaltung unter Kontrole feiner Behörden be 
ftehen. Die adligen Gutsherren wurden alfo nie der perjönlichen 
Arbeit für den Staat entwöhnt. Ja die obrigfeitliche, mit dem Be: 
jige bejtimmter Güter verbundene Gewalt der Gutsherren erhielt 
ih zum Theil länger als die ftändifche Rechtsordnung felbft. Die 
Folge der Aufhebung der letzteren war nur die, daß nunmehr aud 
Nichtadlige in den Befig der mit obrigfeitlichen Rechten ausgeftatteten 
Güter gelangen konnten und gelangten. Immerhin blieb ein großer 
Zheil der fogenannten Rittergüter im Befige von Adligen, und Diele 
übten fraft ihres Beſitzes auch weiter die obrigfeitliche Gewalt aus. 

als dann die gutöherrliche Gewalt ſelbſt aufgehoben und durd 
die moderne Selbftverwaltung erfeßt wurde, war der Landadel zwar 
nicht der einzige, wohl aber ein hervorragender Träger derfelben, 
Auch die Tradition, daß der Adel zur Uebernahme der Dffizierftellen 
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in das ftehende Heer eintrat, wurde nicht unterbrochen. Nur feine aus— 
ſchließliche Berechtigung, diefelben zu erlangen, hörte auf. Endlid) 
bildete er einen erheblichen Beltandtheil des höheren Eivilbeamten- 
thums. Der Adel hat ji) aljo, obgleich er feinerlei ausfchließliches 
Recht mehr für ſich geltend machen kann, einen hervorragenden Antheil 
am öffentlichen Zeben erhalten. Bei demllebergange zur Eonftitutionellen 
Staatsform fand dies in Deutfchland und Defterreich-Ungarn feinen 
Ausdrud darin, daß die Nefte der älteren ftändifchen Geſellſchafts— 
ordnung in der erjten Kammer eine, wiederum nicht ausschließliche, 
aber doch hervorragende Stellung erhielten. Der Adel ift alſo auch 
unter der veränderten Staatsform im Dienfte der Gefammtheit 
thätig.. Aber man fann nicht einmal behaupten, daß er einen be— 
fonderen politifchen Einfluß ausübte. Denn ein folcher jegt eine 
Sntereflengemeinjchaft voraus, die bei einem hiſtoriſchen Stande, der 
den verfchiedenften Berufgklaffen angehört, natürlich nicht mehr vor: 
handen fein kann. 

Am meijten unberührt in allem Wechſel der Zeiten hat fich der 
engliihe Adel erhalten. Es beruht dies auf ſeinen bejonderen 
hiftorifchen Charakter. Der engliide Adel hat dadurd), daß er in 
der erblichen Mitgliedihaft des Dberhaufes bejteht, das Weſen des 
Amtsadels reiner bewahrt als der fontinentale Adel des Mittelalters, 
deſſen obrigfeitliche Stellung in der mit dem Beſitze größerer Güter 
verbundenen Iofalobrigfeitlihen oder territorialen Gewalt gipfelte. 
Abgeſehen von jeinem politifchen Berufe, bildete daher der engliſche 
Adel nie eine bejondere Beſitzklaſſe, wohl aber hatte er eine ſolche 
zur Vorausfegung. Aus der Klaſſe der größeren Grundbejiger über: 
haupt wurden die erblihen Mitglieder des Oberhauſes berufen, 
Ipäter band man fi aber überhaupt mit mehr an den Grunde 
beſitz. Der englische Adel umfaßt daher die Spigen der oberiten 
Geſellſchaftsklaſſen, bildet aber ſelbſt feine ſolche, jondern einen erb— 
lichen politifchen Beruf. Er ift ein rechtlich gefchlofjener Stand mit 
beftimmten Vorrechten und hat als einer der Faktoren der Geſetz— 
gebung auf diefe einen entjcheidenden Einfluß. Allein diejer Einfluß 
ift, da der englifche Adel ebenſo wenig wie gegenwärtig der Eonti- 
nentale eine Geſellſchaftsklaſſe bildet, Teinerlei Klafjeneinfluß. Die 
Bemühungen des Radikalismus, mit dem Oberhauſe diefen politi— 
ſchen Adel zu befeitigen, haben fich bisher al3 vergeblich erwiejen. 
Außerhalb des politiichen Adels ftehen diejenigen ſchottiſchen und 
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iriſchen Pairs, melde dem Oberhauſe nidyt angehören, und die 
Baronets. Für fie bildet das Adelsprädifat bloße Ehrenauszeichnung 
ohne wejentliche rechtliche und politifche Bedeutung. 

In einer Reihe von Staaten wie Norwegen und den meiften 
Balkanländern bejteht ein Adel überhaupt nicht. 

Der ruſſiſche Adel ift reiner Amtsadel mit einzelnen Vorredhten 
vor den übrigen Staatsangehörigen. Bon einer politischen Bedeu: 
tung des Adels fann in einem Staate, deſſen Organiſation ſich in 
Monardhie und Bureaufratie erfchöpft, nicht die Rede fein. Auch die 
Adelsforporationen der einzelnen Gouvernements haben eine vor: 
wiegend privatrechtlihe Bedeutung. Ihr weſentlichſtes politisches 
Recht befteht nur darin, fi mit Immediateingaben an den Kaifer 
wenden zu dürfen. 


Abtheilung 1. 
Die Bolfsvertretung. 


8.1. Das ſtändiſche Syitem. 


Die Eontinentalen Staaten Europas, die enimeder aus ber 
karolingiſchen Monardjie hervorgegangen waren oder ihre Einrid: 
tungen wenigſtens nachahmten, haben jeit dem ſpäteren Mittelalter 
gleihmäßig einen bejtimmten Typus der BolfSvertretung in Neid 
und Territorium ausgebildet. Waren die Rechte der Stände auf 
ziemlich) ungleich entwidelt, jo erjcheint doch die geſchichtliche Grund: 
lage und die Art der Zuſammenſetzung als eine jo gleichartige, daß 
man mit Recht von einem einheitlichen Syſteme ſprechen kann. 

Wie bedeutungsvoll auch zeitweile die Stellung der Stände 
fein mochte, jo waren fie doc keineswegs der Ausgangspunkt des 
Verfaffungsrechtes, ſondern bildeten ihrerjeit3 nur das Ergebnif 
eines anderen Nechtözujtandes, der jtändiihen Lofalvermaltung. 
Hier wie fo oft hat die Verwaltung die Verfaſſung bejtimmt, nidt 
umgefehrt. Aus der jtädtiichen Lofalverwaltung entmwicelt fich die 
Stellung der Landjtände, welche wiederum die den Charakter der 
Landſtände für die fpätere Zeit beftimmende ſtändiſche Rechtsordnung 
zur ‘Folge hat. | 

Die ftraff zentralifirte karolingiſche Monardie war in den 
Feudalſtaat übergegangen, indem die größeren geiſtlichen und welt 
lichen Grundherren die Amtsgewalten des Grafen mit ihrem Grund: 
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befiße zu einer untrennbaren Einheit verfchmolzen und damit eine 
felbjtjtändige Zerritorialgewalt begründeten. Erſt fpäter war es 
einzelnen jtädtiihen Korporationen gelungen, Befreiung von den 
Territorialherren und eine unmittelbare Stellung gegenüber der 
oberften Staatögewalt zu erlangen. Abgejehen von feinem Do: 
mänenbefiße, der in Deutſchland ebenfo ftetig ab= wie in Frankreich 
zunahm, hat alfo der König feine anderen Drgane zur Ausführung 
de3 Staatswillens, als die territorialen Gewalten. 

Dieje Entwidelung jegt ſich feit Ende des 13. Jahrhunderts 
fort in den einzelnen Territorien. Die Städte Hatten ſich ſchon jehr 
früh in den Befiß der dem Landesheren in ihrem Stadtbezirfe zu— 
jtehenden ©ericht3barfeit und Polizei geſetzt. Daraus entwicelt ſich 
eine ausgedehnte jtädtiiche Autonomie. Die Stadt als Korporas 
tion regiert fich felbjt nad) den ihr von Landesherrn gege— 
benen Privilegien, dem Landesheren bleibt nur das Necht der 
oberiten Aufſicht, kaum das der oberiten Gerichtsbarkeit. Auf 
dem flachen Lande machen die größeren Grundbelißer, die welt- 
lichen Gutsbeſitzer wie die grundbejigenden geiftlihen Korporationen, 
die kleineren Grundbeſitzer zunächſt wirthſchaftlich von ſich abhängig, 
indem ſie die dem Landesherrn zuſtehenden Abgaben und Leiſtungen 
von den bäuerlichen Beſitzungen für ſich erwerben. Hand in Hand 
mit diefer wirthichaftlihen Abhängigkeit geht die politifche, melde 
bergeitelt wird durch die Uebertragung der landesherrlichen Ge: 
rihtsbarfeit und Polizei über die Hinterjaffen an die Gutsherren, 
Die Lofalobrigkeiten find alfo, abgejehen von den Domänen, wo 
der Zandesherr als Gutsherr gilt, auf dem flachen Lande Die grö— 
Beren Grundbeſitzer, in den Städten die Organe der jtädtiichen 
Korporationen. 

Da der König feine anderen Drgane zur Ausführung jeines 
Willens beſitzt, al3 die Territorialobrigfeiten, der Qandesherr feine 
anderen al3 die Gutsherren und ftädtiichen Magijtrate, jo müſſen 
ji beide bei allen wichtigen Aegierungshandlungen, die nicht nur 
die Domänen, fondern das ganze Land betreffen, vorher zu ver— 
gewiſſern fuchen, ob die Stände als Lofalobrigfeiten auch cine An— 
ordnung durchführen wollen. Das geeignete Mittel Hierzu ijt Die 
Vereinigung der jelbftftändigen Obrigfeiten zu einer allgemeinen 
Verfammlung der Stände, um den beabfihtigten Maßregeln im 
Voraus ihre Zuftimmung zu geben. 
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Die Bildung der Landftände iſt demnach nur das Ergebnii 
der Geftaltung der Territorial- und Lofalverwaltung, d. h. der Aus: 
übung derjelben durch vermöge ihres Beſitzes unabhängige Organ 
der Staatsgewalt. Hieraus ergiebt fich zweierlei. 

Vertreten find in den ftändiichen Verſammlungen nur die Term: 
torial-e bezw. Lofalobrigfeiten, in den Reichsſtänden die Lande 
herren und unmittelbaren Städte, in den Landſtänden die meltligen 
und geifllihen Gutsherren als Lofalbehörden des flachen Lande 
und Abgeordnete der ftädtifchen Korporationsbehörden, der Mag: 
ftrate. Nur der Landesherr als Gutsherr feiner Domänen bedar 
feiner landftändiichen Vertretung, da er hier alle beabfichtigten Ma}; 
regeln ohne Weiteres ausführen Tann. 

Weiterhin Haben diejenigen Klaffen der Bevölkerung, meld: 
nicht Lofalobrigkeiten find, auch Feine Vertretung. Daher beftdı 
im Allgemeinen auch eine ſolche für die Bauern nit. Nur wı 
diefelben ſich von der Gut3herrlichkeit frei gehalten haben, wie z.8 
in Schweden und einzelnen deutſchen Territorien, Tirol und DI: 
friesland, find die Organe der Bauergemeinden ähnlich mie di 
der Städte Lofalobrigfeiten und Haben als ſolche eine Vertretung. 

Verſchiedene Modifikationen im Einzelnen lafjen das Prinzu 
der Zufammenjegung der ftändiihen Verfammlungen unberührt. 
So haben 3. B. auf den deutichen Reichstagen die Reichgritter tr} 
ihrer Reichsunmittelbarkeit und Iofalobrigkeitlichen Gewalt niemal: 
eine Vertretung, die Grafen nur Kuriatitimmen erlangen können 
In größeren Gebieten, in denen das Mittelglied einer Territoriab— 
gewalt fehlte, wie in Frankreich nad) Vereinigung der großen Lehe 
mit der Krone, in Schweden, fonnte man nicht einfach die Lokal 
obrigfeiten des ganzen Landes vereinigen, fondern mußte vo 
ihnen Abgeordnete wählen laſſen. Die Grundlage der ftändilden 
Vertretung bildet immerhin die obrigfeitlihe Gewalt in Eleinern 
Gebietstheilen. 

Auch die ftändiiche Gliederung ſelbſt zeigt troß zahlreicher Ab— 
weichungen im Einzelnen doch gemwilje gemeinfame Grundzüge. Die 
deutichen Neihsitände, in ihrer Yujammenjegung aus Kurfürften, 
Fürſten und Städten, find allerdings mindeftens feit dem mei: 
fäliſchen Frieden über eine reihsjtändiiche Verfammlung hinaus 
gewachſen und bilden einen Gejandtenfongreß zur Vertretung ge 
meinfamer Intereſſen mehr oder minder unabhängiger Staaten. In 
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Allgemeinen gliedern fich die Stände in drei Kurien, den Adel, die 
Geiftlichkeit und die Städte. Die Geiftlichkeit fällt jedoch feit der 
Reformation in den meilten protejtantiichen Ländern bis auf geringe 
Nefte fort, jo daß nur die Nitterfchaft, d. H. der grundbefißende 
Adel, und die Städte übrig bleiben. Dazu tritt in einzelnen Terri- 
torien noch die freie Bauerjchaft des Landes. Die Zahl der ftän- 
diſchen Kurien, die gejondert berathen und beichliegen, ſchwankt 
daher von zwei bis vier. Unter allen Umständen find Adel und 
Städte, theilmeife auch Geiftlichfeit und Bauern vertreten. Bloß in 
Württemberg war der ganze Adel reichsunmittelbar geworden. 

Nachdem die Stände nun Lofalobrigfeiten und Gefammtvertre- 
tung des Landes geworden find, juchen fie in beiden Beziehungen 
ihre Stellungen zu fichern. Das geeignete Mittel Hierzu ift die 
Ausichliegung jeder nicht zu ihrer Klaſſe gehörigen Perſon von der 
Erlangung einer ähnlichen fozialen Stellung durch eine feite recht: 
liche Ordnung. Die bejigenden Klafjen benuben ihren politifchen 
Machteinfluß in Verwaltung und Berfaffung des Staates, um fi 
aus Berufsflaffen zu Geburtsftänden abzufchliegen und für jeden 
Stand ein beſonderes Standesrecht zu entwideln. Diefe ftändifche 
Gliederung der Gejellihaft iſt alſo keineswegs die Vorausfeßung 
der verwaltungs- und verfallungsrechtlichen Stellung der Stände, 
ſondern die Folge dieſer Stellung. 

Aus der Art der Entſtehung der Stände ergiebt ſich aber auch 
eine ſehr ungleichartige Entwickelung ihrer Befugniſſe. Allgemein 
ſtand ihnen nur das Recht der Steuerbewilligung zu, da nach der 
das ganze Mittelalter beherrſchenden germaniſchen Auffaſſung das 
Recht der Steuererhebung nicht in der Obrigkeit begründet iſt, die 
Steuern überdies in der mittelalterlichen Finanzwirthſchaft nur dem 
Charakter einer außerordentlichen ergänzenden Einnahme haben. Als 
dann bei dem Uebergange zu dem modernen Staate Steuern als 
dauernde Einnahmequellen ſich als nothwendig erwieſen, ſuchten die 
Stände gleichwohl nicht nur ihr periodiſches Bewilligungsrecht zu 
erhalten, ſondern nahmen zur Sicherung ihres Einfluſſes die Steuern 
vielfach unter eigene Verwaltung. Die Steuerbewilligung bildete 
alſo immer den Kern der ſtändiſchen Machtſtellung. Darüber hinaus 
waren aber ihre Befugniſſe nirgends rechtlich feſt begrenzt. Aller— 
dings erhält ſich das ganze Mittelalter hindurch mit unverwüſtlicher 
Zähigkeit der germaniſche Rechtsgedanke, daß ſich Volksrecht wie 
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befondere Standesrechte der einjeitigen Abänderung durch die Obrig: 
feit entziehen. Damit kreuzt fi) aber immer wieder die politiide 
Thatfache, daß die Zuftimmung der Stände eben nur deshalb er 
fordert wird, weil ohne ihre Mitwirkung als Lofalobrigfeiten ein 
Anordnung nicht durchführbar ift. Die Ausdehnung der ftändifchen 
Befugniffe war daher im Wefentliden nur Machtfrage, für beren 
Entiheidung die Finanzlage von größter Bedeutung mar. So 
konnte 3. B. in Brandenburg Joachim I. große Juſtiz⸗ und Dr 
ganifationsgejege ohne ftändifche Zuftimmung erlafjen, während bie 
Selbe ein Menfchenalter jpäter erforderlih war zu allem, „daran des 
Landes Gedeih und Verderb gelegen.” 

Nachdem die Landesherrn durch die Umgeftaltung des SHeer: 
weſens in den Beſitz der realen Machtmittel gefommen waren, um 
die Aufgaben des Staates auch ohne und gegen den Willen der 
Stände durchzuführen, fuchten fie den ftändifchen Einfluß zunaächft 
da zu befeitigen, wo er ihnen am läftigften war, nämlich im der 
Gefammtvertretung des Landes. Sie tritt im Laufe des 17. Jahr: 
Hundert3 meift in den Ruheſtand. Der Mangel einer fejten red 
lihen Umgrenzung der ftändifchen Befugnifie, ihr Charafter alı 
reiner politiicher Machtausdruck fam dabei den Landesherren wejent: 
lich zu Statten. Ebenjo wird in Frankreich die lokalobrigkeitliche 
Gewalt thatfächlich befeitigt, während man fie in Deutfchland ſchonend 
aufrecht erhielt, aber fie in den Behördenorganismus des abjoluten 
Beamtenftaates einfügte und deſſen Kontrole unterjtellte. Wollftändig 
unberührt blieb dagegen die ſtändiſche Gliederung der Gejellichaft 
die rechtliche Unmöglichkeit, nach freiem Ermefjen von einem Stande 
in den anderen überzugehen. 

Da die Stellung der Stände als Lofalobrigkeit in den Hinter: 
grund trat, die ftändiiche Gliederung der Geſellſchaft aber vol: 
ftändig erhalten wurde, jo bildete fih im 18. Jahrhundert natır- 
gemäß die Anjchauung aus, daß die ftändiichen Verſammlungen, 
fomweit fie noch fortbejtanden, die Vertretung der gejammten, nad 
Ständen gegliederten Bevölkerung des Landes feier. Den mit biefer 
Anfiht volllommen unvereinbaren Mangel einer Vertretung be 
Bauern in den meiften Territorien mußte man durch irgend melde 
fophijtiiche Erörterung aus dem Wege ſchaffen. Man erklärte die 
Thatſache je nach dem philojophifchen oder juriftiichen Standpunkt 
des Schriftftellers entweder für eine Unbilligfeit oder rechtjertigte fie 
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aus dem Diangel volljtändiger TFreiheit, weshalb die Bauern von 
ihrem Gutsherren mit vertreten würden. Die Domänenbauern 
wurden bei dieſer Erflärung überhaupt vergeffen. Wie falih auch 
rechtshiſtoriſch die bereits von den Ideen des Repräfentativfyftens 
beeinflußte Auffaſſung der Stände als einer Vertretung der ſtändiſch 
gegliederten Bevölkerung des Landes ſein mochte, ſo iſt doch der 
politiſche Einfluß dieſer Theorie nicht zu unterſchätzen. Praktiſche 
Bedeutung hat ſie allerdings erſt in den erſten Jahrzehnten dieſes 
Jahrhunderts erlangt. 

Wie die ſtändiſche Rechtsbildung überhaupt nicht von der 
ſtändiſchen Gliederung der Geſellſchaft, ſondern von der lokalobrig— 
keitlichen Gewalt der Stände ausgeht, ſo beruht auch die von dem 
kontinentalen Ständethume weſentlich abweichende Bildung des eng— 
liſchen Parlamentes nicht auf der beſonderen Geſtaltung der Geſell— 
ſchaft, ſondern auf der beſonderen Geſtaltung der Lokalverwaltung 
in England. 

Während noch das angelſächſiſche Staatsweſen vollſtändig der 
gleichzeitigen kontinentalen Staatsbildung entſpricht, führt die nor— 
manniſche Eroberung eine vollſtändige Umwälzung herbei. Eine 
zentraliſirte Verwaltung des abſoluten Monarchen mit berufsmäßigen 
Beamten in feſt organiſirten Behörden am Hofe, beliebig abberuf— 
baren Landvögten und reiſenden Kommiſſaren abſorbirt das ganze 
Staatsweſen. Die Entwicklung ſelbſtſtändiger geiſtlicher und welt— 
licher Grundherrſchaften und autonomer ſtädtiſcher Korporationen 
fand in dieſem zentraliſirten Staatsweſen keinen Raum mehr. Selbſt 
die kleinen Patrimonialobrigkeiten der Manors, in denen der Guts— 
herr eine untergeordnete Gerichts- und Polizeigewalt über ſeine 
Hinterſaſſen ausübte, ſtarben bald ab. Im Gegentheile konnte die 
abſolute Monarchie in ihr Verwaltungsſyſtem den Dienſt der be— 
ſitzenden Klaſſen für Gericht und Polizei einfügen. Jury und 
Friedensrichteramt, die ihrerſeits allmählich das berufsmäßige Be— 
amtenthum vollſtändig in den Hintergrund gedrängt haben, ſtammen 
noch aus der Zeit der Plantagenets. Wenn es auch die beſitzenden 
Klaſſen beſonders des flachen Landes waren, die dieſe neuen Aemter 
übernahmen, ſo konnte doch von einem Verwachſen des Amtes mit 
dem Beſitze zu einer untrennbaren Einheit und Daher von einer 
Erblichkeit beider nicht die Nede fein. Bei den Funktionen ber 
größeren Grundbefißer wie bei der unter den Tudors begründeten 
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bäuerlichen Selbftverwaltung blieb der reine Amtscharafter er: 
halten. 

Wenn nunmehr feit den Zeiten der Magna Charta die großen 
geiftlihen und weltliden Kronvajallen die Ausjchreibung von Sub: 
fidien und jpäter wichtigere Anordnungen überhaupt von ihrer Fu: 
ftimmung abhängig machten, fo konnte die Mitgliedichaft der hierdurd 
entjtehenden jtändiihen Verfammlung nicht durch den Beſitz einer 
ZTerritorialgewalt bedingt fein, da es eine ſolche überhaupt nidt 
gab. Die Berufung Hat vielmehr einen rein perjönlichen Charakter. 
Die fi) jehr bald entwidelnde Erblichkeit der weltlichen Pairie be: 
zieht fi) daher auch nur auf die Mitgliedihaft im großen Rathe 
des Königs. Als feit Heinrich II. auch die Grafichaftsritter umd 
die Städte zum Parlamente berufen wurden, konnte man erfteren 
nicht wie auf dem Kontinente Virilftimmredhte verleihen. Denn die 
Auflöfung des Staates in geichloffene Grundherrichaften beſtand 
nidt. So war hier von Anfang an die Wahl geboten. Die 
Grafihaftsabgeordneten werden in einer zuerſt ziemlich regellojen 
Form vom County Court, der Verjammlung zum Grafſchaftsgerichte, 
ernannt, womit die hinterfälligen Bauern, die einen anderen Gerichts: 
ftand Hatten, von ſelbſt ausgejchloffen waren. Die Städte wählen 
dagegen ihre Barlamentsmitglieder innerhalb der fommunalen Körper: 
Ihaft nah Maßgabe der Inkorporationscharten. Da jeit dem 
15. Sahrhundert bei den Grafihaftswahlen die Freiſaſſen mit 
wenigſtens vierzig Schilling Grundrente, die auch den Gejchmworenen: 
dienjt leiſten, das aktive, Die größeren zum Friedensrichteramte 
qualifizirten Grundbefiter das paſſive Wahlrecht Haben, fo bleibt 
der Zufammenhang zwiſchen dem öffentlichen Dienfte in der Ber: 
waltung und der ſtändiſchen Vertretung gewahrt. Aber weil die 
Rofalverwaltung nicht Pertinenz des Grundbefiges wurde, ſondem 
nad Amtsrecht zu führen war, konnte auch die ftändijche Vertretung 
nicht zum eigenen angeborenen Rechte werden, fondern blieb öffent 
licher Dienft. 

Ebenjo wie auf dem Kontinente Hat ſich aber auch in England 
erft auf Grund der Bildung der ftändiichen Vertretung die foziale 
Abſchichtung der Stände vollzogen. Durch die erbliche Mitglied: 
Ichaft des Dberhaufes entjteht in der weltlichen Pairie ein politiſcher 
Adel mit geringen Sonderrechten, der ſich eben Deshalb, weil er 
dur die Mitgliedichaft des Dberhaufes bedingt ift, nicht auf ale 


Zweiter Abjchnitt. 101 


Familienglieder erjtrect, Sondern nur nad) der Primogenitur forterbt. 
Dazu fommt als zweiter Stand die Geiftlichkeit, deren Spigen als 
geiftlihe Lords im Dberhaufe Aufnahme finden. Den dritten Stand 
endlich bilden die Communitates der Städte und Graffchaften. Die 
unter dieſem jtehenden Bevölferungselemente, insbefondere die hinter: 
fäffigen Bauern fommen politiſch nicht in Betracht. 

Da die weltlien und geiftlihen Lords, die den großen Nath 
des Königs ausmachten, von Haufe aus den Vertretern der Graf: 
ſchaften und Städte feine volle Gleichberechtigung einräumen Fonnten, 
entfteht an der Stelle der Fontinentalen Kurien das Zweikammer— 
igitem. Das engliide Parlament war aber ebenjo wenig wie die 
fontinentalen Stände eine Vertretung des Volkes nach feiner ſtän— 
diihen Gliederung. Denn ganze Stände waren in ihm überhaupt 
nicht vertreten. Noch viel weniger Hatte das engliihe Parlament 
mit dem reinen Nepräfentativjgftem zu thun. Es bildet vielmehr 
gleich den Fontinentalen Ständen nur die Vereinigung der in der 
Verwaltung des Landes thätigen Bevölferungsichichten. 

Die Analogie des älteren engliichen Parlamentarismus mit den 
fontinentalen Ständen tft in Ausgangspunkt und Entwidelung eine 
volftändige. Die in die Augen fallenden Berjchiedenheiten find 
einzig die Folge davon, daß die normanniſche Eroberung den 
Amtscharakter der Verwaltung erhalten und ihre Ummandlung in 
ein eigenes Necht der bejigenden Klafjen verhindert hat. Erſt jeit 
der Neformbill von 1832 Hat fih aud in England allmählid 
der Uebergang von dem ftändilchen zum repräjentativen Syſteme 
vollzogen. Während die alte Selbjtverwaltung der bejigenden 
Klaſſen abbrödelte, entwidelte fih das Parlament zur Volks— 
vertretung. 

Bon Deutjchland ausgehend, Hat aber das ftändiiche Syitem 
in diefem Jahrhundert noch eine furze Nachblüthe erlebt. 

Sm Anfange dieſes Jahrhunderts verſchwand auf dem Kons 
tinente allgemein die ftändifche Gliederung der Gejellidaft. Die 
bäuerliche Unterthänigfeit wurde aufgehoben und „Jedem ermöglicht, 
von einem Stande in den anderen überzugehen. Die Stände, ſo— 
weit fie überhaupt noch jo genannt wurden, waren nur nod 
Beligklaffen. Bon dem Zuſammenhange der Stände mit der un- 
glei) entwicelten und im Verfall befindlichen ſtändiſchen Lokalver— 
waltung hatte ſchon das 18. Jahrhundert feine Ahnung mehr ge- 
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habt. Wollte man nun wieder eine Gejammtvertretung der Staats: 
angehörigen herftellen, jo Eonitte man diefe entweder in Anknüpfung 
an die alte ftändifche Ordnung auf die verjchiedenen Beſitzklaſſen 
oder auf die Gefammtheit der nicht mehr rechtlich gejchiedenen 
Staat3angehörigen aufbauen. 

Für Deutihland Hatte die Bundesakte, ohne ſich jenes Gegen 
fages bewußt zu fein, in jedem monarchiſchen Einzelftaate eine Iand- 
ſtändiſche Verfaffung in Ausficht geſtellt. Erſt der Wiener YHols 
publiziſtik eine® Gen blieb es vorbehalten, daraus den Schluß zu 
ziehen, daß die Bundesakte, indem fie eine landftändijche Verfafſung 
fordere, damit die repräfentative, die nur aus dem Prinzipe der 
Bolksfouveränetät abgeleitet werden fönne, verbiete. Monarchiſches 
Legitimitätsprinzip und altitändifches Weſen traten noch einmal in 
jene verhängnißvolle Verbindung, die den Anlaß zur franzöfiichen 
Revolution gegeben Hatte. 

An Preußen madjte die neuftändiiche Geſetzgebung der zwar 
ziger Sahre, weldhe Schließlich in der 1847 erfolgten Berufung alle 
Provinzialftände nad) Berlin zu einem ereinigten Landtage gipfelk, 
den Verſuch, eine Nepräfentation nach Beſitzklaſſen ſelbſtſtändig zu 
Ihaffen. Im Gegenjage zu den Repräfentativigitenıen ging man 
dabei ganz richtig von den kleineren Kreijen des ftaatlichen Lebens, 
von Kreis und Provinz, aus und betrachtete die allgemeine Lande: 
vertretung als Abſchluß des jtändiichen Baues. Die Nachbildung 
der älteren ftändiichen Inſtitutionen war aber eine höchſt unglüd 
liche und verlief ſehr bald in die pfeudohiltoriihen Bahnen einer 
Sntereffenvertretung des Großgrumdbefites. Der Zuſammenhang 
des älteren Ständeweſens mit dem Dienjte für den Staat in der 
Rofalverwaltung war völlig unberüdjihtig. Man blieb an de 
Vertretung nad) Befigmaflen haften. Hier wurde umgelehrt die 
hiſtoriſche Gemwifjenhaftigkeit zu groß. Die Vertretung war eim 
folhe nach den drei Grundbeſitzmaſſen, Rittergutsbefiß, ſtädtiſcher 
und bäuerlicher Grundbefig, zu denen für die meiften Provinzen 
und für den Vereinigten Landtag noch der ftandesherrliche Veit 
als potenzirter Großgrundbefig trat. Der Kapitalbejit des Lande, 
der bei der mittelalterlihen Naturalwirthſchaft unberüdfichtigt bleiben 
fonnte, war auch unter den wejentlich veränderten volkswirthſchaft 
lichen Berhältnifjen unvertreten, desgleichen Die erwerbende Arbeit 
Aber nicht genug damit, war unter den Grundbefitklaffen de 
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Großgrundbeſitz unverhältnißmäßig ftarf vertreten, ein Rittergut galt 
durchgängig als gleichwerthig mit einer Stadt. 

Dieſes Mißverhältniß der neuftändifchen Bildungen wurde An- 
fangs wenig empfunden. Denn die herrichende Bureaufratie hatte 
den Kreis: und Provinzialftänden in der feft geichloffenen Verwal— 
tung wenig Befugnilje eingeräumt. Die neuen Rörperjchaften hatten 
eine verzweifelte Aehnlichfeit mit den berathenden franzöfiichen Con— 
feildg, die nur unmaßgebliche Gutachten ertheilten. Erſt als dem 
Vereinigten Landtage die Berathung der Gefegentwürfe und, 
wiederum unter Mißverjtändnig der älteren ftändifchen Ent: 
widelung, ein Zuſtimmungsrecht bei Abänderung der Steuergejeße 
eingeräumt wurde, zeigte e3 fich, daß eine Vertretung des Grund: 
befiges nicht Landesvertretung fein fönne Die Stürme des 
Sahres 1848 bejeitigten den Vereinigten Landtag, während die 
Kreis: und Provinzialltände fi) noch einige Sahrzehnte länger 
erhielten. 

Das preußiide Vorbild der Provinzialitände fand auch Ein- 
gang in Dänemark. Nach den Verordnungen vom 15. Mai 1831 
wurden vier Ständeverjammlungen gebildet, für die dänischen Inſeln, 
für Sütland, für Schleswig und für Holftein, während Lauenburg 
feine felbftitändige Verfaſſung behielt. Die däniſchen Ständever: 
Sammlungen bejtanden neben einer geringen Anzahl vom Könige er- 
nannter Mitglieder aus Nepräjentanten der ſtädtiſchen Grundbeſitzer 
Sowie der größeren und Eleineren Landeigenthümer. Dem entiprad) 
in den Ständen von Schleswig und Holjtein die Dreigliederung in 
Ritterfchaft, Städte und Bauern. Gleich den preußiſchen Ständen 
hatten auch die des dänischen Geſammtſtaates nur eine berathende 
Stimme bei der Gefeßgebung. Der politiiche Nebenzwed der ganzen 
Drganifation beſtand darin, auf einem Ummege die verfaffungsmäßige 
Verbindung von Schleswig und Holitein zu lölen. In den Stürmen des 
Sahres 1848 ift auch Dänemark zur modernen NRepräjentativ- 
verfaffung übergegangen, momit die neuftändijchen Bildungen fort: 
fielen. 

In jelbitftändiger Weife Hatte die niederländiihe Verfaſſung 
vom 24. April 1815 ein neues ftändilches Syitem zu entwideln 
verjuht. In jeder Provinz follten Provinzialftände aus von den 
drei Ständen Mdel oder Nitterjchaft, Städten und Landgemeinden 
gewählten Mitgliedern gebildet werden. Der Wahlmodus wurde 
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für die Vertreter der Städte durch Iofale Statuten, für das platte 
Land durch Provinzialreglements beſtimmt. Aus der Wahl der 
PBrovinzialftände ging die zweite Kammer der Generalftaaten hervor. 
die Mitglieder der erjten ernannte der König. Den Generaljtanten 
waren aber alle Rechte einer modernen Volfsvertretung, insbeſondere 
ein Zuſtimmungsrecht bei der Gefeßgebung beigelegt. Auch dieſer 
Verſuch einer Verbindung ftändifcher und Eonftitutioneller Prinzipien 
iſt nach dem Ahfalle Belgiens durch die neue Verfaffung von 1848, 
die den Uebergang zum reinen Repräſentativſyſtem bezeichnet, auf- 
gegeben worden. 

Bon allen modernen Staaten Haben nur die beiden Grof- 
herzogthümer Medlenburg, die verfaſſungsrechtlich eine Einheit 
bilden, das altſtändiſche Syitem mit allen feinen nur hiftorifch er 
Härbaren und deshalb der Gegenwart oft widerfinnig erjcheinenben 
Ronjequenzen beibehalten. Das letzte Schlußglied der ftändifchen 
Rechtsentwidelung, die ſtändiſche Gliederung der Gefellichaft, if 
allerdings auch hier fortgefallen, der Ausgangspunft, die ftändifce 
Lofalverwaltung, durch Entziehung der ftreitigen GerichtSbarfeit ge 
ſchwächt. Nichtsdeftomeniger ftelt ih in der Bildung der Land: 
ftände das alte Ständetfum in voller Reinheit dar. Die meckern: 
burgifchen Stände find der legte Reit einer untergegangenen Rechte: 
ordnung. 


8.2. Das Repräjentativiyftem. 


Das Repräſentativſyſtem ijt die moderne Formation der Landes: 
vertretung. Unter anderen politiichen und jozialen Vorausfegungen 
entjtanden als das Ständethum, ift e8 an fich weder fchlechter nod 
befjer als diejes, jondern eine ihm gleichberedhtigte Hiftorifche Er- 
Iheinung. Das Weſen de3 Repräſentativſyſtems läßt fich daher 
ebenfo wenig wie das einer anderen ftaatlichen Inftitution nach all 
gemeinen Ariomen, fondern nur nad dem lebendigen Nechte der 
modernen Staatenmwelt bejtimmen. 

Das ſtändiſche Syitem Hat allerdings nicht Die ſtändiſche 
Gliederung der Gejellihaft zur Vorausſetzung, jondern zur letzten 
Konjequenz. Denn die ftändiiche Landesvertretung entjtand vor ber 
ſtändiſchen Gliederung der Gejelihafl. Wohl aber waren beibe 
mit einander vereinbar und in innerer Harmonie. Im Gegenjap 
dazu feßt das Nepräfentativjyften das Fehlen einer ftändilchen 
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Gliederung der Geſellſchaft und die Rechtsgleichheit aller Staats- 
angehörigen voraus. 

Während noch ganz Europa erfüllt war vom Hiftoriichen ftän- 
diichen Rechte, entjtand in den englifchenordamerifanifchen Kolonien 
eine junge, rein demokratische Geſellſchaft, in der für ſtändiſche Ab- 
ihliegung der Klaffen noch fein Raum war. Ebenfo zerftörte die 
franzöſiſche Revolution die ftändiihe Gliederung und führte die 
Gleihheit Aller vor dem Gejege durch. In beiden Fällen waren 
die jozialen Gemeinjchaften des Berufes befeitigt, die dag Rechts— 
[eben der Staaten bisher erfüllt Hatten. Mochten in Nordamerika 
fräftige Kommunalverbände, die Townſhips im Norden, die Graf- 
ſchaften im Süden, Die einzelnen Individuen zu größeren Gemein: 
haften zufammenfaljen, jo lag dies Gegengewicht doch nur auf 
politiih-adminiftrativen, nicht auf ſozialem Gebiete. In Frankreich 
fehlte jelbjt ein joldyes Gegengewicht. Die Gefellihaft war aufge: 
löſt in ihre Urbejtandtheile, die einzelnen Individuen. 

In Nordamerifa wie in Frankreich fiel aber dieſer Geſell— 
Ihaft die Staatögewalt anheim. Sie hatte aljo aus fich her— 
aus eine organijirte Vertretung zu erzeugen. Nach Ddiefem ge- 
ſchichtlichen Urſprunge beſteht allerdings ein gemwilfer Zujammen- 
hang zwiſchen Bolfsfouveränetät und Repräſentativſyſtem. Aber 
diefer Zuſammenhang tit fein innerlih nothwendiger. Hand in 
Hand mit dem Untergange der jtändilchen Gliederung der Geſell— 
ſchaft hat das Repräſentaivſyſtem an Boden gemonnen, obgleich 
niht überall da, wo die ftändiihe Geſellſchaftsordnung ver: 
Ihwand, auch die hiſtoriſche Monardie in der Volksſouveränetät 
unterging. 

Die Gefammtheit der Staatsangehörigen zerfällt nad) Bildung, 
Beſitz und Beichäftigung in zahlreihe Klaſſen. Es können aud) 
an die Zugehörigkeit zu einer Klaffe rechtlihe Wirkungen gefnüpft 
jein. Damit ift aber das Volk noch nicht rechtlich in einzelne 
Beitandtheile gefondert. Das Recht knüpft hier Wirkungen an die 
thatfächlih vorhandene Sonderung, aber es bewirkt fie nit. Der 
Uebergang von einer Klaſſe in die andere mag thatjächlich Ichwierig 
jein, aber er ift nicht rechtlich unmöglich. Der einzige Reſt der ſtändiſchen 
Rechtsordnung, die Sonderftellung des hohen Adel3 in Deutjchland, 
it jo unbedeutend, daß dadurch der Gejammtcharafter des öffent: 
lihen Lebens nicht berührt wird. Troß der thatſächlichen Sonderung 
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in verſchiedene Klaffen bildet das Volk vechtli eine ungetrennte 
Einheit. 

Diefem juriſtiſchen Charakter des Volkes enifpricht auch der: 
jenige der Volfsvertretung. Während das rechtlich nad Ständen 
gegliederte Volk feine andere Vertretung haben kann, als eine jolde 
nach Ständen, entſpricht dem einheitlichen Wolfe allein die einheit- 
liche, nicht nach Ständen gejonderte Vollsvertretung. 

Die Volfsvertretung ift die Vertretung der Gejammtheit der 
Staatsangehörigen. 

Der Begriff diefer Vertretung ift nicht nach dem privatredt: 
rechtlichen Maßſtabe des Auftrages oder der Vollmacht zu bemeflen, 
fondern ein rein ftaatsrechtlicher Begriff. Vertretung bedeutet hier 
nicht die Abhängigkeit der Willensäußerung des Vertreters von 
dem Willen des Bertretenen. Ganz klar ift dies bei den Mit 
gliedern einer erften Kammer, die diejer auf Grund einer Ernennung 
feitend des Monarchen angehören. Aber auch die Abgeordneten 
werden beiten Falls nur von der abjoluten Mehrheit der Wähler 
ihres Wahlkreiſes gewählt. Gleichwohl vertreten die Mitglieder 
beider Kammern das ganze Voll. Ihren Ausdruck findet die 
Negation des privatrechtlichen Begriffs der Vollmacht in der Be 
ftimmung der meiften Verfaffungsurfunden, wonach die Mitglieder 
beider Kammern Vertreter des ganzen Volkes find, nach ihrer freien 
Meberzeugung ſtimmen und an Aufträge und Inſtruktionen nid 
gebunden werden dürfen. Das fogenannte imperative Mandat der 
Wähler an ihre Abgeordneten würde mit Dem Begriffe der Voll: 
vertretung im Widerſpruche ftehen und fie aus einer Bertretung 
des gefammten Volkes zu einer ſolchen einzelner Intereſſengruppen 
machen. Die Vertretung im ftaatsrechtlihen Sinne bedeutet die 
Abgabe der Willenserklärung an Stelle der an und für jich ftaatt 
rechtlich handlungsunfähigen Gejammtheit der Staatsangehörigen. 
Ihre privatrechtlihe Analogie findet fie deshalb nicht in der Vol 
macht oder dem Auftrage, fondern in der gejeßlichen Vertretung 
des Handlungsunfähigen. 

Bertreter der Vollsgefammtheit it ſowohl die gejammte Boll 
vertretung wie jedes einzelne Mitglied einer der beiden Kammern. 
In welcher Weije die einzelnen und die beiden Kammern zujanmen 
wirken, um den Volkswillen zu vertreten, wird fpäter zu er 
örtern fein. 
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Die Volksvertretung vertritt die Staatsangehörigen in ihren 
verschiedenen Eigenſchaften. Die Staatsangehörigen find nun zu: 
nächft nicht anderes, als das perfönliche Objekt der StaatSherr- 
ſchaft. In dieſer Beziehung werden fie von der Bolfsvertretung 
vertreten, die Beſchwerden über die Art und Weife der Ausübung 
der Staatögewalt der Regierung gegenüber geltend macht. In dem 
Verfaſſungsſtaate werden die Staatdangehörigen aber auch nad) 
den verjchiedenften Richtungen zur felbftftändigen Mitwirkung bei 
Ausübung einzelner ftaatliher Funktionen berufen, fie find nidt 
bloß Objekt, jondern audy Mittel der Herrſchaft. Auch Hier vertritt 
die Volf3vertretung die Staatsangehörigen, indem fie dasjenige 
Organ ift, weldes an Stelle der Staatsangehörigen beim Erlaffe 
einzelner Staatsafte jelbititändig mitzumwirken hat. Während aber 
bei den einzelnen Staatsangehörigen die Eigenihaft als bloßes 
Herrichaftsobjeft diejenige als Herrichaftsmittel entichieden übermiegt, 
it e3 bei der Bolf3vertretung gerade umgekehrt. Ihre Hauptauf- 
gabe bejteht darin, dag bei dem Erlaſſe gemifjer jtaatlicher An: 
ordnungen jelbititändig mitwirfende Staatsorgan, zu fein und 
mejentlich hierbei madjt fie Beichwerden der Staatsanhörigen gegen 
über der Regierung geltend. Die Staatsangehörigen können endlid) 
auh Subjekt der ftaatlichen Herrichaft jein. Auch in diefer letzteren 
Eigenſchaft wird das Volk dur die Volfsvertretung vertreten. 
Sie iſt in dem Staate der Volfsfouveränetät unter allen Umjtänden 
ein unmittelbares verfaſſungsmäßiges Drgan des Jouveränen Bolfes, 
fie ift in einigen diefer Staatsbildungen, jo in der parlamentarijchen 
Republif und in der parlamentariihen Monardie, jogar das dem 
Souverän am nächſten ftehende und deshalb höchſte Staatsorgan. 

Daraus ergiebt fih eine wichtige Verſchiedenheit der Stellung 
der Volfövertretung in der Eonjtitutionellen Monarchie auf der einen 
und im Staate der Volksſouveränetät auf der anderen Seite. In 
der Eonftitutionellen Monarchie hat die Volfövertretung nur ihre 
Zuftimmung zu geben zum Erlafje einzelner ftaatlicher Anordnungen, 
aber nicht fie ift e3, die die Anordnungen trifft, fondern der Monarch. 
Daher vertritt fie zwar den Volkswillen an Stelle des redtlid) 
handlungsunfähigen Volkes. Wie aber der Staat nicht im Volke 
aufgegangen ift, fo ift auch der Staatswille verjchieden vom Volks— 
willen, erfterer verkörpert fich in dem Herrſcher und muß nur in 
beftimmten Fällen mit dem durch die Volfsvertretung zum Ausdrude 
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gebrachten Volkswillen übereinftimmen. Die Volksvertretung der 
Eonftitutionellen Monardjie ift daher ein unjelbititändiges Staats 
organ, welches niemals allein, jondern nur durch Zuſtimmung zu 
den Anordnungen des Herrſchers bei der Bildung des Staat 
willeng mitwirtt. Dagegen iſt in dem Staate der Bolksjouveränetät 
die Wolfövertretung ein verfafjungsmäßige® Organ des mit 
dem Staate identischen Volles. Der Bollswille, den fie inner 
halb ihrer verfafjungsmäßigen Zuftändigfeit zum Ausdrude bringt, 
ift deshalb Staatswille. Mögen andere verfaljungsmäßige Organe 
des fouveränen Volles die Befugniß haben, durch ihren Einjprud 
da3 Zuftandelommen der Anordnung als einer ftaatlichen vorläufig 
zu hindern, immerhin ift e8 der Wille der Volf3vertretung, der die 
ftaatlihe Anordnung ausmadt. Die Vollövertretung des Staates 
der Volfsfouveränetät ift daher felbitftändiges verfaſſungsmäßiges 
Staatdorgan, welches den Staatöwillen in dem Volkswillen zum 
Ausdrude bringt. 

Aus dem Weſen der Volfövertretung, wie es bier feftgeftell 
wurde, ergiebt fi) nicht3 über die Art und Weiſe ihrer Bildung. 
Diefe ift vielmehr lediglich eine Frage hiſtoriſcher Verhältniſſe und 
politiiher Erwägungen. 

Das gilt zunädjft von dem Zweikammerſyſtem. Dafjelbe it in 
England die Folge der bejonderen Entwidelung der Ständeverhält 
niffe, vermöge deren der politifche Adel der geijtlichen und welt 
lihen Magnaten in einer erjten, die Vertreter der Städte und 
Srafichaften in einer zweiten Kammer zufammengefaßt wurden. 
Mit der Uebertragung englifcher Inititutionen auf Die geſammte 
civilifirte Staatenwelt durch die Eonjtitutionelle Doktrin hat auf 
dag Aweilammerigftem allgemeim Eingang gefunden. Wirkliche 
Bedeutung hat es aber nur da zu erlangen vermodjt, wo, wie in 
England, in den beiden Kammern aud) verjchiedene politiſche oder foziale 
Elemente eine Bertretung erlangten. Wo eine jolche Verſchiedenhei 
nicht obmaltet, fondern beide Kammern, zwar künſtlich verjchieden 
zujammengefeßt, doch nur diejelbe öffentlihe Meinung vertreten, da 
kann jelbft das politiiche Moment der Sicherung mehrjeitiger Er- 
wägung derjelben Vorlage durch zwei Körperjchaften dem Zwei— 
kammerſyſtem feine politiiche Bedeutung verleihen, ſondern eine der 
beiden Kammern finkt zur bloßen Dekoration herab. Sn revolutie 
nären #eitperioden, bei Konftituirung einer neuen Staatögemwalt 
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fällt eine Kammer als dem revolutionären Impulfe Hinderlich über: 
haupt fort. Das Einfammerfyftem bildet dagegen in normalen 
Zeiten die bei meiten verjchwindende Ausnahme. Es beiteht 
nur in den kleineren deutſchen Staaten, die eben wegen ihrer 
Kleinheit aus den verjchiedenen Elementen der Bolfsvertretung 
nit bejondere Kammern bilden fönnen, und in den Balkan 
ftaaten Griechenland, Serbien und Bulgarien, die zu einem fon- 
folidirten Zuſtande ihres öffentlihen Nechtes überhaupt noch nicht 
gelangt find. 

Aus dem Weſen der VolfSvertretung folgt aber weiter auch nichts 
Bofitives für die Art und Weife der Beftellung der einzelnen Volks— 
verireter. Daß diejelben oder menigjtens ein Theil von ihnen, 
nämlich die Mitglieder der zweiten Kammer, gewählt werden müßten, 
läßt fi) nicht behaupten. Wenn man aus dem Wefen der Volks— 
vertretung die Nothwendigkeit der Wahl herleiten will, fo jubitituirt 
man dem Begriffe der Vertretung den des privatredhtlichen Auftrages 
oder der Vollmacht, die allerdings eine Beitellung feitend des Auf- 
trags- oder Vollmachtgebers erfordert. Der einzelne Volksvertreter 
vertritt aber nach pofitiver gejeglicher Bejtimmung aller modernen 
Verfaſſungen gar nicht jeine Wähler, jondern das ganze Volk, er 
ift nicht Eraft Auftrages, ſondern kraft Gejeßes Vertreter deſſelben. 
Wie das Geſetz die Beitellung der gejeßlichen Vertreter des Volkes 
vorjieht, ob durch Volkswahl, föniglihe Ernennung oder Wahl ein— 
zelner Korporationen, entjcheidet fich verſchieden nad) den bejonderen 
Vorbedingungen in den einzelnen Staaten. Cine Bolfsvertretung 
wird man jedoch nur dann als vorhanden anerkennen können, wenn 
fie nicht aus vom Herrſcher beliebig entlaßbaren Mitgliedern beiteht. 
Denn in diefem Falle würde fie nicht in der Lage jein, einen dem 
Herrſcherwillen gegenüber felbftftändigen Bolfswillen zum Augdrude 
zu bringen. Gerade in diejer Selbititändigfeit liegt aber Die ver- 
fafjungsrechtliche Bedeutung der Volksvertretung, ihr Unterjchied 
von einem großen Staatsrathe, der den Herricher nicht verfaſſungs— 
mäßig beſchränkt und deshalb eine bloße Verwaltungsintitution 
bleibt. 

Das durch die Volfsvertretung vertretene Volf iſt nun aber 
nicht eine Zufammenfaffung abfolut gleicher Normalmenſchen, ſondern 
von Menſchen und Menjchengruppen mit bejonderen Anfichten, Ge— 
fühlen und Sntereffen. Diefe Thatſache prägt ſich auch in der Volfs- 
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vertretung aus, und das Mittel hierzu bildet die Partei.!) Dem 
abfoluten wie dem ftändifchen Staate innerlich) fremd, Kann jie er 
in dem Eonftilutionellen und parlamentarifchen Staate und zwar 
lediglich durch die Volfsvertretung zur Entfaltung und Wirkamte 
gelangen. 

In der abfoluten Monarchie wie in der demofratifchen Tyranmis 
verförpert fich die Fülle der Staatsgewalt in der Perſon des Herr: 
ſchers. Da die Monardie Alles für das Volk, nichts durch das 
Volk, fondern durch ihre Behörden thut, jo kann fie Beftrebungen, 
einzelnen Intereſſen der Unterthanen gegenüber der Regierung jelbit 
ftändig Geltung zu verfchaffen, nur als ihr feindliche anſehen. Die 
abjolute Herrfchaft eines Einzigen ift daher der Tod der Parteien, 
Sie haben bier nicht nur Leine rechtliche, fondern nicht einmal eme 
thatfächliche Eriftenz und Wirkſamkeit. 

Aus dem entgegengefeßten Grunde fällt in dem fländilcen 
Staate die politiiche Wirkſamkeit von Parteien fort. Durch die Ab— 
Schließung der Berufsklaflen zu Geburtsftänden haben bier die ver: 
Ichiedenen Sntereffen eine gejicherte Vertretung. Denn die Stände 
find die Vertreter und Wahrer der eigenen Rechte, nicht des ge 
ſammten Bolfsrechtes. Indem aber die verjchiedenen Intereſſen 
gruppirungen des Volkes in den Ständen jogar eine rechtliche An: 
erfennung finden, geht die Partei auf im Stande und verliert damit 
ihre bejondere Exiſtenz. Für die in den Ständen nicht vertretenen 
Berufsftände, wie die Bauern, fehlt es aber an einer Geltendmachung 
ihrer Intereſſen überhaupt. Für diefe in die Drganijation der 
Händifchen Staatsherrfhaft nicht aufgenommenen Berufsklaſſen hat 
aber die Vertretung durch eine bejondere Bartei ebenjo wenig Raum 
wie im abjoluten Staate. 


Sn dem Staate, der den Uebergang bildet von der feit ge 
Ichloffenen jtändifchen Ordnung des Kontinent® zu dem modernen 
Nepräfentativfgfteme, in England, hat ji) auch zuerſt die politiſche 
Wirkſamkeit der Parteien entfaltet. In dem engliiden Parlament 
der NRevolutionzzeit war im Wefentlichen nur die oberfte Schicht der 


1) ®gL Anson D. Morse, The Place of Party in the Political System in 
den Annals of the American Academy of Political and Social Science vol. Il. 
(Philadelphia 1892) S. 360 ff, Pyfferoen, de partijen in de staatkunde. 
®ent 1894. 
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Bevölkerung, die die Lofalverwaltung führende grundbefißende 
Gentry und ihre Spike, der politifche Adel des Landes, vertreten, 
während den Mittelklaffen nur durch das aktive Wahlrecht der Eleineren 
ländlichen Befiger und in einzelnen größeren Städten eine Einwirkung 
auf die öffentlichen Angelegenheiten zuftand. In einer foldhen Landes— 
vertretung, die auf wejentlich einheitlicher fozialer Grundlage ruhte, 
fonnten feine ſozialen Gegenſätze entjtehen. Wohl aber murde 
das Verhältnig zur Monardie und zu der mit ihr verbündeten 
Landeskirche Gegenjtand verſchiedener Auffaffung innerhalb der im 
Parlamente vertretenen Arijtofratie. So entſtanden die beiden hifto: 
riichen Parteien der Whigs und Tories, die fih nach Art ariftofra= 
tiſcher Familienkoterien noch Menjchenalter hindurch forterhielten, 
nachdem der Gegenftand des Streites längſt entfchieden war. Jeden— 
fal3 waren dieje Parteien rein politiiche, Feine jozialen. 

Ebenjo bewegte die Bereinigten Staaten nad ihrem Abfalle 
vom Mutterlande bis zum Sezeſſionskriege eine einzige große poli— 
tiiche Frage, von der die wichtigften wirthichaftlihen und ſozialen 
Fragen, namentlich die der Sklaverei, bedingt waren, dag Berhält- 
niß von Einzeljtaat und Union. So entitand eine centraliftiiche und 
eine partifularijtiihde Partei, die fi) jet al3 NRepublifaner und 
Demokraten bezeichnen. Die nationale Anfchauung der angelſächſiſchen 
Raſſe, daß e3 zwei Parteien geben mülje, fand hierin neue Nahrung. 
Auch diefe beiden politiichen Parteien haben fich forterhalten, nad): 
dem durch den Sezeſſionskrieg der Gegenjtand ihres Streites ent- 
ihieden war. Sie fuchen jekt, vielfach prinzipienlos, durch ihre 
Rahlprogramme die verfchiedeniten politiichen, jozialen und nationalen 
Intereſſen für fi) zu gewinnen und dadurd die Majorität zu er— 
langen. 

Nicht jo einfach lagen beim Uebergange zum Parlamentarismus 
die Verhältniffe in den Fontinentalen Staaten. Die Reſte der ſtän— 
diihen Drdnung, der grundbefigende Landadel, die protejtantijche 
Geiftlichkeit und die zünftlerifchen Handwerker mit den von ihnen 
abhängigen Bevölferungselementen, ſchloſſen fich zufammen zu einer 
fonfervativen, die handel- und gemerbetreibende ſtädtiſche Be— 
völferung zu einer liberalen Partei. Beide vertraten joziale Inter— 
effengruppen, zufammengehalten durdy ein einheitliches politiſches 
Programm, das diefen Intereffengruppen dienen jolltee Dazu kam 
aber bald eine befondere Vertretung der Intereſſen der katholiſchen 
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Kirche, der arbeitenden Klafjen zc., ja einfache perjönliche Koterien 
innerhalb der Kanımer, jo daß das Parteimejen ein ziemlich fom- 
plizirtes wurde, jedenfall8 die Zweiheit der Parteien nicht aufredt 
zu erhalten war. 

Mit dem Uebergange Englands zum modernen NRepräjentativ: 
ſyſteme find auch dort die Hiftorifchen beiden Adelsparteien durch 
neue foziale und nationale Barteibildungen durchbrochen worden, jo 
daß das moderne englijche Barteimefen vollitändig dem fontinentalen 
enijpricht. | 

Die Partei an fi Hat hiernach feinen bejtimmten Charakter, 
fie Tann rein politiſch oder rein fozial, politiich mit ſozialem Ein- 
Ihlage oder umgekehrt, kirchlich oder national fein oder die ver: 
Ichiedenjten Momente in fich verbinden. Keine Art der Barteibildung 
iit an ſich beſſer oder fchlechter als die andere, jede an jich berech— 
tigt, jede bedingt durch die bejonderen Berhältniffe. 

Wie das Volt, das die Grundlage des modernen Repräjen- 
tativſyſtems bildet, rechtlich ungetrennt und untheilbar iſt, jo vertritt 
allerdings rechtlich die gefammte Volfsvertretung, wie jedes Mitglied 
derjelben, das ganze Volf und ift an Aufträge und Inſtruktionen 
nicht gebunden. Tür das Staatsrecht giebt es daher Feine Parteien, 
während e3 den alten Ständen feine Anerfennung nicht verfagen 
fonnte. Wie aber troß der rechtlichen Einheit das Volt nad) Beruf, 
Nationalität, Religion zc. jih in verjchiedene Gruppen ſcheidet, jo 
machen dieje thatlächlich fi) auch in feiner Vertretung geltend. Die 
rechilich einheitliche Volfsvertretung löſt fih auf in verjchiedene Par 
teien, und wo das Staatsredht die Mitwirkung der Volfsvertretung 
erfordert, überjegt die Bolitif dies in die Mitwirkung der Mehrheits— 
partei oder der Mehrheitsparteien. 

Durch die verjchiedene ſtaatsrechtliche Stellung der Volksver⸗ 
tretung im Eonftitutionellen und im parlamentariihen Staate it 
aber auch eine verjchiedene politiiche Stellung der Parteien bedingt. 

Der Eonjtitutionelle Staat befißt in der Monarchie eine felbft 
ftändige Staatsgewalt. Die Regierung des Monarchen jteht daher 
an fi über den Parteien. Sie muß für gewiſſe ftaatlidhe An- 
ordnungen die Zuftimmung der Vollsvertretung einholen und id 
daher auf die Parteien der Majorität fügen, aber fie fteht nicht im 
Dienfte der Mehrheit. Es widerftrebt dem Weſen der monarchiſchen 
Regierung, zur Parteiregierung zu werden. 
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Sn dem parlamentarijchen Staate verkörpert fich dagegen recht: 
[ih die oberjte Gewalt in der unmittelbaren Vertretung des ſou— 
veränen Volkes, der Bolfsvertretung, und fpeziell in deren zweiter 
Kammer. Indem die Bolitif auch hier wieder die Partei fubftituirt, 
fällt die oberjte Gewalt namens des Volkes nicht der Volfsvertretung 
in ihrer Gejammtheit, fondern der jemeiligen Mehrheitspartei zu. 
So entiteht in dem Staate der Bolfsfouveränetät die herrichende 
politiihe Partei als Trägerin der rechtlich im Wolfe ruhenden 
Souveränetät. Aus ıhr müſſen die Minifter genommen werden, von 
denen hinwiederum die ganze Verwaltung abhängig ift, und die an 
Stelle des Chef3 der Erefutive für die Partei regieren. Damit ift 
der Ring der Parteiherrſchaft um den ganzen Staat gefchloffen. 
Vorausſetzung derjelben ijt allerdings immerhin, daß die Partei die 
Mehrheit der Volksvertretung befigt. Mit dem Wechfel der Ma— 
jorität muß ſich aud) das Minijterium, und damit die Parteiherr: 
haft ändern. Berhältnigmäßig am leichteften iſt dieſes Syſtem 
durhführbar, wo zwei hiſtoriſche Parteien ſich in der Herrichaft 
wed)feljeitig ablöjen, wie bis in die neuejte Zeit in England und 
Belgien. Hier iſt wenigſtens eine gewiſſe Dauer und Stetigkeit der 
Negierung verbürgt. Wo dagegen die Regierung aus ungzuverläffigen 
Parteigruppirungen hervorgeht und von parlamentarifchen Koterien 
abhängt, hört jede Sicherheit in der Erijtenz der Regierung ſelbſt 
von einem Tag zum andern auf und wird die Stetigfeit der ſtaat— 
lihen Entwicklung jeden Augenblid in Frage geftellt. 

Eine eigenthümliche Gejtaltung nimmt die Parteiherrſchaft in 
der Republik mit felbjtjtändiger Präfidentichaft an. Präſident wie 
Vollsvertretung gelten hier in gleiher Weiſe als verfafjungsmäßige 
Organe des jouveränen Volkes und gehen aus jeiner Wahl hervor. 

Dabei iſt aber die Möglichkeit nicht ausgeichloffen, daß Die 
eine Partei bei der Präfidentenmwahl den Sieg davonträgt, Die andere 
die Mehrheit in der Volfsvertretung hat. Bei der jelbittändigen 
Stellung beider Organe, die beide Vertreter von Parteiintereſſen 
find, wird hierbei der Parteigegenfa in die Staatsorgane ſelbſt 
bineingetragen und kann zeitweife, da die feindlichen Kräfte ſich 
gegenfeitig aufheben, das politifche Leben überhaupt zum Stilljtande 
bringen. Andererjeits ift aber auch die Beherrſchung des gejammten 
Staatslebens durch die jeweilige Majorität der Volksvertretung aus— 
geichloffen. 
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8.3. Die erite Kammer. 


Wie für das Zweikammerſyſtem überhaupt, jo bildet auch für 
die Zufammenfegung der erjten Kammer das englifche Dberhaus 
das erſte Vorbild für die civilifirte Staatengewalt der Gegenwart. 
Der Kern des Oberhauſes ift ein erblicher Amtsadel, deſſen Wefen 
eben nur in der Mitgliedſchaft des Oberhauſes befteht, mit geringen 
Sonderrechten für ſich jelbjt und für die Gemahlinnen, nicht aber 
für die anderen Familienmitglieder. Dazu kommen die geiftlichen 
Lords, die Eraft ihres geiftliden Amtes für Lebenszeit berufen 
werden. Dieſes Element iſt aber dur die Reformation auf eine 
verjchwindend geringe Anzahl im Vergleiche mit den weltlichen 
Lords, herabgejunten. Das Oberhaus umfaßt daher die oberen 
Stände im mittelalterliden Sinne von der engliihen Geſellſchaft, 
den Amtsadel und Spiten der Geiftlichfeit, während die übrigen, 
die Verwaltung des Landes führenden Bevölkerungsſchichten in das 
Haus der Gemeinen verwiefen werden. Diejes Unterhaus hat durd 
die Reformbills eine vollftändige Umgeftaltung erfahren, es ift aus 
einer ftändifhen Verfammlung zu einer repräjentativen geworden. 
Dagegen hat fich der Charakter des Oberhaufes troß aller Angriffe 
des Nadilalismus bisher erhalten. Sn dem Oberhaufe Hat die 
ältere ſtändiſche Ordnung ſich ihre bejondere Vertretung bewahrt. 
Die Grundlage feiner Bildung ijt daher von der des Unterhaufes 
prinzipiell verjchieden. &leihwohl machen erjt beide Häufer ın 
ihrer Gejammtheit und in ihrem Bujammenwirfen die Volksvertre 
tung aus. 

Die engliihen Koloniften nahmen das Zweikammerſyſtem als 
Erbtheil ihrer Raſſe mit über den Dgean. In der neuen, rein 
demofratifchen Geſellſchaft Nordamerikas fehlte e8 aber an jeglichen 
ariftofratiichen oder kirchlichen Elementen für die Bildung der erften 
Kammer. &8 blieb daher nichts Anderes übrig, als die erjte Kammer 
durch diejelben Bevölkerungselemente wählen zu laſſen wie die erfte, 
d. 5. gegenwärtig ſaſt überall nad dem allgemeinen Stimmregt. 
Nur künſtlich konnte man Unterjchiede herbeiführen, wie durch 
geringere Anzahl, längere Amtsdauer der Mitglieder des Ober: 
haujes (Senate).. Sm Gegenſatze zu den einzelftaatlichen Legis— 
laturen ift für den Kongrek der Vereinigten Staaten eine wejentlid 
verfchiedene Bildung der beiden Häufer gelungen, indem die Mit 
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glieder de3 Senates von den einzeljtaatlichen Legislaturen gemählt 
werden und jomit das einzelſtaatliche Element vertreten, das Re— 
präfentantenhaus Dagegen aus allgemeiner Volkswahl hervorgeht. 

Bei dem Uebergange der Eontinentalen Staaten zum Eonftitu- 
tionellen Syiteme bildete zunächſt das englische Oberhaus das Vor- 
bild. Die Vorausfegungen für die Bildung einer ariftofratifchen 
Rammer lagen aber in den einzelnen Staaten verfchieden. 

Sn den romaniſchen Staaten und den Niederlanden ift die 
Kontinuität des öffentlihen Nechtes überhaupt durch wiederholte 
revolutionäre Ummälzungen unterbroden. Meift Hatte die enge 
Verbindung der hiſtoriſchen Monarchie mit den privilegirten Stän- 
den den Sturz beider herbeigeführt, die Geſellſchaft war aufgelöft 
in ihre Urbejtandtheile, die einzelnen Individuen, und der Geſammt— 
heit der Volksmaſſen nad) dem Prinzipe der Volfsfouveränetät die 
Staatsherrihaft anheimgefallen. Bei diefer gewaltfamen Vernichtung 
der älteren ſtändiſchen Drdnung trugen deren Weberrefte nicht mehr 
die Kraft in fich, eine bejondere Vertretung in einem Dberhaufe ſich 
zu fihern. Allerdings machte in ‘Frankreich die Charte constitutio- 
nelle Ludwigs XVII. noch einmal den Verſuch, die Vergangenheit 
mit der Gegenwart zu verbinden, und glaubte in der Bairie eine 
wahrhaft nationale Inſtitution zu erneuern. Die Mitglieder der 
ersten Kammer, die Pairs, follten theil3 erblich, theils Iebenslänglich 
fein. Nachdem jedod die Hinneigung Karls X. zu den früher pri- 
vilegirten Ständen und jeine abjolutiftiihen Verſuche in der Juli— 
revolution zum zweiten Male und nunmehr endgiltig den Sturz 
der Hiftoriichen Monarchie herbeigeführt Hatten, war für die Refte 
der ftändiichen Drdnung der legte Halt verloren. Sie gingen auf 
in der allgemeinen Rechtögleichheit der neuen Gejellihaftsordnung. 
Diefe Thatſache war nicht nur für Frankreich, jondern für Die 
romanische Staatenmwelt überhaupt von Bedeutung. Man jtand 
nunmehr vor der Unmöglichkeit, die beiden Kammern auf verjchiedene 
ſoziale Elemente zu gründen. Da nad) dem Sturze der Arijtofratie 
vermöge des Genfuswahlrechtes die Herrſchaft den Mittelklaſſen an: 
beimfiel, konnten beide Kammern nur diefe vertreten. Dan mußte 
nun fünftlich in der Bildung beider Kammern Berjchiedenheiten 
Ihaffen, um das Zweikammerſyſtem überhaupt aufrecht zu erhalten. 

Ein Theil der Staaten hielt, wenn aud) ein erblidher poli- 
tiicher Adel ſich als unvereinbar mit der neuen Geſellſchafts— 

g* 
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ordnung ermwiefen hatte, wenigſtens an dem monarchiſchen Ernennung: 
rechte für die Mitglieder der erſten Kammer feft. Die hierin Tiegende 
Verftärtung des monarchiſchen Faktors ift jedoch nur ſcheinbar. 
Denn man muß ſich erinnern, daß der Monarch thatſächlich nur 
formale Regierungsrechte befigt, materiell aber die Regierung durch 
das aus der Mehrheit der zweiten Kammer hervorgehende Minifterium 
geführt wird. Damit verfügt die zweite Kammer indirekt durch ihr 
Minifterium auch über die Site der erften. Während nad) ber 
Idee des Zweikammerſyſtemes die erfte Kammer ein Gegengewidt 
gegen die zweite bilden fol, kann Ießtere bei jedem ernitlichen Kon: 
flikte fich die erfte Kammer durch einen Pairsſchub unterwerfen. 

Die Iebenslänglide Ernennung der Mitglieder der erften 
Kammer fand zunächſt Eingang in Frankreich, wo die Charte von 
1830 die erblihde Pairie abſchaffte. Da die Berfaffung Karl 
Alberts von 1848 für das Königreich Sardinien, die gegenmärtig 
noch die italienifche Verfaflung bildet, eine Nachahmung ber fran- 
zöfifchen Charte von 1830 ift, fo hat die Iebenslängliche Ernennung 
der Senatoren und zwar vorzugsweife aus den Kreifen der Höheren 
Beamten auch in Stalien Eingang gefunden. Nur die Fönigliden 
Prinzen find hier von Rechtswegen Senatoren. Das gleiche Syitem 
bat die ſpaniſche Verfaffung von 1876. Nur erklärt fie außer den 
Söhnen des Königs und des Thronfolger aud) noch die Granden 
von Spanien von einem gemillen Vermögen und einzelne Höher 
Beamte und Geiftlide von Nechtswegen für Mitglieder de 
Senates, in den auf diefe Weile der Reſt eines ariſtokratiſchen 
Clementes Aufnahme gefunden hat. Dazu kommen endlich noch auf 
fünf Jahre gewählte Senatoren Eirchlicher, gelehrter und kommunalt 
Körperichaften, ſowie der Höchſtbeſteuerten. Ebenſo beruht dir 
portugiefiihe PBairsfammer nad der Verfafjung von 1826 grund 
ſätzlich auf königlider Ernennung für Lebenszeit. Erſt nad de 
Zuſatzakte von 1885 wird ein Drittel der Paird durch die Ver— 
waltungsdiftrifte und willenichaftlichen Anftalten auf ſechs Jahre 
gewählt. Die Infanten und Biſchöfe find von Rechtswegen Mit 
glieder der erjten Kammer. 

Die iberiiden Verfaffungen bilden bereit8 den Uebergang von 
der monarchiſchen Emennung zur Wahl der Senatoren. Lebtere 
Syſtem ift jedoh in voller Reinheit nur da ausgebildet, wo das 
monarchiſche Clement entweder überhaupt fortgefallen ift, ober 
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wenigſtens die Verfaſſung vor Berufung des Herrſcherhauſes feſt— 
geſtellt wurde. Man war ſich eben damals noch nicht bewußt, daß 
vermöge des parlamentariſchen Regierungsſyſtemes die monarchiſche 
Ernennung der Senatoren thatſächlich der Mehrheit der zweiten 
Kammer zufallen würde. 

Das Prototyp für das reine Wahlſyſtem bildet die belgiſche 
Verfaſſung von 1830.1) Nach ihr wurden die Senatoren von den: 
felben Wählern wie die Mitglieder der zweiten Kammer, jedoch auf 
die doppelte Zeit, acht Jahre, in halb jo großer Anzahl und mit 
weſentlich erhöhtem Paſſivcenſus gewählt. Erſt die Verfaſſungs— 
reviſion von 1893 hat zu den 76 direkt gewählten Senatoren 26 
der Provinzialräthe Hinzugefügt, für welche leßteren ein Cenſus nicht 
erfordert wird. Außerdem find die Söhne des Königs umd eventuell 
die Prinzen der zum Throne berufenen Linie von Rechtswegen Mit: 
glieder de3 Senates. Die rumäniſche Verfafjung von 1866 läßt 
die Senatoren nad) einem Zweiklaſſenſyſteme durch die Meiftbefigenden 
und Notabilitäten wählen und zwar auf die Dauer von acht Sahren, 
außerdem find der Thronfolger und die Bilhöfe von Rechtswegen 
Mitglieder des Senates. In Frankreich ift die Zuſammenſetzung 
des Senates durd ein Verfaſſungsgeſetz von 1875 geregelt. 
Nachdem ein Verfaffungsgeje von 1884 die Wahl eines Theile der 
Senatoren auf Lebenszeit abgeichafft hat, werden jeßt alle Senatoren 
nur noch auf neun Jahre mit alternirendem Ausicheiden gemählt. 
Das Wahlkollegium jedes Departements bejieht aus deſſen Abge— 
ordneten, Generalräthen und Arrondijjementsräthen, ſowie Delegirten 
der Municipalräthe jeder Gemeinde. 

Den Verſuch, die erjte Kammer auf ein ſelbſtſtändiges politiſches 
Prinzip zu gründen, haben in dieſer ganzen Staatengruppe ohne 
hiftorifche Ariftofratie nur die Niederlande gemadt. Die Mitglieder 
der eriten Kammer der Generaljtaaten, 39 an der Zahl, jollen nad) 
der Verfaſſung von 1848 von den Provinzialvertretungen aus der 
Bahl der Höchitbefteuerten jeder Provinz gewählt werden. Da die 
Provinzen der Niederlande ehemals felbitjtändige Staaten jind und 
noch jeßt eine ausgedehnte Selbftverwaltung führen, jo wird damit 
die erfte Kammer ähnlich dem Senate der Dereinigten Staaten 


I) ®gl. O0. Pyfferoen, Du Senat em France et dans les Pays-Bas, 
Bruxelles 1892. 
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zur Vertretung des föderativ-partifularen Elements innerhalb der 
Geſammtheit. Diefes Prinzip ift aber viel ſchwächer und deshalb 
die Befonderheit in der Bildung der erften Kammer nicht fo erheblid 
wie in ben Bereinigten Staaten, da die Niederlande eben einen 
vollfommenen Einheitsftaat bilden, in dem die provinziellen Unter: 
ſchiede faft ganz verblaßt find. 

Ganz anders lagen die fozialen Vorbedingungen für die 
Bildung der erften Kammer in Deutfchland und DefterreichUngarn. 
Mit der Hiftorifchen Monarchie Hatte ſich trog der Aufhebung der 
ſtändiſchen Geſellſchaftsordnung die hiſtoriſche Ariftofratie erhalten 
und war nicht revolutionärer Vernichtung anheimgefallen. Wie die 
ftändifche Gefellichaft in Deutfchland ſich während des 18. Jahr— 
hundert3 eine viel höhere Bedeutung erhalten Hatte als in ben 
romanischen Ländern, fo beftanden auch in dieſem Jahrhunder! 
jtarfe Ueberrefte von ihr fort, der Uebergang in die neue Geſellſchafts— 
ordnung vollzog fich langſam in mühevollem Ringen. Jedenfalls 
waren die Elemente der älteren Ordnung fo ftart, daß man ihnen 
eine befondere parlamentariiche Vertretung gewähren mußte. 

Während aber der politische Adel Englands nur in dem Ober 
hauje und durch daffelbe zu einem gejchloffenen Stande gemorden 
war, handelte e8 fi) hier umgekehrt darum, die vorhandenen 
ariftofratiihen Elemente in einem Oberhauſe zujammenzufafien. 
Diefe Aufgabe wäre eine verhältnigmäßig einfache gemwejen, wem 
e3 fi) um eine parlamentariyche Bildung für einen deutſchen Einheit 
ftaat gehandelt hätte. So aber mußten die Einzeljtaaten die Auf: 
gabe löſen. Bei der ungleichen Vertheilung der ariſtokratiſchen 
Elemente in den verjchiedenen deutſchen Staaten fam man hier zu 
mannigfaltigen Kombinationen. Allgemein berief man jedoch neben 
der alten Mriftofratie auch die Spitzen des Beamtenthums, der 
bisher im abfoluten Staate herrſchenden Klaffe, zur Mitgliedicaft 
der eriten Kammer. 

In den deutſchen Mittelftaaten konnte man überall in die erſi 
Kammer berufen die Prinzen des Hauſes und die Häupter ber 
ehemals reich3unmittelbaren fürjtlihen und gräflichen Familien, die 
innerhalb des Staates ftandesherrlide Gebiete Hatten. Ihnen 
gleihgejtellt wurden die Häupter anderer adliger Familien mit aus: 
gedehntem befejtigten Grundbefig. Dieje erblichen Mitglieder reichten 
aber nicht aus, um eine erite Kammer zu bilden, in Baden, Heflen 
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und Sachſen nicht einmal, um die Ariftofratie des Landes aus— 
reihend zu vertreten. Dan mußte fie daher in erfteren beiden 
Staaten durch gewählte Abgeordnete des Grundadels, in Sadjen 
durch joldje der größeren Grundbefiger ergänzen. Durchweg wurden 
ferner höhere Geiftlihe beider Konfeffionen, zum Theil auch Ber: 
treter der Univerfitäten berufen. Immerhin bedurfte man noch einer 
Ergänzung durch andere Mitglieder, deren Berufung durch den 
Zandeöherren in der Regel auf Lebenszeit, in Baden für eine be- 
jtimmte Zeit erfolgt. In dieſer Ießteren Kategorie von Mitgliedern, 
deren Zahl in Bayern und Württemberg auf ein Drittel der Ge— 
fammtheit, in den anderen Mittelftaaten ziffermäßig beitimmt iſt, 
finden namentlih die Spigen de3 berufsmäßigen Beamtenthums 
neben der Ariftofratie ihre Vertretung. 

Sn Preußen hatte man Anfangs unter dem revolutionären Im— 
pulje von 1848 aud die erjte Kammer zu einer Wahlfammer nad 
belgijs dem Borbild machen wollen. Nach einigen Jahren des Er- 
perimentirens fehrte man aber zu ver deutichen Tradition zurüd und 
überließ dem Könige die Bildung der Kammer aus erbliden und 
lebenslängliden Mitgliedern. Neben den Prinzen des Haujes 
wurden erblih die Häupter einer Reihe von Familien des Herren: 
ftandes berufen, wie der fürftlihen Familie Hohenzollern, der 
Mediatifirten und anderer Familien mit ausgedehnten Herrichaften. 
Neue erblide Berufungen find unbedingt zuläſſig. Für die Er: 
nennung der lebenslänglihen Mitglieder jind einzelnen Stiftern, 
Adeld- und Grundbefiterverbänden, Univerjitäten und größeren 
Städten Präfentationsredhte eingeräumt. Daneben kann aber der 
König noch Mitglieder aus bejonderem Vertrauen namentlid aus 
dem Kreife der höheren Beamten berufen. 

Die Bildung des öfterreihiichen Herrenhaufes entipridt voll= 
ftändig dem deutfchen Typus unter Ausſcheidung der Berfünftelungen, 
zu denen in den deutſchen Staaten zum Theil die Kleinheit des 
Staatögebietes, in Preußen geradezu hiftorifche Liebhabereien geführt 
hatten. Es werden von Nechtswegen die Prinzen des Haujes, die 
Erzbifchöfe und SFürftbifchöfe, erblich die Häupter großer grundbe- 
figenden Adelsfamilien und auf Lebenszeit hervorragende Staats: 
angehörige, ingbefondere Beamte, von Kaiſer berufen. Analog ift 
auch die Drganifation des ungariichen Dagnatenhaufes. Es be- 
ſteht aus den in Ungarn angeſeſſenen Prinzen, den Biſchöfen der 
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verjchiedenen Konfeſſionen und einigen anderen höheren Geijtlichen, 
einigen hohen Reih3beamten, den Fürſten, Grafen und Freiherren 
des Königreidg, dem Gouverneur von Fiume und zwei Deputirten 
des kroatiſchen Landtages. 

In den ſkandinaviſchen Ländern Hatte zwar eben jo wenig wie 
in Gentraleuropa eine revolutionäre Ummälzung die ältere Gefel- 
ſchaftsordnung gewaltſam vernichtet. Die Ariftofratie war aber aus 
dem Kampfe mit dem Königthume bereit3 derart geſchwächt hervor: 
gegangen, daß fie feine felbftftändige politifche Bedeutung behaupten 
fonnte Wenn auh nur in Norwegen formell abgejchafft und in 
Schweden und Dänemark immer nod) von gewiſſem jozialen Ein 
fluffe, ift der Adel doch für die Zufammenfegung der erften Kammer 
überall gleichgültig. 

In Schweden werden nad der Neichstagsordnung von 1866, 
die das ſtändiſche Syftem durch die moderne Repräfentativverfaffung 
erjeßte, die Mitglieder der erften Kammer durch die größeren Kom: 
munalveriretungen, d.h. dur die Landsthinge und die Vertreter 
der größeren Städte gewählt. Dänemark hat in feiner Verfaſſung von 
1849 für die Bildung der erſten Kammer, des Landsthinges, könig— 
lihe Ernennung und Wahl verbunden, indem 12 Mitglieder vom 
Könige auf Lebenszeit ernannt, die übrigen (54) nad) einem im den 
einzelnen Qandestheilen verjchiedenen Syfteme von bejonderen Wahl: 
follegien gewählt werden. Die norwegilche Verfaſſung von 1814 
verzichtet auf die befondere Bildung des Oberhauſes überhaupt. 
Nah dem Zujammentritt des Storthings hat es ein Viertel feiner 
Mitglieder auszumähleu, die dann für die Dauer der Seſſion das 
Oberhaus, Lagthing, ausmachen, während die übrigen drei Viertel 
das Unterhaus, DOdelsthing, bilden. 

Die Zuſammenſetzung des Dberhaujes ift von weſentlichem 
Einfluffe für feine politiihe Bildung. 

Wo das Oberhaus oder die erſte Kammer aus denfelben 
fozialen Elementen hervorgeht wie die zweite und auch das gleide 
politifche Prinzip vertritt, da muß es natürlich denfelben Schwar- 
tungen der öffentlichen Meinung unterliegen wie die zweite. Ob 
hierbei eine Ernennung der Mitglieder durch da3 parlamentarijde 
Minifterium, eine Wahl durch bejondere Wahlfollegien oder gar nur 
eine Bertheilung der einheitlich gewählten Volf3vertretung in ver: 
ichiedene Kammern ftattfindet, ändert in der Sadje verhältnigmähig 
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wenig. Daß eine fo gebildete Kammer dem Willen der anderen 
Rammer dauernd Widerftand leiftet, ift einfach umerhört, weil fie 
fein eigenes Lebensprinzip in fich trägt, und ihr Widerftand jeder: 
zeit durch einen Pairsſchub oder Auflöfung gebrochen werden fann. 
Hat das Zweikammerſyſtem den Zwed, eine vieljeitige Erwägung 
der Vorlagen zu jihern und das Staatswejen nicht ohne Weiteres 
der Mehrheit der zweiten Kammer preiszugeben, fo fanı eine erfle 
Kammer ohne innere Selbitftändigfeit diefe Aufgabe nur jehr un- 
vollfommen, ja man darf wohl jagen fo gut wie gar nicht erfüllen. 
Die erjte Kammer wird ebenfo zu einem bloßen Ornamente des 
Staatswejens wie die parlamentariishe Monardhie und, da aus 
hiftorifchen Gründen beide Momente meiſt zufammentreffen, eriftirt 
in ſolchen Staaten überhaupt Fein Faktor, der die Herrfchaft der 
Mehrheit der zweiten Kammer ernitlich in Trage ftellen könnte. Die 
Dberhäufer der nordamerifanifchen Einzeljtaaten, die erjten Kammern 
der romaniſchen und ſkandinaviſchen Staaten, wie verjchieden aud) 
fonft die nationalen, politiihen und ſozialen VBorbedingungen ihres 
Entſtehens jein mögen, haben daher daS eine gemein, daß in ihnen 
fein von der zweiten Kammer verjchiedenes Prinzip vertreten ift. 
Daher find fie jtet3 bedeutungslos geweſen und werden das vor— 
ausfichtlicd troß vereinzelter Gegenbemühungen auch bleiben. 

Waltet dagegen für die Zuſammenſetzung beider Kammern cin 
verſchiedenes Prinzip ob, jo fann das ein politiihe3 oder jo= 
ziales fein. 

In eriterer Beziehung bildet das Vorbild der Senat der Ber: 
einigten Staaten, in dem, entgegen dem Nepräjentantenhaufe, das 
föderative und einzelftaatlihe Element zur Geltung gelangt. Ihm 
folgt der jchweizer Ständerath. Eine ſchwächere Nahahmung iſt 
die zweite Kammer der Generaljtaaten. Sit das politiihe Prinzip 
ftarf genug, wie 3. B. das einzeljtaatlihe zur Zeit noch in der 
Union, fo vermag es auch der betreffenden Kammer eine felbit- 
ftändige Bedeutung zu verleihen. Im Gegenjage zu den Senaten 
der nordamerifanifchen Einzelftaaten hat daher derjenige der Union 
ftet8 eine hervorragende politifhe Bedeutung behauptet, trogdem im 
Einzelftaat und Bundezftaat diefelbe nationale Rechtsbildung der 
angelfächfiichen Kaffe obwaltet. Die Konfijtenz und Lebensfähigkeit 
der republifanifchen Smititutionen in Nordamerifa und der Schweiz 
beruht weſentlich, wenn auch keineswegs ausfchlieglich darauf, daß 
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in dem Oberhaufe ein jelbitjtändiger Faktor vorhanden war, de 
die Ueberfluthung des gefammten öffentlihen Lebens durd die 
Machtfülle der Majorität der zweiten Kammer verhinderte. 

Ein bejonderes joziales Prinzip kann die erfte Kammer ebenfo 
wie ein bejonderes politiſches natürlich nur vertreten, wo die er: 
forderliden Grundlagen dafür vorhanden find. Die Ariftokratie 
fann nur da eine bejondere potenzirte Vertretung behaupten, wo fie 
noch nit bloß ein joziales, jondern auch ein politifches Leben ent 
faltet. Der Verſuch der Bourbonen, auf ihren Hofadel durch die 
Charte von 1814 eine franzöfiiche Pairie zu gründen, ift daher 
ebenjo vergeblich geweſen, als die fortdauernde Vertretung der wohl 
habenderen fpanifchen Granden im Senate innerhalb einer’ rein 
demofratifirten Gejellihaft bedeutungslos if. Wie jedes erhöhte 
politiiche Recht kann auch die befondere Vertretung der Ariltokratie 
in der erjten Kammer nur auf erhöhten politifchen Leiftungen be 
ruhen, wenn fie Beftand Haben fol. 

Sit diefe Vorausſetzung erfüllt, jo erjcheint es gleichgültig, ob 
die Ariftofratie ihrer Entjtehung nach eine politiſche oder foziale ift 
Der parlamentarifche Adel Englands, welcher erft durch die Mitglied: 
ichaft des DOberhaufes zu einem bejonderen Stande wurde, erfüllt nidt 
nur durch dieje feine Thätigfeit im höchſten Rathe der Krone, fon- 
dern auch durch jeine Thätigkeit in der Lolalverwaltung erhöhte 
Pflichten gegen das Gemeinweſen und hat dadurch auch in ber 
demokratiſchen Gefellichaft der Gegenwart feinen Boden. Der deutice 
Adel ift allerdings entitanden auf fozialer Grundlage, indem ber 
größere Grundbefig ſich die jtaatlihen Hoheitsrechte aneignete. Auf 
‚Grund diefer Verbindung der öffentlich=rechtlichen Befugniß mit dem 
Sroßgrundbefige hat er nun aber Jahrhunderte Hindurch die ftaat- 
lihen Aufgaben wirklich erfüllt. Bei dem MUebergange von ber 
patrimonialen Verwaltung zur modernen Selbjtverwaltung änderte 
fi nur der NRechtötitel auf die Führung der ftaatlichen Geſchäfte, 
deren materieller Inhalt blieb unverändert. Längft war auch der 
Adel in das Civil- und Militärbeamtenthum des modernen Staates 
eingetreten und nahm darin eine hervorragende Stellung ein. Die 
deutſche Ariftofratie wurzelt daher, ſelbſt nad) Ausfcheidung aller 
ausfchlieglichen Berechtigungen, noch durchaus im Boden der mo 
dernen deutſchen Geſellſchaft. Es iſt daher kein Zufall, daß unter 
allen Staaten der Gegenwart lediglich in England und Deutſchland bie 
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Bildung der erſten Kammer auf der beſonderen Grundlage der hiſto— 
riſchen ſtändiſchen Geſellſchaftsordnung, aber innerhalb des Rahmens 
der modernen Geſellſchaft möglich war. 

Die auf dieſen Grundlagen erwachſene erſte Kammer vertritt 
daher ein ſelbſtſtändiges ſoziales Prinzip, das ſeine Lebenskraft 
unter allen Umwälzungen bewieſen hat. Sie iſt nicht abhängig von 
den Schwankungen der öffentlichen Meinung, welche ſich in der 
zweiten Kammer Geltung verſchaffen, und kann ihren Forderungen 
wenigſtens inſoweit Widerſtand leiſten, als ſie keine unbedingte 
politiſche und ſoziale Nothwendigkeit vertreten. So kann ſich in 
der erſten Kammer die Kontinuität und Tradition der ſtaatlichen 
Politik gegenüber den mannigfaltigen Parteiſtrömungen der zweiten 
Kammer verkörpern. Iſt dieſes die Bedeutung des Zweikammer— 
ſyſtems überhaupt, ſo vermag daſſelbe erſt bei innerer ſozialer Ver— 
ſchiedenheit beider Kammern Wahrheit zu werden und feine Auf— 
gaben zu erfüllen. 

Das engliſche Oberhaus Hat in der That feiner durch die 
Bedürfniſſe des Staates geforderten Reform dauernd Widerftand zu 
leiften vermodt. Es Hat aber die Berjtüdelung des Reiches im 
Intereffe einer Partei durch Homerule verhindert. Die Eriftenz- 
fähigkeit des englifchen Parlamentarismus ift zum großen Theil die 
Folge davon, daß in dem Oberhauſe noch ein felbititändiger Faktor 
gegenüber der zweiten Kammer eriftirt. Auch das preußiiche Herren— 
haus hat fi in Zeiten, in denen die Regierung den Forderungen der 
öffentlihen Meinung entgegentrat, wie 3.8. bei dem Verfaſſungs— 
fonflift, al3 jelbjtitändiger politiicher zaktor bewährt. Ob dabei im 
gegebenen alle das Verhalten der erjten Kammer politiic) zweck— 
mäßig war, kann unerörtert bleiben. Hier genügt die Teititellung 
ihres politifch jelbitftändigen Charafters. 


$. 4. Die zweite Kammer. 


Seit Montesquieu glaubte man das Weſen des Repräjentativ- 
ſyſtems in dem englifchen Unterhaufe verwirklicht zu jehen. That— 
ſächlich war bis zu der erjten Neformbill England überhaupt fein 
tepräjentativer, fondern ein ftändifcher Staat, allein dadurch von 
den ftändiichen Monarchien des Kontinents verſchieden, daß die 
Ausübung der Lofalobrigkeit durch die befigenden Klaſſen und 
damit die ftändifche Entwidlung überhaupt eine abweichende war. 
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Das Unterhaus war lediglid eine Vertretung der in der Lokal: 
verwaltung des Landes thätigen Klafjen, und nur dem mit feinen 
Grundlagen nicht VBertrauten fonnte es fo ſcheinen, als vertreie es 
das ganze Bolf nach Ausicheidung der unterften Klaffen, denen man 
feinen eigenen politiihen Willen zutrauen fönne. 

Nicht auf dem Boden der jtändijchen Gejellichaft, ſondern nur 
auf dem der Rechtsgleichheit konnte aber eine repräfentative zweite 
Kammer erwachſen. Zuerſt in den nordamerifanifchen Kolonien 
Englands wird das Wahlreht den Angehörigen der Kolonien als 
ſolchen, joweit fie gemwifje Vorbedingungen in Bezug auf Sittlichkeit, 
Religion, Alter, Gejchlecht und Beſitz erfüllen, beigelegt.!) Die Ge— 
leßgebung der Einzelftaaten und der Union fonnte hierauf nur fort: 
bauen. Sn Europa löſte zuerſt die franzöfiihe Verfaſſung von 
1791 nad) Berftörung der ftändiihen Ordnung das politifche Wahl: 
recht von feinen ftändifchen Grundlagen, indem fie e8 nad) Erfüllung 
gewiſſer Vorausfeßungen, deren widtigfte ein geringer Cenſus war, 
allen Franzoſen verlieh. Bon dieſen Quellen aus hat ſich das 
repräjentative Wahlredht über die civilifirte Staatenmwelt verbreitet. 
Sndem die englifchen Neformbills die Verbindung zwiſchen der 
Rofalverwaltung und der Wahlberedhtigung löjten, eroberte e3 id 
erft England, während man in ihm das Urjprungsland zu erbliden 
glaubte. 

Wenn die Volksvertretung auch ein rechtlich nicht gejchiedenes 
Bolt vorausjeßt, jo läßt ſich Doch nirgends Die Beitellung der 
zweiten Kammer im Sinne der mandatsmäßigen Auffafjung der 
Vertretung derartig geitalten, daß die Gefammtheit der Volksgenofien 
ihre Vertreter erwählte. Allerdings ift die zweite Kammer allgemein 
Wahlkammer, wenn in ihr aud) vereinzelt, wie 3. B. in Württem: 
berg andere, jonjt nur in der erjten Kammer vertretene Elemente 
gleichzeitig Aufnahme finden. Aber indem die Wahl in beftimm- 
ten Wahlfreifen und nur durch bejtimmte Kategorien der Staat: 
angehörigen erfolgt, wird fie mit Nothwendigfeit des Charakters 
der Beauftragung der Gewählten durch das Volk, mit dem die 
Wähler ja nicht identifch find, entlleidet. Die Wahl jelbit wird 
vielmehr zu einem öffentlichen Dienjte der Wähler. Diefe Handeln 


1) ®gl. Cortlandt F. Bishop, Ph. D., History of Elections in the American 
Colonies, New York 1893, p. 46 ff. 
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ſelbſt in geieglicher Vertretung des Handlungsunfähigen Volkes. 
Wenn man jenen öffentlichen Dienft allgemein als Wahlrecht be- 
zeichnet, fo ift dabei jeder Gedanfe eines fubjektiven Rechtes der 
Wähler dem Staate gegenüber fern zu Halten. Won einem Rechte 
kann nicht im juriftiichen, fondern nur in politiichem Sinne die Rede 
fein, da mit dem öffentlichen Dienfte gleichzeitig ein politifcher Vorzug 
und Einfluß verbunden: ift. 

Allgemeine Vorbedingungen der Wahl find hiernadh die Wahl- 
freie und das Wahlrecht. 

Die Wahlfreije ergaben fih in England aus der ftändifchen 
Grundlage des Wahlrechtes, indem die Städte und Grafichaften 
als forporative Zuſammenfaſſung der die Qofalverwaltung des Landes 
führenden Klaſſen ihre Abgeordneten in das Unterhaus entjandten. 
In den amerikanischen Kolonien Englands wurden die Wahlen zwar 
ebenfall3 nach den für Verwaltungszwecke dienenden Verbänden der 
Städte, Grafſchaften oder Townſhips vorgenommen, fobald die Ko— 
Ionie für einen Wahlfreis zu groß war. Da fich aber hier das 
Wahlrecht von der Verwaltung losgelöſt hatte, war jene Ueberein— 
itimmung der Wahlfreife mit den Verwaltungsbezirken nur nod) 
eine zufällige. Ebenjo mußte man auf dem Kontinente Europas 
bei dem Uebergange zum Repräſentativſyſteme, zuerſt aljo in Frank— 
reich zweds der Wahlen beſtimmte Wahlfreife bilden, die man aus 
praftiihen Gründen meist an die Verwaltungsbezirfe anſchloß, ob- 
gleich keinerlei Nothwendigfeitt dazu vorlag. Endlich Hat aud 
in England die erjte Reformbill von 1832 die ſtändiſchen Grund: 
lagen des Wahlrechtes zum Unterhauje aufgehoben. Unter Aus: 
dehnung des Wahlrechtes auf Klaſſen, die mit der Verwaltung 
des Landes nichts zu thun Hatten, wurden eine Neihe größerer 
Städte zu befonderen Wahlbezirken erhoben, eine Reihe fleinerer 
Städte ihres Wahlrechtes entfleidet, jo daß ihre Bewohner in 
dem Wahlbezirfe der Grafihaft mitzumählen Hatten. Damit 
wurden die wahlberechtigten Communitates zu einfachen Wahl: 
bezirfen. 

Die Wahlbezirfe bilden daher die räumliche Eintheilung des 
Staatögebietes, nad) der fich die Wahlen zu vollziehen haben. Sie 
deden fich vielfady mit den Bezirken der Verwaltung, doch ilt das 
nicht notwendig, da ein innerer Zuſammenhang zwiſchen Verfaſſung 
und Verwaltung nicht beſteht. Namentlich in größeren Städten iſt 
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daher felbft der einheitliche Gemeindebezirt auf verfchiedene Wahl: 
freife vertheilt. Bei der befonderen politichen Bedeutung der Wahl: 
freife für die Zuſammenſetzung der Volksvertretung iſt ihre Um: 
grenzung regelmäßig geſetzlich beſtimmt. Un fich follen die Wahl: 
freife eine gleiche Bevölkerungszahl umfaſſen, doch iſt dies nirgends 
abfolut durchführbar. Wo man auf die Uebereinftimmung der 
MWahlkreife mit den Berwaltungsbezirfen Werth legte und deshalb 
dauernd erheblihe Ungleichheiten in den Wahlbezirken bejtehen 
müſſen, wie 3. B. bis zu dritten Reformbill in England, juchte man 
dies dadurch auszugleichen, daß die ftärfer bevölkerten Bezirke eine 
größere Anzahl von Abgeordneten wählen. 

Das Geſetz beftimmt ferner die wahlberechtigten Perjonen durch 
Regelung der Vorausfeßungen des Wahlrechtes. Db die Regelung 
pofitiv erfolgt dur) Aufzählung der Vorbedingungen oder negativ 
durch Ausfchließung gewiſſer Perfonenkategorien ijt eine Frage der 
bloßen Gefeßgebungstehnit. Wie felbjt in den radifaliten Demo: 
fratien des AltertHums die politiihe Berechtigung nur auf einen 
Bruchiheil der Bevölkerung beſchränkt war, fo ift auch das allgemeinite 
politiſche Wahlrecht der Gegenwart nicht Ausfluß der Staatsange: 
börigfeit als folcher, fondern öffentlicher Dienjt und politische Be 
fugniß eimes Theiles der Staatsangehörigen. Die Nusdehnung 
bes Wahlrechtes im Einzelnen ijt lediglich eine Frage der poſitiven 
Gejeggebung und bedingt durch hiſtoriſch-politiſche, ſoziale und 
wirthichaftlide Momente. 

Allgemein wird für die Wahlberedhtigung erfordert die Staats: 
angehörigfeit jelbjt, die Erreichung eines gewiſſen Alter, das min 
beften8 das der privatrechtlichen Großjährigkeit, bisweilen aber aud) 
höher hinaufgerüdt ift, und die volle Handlungs= und Dispofitions: 
fähigkeit. Bon letzterem Geſichtspunkte aus werden namentlich aus: 
geichloflen die Geiſteskranken, Krivare während des Konkurſes, 
Perſonen, die fih nicht im Beſitze der bürgerliden Ehrenrechte be 
finden, und joldhe, die öffentliche Armenunterftüßung beziehen oder 
furz zuvor bezogen haben. Endlich verlangt es die Ordnung ber 
Wahl, daß Feder in der Gemeinde, in der er wählt, wohnt. Biel: 
fach wird erfordert, daß der Aufenthalt bereits längere Beit ge 
dauert bat. Schon durch diefe allgemeinen Vorausſetzungen des 
Wahlrechtes, wie fie kein Staat entbehren kann, ijt Die naturredt- 
liche Auffaffung des Wahlrechtes als einer aus dem Staatögrün: 
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dungövertrage folgenden unveräußerlihen Befugnig der Staats— 
genoſſen thatſächlich widerlegt. 

Männliches Geſchlecht wird ferner in ſämmtlichen europäiſchen 
Staaten als Vorbedingung des Wahlrechtes erfordert, während in 
Nordamerika eine Reihe von Staaten die politiſche Gleichberechtigung 
beider Geſchlechter ausſprechen und England vorausſichtlich in ab— 
ſehbarer Zeit zu dem gleichen Syſteme übergehen wird. Während 
der naturrechtliche Radikalismus, wie er namentlich durch Stuart 
Mill vertreten wird, das Frauenſtimmrecht als nothwendige Folge 
der Staatsangehörigkeit und des dadurch gegebenen politiſchen 
Rechtes entwickelt, die konſervative Auffaſſung es aber ebenſo ent— 
ſchieden als der inneren Verſchiedenheit der Geſchlechter widerſprechend 
ablehnt, handelt es ſich thatſächlich gar nicht, wie beide Richtungen 
annehmen, um eine politiſche, ſondern um eine ſoziale Frage. In 
den Ländern der angelſächſiſchen Raſſe, wo die moderne wirth— 
ſchaftliche Entwicklung immer mehr zu einer wirthſchaftlichen Gleich— 
ſtellung beider Geſchlechter führt, und der Mangel einer ernſtlich 
gemeinten allgemeinen Wehrpflicht auch ihr Verhältniß zum Staate 
nicht weſentlich verſchieden erſcheinen läßt, liegt kein Anlaß vor, den 
Frauen auf die Dauer die politiſche Gleichberechtigung zu verſagen. 
Denn ſetzt ſich das allgemeine Intereſſe des Volkes aus den Inter— 
eſſen der Einzelnen zuſammen, ſo haben die Frauen auf Vertretung 
der Ihrigen den gleichen Anſpruch wie die Männer. Wo keine 
hiſtoriſche Gewöhnung entgegenſteht, wie in den nordamerikaniſchen 
Staaten des Weſtens, greift daher das Frauenſtimmrecht ohne 
Weiteres Platz und wird ſich von da aus weiter verbreiten. In 
den kontinentalen Staaten Europas bildet die allgemeine Wehrpflicht 
als Korrelat des Wahlrechtes ein unüberſteigliches Hinderniß für 
das Frauenſtimmrecht. Selbſt in Frankreich, wo die naturrechtlichen 
Lehren der Revolution das ganze Staatsleben beherrſchen, iſt es 
daher völlig ausſichtslos. 

Bei dem Uebergange zum konſtitutionellen Syſteme ſuchte man 
allgemein den beſitzenden Klaſſen einen maßgebenden Einfluß auf die 
Zuſammenſetzung der Volksvertretung zu ſichern. Da jedoch die 
ältere ſtändiſche Ordnung zerſtört, die Geſellſchaft rechtlich in ihre 
Urbeſtandtheile, die einzelnen Individuen, aufgelöſt war, ſo blieb 
nichts Anderes übrig, als durch einen Cenſus, das Erforderniß einer 
beſtimmten Steuerleiſtung, die unteren Bevölkerungsklaſſen von jedem 
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Einfluffe auf die Zufammenjegung der Volksvertretung außzu: 
ſchließen. Montesquieu Hatte dafür ſchon die Motivirung gegeben, 
die in niedriger Stellung befindlichen Perſonen hätten feinen eigenen 
Willen. Wie weit die Ausfchließung ging, war natürlich politiſche 
Dpportunität3= und ſoziale Machtfrage. Die erfte franzöfiiche Ver: 
faſſung von 1791 erforderte für die Wahlberedhtigung nur eine 
Steuerleijtung, die dem Ertrage von drei Arbeitstagen eines Tage 
löhners gleich kam. Dagegen beträgt der Cenſus nach der Chart 
Zudmwigs XVII. von 1814 bereit3 300 Francd direkte Steuern, 
und unter dem BürgerfönigthHum waren nach diefem Syſteme nır 
200 000 Franzoſen wahlberechtigt. Das Cenſuswahlrecht bedeute 
daher die politiihe Rechtloſigkeit der nicht oder minder befißenden 
Klafjen in größerem oder geringerem Umfange und die Ausfchliekung 
ihrer Intereſſen von jeder Vertretung. Mit der auffteigenden fozialen 
Bewegung der arbeitenden Klaſſen hat es daher jeine frühere Allein 
berrichaft verloren und ift erheblich zurüdgedrängt worden. Zur 
Zeit beiteht e8 nur noh in den meilten deutſchen Mittel: und 
KRleinftaaten, in Dejterreich = Ungarn, Schweden, Norwegen un 
Spanien. 

Diefes Cenſuswahlrecht erfchien in Preußen nicht durchführbar, 
weil bei den wirthichaftlicden Gegenſätzen der einzelnen Qandestheil 
die gleiche Steuerleiftung einen jehr verichiedenen Werth Hatte. So 
gelangte man zu dem Dreillajienigitem, welches zuerſt in be 
rheiniſchen Gemeindeordnung von 1845 Aufnahme gefunden hatt. 
Die Höchjtbeiteuerten eines Bezirkes, die das erſte Drittel ber 
Geſammiſteuern aufbringen, bilden die erjte, die demnächſt Hödkt 
bejteuerten, auf die das zweite Drittel entfällt, die zweite und ale 
Uebrigen, mögen fie Steuern zahlen oder nicht, die Dritte Klafle. 
Troß der größeren Anzahl von Wählern in der zweiten und dritten 
Klaſſe wählt jede die gleiche Anzahl von Wahlmännern. Einer zu 
nehmenden Verſchiebung des Wahlrechtes im Sntereffe der befigenden 
Klaſſen ift man neuerdings dadurch entgegengetreten, daß aud bir 
Kommunaljteuern in die Steuerbeträge eingerechnet, und für die 
nicht veranlagten Wähler fingirte Steuerfäße von je 3 Marl m 
Anſatz gebracht werden. Das Dreillajjeniyftem macht zwar nid! 
Die nichtbefigenden Klaſſen einfach politilch rechtlos gleich dem Cenſus— 
wahlrechte, aber es giebt ihnen ftatt einer wirklichen Berechtigung 
nur ein Scheinredt, da die dritte Klaſſe unter allen Umftänden 
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durch die beiden erjten überftimmt wird und höchſtens unter den 
Parteien der bejigenden Klafien den Ausfchlag geben kann. Irgend 
welche organiſche Gliederung des Volkes nad) Beruf und Befik 
tommt in dem Dreiklaſſenſyſteme, das übrigens mit den älteren 
ſtändiſchen Bildungen außerhalb jedes Zufammenhanges fteht, nicht 
zum Ausdrude, da die Grenze zwifchen den einzelnen Klaffen eine 
ganz willfürliche ift und daher felbft in den einzelnen Staditheilen 
verſchieden wirken kann. 

In verbeſſerter Form iſt das Dreiklaſſenwahlſyſtem durch die 
rumäniſche Verfaſſung nachgeahmt worden. Die Klaſſengrenzen 
werden hier durch die Verfaſſung ſelbſt nach Beſitz und Steuerleiſtung 
feſtgeſetzt, eine Reihe von Kapacitäten aber ohne Rüdficht auf Beſitz 
und Steuer der zweiten Klafje zugezählt. Außerdem ift die Wahl 
der Abgeordneten eine Direkte, fo daß die dritte Klaffe niemals völlig 
unvertreten bleiben kann. 

Das reine preußiſche Dreiklaſſenſyſtem hat feinen weiteren Ein- 
gang gefunden. Neuerdings ijt feine Einführung unter Befeitigung 
der wefentlichiten Mißſtände des Syſtems aud in Sachjen unter- 
nommen worden. 

Sn dem legten Menfchenalter hat das allgemeine Stimmredt, 
welches von jeder Dualififation des MWähler8 durch Beſitz oder 
Steuerleitung abjteht, immer breiteren Boden gewonnen. Es ent: 
ftand in Frankreich auf Grund der naturredhtlihen Anfhauung, daß 
der Staatsangehörige als folder ein umentziehbares Recht auf 
Theilnahme an den Wahlen Habe. Nah der eriten Revolution 
wurde es auch unter der erjten Nepublif wie in den Scheinver- 
fallungen des erften und zweiten Kaiſerreiches praktiſch verwirklicht 
und hat fich unter der dritten Nepublif dauernd behauptet. In 
Deutſchland gelangte e3 dagegen für den Reichstag des Norddeutſchen 
Bundes wie des Deutſchen Reiches in Nachbildung des Entwurfes 
der Reichöverfafjung von 1849 durch die Initiative der Regierung 
jelbft zur Geltung. Cinerfeit3 war bei dem verjchiedenen Rechtszu— 
ftande der einzelnen deutſchen Staaten ein anderes einheitliches Wahl- 
ſyſtem nicht wohl möglich, andererjeitS follte durch die Vertretung 
auch der nicht bejibenden Bevölferungselemente der Einfluß der einer 
Parlamentsherrſchaft zuftrebenden Mittelklaffen beichränft werden. 
Das allgemeine Stimmrecht befteht ferner in Italien jeit 1882 und 
in Bortugal feit 1884. In beiden Staaten wird es jedoch beſchränkt 
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durch das Erforderniß mindeftens der elementarften Schulbildung, 
die bei einer gemwiflen Stellung oder einem gewiſſen Beſitze ohne 
Weiteres vorausgejegt wird. Borübergehend bis zum Wahlgejehe 
von 1878 bejtand das allgemeine Stimmredht auch in Spanien. Ebenio 
bat Dänemark in dem Wahlgejege von 1867 das allgemeine Stimm- 
recht angenommen, bejchräntt es jedoch durch Heraufſchiebung des 
wahlfähigen Alters auf das 30. Lebensjahr. Endlich Haben die 
meiften nordamerifanifchen Staaten die Befißqualififationen für das 
Wahlrecht nach und nach fallen gelaffen und find damit zum allge 
meimen Stimmrechte übergegangen. 

Das allgemeine Stimmrecht Schafft allerdings, da es lediglich 
auf dem Prinzip der Kopfzahl beruht, auch den unterjten Bevölke⸗ 
rungsklaſſen politiihe Geltung und befriedigt daher die aufjteigende 
ſoziale Bewegung. Dabei kann es natürlich bejonderen Leiftungen 
und Fähigkeiten der Einzelnen nicht Rechnung tragen. Die Stimme 
des Millionärs, des Grundherrn und des großen Staatsmannes hat 
genau fo viel Gewicht wie die des einfachen Arbeiter. Der ſozia— 
liſtiſchhen Propaganda entzieht das allgemeine Stimmredt ein wid: 
tige3 Agitationsmittel, nämlich die Behauptung der politifchen Redt- 
lofigleit des Arbeiter, gewährt aber gleichzeitig ein neues Mittel 
der Agitation, es giebt ihr Gelegenheit, in gejehliche Bahnen einzu: 
lenken wie in gejeglidhen Formen die bejtehende Ordnung zu unter 
wühlen. Wo ein ſtark ausgeprägtes Selbſtbewußtſein der unteren 
Klaflen vorhanden ift, wird fid) das allgemeine Stimmredjt, einmal 
eingeführt, auch nicht wieder bejeitigen laſſen. Jedenfalls würde 
man vergeblid nad) einem Wahliyflem ſuchen, das an jeine Stell 
treten könnte. So lange übrigens durch die allgemeine Wehrpflicht 
alle Klaſſen der Bevölferung gleihmäßig zu dem ſchwerſten Dienite 
für den Staat herangezogen werden, kann auch das allgemeine 
Stimmredht allein um deswillen, weil es mechanifch allen Staats 
angehörigen den gleichen politiihen Emfluß verleiht, nicht ernſtlich 
angefochten werden. 

Dem allgemeinen Stimmrecht nähert jih das Wohnungswahl— 
recht, wie es zur Zeit in England nach der dritten Reformbill und 
in den Niederlanden beſteht. Während die beiden erften engliſchen 
Reformbill3 von 1832 und 1867 als Vorbedingung des Wahlrechtes 
einen gewillen eigenthümlichen, Mieths- oder Pachtbeſitz auf dem 
fladyen Lande und die Innehabung einer Wohnung beftimmten 
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Werthes in der Stadt erforderten (erjte Reformbill 10 2.:6t., zweite 
5 2.:6t. Jahresmerth), ijt die dritte Neformbill von 1884 auf dieſem 
Wege weiter fortgeſchritten und gewährt das Wahlrecht allen felbit- 
ftändigen Inhabern einer Wohnung. Dieſem Vorbilde hat fi) das 
nieberländiiche Verfaſſungsgeſetz von 1887 angeſchloſſen. Das 
Wohnungswahlrecht entipricht nahezu dem allgemeinen Stimmrecht 
und unterjheidet ji von ihm nur dadurd, daß die nicht ftändigen 
Elemente der Arbeiterfhaft und diejenigen Bevölferungselemente, 
die nicht einmal eine eigene Wohnung befigen, von dem Stimmrechte 
ausgeſchloſſen ſind. 

Eine für die parlamentariſchen Wahlen neue Modifikation des 
allgemeinen Stimmredtes hat endlich die belgiſche Verfaſſungsgeſetz— 
gebung von 1893 unternommen in dem fogenannnten Bluraljtimm- 
rehte. Da man in dem rein parlamentarifchen Stante die Kon: 
fequenzen des allgemeinen Stimmredts fcheute, andererfeitS aber über 
das Wohnungswahlrecht eine Einigung unter den Parteien nicht 
möglid) war, jo blieb das Pluraljtimmenrecht, wie man es in Eng- 
Iand bereit8 bei fommunalen Wahlen eingeführt hatte, das einzig 
mögliche Erperiment. Die Grundlage bildet dabei das allgemeine 
Stimmredt. Dieſes iſt aber fein gleiches, vielmehr werden den 
fonjervativen Elementen der Bevölkerung, wie den yamilienhäuptern 
von einem gewiſſen Alter, Perſonen mit einem bejtimmten Belige oder 
höherer Bildung zwei und drei Stimmen beigelegt, jo daß die Hältte 
der Wähler ein mehrfaches Stimmredt hat. 

Die Wahl iſt in den älteren Gejeßgebungen die mündliche 
Abltimmung, während die neueren Wahlgejege bejonder8 ber 
Staaten mit allgemeinen Stimmrechte, um diefes vor jeder Beein- 
fluffung zu fichern, die geheime Abftimmung mittels Stimmzettel 
erfordern. 

Regelmäßig erfolgt die Wahl der Abgeordneten durd) die Wähler 
direkt. Eine indirefte Wahl derart, daß die Wähler Wahlmänner 
und diefe erjt den Abgeordneten wählen, iſt nur nothwendig nad) 
dem preußischen Dreiflafjeniyfteme, weil ohne dies die gleiche De: 
rehtigung der drei Klaſſen nicht durchgeführt werden kann. Außer: 
dem beiteht die indirefte Wahl, ohne daß das Wahliyitem dazu 
nöthigte, vereinzelt in den ffandinavijchen Ländern und in den deutſchen 
Staatsbildungen. 

Die Regel ift es, daß die Wähler eines Wahlkreiſes nur einen 
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Abgeordneten zu wählen haben. Dieje Regel wird aber zumädjit 
da durchbrochen, wo in Folge Anſchluſſes der Wahlkreije an die Ber: 
waltungsbezirke eine Ungleichheit der erfteren entiteht, und deshalb 
auf einzelne Wahlfreiie mehrere Abgeordnete entfallen. Wejentlid 
verfchieden von dieſen vereinzelten Ausnahmen des jogenannten 
Uninominalfyftems ift aber das Liftenffrutinium. Bei dieſem werden 
die Wahlbezirke von Anfang an jo groß gebildet, daß auf jeden 
eine größere Anzahl Abgeordneter, etwa drei bis ſechs, entfällt 
Sede Partei ftelt nun eine Lifte ihrer Kandidaten auf und an deren 
Spiße die befanntefte Perſönlichkeit. So kann das Liftenjkrutinium 
gleichzeitig den Zweck eines Plebiszits für einen hervorragenden 
Barteiführer bilden. Aus diefem Grunde wurde das Liſtenſkrutinium 
in Frankreich 1885 unter dem Einfluſſe Gambettas eingeführt, aber 
angeficht3 der Boulangiftifchen Bewegung 1889 wieder abgeſchafft. 
Dagegen befteht das Liftenffrutinium in Stalien auf Grund eines 
Gefeßes von 1882. In noch ziemlih roher und unvolllommener 
Weife hat man hier in den größten Wahlbezirken, die vier oder fünf 
Abgeordnete haben, mit dem Liſtenſtrutinium die proportionale 
Minoritätenvertretung zu verbinden geſucht. Jeder Wähler bat 
nämlich einen Abgeordneten weniger zu benennen, als überhaupt zu 
wählen find. Damit muß mindeftens ein Mandat demjenigen zu 
fallen, der an der Spitze der Liſte der Minorität ſteht. 

Wählbar als Abgeordnete find im Allgemeinen Diejenigen 
welche das aktive Wahlrecht haben. Die in der älteren Geſetzgebung 
beftehende Neigung, für die Wählbarfeit einen höheren Genus zu 
erfordern, ift im Verſchwinden begriffen. Wohl aber wird vielfad 
noch ein höheres Alter für das paſſive als für das altive Wahl: 
recht verlangt. 

Die Wahlperioden ſchwanken von zwei Jahren, mie in Nord 
amerifa, bis zu fieben Sahren, wie in England. Die kontinentalen 
Staaten Europas haben meift drei» bis fünfjährige Wahlperioden 
Thatfächlich ift das Verhältniß auch in England das Gleiche, da 
es Eonftitutionellee Brauch geworden ift, den Ablauf der fieben 
jährigen Beriode nicht abzuwarten, fondern das Parlament frühe 
aufzulöfen. 

Die Wahl erfolgt in der Regel durch abjolute Mehrheit der 
Wähler. Die relative Mehrheit genügt a. 4. in England. 
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8.5. Die parlamentarifhe Rechtsſtellung. 


Unter dem Einfluffe des engliſchen Barlamentes und vermittelt 
durch die franzöfiihe Praxis haben fich für alle parlamentarifchen 
Körperſchaften im Weſentlichen diefelben Geichäftsformen und die 
gleiche Nechtsjtellung in formaler Beziehung entwidelt. Gleichwohl 
tritt auch hier, wo es jich nicht um die nıateriellen Befugniffe der 
Bolfsvertretung, jondern nur um die Formen ihrer Thätigfeit 
handelt, der Unterſchied zwiſchen dem monarchiſchen und dem parla- 
mentariichen Staate jcharf hervor. Das typifche Vorbild für erjteren 
bietet England, deſſen Verfaſſung bis zur Vertreibung der Stuart3 
durhaus auf dem monardifchen Prinzipe beruhte. Indem der 
König für das caput et prineipium parliamenti erflärt wird, findet 
fich gleichzeitig das Anerfenntnig ausgeſprochen, daß das Parlament 
nur durch den König und mit demjelben handeln fanı. Wenn das 
Berhältniß der Gewalten gegenwärtig aud) ein anderes geworden 
it, jo Haben fi) doch die hiſtoriſchen Formen der Föniglichen 
Brägorative erhalten und konnten das Vorbild werden für Die 
wirklich monarchiſchen Staaten de3 Kontinents. Für die Staaten 
der Volksfouveränetät auf dem Kontinente, deren Verfaſſungsrecht 
jih unter revolutionären Stürmen ncu gejtaltete, lag dagegen fein 
Grund vor, die Formen der Hiltoriihen Monarchie, die fie gerade 
abgeftoßen Hatten, zu bewahren. Sie regeln Daher die parla= 
mentariſche Nechtsftelung entſprechend dem Prinzip der Volks— 
fouveränetät und nad) den Bedürfniſſen der praftiichen Politif. 

Für jede parlamentariiche Körperſchaft bedarf es zunächſt der 
geſetzlichen Regelung ihres Zufammentretendg. Dieſes muß, jomeit 
das Zweikammerſyſtem bejteht, ein gleichzeitige jein für beide 
Kammern. 

Sn England und den monarchiſchen Staaten bildet die einzige 
Redhtsgrundlage der Volfsvertretung als politische Körperſchaft die 
Berufung durch den Monarchen. Er allein fann durch Die Zu— 
lammenberufung die einzelnen Berfonen, welche durch Ernennung 
oder Wahl als Mitglieder der Vofövertretung bezeichnet find, zu 
einer politifchen Geſammtkörperſchaft vereinen und damit dieje jelbit 
\haffen. Selbſt wenn dem Herrjcher die Berufung zu gemiljer Beit 
oder unter gewiſſen Umftänden als verfafjungsmäßige Verpflichtung 
auferlegt ift, bleibt es doch fein Wille, durd den die Berufung 


134 Allgemeine Staatslehre. 


erfolgt. An die Berufung jchließt ſich die Eröffnung der Seifen 
durch den Monarchen felbft oder die von ihm beauftragte Perſon 
unter Verleſung der Thronrede. Ebenſo wie der Monarch allein 
die Volksvertretung beruft, kann er auch ihre Thätigkeit ſuspendiren 
durch die Vertagung oder beendigen durch die Schließung der 
Seſſion, womit die politiſche Körperſchaft wieder in die einzelnen 
Perſonen, aus der ſie beſteht, auseinanderfällt. Eine beſondere Art 
der Schließung bildet die Auflöſung des aus Wahlen hervorgehenden 
Hauſes. Sie löſt nicht nur die politiſche Körperſchaft auf in ihre 
Mitglieder, ſondern entzieht letzteren die Mitgliedseigenſchaft ſelbf, 
fo daß Neuwahlen ftattzufinden haben. Während nun aber in den 
monarchiſchen Staaten des Kontinents Berufung, Vertagung und 
Schließung der Volksvertretung wirkliche Rechte des Monarden 
bilden, find fie in England, wo fih nur die äußere Hülle de 
Monarchie erhalten hat, übergegangen auf den Verwaltungsausſchuß 
des Unterhaufes, das parlamentarifche Minifterium. 

Einige parlamentarifhe Staaten, jo Italien und Spanien, 
fchließen fi) unmittelbar an das englijche Vorbild und an .die 
äußeren Formen de3 monardifhen Staates an. Berufung, er 
tagung und Schliefung, fomwie die Auflöfung der Kammern, jowei 
fie auf Wahlen beruhen, bleiben hiernady formell monarchiſche Recht, 
find jedoch materiell auf das parlamentariſche Miniſterium über 
gegangen. Andere Staaten bringen dagegen bad Prinzip be 
Boltsfouveränetät auch formell zur Geltung. Hierher gehören di 
Vereinigten Staaten, die Niederlande, Belgien, Frankreich, Portugal 
Rumänien und die ſtandinaviſchen Staaten einſchließlich Dänemarks, 
defien Verfaſſung im Uebrigen auf dem monarchiſchen Prinzipe be 
ruht. Der Berfammlungstag der Volfsvertretung jteht hiernach für 
die ordentliche Seſſion gejeßlich feit, und die Volksvertretung rt 
an diefem Tage ohne jede Berufung zujammen. In den Nieder: 
landen und Belgien befteht ein ſolches Selbſtverſammlungsrecht auf 
nad) dem Tode des Königs. Dieſes Selbſtverſammlungsrecht reicht 
aber nicht aus, fubfidiär beiteht daher ein Recht des Königs oder 
des Präſidenten zur Berufung einer außerordentlichen Selfion. Ein 
monarchiſches Recht der Vertagung und Schließung ift entweder 
nit vorhanden oder wenigftens bezüglich der ordentlichen Seſſionen 
injofern bejchräntt, als dieſe eine gemille Zeit dauern müſſen. De 
gegen bat der König allgemein ein Auflöfungsrecht für Die zweit 
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Kammer, ſowie für die erſte, ſoweit ſie auf Wahlen beruht. Nur 
in Portugal und Norwegen beſteht daſſelbe nicht. Dem Präſidenten 
der franzöſiſchen Republik iſt es unter Zuſtimmung des Senates für 
die zweite Kammer eingeräumt, aber ſeit der unbedingten Herrſchaft 
des parlamentariſchen Syſtems praktiſch außer Gebrauch. 

Die Volksvertretung tagt regelmäßig in zwei geſonderten 
Kammern. Jede derſelben hat ſelbſtſtändig ihre Geſchäftsordnung 
und ihr Bureau zu beſtimmen. Einer monarchiſchen Genehmigung 
bedarf es in dieſer Beziehung nur vereinzelt. Zu einer einzigen Ver— 
ſammlung treten beide Kammern vorwiegend nur zu formellen und 
paſſiven Zwecken, wie bei Eröffnung und Schließung der Seſſion 
und zur Eidesleiſtung des Herrſchers zuſammen. Eine beſchließende 
Thätigkeit der vereinten Kammern bildet die ſeltene Ausnahme, 
ſo z. B. vielfach bei Wahlen des Regenten, ſoweit deſſen Perſon 
nicht geſetzlich bezeichnet iſt. Nur in Frankreich haben die vereinten 
Kammern als Nationalverſammlung eine größere Bedeutung. Es 
liegt ihnen hier nicht nur die Wahl des Präſidenten der Republik, 
ſondern auch die Beſchlußfaſſung bei einer Verfaſſungsreviſion ob. 

Auch die Thätigkeit der Volksvertretung geſtaltet ſich verſchieden 
im monarchiſchen und im Staate der Volksſouveränetät. 

In dem monarchiſchen Staate fann die Volfsvertretung niemals 
jelbitjtändig den Staatswillen vertreten, da die Staat3perfönlichkeit 
nd ausjchlieglih in dem Monarchen verkörpert, fie kann nur alg 
unjelbjtitändiges Staat3organ ihre Zuftimmung oder Genehmigung 
zu jtaatlihen Akten geben. 

Diefen Standpunkt nimmt formell noch Heute das englijche 
Recht ein. Das Parlament erſucht in der Form einer Retition 
den Monarchen um den Erlaß eines Geſetzes beflimmten Inhalts, 
und der Monarch iſt e8, der die Anordnung trifft mit dem Rathe 
und der Zuſtimmung des Parlaments. Dabei wird aber doch 
ſchon ſeit der Zeit Eduards III. die zweiſeitig bindende Kraft der 
Geſetze anerkannt, indem die mit Zuſtimmung des Parlamentes er— 
laſſenen Anordnungen des Monarchen ohne dieſe Zuſtimmung auch 
nicht wieder abgeändert werden können. Da aber durch die Praxis 
der parlamentariſchen Regierung die monarchiſche Gewalt in die 
Hand eines parlamentariſchen Ausſchuſſes fällt, iſt der Monarchie 
die Möglichkeit ſelbſtſtändigen Handelns entzogen. Das Parlament 
ſtimmt nicht nur einem ſtaatlichen Akte zu, ſondern giebt denſelben. 
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Die alten Formen der monardijchen Regierung, welche man auf 
recht erhalten hat, entipredhen nicht mehr dem Inhalte. 

Für die übrigen Staaten bejteht diefer auch in England nur 
bijtorifch erflärbare Gegenſatz zwiſchen Nedtsform und Rechts— 
inhalt nit. Die monarchiſchen Staaten folgen der Form des 
englifchen Nechtes, mit der ſich bei ihnen der Inhalt noch in Ueber: 
einftimmung befinde. Die Staaten der Bolfsjouveränetät über: 
nehmen den Inhalt des engliihen Rechtes, ftreifen aber die für fie 
nicht zutreffende hiſtoriſche Form ab. 

In den Staaten monarchiſcher Souveränetät muß fich jeder 
taatlihe Aft dem lebten Nechte nach direkt oder indirekt auf da 
Monarchen zurücdführen laffen. Neben diefem umfaſſenden monard): 
chen Rechte bleibt für eine ſelbſtſtändig beſchließende Thätigkeit der 
Bolksvertretung fein Raum. Der Monarch kann ſich für den Cr: 
laß gewiſſer Staatsafte an die Yuftimmung der Volfsvertretung 
binden, aber es iſt niemals dieſe, welche den Staatsaft erläkt. 
Ihre Mitwirkung iſt immer nur eine unfelbftitändige, man bezeichnet 
fie als Zuftimmung, wenn fie dem Erlaſſe des ftaatlicdhen Aftes 
vorhergeht, als Genehmigung, wenn fie ihm nachfolgt. Nur gar; 
vereinzelt jtellt der Beichluß der Volksvertretung den Staatsmilen 
unmittelbar dar, jo bei der Wahl des Negenten, falls dieſer nidt 
geſetzlich bezeichnet iſt. 

Sn dem Staate der Volksſouveränetät iſt dagegen die Volle: 
vertretung entweder allgemein oder wenigſtens für gewilje Funktionen 
das zur Vertretung des Staated berufene Staatsorgan. Es ii 
daher ihr Beichluß, der den Staatswillen zum Ausdrude bringt. 
Eine in dent geichriebenen Rechte dem Monarchen cetiva beigelegt 
Befugniß, bei dem Erlafje dieſer Staatsakte poſitiv mitzumirken, 
ſchwächt fih zunädhft ab zu einem bloßen Veto, vereinzelt wie in 
Norwegen jogar nur zu einem }uspenfiven, und geht Jchlieglid ın 
der Praxis der parlamentarifshen Regierung unter. Die Thätigfer 
des Monarchen wird bier ihrerjeitS zur unjelbftitändigen und be 
ſchränkt jih darauf, den Beihluß der Volfsvertretung zu vollziehen 
und zu verfünden. Ebenſo ijt das dem Präfidenten der franzöit 
ſchen Republik beigelegte Recht, die nochmalige Berathung ei 
von der Volfövertretung bereit3 angenommenen Vorlage zu ver 
langen, bei dem parlamentarischen Syjteme bedeutungslos. Dagegen 
iteht dem Präfidenten der Vereinigten Staaten wie den Gouver 
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neuren der Einzeljtaaten ein bei dem Fehlen des parlamentarijchen 
Syitems durchaus wirkſames Veto zu, das jedoch durch einen 
Beihluk der Bollövertretung mit Yweidrittele Mehrheit befeitigt 
werden fann. Immerhin ift in allen vielen Fällen die Volks— 
vertretung dasjenige Staatsorgan, das durch feinen Beichluß den 
Staatswillen felbitftändig zur Eriheinung bringt. Der Monard) 
oder der Präfident kann unter Umftänden die Wirkſamkeit des Be⸗ 
ihluffes Hindern, aber er ijt nicht derjenige, von dem der Staats⸗ 
alt formell oder materiell ausgeht. 

Neben der enticheidenden Beſchlußfaſſung, mag dieje eine un- 
jelbititändige, fih an den Staatsakt anlehnende oder eine jelbit- 
ftändige, den Staatsakt jelbft bildende fein, Haben die parlamentarifchen 
Körperichaften allgemein das Recht der Adreſſe, der Snterpellation 
und der Enquete. 

Das Recht der Adrejle und der Snterpellation find an fich 
feinerlei Nechte, jondern Ausflüffe der Willengfreiheit, wie folche 
jedes Individuum und jede Körperichaft befißt. Die Adreſſe ift 
nicht8 anderes als ein Schreiben der VolfSvertretung oder eines 
Haujes derjelben an den Monardjen, das Recht der Adreſſe alfo 
daflelbe wie das Recht, einen Brief zu fchreiben. Die Interpellationg- 
befugniß ift das Recht eines Haufes wie jedes Mitgliedes deffelben, 
die Regierung über alles Möglihe und noch verjchiedene andere 
Dinge zu befragen. Eben jo wenig wie dem allgemeinen Menjchen: 
rechte, Briefe zu jchreiben und abzuſenden, entjpridht aber dem par- 
lamentariſchen Rechte der Adreſſe irgend welche Verpflichtung des 
Adrefjaten zur Annahme und Beantwortung. Eben jo wenig wie 
einem PBrivatmanne kann man der Regierung die Verpflichtung auf: 
erlegen, alle Fragen zu beantworten oder fie zur Befriedigung des 
Snterpellanten zu beantworten. Auf diefem natürlichen Standpuntlte 
find Adreffe und Interpellation im monarchiſchen Staate jtehen ge- 
blieben, fie bieten nur die felbftverjtändlichen Mittel mechjelfeitiger 
Verftändigung. 

Eine weſentlich andere Bedeutung haben fie im parlamentarijchen 
Staate. Jeder wichtige, dem Minifterium ungünftige Beſchluß nöthigt 
biefes zum Rücktritte. Ein folcher Beichluß kann fih an jede Debatte 
über eine Adrejle oder Anterpellation anknüpfen. Namentlid) Snter- 
pellationen find beliebte Mittel, um ein Minifterium zum Falle zu 
bringen. Diefes ift alſo politifch gezwungen, nicht nur überhaupt 
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zu antworten, fondern mit der Antwort auch die Mehrheit der 
zweiten Kammer zu befriedigen, widrigenfalls dieje jeinen St 
berbeiführt. Die parlamentariihen Tyormalrechte werden bier aus 
Mitteln der Verftändigung Mittel zur Geltendmachung der parlamen- 
tariſchen Herrſchaft. 

Das Recht der Enquete endlich umfaßt die Befugniß, par—⸗ 
lamentariſche Kommiſſionen zur Unterſuchung von Thatſachen einzu⸗ 
ſetzen und damit der Volksvertretung unmittelbar und unabhängig 
von der Regierung die Informationen zu verſchaffen, die fie bedarf. 
Das Recht der Enquete hat fich Hiftorifch feit lange in England ein- 
gebürgert und erhalten. Als unumgänglidy nothmendig ermeilt es 
ih in einem republifanifchen Staate ohne parlamentarijches Mini— 
fterium, da in vielen Fällen die gefehgebende Körperichaft ſich nur 
durch die Enquete die thatjächlichen Unterlagen für ihre Arbeiten be 
Ihaffen kann. Dagegen ijt die Enquete in dem monarchiſchen Staate 
erfolglos, in dem parlamentariſchen zwecklos. Erfterer ſchließt ſelbſt 
ftändige Anordnungen der Bollsvertretung an die Behörden und 
Unterthanen aus. Die Enquetekommiſſion fann ſich aljo immer nur 
an die Regierung wegen Beſchaffung des nothwendigen Materials 
wenden. 

Dazu bedarf es aber feiner bejonderen Enquetefommilfion. 
In dem parlamentarifchen Staate bildet aber das Minifterium ſelbſt 
nichts anderes als einen jederzeit abberufbaren Verwaltungsausſchuß 
der zweiten Kammer. Neben dieſen noch eine bejondere Engquete 
kommiſſion einzufegen, würde feinerlei Zweck Haben. 

Sn einzelnen Fällen entfalten die parlamentarifchen Körper: 
Ihaften auch eine richterliche Thätigkeit. Es gilt Dies zumächit von 
der Legitimationsprüfung ihrer Mitglieder, die ihnen in den meiften 
Staaten zufteht, in England jedoch an das Reichsgericht verwieſen 
it. Da es ſich aber Hierbei um Interna der parlamentariſchen 
Körperichaft Handelt, ift die Legitimationsprüäfung feine Rechtſprechung 
im Namen des Staate® und deshalb auch feine Vertretung de 
Staates durch die Kammer als felbftjtändiges Organ. Wohl aber 
it die parlamentariſche Körperichaft in den Yällen jelbititändiges 
richterliche8 Staatsorgan, in denen fie mit einer über den Kreiß ber 
Körperichaft hHinausgehenden Wirkung Recht zu jprechen hat. Dies 
gilt ſowohl von der Entſcheidung über Minifteranklagen, die nad 
engliihem Vorbilde vielfach der erften Kammer übermwiejen ijt, wie 
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von der ausgedehnten Rechtſprechung des engliihen Oberhaufes als 
oberſtes Reichsgericht. 

Für die Sicherung einer ungehinderten Ausübung des parla— 
mentariſchen Berufes ſoll die Immunität der Mitglieder der Volks⸗ 
vertretung dienen, wie fie fih in England gewohnheitsrechtlich ent- 
widelt und von da aus in allen anderen Berfaffungen Geltung 
verſchafft Hat. Die Immunität umfaßt die Unverantwortlichkeit für 
alle in Ausübung des parlamentarifchen Berufes gethanen Weuße- 
rungen gegenüber der gewöhnlichen Civils und Strafredhtiprechung 
und den Schuß gegen jeded anderweite Strafverfahren und jede 
Verhaftung, wodurch Die parlamentariihe Thätigfeit beeinträchtigt 
werden könnte. Dagegen befteht die Veranwortlichkeit der Mit- 
glieder der Volksvertretung gegenüber der politischen Körperichaft 
jelbft, der fie angehören, nad) Maßgabe der von dieſer erlaffenen 
disziplinaren Ordnung. 


Britter Abſchnitt. 
Die Funktionen des Staates. 


— 


Abtheilung 1. 
Die Funktionen überhaupt. 
8.1. Weſen der Funktionen. 

Mag der Staat ſich verkörpern in der phyfiichen Perjon eines 
Monarchen oder in der Gejammtheit der Volksgenoſſen, unter allen 
Umständen bildet er eine einheitliche Perjönlichkeit. Jede Perjon 
greift aber jelbft oder durch ihre Vertreter handelnd in das Leben 
ein. Die Thätigleit des Staates ift entweder eine foldhe als poli- 
the Macht gegenüber anderen Staaten in der großen völkerrecht⸗ 
Iihen Gemeinſchaft der chrijtlich-europäifchen Staatenwelt oder inner- 
halb feines Gebietes und gegenüber jeinen eigenen Unterthanen. 
Nur die letztere kommt Hier in Betracht. Während das Herrſchafts⸗ 
recht des modernen Staates ein fchrankfenlofes ift, bejtimmt er doch 
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rechtlich dad Maß, in dem er jeine Herrichaft bethätigt. Im Gegen- 
fage zum Privatrechte, da8 die Willensiphären jelbitjtändiger und 
nebengeordneter Nechtsperjönlichkeiten gegen einander abgrenzt, 
macht diefe Maßbeitimmung der allbeherrichenden Staatsperſönlichleit 
im Verhältniffe zu ihren Unterthanen das Wejen des öffentlichen 
Rechtes aus. 

Auch die Regelung der Funktionen des Staates ijt daher nur 
die Beftimmung des Maßes, in dem der Staat feine Thätigkeit 
entwideln wil. Dadurch, daß diefe Thätigkeit verſchieden rechtlich 
normirt wird, entitehen die einzelnen Funktionen des Staates in 
ihrer rechtlichen Sonderung. Diefe Sonderung kann nad) einem 
zwiefachen Eintheilungsgrunde erfolgen, nach einem formellen oder 
nad einem materiellen, oder nach beiden gleichzeitig. Bei der Ein 
tbeilung nach formellem Geſichtspunkte unterjcheidet man die Staats 
funktionen nad) den Formen, in denen die einzelnen Zweige der 
Staatsthätigfeit ausgeübt werden, bei der Eintheilung nad) mate 
rielem Gefichtspunfte entſprechend den verjchiedenen Gegenjtänden 
der Staatsthätigfeit. 

Der erite Verſuch, die verjchiedenen Thätigkeitsformen und 
Thätigkeitszweige des modernen Staates wiſſenſchaftlich zu erfaſſen, 
wurde nun von der fonftitutionellen Theorie unternommen, mie fie 
von Zode begründet und von Montesquieu weiter ausgeführt 
iſt.) Im Anſchluſſe an die Ariftoteliihe Dreiteilung werden die 
verjchiedenen Funktionen des Staates aufgefaßt als drei bejondere 
Sewalten, die von Montesquieu jchließlich als gefeßgebende, aus 
führende und richterliche bezeichnet werden. Die unterjcheidenden 
Kriterien find gleichzeitig formeller und materieller Natur, beftimmen 
ih nah Form und Inhalt. Jede Gewalt Hat nicht nur bejondere 
Formen ihrer Thätigkeit, ſondern geradezu einen bejonderen Träger, 
verfchieden von den Zrägern der anderen Gemwalten. Die Alte 
jeder einzelnen Gewalt müſſen aber einen bejtimmten Inhalt haben. 

Als die höchſte Gewalt erjcheint hierbei die gejehgebende. Das 
Geſetz joll die Normen der menſchlichen Lebensverhälmiſſe bejtimmen, 
loweit diejelben überhaupt vom Staate ausgehen. Die Gejeßgebung 
wird ausgeübt von der Volfvertretung, der Monard Hat jedod 
ein Recht des Velo. Sede vom Staate erlaflene Rechtsnorm if 


1) Bgl. die Ausführungen ©. 52. ff. 
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alſo Gejeg, und es kann Fein Gefe von Jemand anders ausgehen, 
als von der gejeßgebenden Gewalt. 

Die Ausführung der beftehenden Rechtsnormen ift Sache der 
erefutiven Gewalt, welche dem Könige übertragen wird. Nur er, 
bezw. jeine Beamten dürfen die Gejege ausführen. Er darf aber 
nichts Anderes thun als dies, insbejondere aljo keinerlei Rechts⸗ 
normen erlafien. 

Die richterlihe Gewalt endlich, welche befonderen, von der 
erekutiven Gewalt unabhängigen Gerichtshöfen zufteht, hat die Ent- 
ſcheidung von Eivilrechtsftreitigfeiten unter Privatperjonen und Die 
Verhängung von Strafen wegen Zumiderhandlungen gegen bie 
ftrafrechtlich geſchützte Rechtsordnung zum Gegenftande. 

Die fonftitutionelle Theorie konnte niemals praktiſche Verwirk— 
lihung finden, ſoweit fie wirklich die einheitliche Staatsperjönlichkeit 
auseinander reißen und deren Funktionen auf verfchiedene Träger 
übertragen wollte. In den monarchiſchen Staaten fcheiterte fie an 
der hiſtoriſchen Monarchie, welche dem Rechte nad) die Fülle der 
Staatögewalt in ſich vereinigte und ſich höchftens in der Ausübung 
einzelner Funktionen an bejtimmte verfaffungsmäßige Formen binden 
fonnte. Wo aber die hiſtoriſche Monarchie vernichtet war, ging die 
Staat3perjönlichkeit nad) dem Prinzipe der Volksfouveränetät auf 
in der Gejammtheit der Volksgenoſſen, und nicht jelbititändige 
Träger, jondern verjchiedene Organe des fouveränen Volkes nahmen 
die einzelnen jtaatlihen Funktionen wahr. In dem parlamentarifchen 
Staate, mag er Monardjie oder Republik fein, ift auch fchließlich 
die ganze Machtfülle der Staatsgewalt wieder in einem einzigen 
Staatsorgane, der Volf3vertretung und jpeziell der zweiten Kammer 
derjelben, vereinigt worden. Die neuere Tonftitutionelle Theorie der 
parlamentarijhen Staaten ift daher geneigt, das Prinzip der Theilung 
der Gewalten überhaupt fallen zu lafjen. Soweit ift es jedenfalls 
theoretifch wie praltiih ein überwundener Standpunkt, daß nicht 
verjhiedene Träger die einzelnen Staatsfunktionen wahrnehmen 
fönnen, daß nur die Thätigfeit der einheitlichen Staatsperfönlichkeit 
nach formellen oder materiellen Kriterien zu fondern ift. Nicht ver- 
Ihiedene Gemwalten liegen vor, wenn auch das gefchriebene Ber: 
faſſungsrecht im Anfchluffe an die ältere Auffallung noch vielfach 
von joldhen fpricht, wohl aber einzelne, rechtlich zu jondernde Funk— 
tionen des Staates. 
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Nun wäre e8 allerdings nicht unmöglich, daß die Tyunktionen 
des Staates der Forderung der konftitutionellen Theorie entſprechend 
ſich gleichzeitig nad) formellen und materiellen Kriterien bejtinmen. 
Einer ſolchen mechaniſchen Klaflifilation widerftrebt aber die Mannig- 
faltigfeit der Staatsthätigkeit, die fih nicht in das Profruftesbelt 
logiſcher Kategorien einzwängen läßt. Thatſächlich ſtehen in den 
einzelnen Staaten Die verjchiedenen Funktionen in einem ſehr mannig- 
faltigen Verhältniffe zu einander. Yür die einzelnen Gtaald- 
funktionen ergiebt ſich hiernach die Möglichkeit einer Klaſſifikation 
vom formellen wie vom materiellen Standpunkte. Beide brauden 
fih aber keineswegs zu deden. 

Bon formellen Standpunkte wird man als Negierung die 
Thätigfeit de Monardyen oder des mit der Exekutive betrauten 
Staat3organes zu betrachten haben, die, obwohl unter Verantwort: 
lichkeit des Miniſteriums, doch nicht unter Zuftimmung der Volt 
vertretung für jeden einzelnen Staatsakt zu führen ift. Die Gejeg 
gebung umfaßt den Erlaß der Staaisafte, die in der abjoluten 
Monarchie befonderer Formen der Vorbereitung und Publikation, 
in dem Efonjtitutionellen und parlamentariſchen Staate der Zuſtim—⸗ 
mung oder ber felbftftändigen Beihlußfaffung der Volksvertretung 
bedürfen. Die Rechtſprechung endlih ift die Anwendung ber 
Rechtsordnung durch) unabhängige, nur dem Gejege unterworfen: 
Behörden. 

Nach dem materiellen Geſichtspunkte ergiebt ſich dagegen mur 
eine Hmeitheilung der Staatsthätigfeit. Der Staat kann jen 
Herrichaftsrecht bethätigen, indem er in abjtrafter und bedingter 
Form eine Anordnung trifft derart, daß an Daß Borhandenlein 
eines gewiſſen thatſächlichen Zuftandes Nechtsfolgen, die durch die 
itaatlichen Organe zu verwirklichen find, angeknüpft werden. Dies 
ift der Erlaß von Rechtsnormen. Die ſtaatliche Unordnung Fam 
aber ebenfowohl eine vorausjegungslofe, unbedingte, auf die un 
mittelbare Herftellung eines beftimmten thatſächlichen Zuftandes ge: 
richtete fein, entweder um eine Rechtsnorm im konkreten ‘alle zu 
verwirklichen oder unabhängig von einer ſolchen. Hier wird man 
zutreffend von thatfächlihen Anordnungen ſprechen können. Rechts⸗ 
normen und thatſächliche Anordnungen erſchöpfen materiell die 
Staatsfunktionen. Insbeſondere umfaßt die richterlidhe Thätigfeit 
lediglich den Erlaß thatfächlicher Anordnungen zur Vollziehung der 
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Rechtsnormen, allerdings in den beſonderen Formen der Rechts— 
anwendung durch unabhängige Gerichte. Schon Montesquieu 
konnte ſich dieſer Auffaſſung nicht ganz verſchließen, indem er nach 
einer längeren Ausführung über die drei Gewalten zugeſteht: „Des 
trois puissances dont nous avons parle, celle de juger est en 
quelque facon nulle. Il n’en reste que deux.“ Ebenſo wenig 
giebt e8 ftaatsrechtlide Verträge als einen befonderen Typus ftaat- 
liher Alte, da es in dem Berhältnilfe zwiſchen dem Staate und 
jeinen Unterthanen an der für den Vertragsbegriff wejentlichen 
Koordination der Kontrahenten und an der Möglichkeit einer wechſel⸗ 
feitigen Verpflichtung fehlt. Privatrechtliche Verträge des Staates, 
bei denen er ſich jeiner ftaatlihen Natur entkleidet und als Privat: 
rechtsſubjekt fingirt, fommen in diefem Yufammenhange nicht weiter 
in Betracht. 

Die von der fonftitutionellen Theorie geforderte Uebereinftim= 
mung der jtaatlihen Funktionen nach der formellen und nad) der 
materiellen Seite ermweijt jich hiernach ſchon aus dem rein äußer: 
lien Grunde ald unmöglid, weil die formellen Funktionen fich 
dreifach, Die materiellen aber nur zweifach gliedern. Nach der 
erfteren Seite haben wir Regierung, Gejeßgebung und Recht⸗ 
Iprehung, nach der Iegteren den Erlaß von NRechtönormen und von 
thatfächliden Anordnungen. Nun ijt es allerdings möglih und 
wird vielfady gefordert oder gar al3 pofitives Recht behauptet, daß 
da8 Gebiet der Geſetzgebung und der Rechtsnormen identifch jei, 
Rechtsnormen nur in Gejegesform ergehen könnten und alle Gefeße 
notwendig nur Nechtönormen enthielten. Aber bei den anderen 
Funktionen Hört ſchon jede Möglichkeit einer foldhen Identifizirung 
auf, da die thatjächlihen Anordnungen ſowohl Akte der Negierung 
wie der Rechtſprechung umfafjen. 

Nicht eine abjtrafte Theorie, ſondern nur die Betrachtung der 
pofitiven Rechtszuftände der einzelnen Staaten kann greifbare Re: 
ſultate über das Verhältniß der einzelnen Funktionen nad) der for: 
mellen und materiellen Seite ergeben. Die Rechtſprechung fcheidet 
hierbei aus, da, mag ihr Gebiet enger oder weiter ausgedehnt fein, 
doh ihr Weſen und ihr Verhältnig zu den anderen Staatsfunftionen 
überall dafjelbe ift. Wohl aber bedarf das Verhältniß von Regie: 
tung und Gejeßgebung zu einander und zu den materiellen Staats- 
funktionen der bejonderen Erörterung. 
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8.2. Das Verhältniß von Regierung und Gefeßgebung, 
In der abjoluten Monarchie, in der das ganze öffentliche Recht 
fich auflöft in das Familienrecht des regierenden Hauſes und in 
eine Verwaltungdordnung, wird die gefammte Staatsthätigkeit zu 
fammengefaßt in der monardhifchen Regierung. Der aus der ftänd: 
ihen Periode überfommene Begriff des Geſetzes verſchwindet nidt 
volllommen, aber er verliert feine Bedeutung. Auch die Geſez— 
gebung iſt ausſchließliche Befugniß des abfoluten Monarchen ge 
worden und würde damit in dem allgemeinen Begriffe der Regierung 
aufgegangen jein, wenn fie fidh nicht durch gewiſſe Förmlichkeiten 
von anderen Zweigen der Regierungsthätigleit unterjchiede. Fir 
gemwille Staatsakte, die als Geſetze bezeichnet werden, bedarf es in 
der Regel der Vorbereitung in einer berathenden Körperjchaft von 
berufsmäßigen Beamten und unter allen Umftänden der förmlichen 
Publikation für die Unterthanen. Da jedod) die Vorſchrift der be 
jonderen Vorberathung der Geſetze meift nur inftruftionelle Be 
deutung Hat und die förmliche Publikation auch bei anderen Stanis: 
akten als Geſetzen jtattfindet, fo verſchwimmt vielfach die Grenzlinie 
zwifchen Regierung und Gefeßgebung. Daher kann e3 |päter, wenn 
nach dem Uebergange zum Eonjtitutionellen Syjteme die Unter: 
ſcheidung zwiſchen Regierungsakten und Geſetzen wieder von Wichtig: 
feit wird, vielfach zweifelhaft werden, ob das Eine oder das Anden 
vorliegt. So drehte ſich der preußiſche Verfaſſungskonflikt redhtlid 
im Wejentlihen nur um die Frage, ob die unter der abſoluten 
Monarchie feitgeitellte Heeresorganijation auf Regierungsakten oder 
auf Geſetzen berube. 

Vollſtändig erhalten hat ſich jenes unklare Verhältnik von Re 
gierung und Gefeggebung in Rußland. Wenn in der flaatäredt: 
Iihen Literatur von Geſetzen im formellen und materiellen Sinne 
die Rede ift,!) jo ergiebt fi) dies aus dem Einfluffe der deutjchen 
Theorie, das ruſſiſche Recht ſelbſt bietet für dieſe ſcharfe Tyormuli 
rung der öffentlicherechtlichen Begriffe feine Grundlage. 

Sn dem abjoluten Staate bildet alfo die monarchiſche Negie 
rung die Grundlage und den Ausgangspunkt der gejammten 


1) Bgl. Engelmann, Staatsreht des Kaifertbums Rußland ©. 148F, 
in v. Marquardjens Handbuch IV, 2,1. 
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Staatsihätigfeit. Nur der Erlaß gemwiller Rechtsnormen, welche die 
Staatsangehörigen unmittelbar betreffen, jondert fi aus der Ne- 
gierungsthätigfeit überhaupt durch das Erforderniß einer befonderen 
Vorberathung und Publifation aus. Das Geſetz bildet keineswegs 
die Grundlage der Regierungsthätigkeit. Denn der Monarch regiert 
nicht fraft des Gejeges, jondern aus eigenem Rechte. Das Geſetz 
it aber nicht einmal eine wirkfjame Schranke der Regierung. Denn 
der Monarch ſelbſt kann jederzeit das Gefeß ändern, und bei dem 
unklaren Verhältniſſe von Gefeg und Regierung wird es nicht ein- 
mal möglich jein, einem Regierungsakte die Wirkſamkeit zu verfagen, 
weil er einem Geſetze widerspricht. 

In dem Eonjtitutionellen Staate hat der Monarch durch Die 
von ihm erlaffene Verfaffungsurfunde einen Theil des öffentlichen 
Rechtes neu geregelt und ſich dabei insbejondere beim Erlaffe aller 
derjenigen Anordnungen, die in das Gebiet der Gefeßgebung fallen, 
an bie bejchließende Mitwirkung eines von ihm unabhängigen 
Staatsorganed, der VolfSvertretung, gebunden. Die Abänderung 
eines Geſetzes unterliegt alfo nicht mehr bloß der perjönlichen 
Willensentfchließung des Monarchen. Someit das Gebiet der 
Gejeggebung reicht, ift feine Negierungsthätigfeit an das Geſetz ge 
bunden. Aber die Verfaſſungsurkunde bildet feine erjchöpfende 
Kodifikation. Wie der Monarch nicht Eraft der Verfaffungsurfunde 
regiert, jondern umgekehrt letztere aus feinem monardifchen Rechte 
ſich Herleitet, jo braucht er auch nicht jeden Negierungsaft auf eine 
Ermädtigung der Verfaſſungsurkunde zurüdzuführen, der Negie- 
rungsakt darf nur nit im Widerſpruche mit ihr oder einem anderen 
Gejege ftehen. Wenn man in diefem Zuftande einen Neft des Ab- 
ſolutismus jehen will, jo ift dies hiſtoriſch zweifellos richtig. Es 
macht ja aber eben das Weſen der fonftitutionellen Monardie aus, 
daß fie, aus dem Abfolutismus hervorgegangen, die diefem eigen- 
thümliche Selbftitändigfeit de3 monardijchen Rechtes wahrt, aber 
gleichwohl den Monarchen an gejeßlihe Schranken bindet. 

Während in der abfoluten Monarchie die Regierung die ganze 
Staatsthätigfeit erfüllt und die Gefeßgebung nicht zu eigener Be— 
deutung gelangen läßt, befinden ſich im Zonftitutionellen Staate Re—⸗ 
gierung und Gejeßgebung in mechjelfeitigem Gleichgemichte. Die 
Regierung ift an die Schranken des Gejeßes gebunden, aber fie 
vollzieht fih nicht nur auf Grund des Geſetzes. Es ift eine Auf: 


Bornhak, Allgemeine Etaatölehre. 10 
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gabe der Regierung, das Geje auszuführen, aber fie it nicht auf 
die bloße Exekutive beſchränkt. Auf einem weiten Gebiete der Re 
gierungsthätigfeit ift das Gejeg nicht die Grundlage, jondern nur 
die Schranke des ftaatlihen Handelns. Diefe freie, nicht aus dem 
Geſetze abgeleitete Regierung, wodurch deren Selbititändigfeit ge 
wahrt wird, bildet die Eigenthümlichkeit gerade der Eonjtitutionelen 
Monardie. 

Auf dem Standpunkte der Eonftitutionellen Monarchie ſteht hier 
auch das engliiche Staatsrecht, obgleich dafjelbe fonjt einen ausge 
prägt parlamentariichen Charakter hat. Es erklärt ſich dies aus 
dem hiſtoriſchen Wejen des cengliihen Nechtes. In England if 
nicht wie in den anderen parlamentarifhen Staaten das gefammte 
Öffentliche Necht nach einer fundamentalen Ummwälzung auf Grund 
des Prinzips der Vollsfouveränetät neu feitgejtellt worden, ſondem 
e3 hat eine Degeneration des monarchiſchen Staates in den parla: 
mentarifchen ftattgefunden. Das Königthum Wilhelms von Dranien 
wurde an die hiſtoriſche Monarchie angelnüpft, obgleich fein Redi: 
titel ein ganz anderer war und fih aus dem Willen des Parla— 
ment3 herleitete. Bei diefer jcheinbaren Wahrung der Nechtäkont: 
nuität behielt der König formell alle Rechte der hiſtoriſchen Mor: 
ardhie mit Ausnahme der bisher jchon bejtritten geweſenen un) 
damit auch die felbftftändige Regierung auf allen den Gebieten, 
die nicht ſchon von der Gejeßgebung in Anſpruch genommen 
waren. Abgeſehen davon, daß diefe Regierung demnächſt vom 
Könige auf das parlamentariiche Kabinet überging, iſt aber ihr Sebi 
mehr und mehr durd) die gejegliche Regelung aller irgend wichtigen 
Materien beichränft worden. Politiſch ift damit eine felbftitändige 
Regierung jo gut wie bejeitigt, ſtaatsrechtlich ſpricht immer noch die 
Vermuthung für das felbitftändige monardijche Regierungsrecht und 
diefes ift nur infoweit ausgeſchloſſen, als eine gejeßliche Negelung 
ftattgefunden hat. Nur ift Lebteres eben allgemein erfolgt. 

Die gleiche Tendenz, das Gebiet der Gejeßgebung auf Koſten 
der freien Regierung immer weiter auszudehnen, zeigt fi) auch in 
den monarchiſchen Staaten des Kontinents. Insbejondere find weit 
Gebiete der Verwaltung, die früher faſt ausjchlieglich dem monardı- 
ſchen Verordnungsrechte unterlag, durch Geſetz geregelt morbden. 
Immerhin ift diefe Tendenz aber bei Weiten noch nicht in dem 
Maße zur Geltung gelangt wie in England, und es befteht immer 
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nod ein erhebliches Gebiet, auf dem eine durch Geſetz nicht ge: 
bundene monarchiſche Regierungsthätigkeit ſich entwideln kann, auf 
dem das Geſetz nicht Grundlage des Handelns, jondern nur Schranfe 
deſſelben ift. 

In dem Staate der Vollsjouveränetät hat dagegen eine revolu- 
tionäre Ummälzung in der Regel die frühere monardiiche Obrigkeit 
zeritört, jedenfalls ift das ftaatlihe Recht an die Gefammtheit der 
Volksgenoſſen gefallen und damit das Prinzip der Volfsfouveränetät 
verwirklicht. Eine Perſonenmehrheit kann nur handlungsfähig werden 
auf Grund einer Drganijation. Diefe erhält das fouveräne Volt 
durh die Verfaſſung, die es ſich giebt. Die Verfaſſung, welche 
eben jo wenig wie das Prinzip der Bollsjouveränetät ſelbſt weiter 
juriſtiſhh ableitbar ift, bildet die erjchöpfende Kodififation des ge— 
ſammten öffentlihen Rechtszuſtandes, der nunmehr ins Leben treten 
fol. Sie ift aber gleichzeitig das erjte Geſetz des neuen ftaatlichen 
Organismus. Die Stellung und die Funktionen der einzelnen 
Drgane müſſen ſich direft oder indirekt zurüdführen lafjen auf eine 
Beltimmung der Berfaliung. Damit wird die Gefeßgebung zur 
Grundlage der Staatsthätigfeit überhaupt. Da jeder Negierungsaft 
auf ein Geſetz, das die Ermächtigung verleiht, zurüdgeführt werben 
muß, iſt eine freie Regierungsthätigfeit, für welche das Geſetz nicht 
die Grundlage, jondern nur die Schranfe bildet, unmöglid. Die 
Regierung wird zur bloßen Erefutive im Sinne der Eonjtitutionellen 
Theorie, zu einer unſelbſtſtändigen Hilfsthätigfeit für Die Gejeggebung. 

Regierung und Geſetzgebung find aber nicht nur abitrafte Be: 
griffe oder bloße Formen der Staatsthätigfeit. Wenn auch die 
Perſönlichkeit des Staates eine einheitliche ift, jo verkörpert fie ſich 
doch nicht überall in demſelben Individuum. Je nachdem daher 
die Souveränetät dem Monarchen oder dem Volke zuiteht, von dem 
einen oder dem anderen ausjchlieklich bethätigt wird, überwiegt daher 
die Regierung über die Gejeßgebung oder die Gejeggebung über die 
Regierung.?) Die Regierung ift das monarchiſche, die Geſetzgebung 
das voltsthümliche Element. Hierin liegt der berechtigte Kern der 


2) Es war ein Irrthum von Gneijt, das letztere Verhältniß der Funk⸗ 
tionen als einen Irrthum der radikalen Theorie zu betradhten. Wo diejelbe 
über das hiftorifche Recht gefiegt hat, wie in bem Staate der Vollsfouveränetät, 
ift fein anderes Verhältniß möglid. Es trägt daher diefelbe innere Berech- 
tigung in fi wie abweichende Kombinationen auf anderem Boden. 

10* 
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Lehre von der Theilung der Gemwalten. Nur ift es unmöglid, bie 
beiden Elemente rein mechanifch mit einander zu verbinden, wie & 
jene Lehre wollte. Der Eonftitutionelle Staat, ber die harmoniſche 
Verbindung beider darftellt, wahrt daher die Einheit der Staat 
perfönlichfeit in der Perfon des Monarchen, der Träger ber Re 
gierung wie ber Geſetzgebung ijt. Aber die erftere übt er nad 
eigenem freien Ermefjen, die Ietere nur unter Zuftimmung der Volle: 
vertretung. Da weder das monardifche Prinzip die Negierung zu 
einer bloßen Hilfsthätigfeit der Gefeßgebung, noch das Eonftitutionele 
die Gejebgebung zur bejonderen Art der Regierung herabfinten läßt, 
erfcheint hier die volle und Harmonische Ausbildung aller ftaatliden 
Funktionen verbürgt im Gegenfage zu dem Abfolutismus, in dem 
die Gejeßgebung, und zu der Volksſouveränetät, in der die Regie: 
rung verfümmert. 


Einer befonderen Hervorhebung außerhalb des Rahmens der 
normalen Staatsverfaffung bedarf nur noch das Verhältniß der 
Funktionen in der demofratifhen Tyrannis. Da diefelbe auf dem 
Prinzipe der Volfsjouveränetät beruht, jo ijt es allerdings in lepter 
Linie auch der in der Verfaſſung ausgeiprochene Wille des Volkes, 
alfo das Geſetz, auf dad alle Thätigfeit der ftaatlichen Organ 
zurüdzuführen ift. Aber fofort tritt auch hier wieder Die innere 
Unwahrheit der demokratiſchen Tyrannis hervor. Wie einjt durd 
die Lex regia des römiſchen Kaiſerthums iſt durch die Verfaflung 
die Fülle der Gewalt von dem Volke auf deſſen Ermwählten über: 
gegangen. Selbſt wo eine förmliche Gejeßgebung fortbeiteht, iſt dod 
die Regierung nicht an die gejeglihen Schranken gebunden. Bon 
der oberſten und ausſchließlichen Herrſchaft des Geſetzes als 
Ausgangspunkt gelangt man ſomit zu der Bedeutungslofigfeit der 
Gejeßgebung gegenüber der NRegierung wie in der abfoluten 
Monardie. 


Abtheilung II. 
Die einzelnen Zunftionen. 
Kapitel I. Die Regierung. 
8.1. Weſen der Regierung. 


Unter der Regierung verjteht man alle diejenige Thaätigkeit der 
verfafjungsmäßigen Staatsfaktoren, die weder Geſetzgebung nad 
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Rechtſprechung if. Diefer Begriff ift alſo ein rein negativer.!) Die 
Negierung umfaßt präfumtiv die Staatsthätigfeit überhaupt. Cs 
wird jedoch von leßterer ausgeichieden einerſeits die Verwaltung, 
die nicht Thätigfeit verfafjungsmäßiger Staatsfaktoren, fondern der 
Behörden ift, und andererjeitd die in befonderen Formen fich voll- 
ziehende Gejeßgebung und NRechtiprehung. Diefer negative, für 
alle Staaten gleihmäßig zutreffende Begriff empfängt feinen poſi⸗ 
tiven Snhalt erft aus dem konkreten Rechte der einzelnen Staaten. 

Die abfolute Monarchie, wie fie aus dem ftändilchen Staate 
des Mittelalier8 hervorgegangen war, vereinigt die ganze Staats— 
gewalt in der Perſon des Monarchen. Immerhin bleiben für Ge: 
jeggebung und Rechtſprechung befondere Formen der Staatsthätig- 
feit gewahrt, wenn diejelben auch feine wirffame Schranke der Re— 
gierung bilden. Die Bräjumtion ſpricht jedenfalls für das Nichtbe- 
ftehen bejonderer Formen und damit dafür, daß eine Materie in 
da8 Gebiet der Negierung gehört. Da nun in das Gebiet der Ge- 
ſetzgebung, wie ſpäter darzuthun jein wird, nur der Erlaß be= 
fimmter Rechtsnormen, namentlid) des Privat-, Straf und Prozep- 
rechtes, in das Gebiet der Rechtſprechung nur die Civil- und Straf: 
techtöpflege fällt, jo kann Gegenjtand der Negierung Alles fein, 
was überhaupt in den Kreis der Staatsthätigkeit fällt. Es können 
als Regierungsafte alle diejenigen Rechtsnormen ergehen, die nicht 
in das Gebiet der Gejeßgebung, und alle diejenigen thatfächlichen 
Anordnungen, die nicht in das Gebiet der Rechtspflege fallen. Aber 
auch über diefe Schranken jet ſich die monardijche Regierung hin- 
weg, indem jie durch Privilegien das Geſetz, durch Machtſprüche 
der Kabinetsjuſtiz die Rechtſprechung durchbricht. In den Rahmen 
diefer Regierung fällt insbeſondere da3 Drganifationgrecht, bei dem 
die Einfegung der Behörden eine thatlächlihe Anordnung, die alls 
gemeine Beilegung einer Zuftändigfeit eine Rechtsnorm bildet, ferner 
die Verleihung aller Aemter, Titel und Ehren und endlich die oberjte 


1) In demfelben Sinne wird im franzöfifhen Rechte das Wort „Gou- 
vernement“‘ für Negierung gebraudt und ihm die „Administration“ als Die 
Bermaltungsthätigleit der Behörden gegenübergeftellt. Der engliſche Sprach⸗ 
gebrauch ift Fein ganz feitftehender, doch ifi die Bedeutung der Worte eher die 
umgekehrte. So mird die Verwaltung vielfady als Government bezeichnet, 
namentlich in Verbindungen wie Local Government, dagegen ſpricht man von 
der Administration der einzelnen Bräfidenten der nordamerilanifhen Union. 
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Aufficht über alle Behörden, Korporationen und fonftige Faltoren 
der öffentlichen Rechtsordnung. 

Grundſätzlich auf demfelben Standpunkte fteht auch die kon— 
ftitutionelle Monarchie. Da der rein negative Begriff der Regierung 
die pofitive Beftimmung feines Inhalts je nad) dem Umfange be 
Gejeßgebung und Rechtſprechung empfängt, jo muß das Ergebnik 
der fpäteren Erdrterungen über diefe Staatzfunktionen bier vorweg 
genommen werden. Die Verfaffungsurfunden vermeiden Die prin: 
zipielle Ueberweifung beftimmter materieller Staatsfunftionen an bie 
Geſetzgebung und normiren die Gegenftände der Gejeßgebung eher 
kaſuiſtiſchh. So ift allerdings der Erlaß der meiften, aber keines⸗ 
wegs aller Rechtsnormen der Gefeßgebung übermwiejen, andererſeits 
fällt in ihre Sphäre nicht nur der Erlaß von Nedhtönormen, fon: 
dern auch einer Reihe von thatfächlihen Anordnungen. In das 
Gebiet der Rechtſprechung gehört grundjäglich die Civil: und Straf: 
rechtöpflege, mit der Ausbildung der Verwaltungsjurisdiktion find 
aber auch zahlreiche Fragen des öffentlichen Nechtes, inZbejondere 
der Verwaltung der richterlidhen Entiheidung unabhängiger Be 
hörden unterftelt worden. Hiernach ijt Feine materielle Staats: 
funktion der Sphäre der Regierung grundjäßlid entzogen. Als 
Regierungsakt kann der Erlaß aller Rechtsnormen und aller that 
fähhlihen Anordnungen erfolgen, ſoweit er nicht der Gejeßgebung 
oder der Nechtiprechung vorbehalten ijt. 

Se nah ihrem Verhältniß zur Gejeßgebung gliedert ji die 
Regierung des Fonftitutionellen Staates in zwei Theile, die freie 
Regierung und die Vollziehfung. Wenn die BVerfaffungsurkunden 
unter dem Einfluffe der fonftitutionellen Theorie meijt nur von der 
vollziehenden Gewalt jprechen, jo wird doch dadurd) die Erxiften 
der freien Regierung keineswegs ausgeſchloſſen, da eben die Ber: 
faflungsurfunden ihrem ganzen Charakter nach Feine erjchöpfenden 
KRodififationen des Verfaſſungsrechtes find. 

Die freie Regierung bewegt fih auf dem der Gefeßgebung 
nicht vorbehaltenen Gebiete. Für fie ift das Geſetz nicht Grund: 
lage, fondern nur Schranke des jtaatlihen Handelns. Alle Rede: 
normen und alle thatfählihen Anordnungen, die weder der Geſez— 
gebung noch der Rechtiprehung vorbehalten find, können einfad) 
als Regierungsalt ergehen. Insbeſondere fällt hiernach in das 
Gebiet der freien Regierung die Organifation aller Behörden, bie 
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nicht wie die der Gerichte und zahlreider Verwaltung3behörden 
gejeglich erfolgen muß. 

Die Vollziehung jegt dagegen eine im Gejege enthaltene Rechtg- 
norm, die zur Ausführung gebradyt werden joll, voraus. Da der 
Erlaß der Rechtsnorm der Sphäre der Geſetzgebung vorbehalten ift, 
fo können Rechtsnormen als Vollzugsalte nur dann und infomeit 
ergehen, als das Geſetz jelbjt den Erlaß einzelner Rechtsnormen 
einer Ausführungsverordnung überweiſt. Man ſpricht Hier von 
vorbehaltenen Verordnungen. Im Uebrigen können die Vollzug3- 
afte nur allgemeine oder individuelle thatfächliche Anordnungen ein, 
die bejtimmt jind, das Geſetz auszuführen. Namentlich zwei Arten 
von Geſetzen, die Organijationsgefege und die Ermächtigungen der 
Regierung, bedürfen jtets, um ind Leben zu treten und praftifche 
Wirkſamkeit zu erlangen, bejonderer Anordnungen der Regierung. 
Sie ift endlich auch berechtigt, das Gele zu interpretiren und über 
feine Anwendung für alle Behörden, mit Ausnahme der richterlichen, 
bindende Vorſchriften zu erlafien. 

Sm Gegenjage zum abjoluten Staate werden die Schranken, 
welche Geſetzgebung und Rechtſprechung der Regierung ziehen, in 
der Eonftitutionellen Monarchie voll wirffam. Dieſe Schranke wird 
auf dem Gebiete der Rechtſprechung durh die Ausjchliegung jeder 
Rabinetsjuftiz zu einer abjoluten. Schwieriger war daS Problem 
bezüglich des Verhältniſſes von Gejeßgebung und Regierung. In 
jedem Staale bedarf es in außerordentlichen Lagen bejonderer Maß- 
regeln felbjt auf Kojten einer Durchbrehung des Geſetzes. Diele 
außerordentlichen Gewalten Zonnien in einem monardilchen Staate 
nur dem Monarchen zufallen. Es entjtand num aber die Schwierigfeit 
der gejeglichen Formulirung. Stellte das Geſetz die Exiſtenz einer 
ſolchen außerordentlidyen Gewalt in Abrede, jo war die Gefahr vor- 
handen, daß der Monardy bei einem öffentlichen Nothitande zu 
einem formellen Verfaſſungsbruche genöthigt wurde. Räumte man 
ihm dagegen die Befugniß zum Erlaſſe von Regierungsaften, die 
dem Geſetze widerſprachen, ein, jo fiel jede Garantie der verfafjungs- 
mäßigen Ordnung fort. Diejen Schivierigkeiten ſuchte man zu ent- 
gehen durch eine genaue Feſtſetzung der Vorausſetzungen, Gegen 
fände und Formen eines monarchiſchen Verordnungsrechtes gegen 
das Geſetz. Typiſch iſt in dieſer Beziehung namentlich der Artikel 63 
der preußiſchen Verfaſſungsurkunde. In den meiſten deutſchen Staaten, 
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in Defterreih und Dänemark ijt die Nothverordnung nur zulällig 
beim Vorhandenfein eine ungewöhnlidhen Nothitandes, der jedod 
nur dann angenommen werden kann, wenn die Volkövertretung 
nit verfammelt ift. Sie darf ferner der Verfaffungsurkunde jelbt 
nicht widerfpredden und kann daher niemals zum Umfturze der ver: 
faflungsmäßigen Ordnung die Handhabe bieten. Endlich muß fie 
der Volksvertretung bei ihrem nächften Zufammentreten zur Geneh— 
migung vorgelegt werden und ift, falls diefe verfagt wird, außer 
Kraft zu fegen. 

In dem Staate der Volksſouveränetät follen den Forderungen 
der Eonjtitutionellen Theorie entfprechend die einzelnen Gemaltın 
nad) ihren formellen und materiellen Kriterien ſich deden. Hiernach 
würde. der Gejepgebung der Erlaß aller Rechtsnormen, der Re— 
gierung der Erlaß aller thatſächlichen Anordnungen zufallen. Die 
Bermwirflihung der Lehre von der Theilung der Gewalten ift aber 
nur nad) der erjteren Richtung möglich geweſen. Der Erlaß fänmt- 
licher Rechtsnormen ift in den Verfaffungen in der That der Gele 
gebung vorbehalten. In England ift troß des prinzipiell anderen 
Ausgang3punftes, der dem der Eonftitutionellen Monarchie entipridt, 
wenigjtens thatſächlich daſſelbe Nefultat erreicht, indem die Gele: 
gebung das Gebiet der Rechtsnormen fo gut wie vollftändig ofkupir 
bat. Die Gejeßgebung beſchränkt fi” aber andererfeit3 nicht auf 
den Erlaß von Redtönormen, jondern e3 werden ihr verfaflungs: 
mäßig auch eine Reihe thatlächlicher Anordnungen übermwiejen. Daher 
ergiebt fih, daß Rechtsnormen allerdings als Negierungsakte nidt 
erlafjen werden dürfen, ſoweit es fi nit um im Geſetze jelbf 
vorbehaltene Ausführungsverordnungen Handelt. Dagegen fallen 
der Regierung nit die thatjächlichen Anordnungen überhaupt 
ſondern nur diejenigen anheim, die weder in das Gebiet der Gele 
gebung noch in das der Rechtſprechung gehören. 

Andererfeit3 ijt die Regierung des Staates der Volksfouveränetät 
ganz im Sinne der Eonjtitutionellen Theorie lediglich Exekutive oder 
Bollziehung. Bei der durch das Prinzip der Volksjouveränetät ge 
gebenen grundlegenden Bedeutung des Geſetzes fällt die zwar durd 
das Geſetz beichränfte, aber nicht auf daſſelbe zurüdjührbare frei 
Regierung von ſelbſt fort. Nun hat man zwar behauptet, feine 
Regierung könne fi) auf die bloße Exekutive beſchränken, da die 
Mannigfaltigfeit der ftaatlihen Bedürfniffe durch die Gefebgebung 
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gar nicht vorhergejehen werden könne. Darin liegt aber eine zu 
beichränkte Auffaſſung des Weſens der Erefutive. Dieſelbe braudt 
keineswegs immer einen bejtimmten Gejegesparagraphen auszuführen, 
jede Handlung der Exekutive muß ſich aber mindeftens auf eine 
gefegliche Ermächtigung zurüdführen laſſen. Bei den vielen allge= 
meinen Ermächtigungsklauſeln braucht aber die Gejebgebung feines 
wegs eine allwiliende Vorausſicht in alle künftigen Bedürfniffe zu 
haben. Ueberdies jteht das Verfaſſungsrecht einmal auf dem Stand- 
punkte, daß es eine freie Regierung nicht giebt, und dieſe öffentliche 
Rechtsordnung kann nit durch die Berufung auf angebliche 
ſtaatliche Bedürfniffe befeitigt werden. Sollte ſich aber wirklich ein- 
mal ein Negierungsalt als nothwendig erweilen, für den es feine 
gejeglihe Ermächtigung giebt, jo bietet fic) ein Ausweg in dem fo- 
gleich zu erörternden Sndemnitätsverfahren. 

Während in dem Ionjtitutionellen Staate nur die Rechtſprechung 
eine abjolute Schranfe der Regierung bildete und man bezüglich 
des Verhältnifies der Ießteren zur Geſetzgebung das politiſche Be- 
dürfniß mit der Wahrung der Rechtsordnung zu verjöhnen fuchte, 
ift in dem Staate der Volksſouveränetät die Gefeßgebung gleichfalls 
die abjolute Schranke der Regierung. Die Nothwendigfeit hierfür 
ergab ſich aus Hiftoriichen Vorgängen. In England wie in Sranf- 
reich ift die hiſtoriſche Monarchie nach ihrer Reſtauration zu Grunde 
gegangen über dem Verſuche, durch tendenziöfe Ausübung der Re— 
gierung gegen das Geſetz die verfaflungsmäßige Ordnung zu 
ftürzen. Die maſſenhaften Dispenfationen Jakobs II. von geltenden 
Gejepen wie die Prekordonnanzen Karls X. ließen die Befeitigung 
jener außerordentlihen Gewalten der Krone, wie fie heute noch in 
der Eonftitionellen Monarchie beftehen, als nothwendig erjcheinen. 
Nach der englifchen Revolution von 1688 erklärte die Declaration 
of Right die Dijpenfation in dem zuleßt behaupteten und geübten 
Umfange für illegal, und in Frankreich ſprach nach der Juli—⸗ 
revolution von 1830 die neue Verfaſſung dem Könige jedes 
Suſpenſions- und Diſpenſationsſsrecht gegenüber dem Geſetze ab. 
Letztere Beitimmung it demnächſt in faſt alle romanifchen Ver— 
faffungen übergegangen. Damit ijt formell die abjolute Geltung 
des Geſetzes gegenüber der Negierung verfaflungsmäßig feitgeitellt. 

Diefe rechtliche Formulirung ift aber praktiſch bedeutungslos 
geworden, da inzwiſchen die Eönigliche Gewalt, der dadurch Angriffe 
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auf die verfaffungsmäßige Ordnung unmöglich gemacht werden 
follten, in Solge des parlamentarischen Syſtems aus dem wirklichen 
Staatsleben überhaupt eliminirt worden if. Auch in dem parla 
mentarifchen Staate können ſelbſtverſtändlich außerordentliche Be: 
dürfniffe unter Umftänden Regierungsakte gegen das Geſezz noth— 
wendig maden. Da eine gefeglihe Ermächtigung hierzu nidt 
bejteht, bleibt nur eine formelle Rechtsverlegung übrig. Das parla- 
mentarifche Miniſterium kann ſich aber zu einer joldhen viel eher 
entjchliegen als früher der Monarch, da e3 in der Volfövertretung, 
von der die Gefeggebung ausgeht, eine geſchloſſene Mehrheit Hinter 
fih Hat, von der e8 im Wege der jogenannten Indemnität die 
nachträgliche Genehmigung des rechtswidrigen Negierungsaltes 
fordern kann. Sollte Hierzu wider Erwarten die Mehrheit der 
Volksvertretung einmal nicht geneigt fein, jo wäre die Folge aud) 
nur ein Wechſel des Minifteriums. Das Indemnitätsverfahren 
erfeßt alfo in dem Staate der Volksſouveränetät das monardilde 
Nothverordnungsredht und zum Theil auch die freie Regierung des 
fonjtitutionellen Staates. 


8.2. Die Formen der Regierung. 


Unter der abfoluten Monardjie find die Negierungsafte vol: 
fommen formlos. Der Monarch kann diejelben erlafjen, in melder 
Form er auch immer will. Die Anordnungen können Daher jorift 
lich oder mündlich ergehen. In legterem Falle erfolgt die Bekannt— 
machung durch den mit der Ausführnng betrauten Minijter unter 
dem Zuſatze: „Auf Allerhöchften Spezialbefehl". Die Mitwirkung 
beftimmter Behörden beim Erlaſſe einzelner Verordnungen iſt nirgends 
obligatoriſch. Selbft wo wichtigere Anordnungen in einem Staats: 
rathe oder Reichsrathe vorberathen werden jollen, iſt Doc) Diele 
Vorſchrift rein inftruftionel und bindet den Herrſcher nicht. Da 
die Meinijterverantwortlichkeit nit für die Rechtsgültigkeit der 
monardhifchen Anordnungen, fondern nur für ihre Ausführung 
beiteht, fo ift auch die minifterielle Gegenzeichnung fein Erfordernik, 
wenn fie auch regelmäßig ftattfindet. Endlich ſind aud die Be 
zeichnungen jehr ſchwankende. Der allgemeine Ausdrud ift „Ver: 
ordnung”, Anordnungen über die Behördenorganijation heißen 
„Reglement“, über das Berfahren „Inſtruktion“, Spezialverord- 
nungen vorwiegend „Kabinet3ordre”. Die Regierung iſt alfo bie 
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an Ffeinerlei Formen gebundene Herrjcherthätigkeit des abjoluten 
Monarchen. Dies ift noch heute der in Rußland beftehende Redjts- 
zuftand. 

In der Eonjtitutionellen Monarchie wird dagegen die Regierung 
des Monarchen gleich allen feinen Herrſcherakten an eine mwefentliche 
Form gebunden, die minijterielle Gegenzeichnung. Diefe ift gerade 
auf dem Gebiete der Regierung von befonderer Bedeutung, da fie 
die Öarantie dafür bieten joll, daß der Regierungsakt fich innerhalb 
der gejeglihen Schranken hält. Bon dem Erfordernifje der mini- 
jteriellen Gegenzeichnung bejtehen nur zwei Ausnahmen. Einmal 
verbietet fi) bei Armeebefehlen ſchon ihrer Natur nad) die Mit- 
wirfung eines Minifters. Außerdem ijt dieje nicht nothwendig bei 
inneren Ungelegenheiten der evangelifhen Landeskirche, da es fidh 
bier gar nicht um ſtaatliche Angelegenheiten handelt, fondern ver 
Monarch als Haupt einer vom Staate verjchiedenen Rechtögemein- 
ſchaft thätig wird. 

ALS Bezeichnung der Regierungsakte im Eonftitutionellen Staate 
bat fih allgemein in der Gejeßgebung wie im gewöhnlichen Sprad;- 
gebrauche da8 Wort „Verordnung“ eingebürgert. Da die Ber- 
ordnung jomit den NRegierungsaft überhaupt bezeichnet, fo ift ihr 
Begriff ein jo weit gehender wie der der Regierung felbit. Die 
Verordnung kann hiernad) ſowohl eine allgemeine wie eine individuelle 
Anordnung enthalten, fie kann freier Regierungsaft oder Vollzugs— 
alt fein, kann Rechtsnormen oder thatlädhliche Anordnungen zum 
Gegenjtande haben. Nach letzterem Umſtande Icheidet die neuere 
deutiche Rechtswiljenichaft die Verordnungen in Rechtsverordnungen, 
die eine Rechtsnorm, und Verwaltungsverordnungen, die eine that- 
lählihe Anordnung zum Inhalte Haben. Endlih greift die Ber: 
ordnung jelbjt da ein, mo die Regierung die gejegliche Ordnung zu 
durchbrechen befugt iſt. So entiteht die Verordnung mit Gejeßes- 
fraft oder die Nothverordnung. 

In dem parlamentariiden Staate kehrt ſich das Verhältniß 
von Monarch und Minifterium um. Allerdings ſoll formell ebenjo 
wie im Eonititutionellen Staate der Monarch nur unter Berant- 
wortlichleit des Minifteriums handeln. Da er jedody dieſes aus 
der Mehrheit des Unterhaujes nehmen und den Minijtern, weil und 
und jo lange fie das Vertrauen dieſer Mehrheit bejigen, das jeinige 
nit verfagen darf, fo Hört für den Monarchen die jelbititändige 
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Regierungsthätigfeit auf. Die Regierung iſt thatfächlich auf das 
Minifterium übergegangen, und die Aufgabe des Monarchen be 
ſchränkt fi) auf die gehorfame Vollziehung der ihm vom Minifterium 
vorgelegten Negierungsafte, über deren Inhalt ſich dieſes fchen 
vorher geeinigt hat. Die Aeußerung einer eigenen Anficht durch den 
Monarchen gilt geradezu als „unkonftitutionell”. Er Hat die Re 
gierungsafte des Miniſteriums gemillermaßen nur zu beglanbigen 
und durch rechtzeitigen Miniftermechjel das Getriebe im Gange zu 
erhalten. 

Dieje parlamentariiche Regierung umſpannt das ganze Staats 
weſen ohne Ausnahme. Selbſt wo dem Monarchen das Ober— 
fommando über das Heer verfafljungsmäßig ausdrücklich beigelegt 
ift, gilt die eigene Ausübung deſſelben als nicht angemelfen. Die 
Handhabung der Kommandogewalt beſchränkt fich alio auf die Be 
jegung der Kommanbdoftellen auf den Vorjchlag des parlamentariihen 
Minifteriums. Ebenſo gilt die Regierung der Staatskirche, ſoweit 
eine ſolche beiteht, als Theil der ſtaatlichen Aufgaben und wir 
nad) dem Syjteme de3 parlamentariichen Staates gehandhabt. Die 
Form der Negierung ift genau Die gleiche, mag es fi) um eine 
parlamentariihe Monarchie oder un eine parlamentarijche Republit 
handeln. 

In den anderen Republifen hat dagegen das mit der Vol— 
ziehung betraute Staatsorgan feine jelbititändige Stellung bemahıt. 
Da e3 unter eigener Verantwortlichteit Handelt, fällt das Bedürfniß 
der minifteriellen Gegenzeichnung überhaupt fort. Insbeſondere ent 
behrt das Kabinet des PBräfidenten der Vereinigten Staaten jeder 
jelbjtitändigen Bedeutung. Es umfaßt die Chef der oberjten Ver— 
mwaltungsämter, die den Präfidenten in feiner Adminiftration zu 
unterjtüßen berufen find. Die politiiche Peitung und Verantworilich 
feit liegt aber dem Präſidenten jelbit ob. 

AS allgemeine Bezeichnung der Regierungsakte gilt im den 
Staaten angelſächſiſcher Raſſe das Wort: „order“. Daſſelbe dedi 
vollftändig den deutſchen Begriff der Verordnung, geht aber in 
fofern über denfelben hinaus, als auch jede für den Einzelfall er— 
laffene Anordnung einer Behörde, die im Deutichen als Verfügung 
bezeichnet wird, mit unter den Begriff des order fällt, nicht dagegen 
allgemeine Anordnungen der Berwallung3behörden (rules, bye-laws ıc.). 
Sn den romanischen Staaten war unter der hiſtoriſchen Monargıe 
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das Wort „Ordonnanz“ die vollftändig dem deutſchen „Verordnung“ 
entiprehende Bezeichnung. Die Drdonnanz umfaßte aljo die freien 
Regierungsakte wie die bloßen Vollzugsverordnungen. Nachdem 
aber in Frankreich gerade der Mißbrauch des Verordnungsrecdhtes den 
endgültigen Sturz der hiſtoriſchen Monardjie durch die Zulirevolution 
herbeigeführt hatte, fühlte man fi) berufen, da3 Wort Drdonnanz, 
mit dem fi) der Sinn eines freien, nicht aus dem Gejeße her- 
geleiteten Verordnungsrechtes verband, überhaupt preiszugeben. 
Seitdem haben ſämmtliche romaniſche Berfaffungen das Wort 
„Dekret“ angenommen. Dekret hat vollftändig die gleiche Be— 
deutung wie Verordnung, e3 bezeichnet den Regierungsakt über- 
haupt, aber mit der durdy den veränderten Charakter der Regierung 
gebotenen Einſchränkung, daB das Dekret nur ein Vollzugsakt, 
niemals ein Akt der freien Regierung, die es nicht mehr giebt, 
fein fann. 

Da in dem fonftitutionellen wie in dem parlamentarifchen Staate 
der Monarch bezw. der Präfident nur unter Mitwirkung des 
Minifteriums die Regierung führen fan, jo wird Diejes felbft 
geradezu als die Regierung des Staates bezeichnet, und der Name 
der Thätigfeit auf das Drgan übertragen. Dieje Uebertragung 
bat aber bei beiden Staat3organen einen fehr verichiedenen Sinn. 
In der Eonftitutionellen Monarchie handelt e8 fih nur um eine un— 
perjönliche Bezeichnung des Herricher8 in jeinem nothwendigen Zu— 
ſammenwirken mtt dem verfafjungsmäßigen Organe feiner Regierung. 
Die Bezeichnung „NRegierung” ijt hier eine Synekdoche in derjelben 
Weiſe, wie man von der Krone ftatt vom Monarden ſpricht. In 
dem parlamentarijchen Staate ijt dagegen das, was die fonjtitutionelle 
TheorieBenjamin&onjtant’s einſt antezipirte, inzwiſchen thatfächlich 
allgemein eingetreten. Die Regierung ift auf das parlamentarijche 
Minifterium übergegangen, und der parlamentarifche König hat ſich 
in die Rolle des Roi faineant allmählich eingelebt. Bier regiert 
wirtlih da8 Minijterium und nicht der König. Schon unter dem 
Julikönigthume war die Phrafe: „le roi regne, mais il ne gouverne 
pas“ allgemein eingebürgert. Wollte man alfo hier das Organ nad) 
feiner Thätigfeit bezeichnen, jo konnte das Gouvernement, Die 
Regierung, nicht der König, fondern nur das Minijterium fein. 
In den nicht parlamentarifchen Staaten der Volksſouveränität endlich) 
it die Regierung das mit der Vollziehung betraute Organ des Staates. 
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Kapitel Il. Die Gefegebung. 
8. 1. Die Entwidlung des Gefegesbegriffe3. 


Das römische Recht verftand unter dem Geſetze, Lex, jede 
Willenserflärung der fouveränen Staatsgemalt. Dieſe ruhte aber 
zunächſt im römischen Volke. Daher war jede Willenserklärung 
des Volkes Geſetz, welchen Snhalt fie aud) haben mochte!) Das 
Gewohnheitsrecht wurde gleichfalls auf diefen ſouveränen Volls— 
willen zurüdgeführt und als ftilfchweigende Erklärung des Staat 
willen® durh das Volk betrachtet.) Auch die Kailerzeit Hat an 
dieſem Gefeßesbegriffe nichts geändert. Wenn die klaſſiſchen Zuriften 
bisweilen Geſetz und allgemeine Rechtsnorm identifiziren,?) jo be 
ruht dieg zum Theil auf dem Einfluffe der griechiſchen Philoſophie, 
weſentlich aber darauf, daß fie fich Lediglich mit dem Privatrechte 
beichäftigen, auch nur deſſen Rechtsquellen entwideln wollten. Da 
diefe Gefeß und Gewohnheit, ausdrüdlicher oder ſtillſchweigender 
Wille des Geſetzgebers waren, fo fonnte man für das Privatredt 
Gefeß und allgemeine Rechtsnorm identifiziren. Daß der Begrif 
des Geſetzes ein meiterer ıwar, erſchien für die Betrachtung vom 
Geſichtswinkel des Privatrechtes gleichgültig. Da durch den Ueber- 
gang zur Monarchie eine Durchbrechung der Redhtskontinuität nid! 
ftattfand, mußte auch der ftaatstechtlihe Charakter des Geſezes 
derfelbe bleiben wie unter der Republik. Die verbindliche Kraft 
der kaiſerlichen Willensentichliegungen leitete man ebenfalld aus dem 
Volkswillen her, da das Volk durd) die Lex regia die ganze Madıt- 
fülle feiner eigenen Gewalt auf den Kaiſer übertragen habe. Jeder 
wie immer ausgeiprochene Wille des Kaiſers, wenn derjelbe ſich aud 
nur auf den einzelnen Fall bezieht oder vom Kaijer in feiner Eigen: 
ſchaft als höchſter Richter ausgeſprochen wird, ijt daher Geleh, 
und daran haben die römischen Juriſten, welche nicht völlig m 
PBrivatrechte aufgingen, auch theoretiich nie gezweifelt.*) 


I) L.4 J. de jure naturali gentium et civili 1, 4: „Lex est quod populus 
Romanus senatore magistratu interrogante, veluti consule constituebat,“ 

2) 1. 83 D. de legibus senatusque consultis et longa consultudine, 1, 3. 

3) Vgl. 3.8. Papinian in L. 1 D. de legibus 1, 3. 

9 ®gl. L. 1 pr. $. 1 D. de constitutionibus principum 1, 4 (Ulpianns): 
„Quod prineipi placuit, legis habet vigorem: utpote cum lege regia, quae de 
imperio eius lata est, populus ei et in eum suum imperium et potestatem con- 
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In dem formellen Gejepesbegrifte des römischen Nechtes ver: 
förpert ji das Weſen der über jede Schranke erhabenen abfoluten 
Staatsgewalt, mag diefe dem Volke oder dem Kaifer zuſtehen. 
Eben wegen dieſer Unumſchränktheit kann die Staatsgewalt über 
Alles, was ſie will, ohne Rückſicht auf den beſtehenden Rechtszuſtand 
Beſtimmungen treffen. Jede Willensäußerung der oberſten Staats-— 
gewalt iſt aber das, was das römiſche Recht als Geſetz bezeichnet. 
Der Begriff deſſelben beſtimmt ſich alſo lediglich nach der Ent 
ſtehung, nicht aber nach dem Inhalte des ſtaatlichen Altes. Eine 
Begriffsbeſtimmung in Ießterer Hinficht ift geradezu ausgefchloffen, 
da dadurh dem Willen der Staatsgewalt Schranken auferlegt 
würden, dieſer Wille aber rechtlich ſchrankenlos ift. Das römiſche 
Staatsrecht kennt alſo nur Geſetze im formellen, aber nicht im mate— 
riellen Sinne. 

Genau den entgegengeſetzten Standpunkt nimmt das ältere 
deutſche Recht ein. Wie das römiſche Recht von der Schranken— 
loſigkeit der Staatsgewalt ausging, ſo geſtand der ſtark ausgeprägte 
Subjektivismus des Germanenthums der Staatsgewalt nur be— 
ſtimmte Befugniſſe zu, denen gleichwertige Rechte des Einzelnen wie 
der perſonenrechtlichen Gemeinſchaften auf der anderen Seite ent— 
ſprachen. Insbeſondere gilt das gewohnheitsmäßig feſtſtehende 
Privat⸗, Straf- und Prozeßrecht, das als Lex bezeichnet wird, als 








ferat. Quodcunque igitur imperator per epistulam et subscriptionem statuit vel 
cognoscens decrevit vel de plano interlocotus est vel edicto praecepit, legem 
esse constat. Haec sunt quae vulgo constitutiones appellamus.*“ Entſprechend 
diejen lediglich den formellen Gejegesbegriff zum Ausdrude bringenden Aus— 
führungen Ulpians hatte ſchon vorher Gaius. in feinen Instit. I $$. 2, 5 in 
klaſſiſcher Formulirung die Sätze ausgelproden: „Lex est quod populus iubet 
atque constituit“. „Constitutio principis est quod imperator decreto vel edicto 
vel epistula constituit. Nec unquam dubitatum est quin id legis vicem optineat, 
cum ipse imperator per legem imperium accipiat.“ Bon einem materiellen 
Gefegesbegriffe im Sinne der heutigen romaniftifhen Rechtswiſſenſchaft ift in 
allen diefen Sägen auch nicht die geringfte Spur zu finden. Wie tief diefer 
formelle Gefegesbegriff des römiſchen Staatsrechtes in das Volksbewußtſein 
eingedrungen war, zeigt die Thatfadhe, daß er den Untergang des römischen 
Neiches um beinahe fieben Jahrhunderte überdauerte und im Rechtsbemwußtfein 
de italieniichen Volkes troß des rein germaniſchen Charakters feines Staates 
zu erneuter Herrſchaſt gelangte. Das römische PVolkstribunat des Mittelalters 
berief fi) ebenfo auf die Lex regia wie Friedrich Barbaroffa auf den Gejehes« 
charakter feiner Konftitutionen. 
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das angeborene Recht des freien Mannes und feiner Familie und 
iit deshalb der einjeitigen Einwirkung der Staatsgewalt entzogen. 
Der König fann zwar in Ausübung feiner königlichen Gewalt Ber: 
ordnungen jeder Art erlaſſen. Dieſe Dürfen jedoch keinerlei Be 
ftimmung enthalten, welche die Lex abändert. Zur Abänderung 
der Lex bedarf der König der Zuftimmung derjenigen, als deren 
Recht fie nicht bloß objektiv, fondern auch jubjeftiv gilt, der freien 
Männer in der Volfsgemeinde. Aus dem Begriffe der Lex al 
des angeborenen und deshalb der Zönigliden Willkür entzogenen 
Rechtes ergiebt fi), daß bei Ertheilung der Zuftimmung der Volke 
gemeinde Anfangs bloße Mehrheitsbefchlüffe nicht für ausreichend 
zur Abänderung der Lex erachtet wurden, fondern e3 einer allge: 
meinen Zuftimmung bedurfte. Dies ift das Nechtsverhältnik der 
karolingiſchen Zeit.) Die mit Zuftimmung der Volksgemeinde er- 
folgte Abänderung der Lex wird aber durch die Zuftimmung ihrer: 
jeit3 wieder zur Lex und kann daher einer neuen Wenderung auf 
nur in denjelben ‘Formen unterliegen. 

Der Begriff des Geſetzes beftimmt fi) alſo nad) dem Inhalte. 
Es it das der millfürliden Ordnung jeitens der Staatögemalt 
entzogene Privat, Straf: und Prozeßrecht ohne Rüdjicht auf die 
Nechtsquelle, mag diefe Gewohnheitsredht oder eine mit Yujtimmung 
der Betheiligten erlafjene Eönigliche Verordnung fein. Das älter 
deutsche Necht kennt alfo nur Geſetze im maleriellen Sinne. Diele 
materielle Gejegesbegriff äußerte nur injofern eine mittelbar 
Wirkung auf die Fortbildung des Nechtes, als er einjeitige Fönig: 
Iiche Verordnungen über Gegenftände, die in dag Gebiet des Gejckes 
fielen, ausfchloß. 

Diefe germaniſche Auffaffung jeßt fih unmittelbar fort in dem 
engliihen Rechte. Das engliihe Wort Law Hat noch heute den: 
jelben Sinn wie das Wort Lex der Volksrechte. Es iſt das vor: 
wiegend Privat-, Straf- und Prozeßrecht umfaſſende angeborene 
Recht des Individuums, das dieſes ſelbſt in die Fremde mit ſich 
trägt, joweit es die Verhältniſſe geftatten.e) Diejes Necht fteht von 

5) ®gl. Capit. III d. a. 803c. 19: „Ut populus interrogetur de capitulis, 
quae in lege noviter addita sunt et postquam omnes consenserint, subscriptiones 
faciant.“ Capit. Caroli Calvi regis de a. 804: „Et quoniam lex consensu populi 
fit et constitutione regis.“ 

6) So fagt Bladftone: „It has been held, that, it an unhabited country 
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Haufe aus durch Gewohnheit oder unvordenkliches Geſetz, das den 
Charakter der Gewohnheit angenommen hat, feft: dies ift das 
Common Law. Nachdem die Periode des normannifchen Abfolus 
tismus vorüber war, bricht ſich unmwiderftehlich wieder die nationale 
Anihauung Bahn, daß das Law, weil es eben nicht nur objeftive 
Rechtsordnung, jondern fubjeltives Recht des Einzelnen ift, fich der 
einjeitigen Abänderung durch die Staatsgewalt entzieht. Selbft 
für die von Engländern befiedelten engliihen Kolonien gilt daher 
der Grundſatz: „In oceupancy colonies the erown cannot by virtue 
of its prerogative either legislate or impose taxes“.’) Nur ift an 
die Stelle der altgermanifchen Zuftimmung des Einzelnen in der 
Volksverſammlung die der parlamentarifchen Körperjchaften getreten. 
Seit Edward III. ift es anerfanntes Recht, daß das Law nur durch 
föniglihe Verordnung mit Zuſtimmung des Parlamentes abgeändert 
werden kann, und daß dieſe Verordnung damit felbft wieder zum 
Law wird. Dieſes auf gejeßgeberifchen Akten beruhende Recht ift 
dag Statute Law. Andererſeits hat ſich die Parlamentsgeſetzgebung 
nit auf das urjprüngliche Gebiet beſchränkt, fondern fi) auf das 
geſammte Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht ausgedehnt, fo daf 
die freie königliche Regierung jo gut wie bejeitigt wurde. Law be- 
zeihnet daher annähernd die Rechtsnormen überhaupt ohne Rüdficht 
auf ihre Entftehung durch Gewohnheit oder Statut und mit der 
Wirkung, daß das Law der einfeitigen Abänderung durch Regierungs- 
alt entzogen it. 

Auch auf dem Kontinente jegt ſich die ältere germanifche Auf: 
faffung zunächſt fort in den einzelnen Territorien, die den Zufammens 
bang der größeren Reiche Ioderten. Als auf dem Reichstage zu 
Worms von 1231 zweifelhaft geworden war, ob die deutſchen Landes⸗ 
herren neues Recht ſchaffen Lönnten, erging am 1. Mai 1231 in 
der Form eines Weisthumes, alfo nur als Ausdrud längft geltender 
Nechtsüberzeugungen eine Urkunde König Heinrichs. Dieje erkannte 


be discovered and planted by English subjects, all the English laws, then in being, 
which are tbe birthright of every subject, are immediately there in force. But 
this must be understood with very many restrictions. Such colonists carry 
with them only so much of the English law as is applicable to their own 
sitnation, and the condition of an infant colony.“ 

?) ®gl. Creasy, Imperial and Colonial Constitutions of the Britannic 
Empire. London 1872. ©. 69. 
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das Necht der Fürften zur Schaffung neuen Rechtes an, jedod nur, 
wenn die fürftlihden Anordnungen die Zuftimmung der Notabeln 
des Landes erhalten hatten.®) 

Diefe Notabelnverfjammlungen, der legte Reit der alten Doll: 
gemeinden, gingen jedoch feit Ende des 13. und Anfang des 
14. Zahrhunderts fait überall in die landſtändiſchen Verfammlungen, 
die Vereinigungen jämmtlicher Lolalobrigkeiten des Qandes, über. 
Diefelben Hatten eine dreifache Rechtsſtellung. Für Abänderungen 
der Lex im altdeutichen Sinne, des Privat, Straf: und Prozeß 
rechtes, bedurfte e8 ihrer Zuftimmung als der Nachfolger der alten 
Bolfsverfammlungen und der fpäteren Notabelnverjammlungen. 
Anordnungen anderer Art, die nicht unter den Begriff der Lex 
fielen, konnte der Landesherr, joweit ihre Wirlſamkeit ſich über das 
Gebiet feiner Domänen hinaus erftreden follte, ohne die Zujtimmung 
der Stände nicht erlafjen, weil e8 ihm in der Regel an der nöthigen 
Macht eigener Durhführung fehlte, und die Stände als Lolal- 
obrigfeiten die einzigen Organe zur Durchführung feines Willens 
waren. Endlich Hatten die Stände unbejtritten ein Steuer: 
bemilligunggredht. 

Während die ſtändiſche Zuftimmung für Abänderungen der alten 
Lex rechtliche, für andere Anordnungen des Landeöherren nur 
politiiche Nothwendigfeit war, geht dieſe Unterjcheidung jehr bald 
verloren, da die Zuftimmung in beiden Fällen gleichartig erfordert 
und erteilt wurde. Damit wird aber überhaupt die alte Auffafjung 
vom Geſetze getrübt. Anordnungen auf dem Gebiete der Verwaltung 
erließ der Landesherr ohne ftändifhe Zuſtimmung, joweit er die 
Macht dazu hatte und ihrer Durchführung jiher war. Dies über 
trägt fi aber auch auf Aenderungen des eigentlichen Rechts— 
zuftandes. Beſonders gegen Ende des 15. und Anfang di 
16. Sahrhundert® wird auh der Rechtszuſtand durch einſeitige 
Iandesherrlihe Anordnungen geändert, falls deren Durchführung 
gefichert war. Ueberdies war in Deutichland niemald der Grund: 
ja zur unbedingten Anerkennung gelangt, daß die mit Zujtimmung 





° Vgl. Eihhorn, Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte Bd. 2 ©. 215: 
„Super qua re requisito consensu principum fuit taliter diffinitum. Ut neque 
prineipes neque alii quilibet constitutiones vel nova jura facere possint nisi meliorum 
et majorum terre consensus primitus habeatur“. 
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der Stände erlaffene Anordnung felbft wieder Gefeg werde und ohne 
ftändische Zuftimmung nicht verändert werden dürfe. Der Umfang 
bes ftändifchen Beirathes und der ftändifchen Einwilligung läßt fi) 
daher überhaupt nicht rechtlich beftimmen, jondern wird zur bloßen 
Machtfrage. 

Aber auch in materieller Beziehung wird der alte Geſetzes⸗ 
begriff durchbrochen durch die Auflöfung des Volksrechtes wie der 
Verwaltungsordnung in bejondere Standesrecdhte ald Folge der 
immer ftarrer durchgeführten jtändifchen Gliederung der Gejellichaft. 
Das alte Volksrecht und Volksgericht Hatte fi) aufgelöft in be— 
fondere Rechte und Gerichte der einzelnen Stände, die nunmehr als 
angeborenes Recht des Einzelnen gelten. Die ftaatlihen Hoheits- 
rechte ferner Hatten die beſitzenden Klafjen ſich zu eigenem Rechte 
angeeignet und damit auch die VBerwaltungsordnung, mit Ausnahme 
der geringen, dem Landesherren verbliebenen Befugniffe, in jtän- 
difches Necht verwandelt. Erſt durch die Rezeption der fremden 
Rechte trat, ſoweit die Rezeption ſich erjtredte, wieder ein allen ge- 
meinfames Necht an die Stelle der befonderen Standesrechte. Lebtere 
erhielten ſich jedoch nicht nur in einer Reihe privatredhtlicher: 
Inftitutionen, ſondern namentlih auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes. 

Gerade weil die Mitwirkung der Eontinentalen Stände bei der 
Gefebgebung im Wejentlihen überall nur Machtfrage war, wurde 
es feit dem 17. Sahrhundert der erftarkten landesherrlichen Gemalt 
jo leicht, die ſtändiſche Yuftimmung bei der Gejeßgebung zu ver- 
meiden und ohne förmliche Aufhebung die Stände in den Ruhe⸗ 
ftand zu verſetzen. Das Recht zur Geſetzgebung geht damit, da 
der bejchränfende Faktor fortgefallen iſt, auf den Landesherren 
allein über. 

Gleichwohl ging auch unter der abjoluten Monarchie die Gejeh- 
gebung nicht einfach auf in der Regierung. Wenn aud) der Monard) 
allein die Gejeße erließ, jo blieb dennoch ein wejentlicher Unterjchied 
derfelben von der Negierung. Die Geſetze bedurften ſtets einer 
bejonderen Art der Vorberathung in einer Beamtenkörperichaft, dem 
Staatsrathe oder der Gejeßgebungsfommilfion, und vor allem, um 
die Verbindlichkeit für die Untertanen zu begründen, der förmlichen 
Vublifation. Deshalb bleibt der alte Begriff der Gejeßgebung nod) 
ferner von Bedeutung. Der geichichtlichen Entwidlung entjprechend 

11* 
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fallen in das Gebiet der Gejeßgebung die gemeinen Rechte und die 
Singularrechte der ftändiichen Rechtsordnung, ſoweit fie ih erhalten 
haben. In geradezu typilcher Weife haben 88. 7 ff. Einl. des Allg. 
Landrechts für Preußen von 1794 dem Ausdrud gegeben. Für 
Geſetze werden hier erflärt alle Verordnungen, Durch welche die be: 
fonderen Rechte und Pflichten der Bürger beftimmt oder die 
gemeinen Rechte abgeändert, ergänzt ober erklärt werden follen. 
Sole Verordnungen müflen in der Gejeßgebungstommiljion vor- 
berathen werden und erlangen nur dur die Publikation Ber: 
bindlichkeit. 

Mit dem Gejeßesbegriffe, wie er fich auf der gemeinfamen 
germanifchen Grundlage verfchieden in England und den Tontinen- 
talen Staaten entwidelt hatte, kreuzt fich num derjenige der konftitu⸗ 
tionellen Theorie. Diefelbe knüpft an das englifche Recht an, jedod 
ohne Verftändniß feiner Hiftorifchen Entwidlung. Da fi in Eng 
land das Statute Law in Folge der Uebermacht des Parlamente 
über fait alle Gegenjtände erſtreckt, die überhaupt rechtlich zu nor: 
miren waren, fo identifizirt die Eonjtitutionelle Theorie Geſetz umd 
Rechtsnorm überhaupt unter Reugnung einer freien königlichen Re 
gierung. Nach dem Prinzipe der Theilung der Gemwalten ift der 
Begriff des Gejehes mit Nothwendigkeit gleichzeitig ein formelle 
und ein materieller. Geſetz ift der von der BollSvertretung, vor: 
behaltlich des königlichen Vetorechtes, erlaflene Staatsakt. Inhalt 
deſſelben kann nie etwas Anderes fein als der Erlak von NRedts- 
normen, und andererjeit8 können Rechtsnormen vom Staate nur 
durch Geſetze erlaſſen werden. 

Diefer Gejegesbegriff ijt aber in voller Reinheit nirgends zur 
Durchführung gelangt. 

Die beite Gelegenheit zur Durchführung des Prinzips der 
ZTheilung der Gemwalten boten die Staaten, in denen revolutionät 
Bewegungen die hiſtoriſche Monarchie geftürzt und das Prinzip der 
Bolfsfouveränetät zur Geltung gebracht hatten. Der Gejeßgebung, 
die durch die VollSvertretung und den Monarchen ausgeübt werden 
jollte, überwies man hier allerdings den Erlaß ſämmtlicher Rechis⸗ 
normen. Aber man bejchränfte die Gejepgebung Teineswegs auf 
dieſes Gebiet, jondern e8 jollten auch andere Anordnungen der ver- 
ſchiedenſten Art nur durch Geſetz zu Stande fommen können. Damit 
ift aber der materielle Begriff des Geſetzes zeritört. elek ift 
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vielmehr nur ein in beftimmten Formen zu Stande gelommencr 
Staatsakt. 

In den monarchiſchen Staaten ſtellte ſchon die Exiſtenz der 
hiſtoriſchen Monarchie der Verwirklichung des Prinzigs der Theilung 
der Gewalten unüberſteigliche Hinderniſſe entgegen. Der Monarch 
mußte Träger der Geſetzgebung bleiben und konnte ſich nur bei ihrer 
Ausübung an die Mitwirkung felbitftändiger Faktoren binden. Da 
ferner die Präjumtion für die freie Regierungsthätigfeit des Monarchen 
ſprach, fo fielen in das Gebiet der Gefeßgebung nur die ihr aus: 
drüdlich überwiejenen Materien. Dies waren keineswegs alle Rechts⸗ 
normen, wohl aber der bei Weitem größte Theil derjelben. Anderer: 
ſeits ſollten nach den Berfaffungsurfunden auch gewiſſe andere 
Materien, die nicht Rechtsnormen waren, in Zukunft nur durd 
Geſetz geregelt werden dürfen. Die Aufrechterhaltung eines materiellen 
Gefepesbegriffes ift damit unmöglid) geworden. Gejeß ift auch hier 
nur noch ein formeller Begriff. 

Eine mehrtaufendjährige Entwidlung des Gefegesbegriffes führt 
daher zu dem Ausgangspunkte zurüd. Das römiſche Recht kennt 
nur einen formellen, daS germanijche nur einen materiellen Gejeßes- 
begriff. Der leßtere Hat jedoch gewiſſe formelle Wirkungen. Entgegen 
dem ſonſt gewöhnlichen Vorgange haben aber hier die Formen den 
Inhalt zerjeßt. In dem modernen Staate ift faſt durchgängig der 
formelle Gejegesbegriff allein übrig geblieben. Derjelbe ift aber 
nit mehr der römiihe. In feinen langen Wandlungen Hat er 
auch eine Läuterung erfahren. Während nad römiſchem Rechte im 
Gejege nur der Abfolutismus jei es der Volfsgemeinde ſei es des 
Kaiſers fich ausgeprägt findet, bildet das formelle Geſetz der Gegen- 
wart den Ausdrud verfafjungsmäßiger Freiheit. 


8.2. Das Weſen des Gejepes. 

Seder Verſuch, das Weſen des Gejees allgemein zu beftimmen, 
Iheitert an der Thatſache, daß die allgemeine Begriffsbeitimmung 
für einzelne Staaten nicht zutrifft. Durch die ganze Philoſophie 
des 17. und 18. Jahrhunderts bis zu Hegel und feinem bedeutendften 
Vertreter auf dem Gebiete der Staatswiſſenſchaften, 2. vo. Stein, 
zieht fi der Gedanke, daß das Geſetz der allgemeine Wille des 
Staates fei, und daß die Bildung dieſes Staatswillens in befon- 
derer Form unter weſentlichem Einfluffe des popularen Clementes 
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erfolgen müſſe. Ihren jhärfiten Ausdrud Hat diefer Gedanke in 
der Fonftitutionellen Theorie gefunden. Allein zunächſt fehlt jede 
Möglichkeit einer ſcharfen Abgrenzung des Willens gegen ander 
Bethätigungen der Perjönlichkeit, da jede That das Moment des 
Wollens in fich trägt, und jeder ausgeſprochene Wille aud ein 
That iſt. Ueberdies muß jede Theorie, die vor dem wirklichen 
Staate nicht die Augen verjchließt, anerkennen, daß fie nicht überell 
zutrifft, duch Ausnahmen durchbrochen wird. Insbeſondere hat 
2. v. Stein ſelbſt in meifterhafter Weije gefchildert, wie im bem 
abjoluten Staate jein Begriff der Gefeggebung negirt wird durch 
die Vollziehung.!) Da aber die Ausnahme, fo lange fie befteht 
diejelbe Eriftenzberechtigung Hat wie die Regel, fo wird damit 
überhaupt die Aufjtelung eines allgemeinen Begriffes des Geſezes 
unmöglid. Die Unterfuhung kann auch hier nur ausgehen vom 
dem Hiftoriich erwachſenen Rechte der einzelnen Staaten. 


Negativ kann man hier fo viel als ein allen Staaten gemein- 
james Moment feitjtellen, daß Fein Staat Geſetz und Rechtsnorn 
identifizirt, obgleih in allen philoſophiſchen Theorien wie in der 
pojitiven Rechtswiſſenſchaft die Anſicht von der Identität von Geſeh 
und Rechtsnorm die bis in die neuejte Zeit unbedingt herricdhende 
war. Ueber die pojitiven Merkmale des Gejeßes geht aber das 
Necht der einzelnen Staaten weit auseinander. | 


Das ruffiiche Recht ift allein unter dem aller modernen Kultur 
ftanten nit von dem germanijchen Geſetzesbegriffe ausgegangen, 
der fich im mannigfaltigen Wechjel der äußeren Erjcheinungen felhf 
in der abjoluten Monarchie der Eontinentalen Staaten als Iekte 
Reit der alten Vollsfreiheit erbauten Hatte. Was in Rußland ein 
Geſetz iſt, läßt fi troß der Begriffsbeitimmungen der Grund: 
gejege nur Schwer jagen. Jede Aufftelung einer Regel wird al 
Geſetz bezeichnet, aber auch die Anordnung eines Rechtsſatzes für 
den einzelnen Tall gilt als Geſetz. Rechtsnormen follen durd den 
Reichsrath vorberathen und förmlich) publizirt werden. Aber auch 
eine nicht publizirte Faiferlide Anordnung, die eine Rechtsnorm ent: 
hält, ift wenigftens für die Betheiligten, denen fie bekannt gegeben 
ift, verbindlih. AndrerfeitS werden auch andere Anordnungen als 





— 


) 2.0. Stein, Bermaltungslehre, Erjter Theil, Die volziehende Gewalt 
Bd. 1 (2. Aufl.), Stuttgart 1869, ©. 70 ff. 
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Rechtsnormen im Reichsrathe verhandelt und förmlich publigirt. 
So bleibt denn als einzig faßbarer Begriff des Geſetzes nur übrig, 
daß es die Willenserklärung des Herrfchers ift. Dies ift aber 
nichts Anderes als der formelle Gejegesbegriff des römiſchen Rechtes, 
mie er über Byzanz nad) Rußland verpflanzt worden ift. Ale 
Verſuche von Legaldefinitionen können nicht darüber hinwegtäufchen, 
dab nicht Die objektive Rechtsordnung, fondern der perjönliche und 
ſchrankenloſe Wille des Herrichers alle Lebensverhältniffe beftimmt. 

Das entgegengejeßte Ertrem bietet das englifche Recht dar, in 
bem ji) noch heute der altgermanifche Geſetzesbegriff als der des 
angeborenen und ftaatliher Willfür entrüdten Rechtes des freien 
Mannes erhalten hat. Der Begriff des Law ſchließt das Gewohn⸗ 
heitsrecht in ſich. Seine Abänderung iſt nur zuläſſig unter Mit- 
wirkung des Parlamentes. Da jedoch deſſen Mitwirkung ſich nicht 
auf das urſprüngliche Gebiet des Common Law beſchränkt, ſondern 
auch den größten Theil der früher freien Regierung abſorbirt hat, 
ſo deckt ſich annähernd thatſächlich, aber nicht grundſätzlich, das 
Gebiet der Rechtsnormen mit dem der Geſetzgebung. Andrerſeits 
vermeidet es das engliſche Recht auf das Peinlichſte, die Geſetzes⸗ 
form anzuwenden, wo es ſich nicht um den Erlaß einer Rechts⸗ 
norm handelt. Hieran hindert der in England durchaus lebendig 
gebliebene Geſetzesbegriff des Germanenthums. Der Grund ferner, 
der in anderen Staaten dazu nöthigte, auch andere ſtaatliche An— 
ordnungen an die Geſetzesform zu binden, nämlich die Sicherung 
der Mitwirkung der Volksvertretung, fiel in England fort, da hier 
die Omnipotenz des Parlamentes ohnehin feſtſtand. Selbſt die ſo— 
genannten Private Bills, welche Gegenſtände betreffen, die in den 
kontinentalen Staaten durch Verwaltungs- oder Regierungsakt ge⸗ 
regelt werden, wie Verleihung des Enteignungsrechtes, Ertheilung 
von Korporationsrechten 2c., find wirkliche Rechtsnormen. Sie find 
nur Die Folge der weiten Ausdehnung des Gebietes der Gefep- 
gebung, welche alle Lebensverhältnifje unbedingt regelt und deshalb 
jede Durchbrechung der gefeglichen Regel wieder auf den Weg der 
Gejeßgebung verweilen muß. Der Begriff des Geſetzes (Law) ift 
alſo in England grundfäglich ein materieller, er umfaßt die durch 
Gewohnheit (Common Law) oder Parlamentsbeſchluß (Statute Law) 
feſtſtehenden Nechtsnormen, die gleichzeitig angeborene3 Recht jedes 
Einzelnen find. Diefer materielle Geſetzesbegriff Hat aber formelle 
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Wirkungen, da jede Abänderung des Law eines Parlamentsbeſchluſſes 
bedarf. 

Am engften ſuchen ſich die Staaten, welche das Prinzip der 
Volksſouveränetät verwirklicht Haben, an das englische Vorbild an— 
zuſchließen. Da jedoh im ihnen während mehrerer Menſchenalter 
die abjolute Monardie und vorher die Zerſetzung aller Redis: 
verhältniffe durh das Ständethum den altgermanijchen Geſetzes— 
begriff zerjtört hatte, da man außerdem den Einfluß der Volk: 
vertretung nach jeder Richtung durch poſitive Sagung zu jichern 
ſuchte, fo entwidelte fih der materielle Geſetzesbegriff des eng: 
lichen Rechtes in den Staaten der Bolfsfouveränetät zu einem 
rein formellen. Zunächſt wird vermöge der Eonftitutionellen 
Theorie von der Theilung der Gewalten das in England bloß die 
thatlächlihe Negel bildende Verhältnig, daß die Nechtönormen nur 
unter Mitwirkung der Volfsvertretung oder durch fie ausſchließlich 
erlaffen werden, zu einem prinzipielen und redtlich nothmendigen. 
Hätte man ji) hierauf befchräntt, jo wäre wenigjtens in diejem 
Punkte die konſtitutionelle Lehre von der Theilung Der Gemalten 
verwirklicht worden. Allein dies war unmöglich, weil man jonit 
der Regierung die Machtmittel gelaffen Hätte, unabhängig von ber 
neuen verfajlungsmäßigen Ordnung zu handeln und dieje wieder 
umzuftürzen. So wird aud für cine Reihe anderer Staatsakte, 
wie Feltjtellung des Staatshaushalt3etats, Aufnahme von Anleihen 
und Uebernahme von Garantien zu Laſten des Staates, Verände: 
rungen des Staatögebietes und feiner größeren Berwaltung3bezirk, 
die Form des Geſetzes verlangt. Die Staatsrechtswiſſenſchaft nimmt 
zunächſt unter dem Einfluffe der Eonftitutionellen Theorie blindlngs 
an, daß es fih in allen diefen Fällen um Rechtsnormen handle, 
ein Geſetz ohne Geſetzesinhalt unmöglich fei. Erjt allmählich bridt 
fich die Ueberzeugung Bahn, daß man auch die Gejegesform ar: 
wenden fönne, wo eine NRechtsnorm nicht vorliege. Man jpridt 
hier von bloß formellen Gefegen. Durch deren Anerkennung it 
aber thatfächlich der Begriff des materiellen Gejeges zerftört. Denn 
mas Snhalt des Geſetzes ift, läßt ſich nicht mehr aus dem Begrifte 
deffelben, fondern nur aus kaſuiſtiſchen Beſtimmungen ber %er: 
fafjungsurfunden feſtſtellen. Geſetz ift aljo der unter maßgebendem 
Einfluffe der Volfsvertretung zu Stande gefommene Staatsakt. Ter 
Geſetzesfform bedarf e8 zum Erlaffe aller NRechtsnormen und aller 
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ſonſtigen Staatsafte, die durch befondere Beftimmungen der Gefeh- 
gebung überwiejen find. Selbſtverſtändlich hindert die Negierung 
nichts, die Gejegesforn auc da anzuwenden, wo fie an fidh nicht 
nothwendig iſt. Aber auch in diefem Falle kann die Abänderung 
des Gejeged nur durch neues Gefeh erfolgen. 

Auf dem Standpunkte dieſes rein formellen Gejepes, wie es 
aus dem Prinzip der Voltsfouveränetät erwachfen ift, ftehen die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, ſämmtliche romanifche 
Staaten, die Niederlande, Belgien, die Schweiz, Norwegen, nicht 
dagegen Schweden, welches gleich dem englifchen Rechte grundfäglich 
eine freie Königliche Regierung anerkennt. 

Dei dem Uebergange zur Eonftitutionellen Staatsform in den 
monarchiſchen Staaten beabfichtigte man, durchweg das franzöſiſch⸗ 
belgiihe Vorbild zu vermwirflihen. Die Hiftoriichen Faktoren, 
welde die Entwidelung des Rechtes beftimmen, erwieſen fich aber 
mächtiger als die Theorie. So gelangte man zu einem Rechts⸗ 
zuftande, zu deijen Anerkenntniß ſich die Rechtswiſſenſchaft, welche 
fih in den Banden der Eonftitutionellen Doktrin befand, nur fehr 
allmälig und ſehr jpät Hat entichließen können. 

Da der Monardy die Verfaffungsurkunde erließ und fich durd) 
fie in der Ausübung einzelner Funktionen bejonderen Beſchränkungen 
unterwarf, jo gingen letztere jelbjtverftändlich nicht weiter, als fie 
ausdrücklich ausgeſprochen waren. Bezüglich der Geſetzgebung gab 
es nun zwei Wege. In einer Reihe von Staaten, jo den deutjchen 
Mittelftaaten, Ungarn, Schweden werben die Gegenftände der Gejep- 
gebung kaſuiſtiſch aufgezählt, wobei der hiſtoriſche Gefeßesbegriff des 
Germanenthums von maßgebendem Einfluffe if. Die deutfchen 
Mittelftaaten überweiſen der Gejeßgebung alle Rechtsnormen, welche 
in die Freiheit der Perſon und des Eigenthums eingreifen, alfo im 
Vejentlihen das Privat-, Straf» und Prozeßrecht, und außerdem 
kajuiftiich einzelne andere Materien, Ungarn die meiften Rechts⸗ 
normen jedoch mit Ausjchluß der Polizei und einzelne andere Anorbd- 
nungen, Schweden da3 bürgerliche, Straf: and Kirchenrecht, während 
die jogenannten ökonomiſchen Anordnungen vom Könige allein aus- 
gehen. Undere Staaten, jo Preußen, Dejterreich, Dänemark, zählen 
allerdings in den Verfaffungsurfunden eine Reihe von Gegenftänden 
auf, die durch Geſetz geregelt werden jollen. Aber es fehlt eine 
prinzipielle Beftimmung darüber, welche Rechtsnormen überhaupt 
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in das Gebiet der Gejeggebung fallen. Dan hielt eine ſolche für 
überflüffig, da man den Gejegesbegriff der Tonftitutionellen Theorie, 
wonach eine Rechtsnorm nur in Gejepesform erlaflen werden kann, 
vorausfegte. Allein die Verfaſſung Hat dem Eeinerlei Ausdrud ge 
geben. So ergiebt ſich denn als Folge, daß das ältere Recht be 
züglich der Gegenftände der Gejeßgebung inſoweit unberührt geblieben 
ift, al3 die Verfaflungsurkunde nicht neue Beftimmungen enthält. 

: Auch in den Eonftitutionellen Staaten und in Schweden ijt daher 
der Begriff des Gejeßes ein rein formeller: Geſetz ijt jeder in be 
ftimmten Formen, d. 5. durch Zuſammenwirken von Monarch und 
Volksvertretung, erlaffene Staatsakt. Der Inhalt des Geſetzes 
fann aber nicht aus dem Begriffe, fondern nur aus kaſuiſtiſchen 
Beitimmungen der Berfaflungsurkunden entwidelt werden. Someit 
iſt eine Webereinftimmung mit der vorher behandelten Gruppe der 
Staaten der Bollsjouveränetät vorhanden. Während jedoch in der 
Iegteren alle Rechtönormen und außerdem die bejonders bezeichneten 
andermeiten Gegenftände der Gejeßgebung anheimfallen, wird in der 
Gruppe der Eonftitutionellen Staaten der materielle Gejeßeöbegriff 
auch nach der anderen Richtung Hin zerftört: keineswegs alle Redts- 
normen, jondern nur gemwifle Kategorien derjelben gehören in das 
Gebiet der Gefeßgebung, außerdem eine Reihe anderer, bejonders 
hervorgehobener Gegenſtände. Damit fällt jede Möglichkeit fort, 
den Begriff eines materiellen Gejeßes noch nach irgend einer Rich— 
tung feftzuhalten. Die Gegenftände der Gefeßgebung laſſen ſich, 
mag es ſich um Rechtsnormen oder um thatſächliche Anordnungen 
handeln, nirgend8 mehr prinzipiell, fondern nur kaſuiſtiſch nad) 
Maßgabe der betreffenden Verfaſſungsgeſetzgebung entwideln. 

Die Rechtswiſſenſchaft hielt gleichwohl unter dem Einfluffe der 
Eonjtitutionellen Theorie an der Spentität des formellen und mate 
riellen Geſetzes feſt. Erſt ſpät und unter mannigfaltigen Anfed: 
tungen brach fih namentlich durh die Schriften von Gneift und 
Laband über das Budgetredht der Gedante Bahn, daß die Gejehes- 
form auch Anwendung finde, wo es fih nit um einen Rechts⸗ 
inhalt handele, daß es bloß formelle Gejege geben könne. Bon 
diefem Standpunkte, der dem Rechtszuſtande der Staatengruppe der 
Bollsjouveränetät thatlächlich entipricht, war nur ein Schritt weiter 
zu dem Anerfenntniffe, daß vermöge des TFortbeitandes der freien 
monarchiſchen Regierung au nicht alle Rechtsnormen in das Gebiet. 
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der Gejeßgebung fallen. Diefen Schritt Hat die neuefte ftaatsrecht- 
liche Literatur namentlich auf dem Gebiete des preußischen Rechtes 
vollzogen. Die Hier vertretene Auffaffung Tann fpeziell für das 
preußifhe Recht bereit? als die unbedingt herrfchende bezeichnet 
werden. Damit hat fi die Staatswiffenfchaft von den überkom— 
menen Feſſeln der Eonftitutionellen Theorie befreit und konnte dem 
biftoriich gewordenen Rechte des Tonititutionellen Staates gerecht 
werden. 


8.3. Das BZuftandefommen des Geſetzes. 


Tem Geſetze ift es weientlih, daß es in befonderen, von den 
gewöhnlichen Regierungsakten abweichenden Formen erlafien wird. 
Dieje Formen beftehen, abgejehen von dem abfoluten Staate, darin, 
daß verjchiedene Tyaktoren des Staates zur SFeftftellung der im 
Gelege enthaltenen ftaatlihen Willenserklärung zufammenwirten. 
Der Einfluß der einzelnen Staatsfaktoren nad) der rechtlichen wie 
nad) der politiihen Seite ift jedoch in den verschiedenen Staaten 
ſehr mannigfaltig entwidelt. Daher exiftirt fein einheitlicher Modus 
für das Buftandefommen des Gefeßes, es laſſen ſich höchſtens ver- 
ſchiedene Staaten gruppenweiſe zuſammenfaſſen. 

In dem abſoluten Staate unterſcheidet ſich das Geſetz von 
anderen Staatsakten durch die beſondere Vorberathung und Publi— 
kation. Die vorgeſchriebene Vorberathung der Geſetze in einer 
Geſetzgebungskommiſſion, einem Staatsrathe oder, wie noch heute 
in Rußland, dem Reichsrathe, einer Körperſchaft berufsmäßiger 
Beamter, hat jedoch in der Regel nur eine inſtruktionelle Bedeutung, 
ſo daß es dem Herrſcher unbenommen bleibt, Geſetze auch ohne 
vorherige Anhörung jener berathenden Behörde zu erlaſſen. Nur 
in Preußen war zeitweiſe bis zum Erlaſſe des Allgemeinen Land- 
rechts die Giltigfeit des Geſetzes felbft von der Vorberathung in der 
Geſetzgebungskommiſſion abhängig. Andrerjeit8 können aber alle 
und jede Anordnungen des Herrſchers von allgemeiner Bedeutung 
ber Vorberathung der betreffenden Behörde überwiefen werden. Die 
Publikation endlich ift nothmwendig, um den Staatsangehörigen von 
dem Geſetze Kenniniß zu geben und feine Verbindlichkeit zu be- 
gründen. Aber in den Formen der Geſetze werden auch andere 
ftaatlihe Anordnungen bekannt gegeben, jo daß die Thatjache der 
Publilation Fein ausreichendes Kennzeichen für das VBorhandenfein 
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eines Geſetzes darbietet. In dem abfjoluten Staate find Daher be- 
fondere Formen der Gejeßgebung zwar vorhanden, aber fie ver- 
ſchwimmen und werden ungewiß, da das Schwergewicht für alle 
ftaatlihen Akte Lediglich in der perjönlichen Willensäußerung des 
Monarchen liegt. 

In dem Eonftitutionellen Staate erjcheint dagegen das Gelch 
als die Willenserklärung des Monarchen, die ſich mit Dem ver» 
faffımgsmäßig ausgeſprochenen Volkswillen in Uebereinflimmung 
befindet, e8 ift die mit Zuftimmung der Landesvertreiung erlafiene 
Verordnung des Monarden. 

Formel fteht auf diefem Standpuntte noch heute‘ das engliſche 
Recht. Die Eingangsformel!) giebt feierlich der Auffaſſung Ausdrud, 
daß der Monarch das Geſetz erläßt mit Zuftimmung des Parla- 
mentes. Allein die Degeneration des monarchiſchen Staates, dejien 
äußere Hülfen fich erhalten Haben, in den parlamentarijchen tritt 
nirgends fo ſtark hervor als auf dem Gebiete der Gejeggebung. 

Das Auftimmungsrecht des Parlamentes hat ſich entmwidelt aus 
deffen Petitionsrechte. Der König wird gebeten, eine Verordnung 
beftimmten Inhaltes zu erlaſſen. Hierin lag die im Voraus ertheilte 
Zuftimmung zu der Verordnung. Wenn man nun aud) jpäter den 
Gefegentwurf (Bill), dem man zuftimmte, förmlich ausarbeitete, jo 
war die Zuftimmung doc) immer nur eine befondere Art der ‘Petition. 
Da es nun feit Edward III. anerkannt war, daß Menderungen des 
Zandesrechtes nicht ohne parlamentariihe Zuftimmung erfolgen 
durften, jo konnten Anregungen zu einem Gejegentwurfe immer nur 
von dem Barlamente ausgehen. Das heißt: die Einbringung eines 
Gefegentwurfes im Parlamente, die geſetzgeberiſche Initiative, jteht 
nicht dem Monarchen, jondern nur dem Parlamente, bezw. deſſen 
Mitgliedern nad) Maßgabe der Geihäftsordnung zu. Allein mit 
dem Uebergange zu dem parlamentariſchen Regierungsſyſteme ift 
der hierin liegende Mangel einer organifchen Verbindung zwiſchen 
Negierung und Gefeßgebung befeitigt worden. Da die Mitglieder 
des Kabinets aus der Zahl der Barlamentsmitglieder hervorgehen, 


1) Be it enacted by the Queen’s most Excellent Majesty, by and with 
the advice and consent of the Lords Spiritual and Temporal, and Commons, 
in this present Parliament assembled, and by the authority of the same, a8 
follows. 
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jo können jie als folche Gefeßentwürfe einbringen. Materiell ift 
aber da3 Kabinet Träger der Regierung. Damit ift die geſetz⸗ 
geberiſche Initiative der Regierung wiederhergeſtellt. Thatſächlich 
gehen auch die meiſten Geſetzentwürfe von der Regierung, in der 
die herrſchende Partei ſich verkörpert, aus. 

Immerhin blieb aber dem Monarchen die rechtliche Möglichkeit, 
auf die Petition des Parlamentes den Erlaß der erbetenen Ver— 
ordnung abzulehnen. Es geſchah dies in der ſchonenden Form, 
daß der König verſprach, die Angelegenheit weiter in Ueberlegung 
zu ziehen. (Le roi s'avisera). Dei der völligen Freiheit feiner 
Wilensentihlieung gegenüber der Forderung des Parlamentes 
war er es aljo wirklich, der das Geſetz erließ. Allein in Folge der 
Uebermacht des Parlamentes Hat der König es feit Anfang des 
18. Sahrhundert3 nicht mehr wagen fönnen, einen Gefeßentwurf des 
Parlamentes abzulehnen. Ueberdies würde cine foldhe Ablehnung 
bei der parlamentarijchen Regierungsweiſe unmöglicd fein. Denn 
der Gejegentwurf wird dem Monarchen durch das Minifterium der 
berrihenden Partei vorgelegt, das er ſelbſt mit der Regierung be- 
traut hat. Die engliihe Jurisprudenz leugnet daher jegliches Recht 
de3 Monarchen, einen Gejegentwurf, der die Zuftimmung des Par— 
Iamente3 gefunden hat, jeinerjeit3 abzulehnen. Es wird dies ge- 
folgert aus einem jeit beinahe zwei Jahrhunderten feitftehenden 
Gewohnheitsrechte und daraus, daß der Monarch durch das Organ 
feiner Regierung, das Kabinet, bereit3 bei der Berathung der Bor: 
lage feine Zuſtimmung zu derjelben erflärt habe. 

Entgegen dem alten monarchiſchen Rechte, deſſen äußere Formen 
jih aufrecht erhalten haben, iſt aljo ein Geſetz bereits endgiltig zu 
Stande gefommen, wenn die beiden Häufer des Parlamentes als 
die Vertretung des Volkes mit demfelben einverftanden find. Dieje 
geben nicht ihre Zuftimmung zu dem Crlafje eines Staat3aftes, 
jondern erlaſſen ihn felbjt. Die Mitwirkung des Königs bei der 
Geſetzgebung ift zu einer rein formalen geworden. Die Bedeutung 
diefer Mitwirkung bejteht nit darin, daß der König die ftaatliche 
Willenserklärung erläßt. Denn wo jede Freiheit der Willendent- 
hliegung aufgehoben iſt, ericheint aud eine Willenserklärung be— 
grifflich ausgeſchloſſen. Der König Hat nur die verfaljungsmäßige 
Berpflihtung, das Geſetz feinerjeit3 zu vollziehen und ihm Damit 
die äußere Form des Geſetzes zu verleihen, worauf dann ſeine Publi— 
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fation zu erfolgen hat. Das monarchiſche Geſetzgebungsrecht it 
aufgegangen in dem parlamentarifchen. 

In dem monarchiſchen Staate ift dagegen der ganze Gang der 
Gejeßgebung beherriht von dem Gedanken, daß der Monarch, der 
die gejammte Staatsgewalt in feiner Perſon vereinigt, auch der 
perfönlide Träger der Gejeßgebung iſt. Dieſer Gedanke erfcheint 
aber nicht bloß wie in England als eine äußere Form, der der 
politive Rechtsinhalt nicht mehr entipricht, jondern in völliger Uebers 
einftimmung von Form und Inhalt ausgeprägt. 

Während die Ausarbeitung des Gejegentwurfes eine rechtlich 
gleichgiltige Thätigleit ift und ſowohl in einer Behörde wie von 
Privatperjonen erfolgen kann, beginnt die Funktion des Gejeßgebers 
mit dem Augenblide, in dem der Entwurf in einer Kammer der 
Volksvertretung eingebracht wird. Dieſe Einbringung iſt die Ini⸗ 
tiative. 

Sm Gegenfage zu England, wo die monarchiſche Initiative 
von jeher durch die Petitionsform der parlamentariſchen Zujtimmung 
ausgejchlojjen war, folgerte man in Deutichland bei dem Uebergange 
zum Eonftitutionellen Syfteme aus dem ausfchließlihen Gejepgebungs- 
rechte des Monarchen auch eine ausjichliekliche Initiative deſſelben. 
Nur der Monarch follte hiernach das Necht haben, durch feine Re 
gierung einen förmlich ausgearbeiteten Gejegentwurf in der Volks— 
vertretung einzubringen, letztere aber darauf bejchränft fein, den 
Monarchen um die Einbringung einer Gejegesvorlage zu bitten. 
Diefe Auffaffung, die in einigen Verſaſſungsurkunden, jo der badi- 
fchen von 1818 und der württembergifchen von 1819, Ausdrud ge 
funden hatte, und noch jpäter von Gerber?) vertheidigt wurde, 
ericheint aber als eine formaliſtiſche Ueberſpannung des monarchiſchen 
PBrinzipes. Das ausjchlieglihe Gejeggebungsreht des Herrſchers 
wird in feiner Weife dadurch berührt, daß die Volksvertretung 
erHlärt, fie ftimme einem Gejegentwurfe bejtimmten Inhalte, falls 
der Monarch ein folches Geſetz erlajfen wolle, im Voraus zu. 
Nichts Anderes ift aber die Initiative der Volksvertretung. Die 
ſpätere Verfaſſungsgeſetzgebung der monarchiſchen Staaten hat daher 
durchgängig ſowohl dem Herrſcher wie jedem Haufe der Boll. 


2) v. Gerber, Grundzüge eines Syftems „des deutichen Stantsredts, 
2. Aufl., Leipzig 1869, ©. 148. 
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vertretung die Initiative eingeräumt au) da, wo früher nur die 
monarchiſche Initiative anerfannt wurde. 

Für das Zuſammenwirken von Monard) und Vollsvertretung 
bei der Gejeßgebung haben die Berfafjungsurkunden der Eonjtitutio- 
nellen Staaten zwei verjchiedene Formeln aufgeftelt. Den korrek⸗ 
teiten Ausdrud für dag wahre Verhältniß der Staatsfaktoren haben 
diejenigen Verfaſſungsurkunden gefunden, welche wie die der deut- 
hen Mitteljtaaten und Oeſterreichs ausfpredden, daß der Monarch 
die Gejeßgebung unter Zuftiimmung der Volksvertretung ausübe. 
Sm Gegenjage dazu bejagen andere Verfaffungsurfunden, jo nament- 
ih die preußiiche und däniſche, daß die Gejepgebung durch den 
Monardien und die beiden Häujer der PVolfsvertretung gemein 
ihajtlih ausgeübt werde, und ftellen jo anjcheinend die drei Fak— 
toren in ein Koordinationsverhältnig. Obgleich für letztere Formu— 
lirung da3 franzöfiich-belgifhe Vorbild von maßgebendem Einflujje 
war, darf man doc nicht daraus folgern, daß das Verhältniß der 
gejeggebenden Faktoren dadurch ein anderes geworden fei, als bei 
der zuerjt erwähnten YForm.?) Denn die Verfaſſungsurkunde fpricht 
nur von der Ausübung der Gejeßgebung. Daß das Recht der 
Geſetzgebung wie jede andere jtaatlihe Funktion eine monardifche 
Befugniß ift, jteht bereits anderweitig feit. Danıit fommt man aber 
zu dem gleichen Rejultate, daß der Monar als Träger aller 
Stantsgewalten die Gelege erläßt unter Zujtimmung der Volks— 
vertretung, wie dies in den Berfajjungsurfunden der zuerjt erwähnten 
Staaten pojitiv ausgedrüdt ift. 

Der Monardy ijt Hiernady alleiniger Träger der Gejeßgebung, 
aber bei ihrer Ausübung gebunden an die Zuftimmung der Volks⸗ 
vertretung. Die Zujtimmung der Bolfsvertretung erjtredt ſich auf 
das Gejeg in jeiner Gejammtheit. Man Fann fie nicht beichränten 
auf die Feſtſtellung des Gefegesinhaltes, während der Geſetzesbefehl 
allein vom Monarchen ausgehe. Denn dem Gejeße ift die Lebendige 
Wirkſamkeit, die ihm dur) den Befehl gegeben wird, immanent, 
wer den Gejepesinhalt will, jtimmt auch dem Geſetzesbefehle zu und 
umgefehrt. Erſt wenn die Zuftimmung der Volksvertretung zu einem 
Sejegentwurfe, mag dieſer aus ihrer eigenen Initiative oder der der 


3) Dies gefchieht 3. B. durch Hänel, Das Gefeg im formellen und im 
materiellen Sinne, Leipzig 1888. 
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Regierung hervorgegangen fein, vorliegt, kommt der Monarch in 
die Lage, ſich zu entſchließen, ob er das Gejeg, für das nunmehr 
alle Vorbedingungen erfüllt find, erlaffen will oder nicht. Dielen 
Crlaß des Geſetzes, der fi) in der Form der Unterjchrift des Ent- 
wurfes vollzieht, bezeichnet man als die Sanktion. Diefelbe ijt aljo 
nicht8 Anderes ala der monarchiſche Geſetzgebungsakt jelbit. Ihm 
fteht der Monarch in völliger Freiheit der Entſchließung gegenüber. 
Selbft wenn der Gefeßentwurf aus der monarchiſchen JInitiative 
hervorgegangen und in beiden Häuſern der Volksvertretung unver: 
ändert angenommen ift, kann doch der Monarch die Sanktion ver: 
mweigern, weil er fich über den Erlaß des Geſetzes erjt dann end- 
gültig ſchlüſſig machen kann, wenn alle Borausfegungen dafür erfüll 
find. Hieraus ergiebt fi) aber wiederum, daß, wenn aud bie 
Berfafiungsurkfunden nur von einer gemeinjchaftlichen Ausübung der 
Gejeßgebung durdy den Monarchen und die beiden Häuſer der Volks⸗ 
vertrelung fprechen, doch die Stellung der drei Faktoren nicht die 
gleiche, vielmehr der Monarch allein Geſetzgeber iſt. 

Mit der Sanftion verbindet fich der Befehl zur Verkündigung 
des Geſetzes, wodurch deſſen Verbindlichkeit gegenüber den Staats: 
angehörigen begründet wird. 

Die Form, in der das Geſetz erlaffen wird, giebt überall 
ftaatsrechtlich Eorreft den Vorgang wieder, durch den Das Geſetz zu 
Stande gelommen ift: der Monarch erläßt die Anordnung unter 
Zuftimmung der Vollövertretung.*) 

In der parlamentarifhen Monarchie hat man ebenfallö die 
Formel angenommen, daß die Gejeßgebung ausgeübt wird durd 
den Monarchen und die beiden Kammern gemeinjchaftlih. Diele 
Beftimmung ruht aber Hier auf einem anderen Hintergrunde ald 
in den monardilchen Staaten, nicht auf der rechtlichen Vereinigung 
aller Staatögewalt in der Perfon des Monarchen, jondern auf der 
Souveränetät des Volkes, das die einzelnen Gewalten zur Aus- 
übung verjchiedenen verfafjungsmäßigen Organen überträgt. Wenn 
aljo die Ausübung der Gejebgebung dem Monarchen und den 
beiden Kammern gemeinſchaftlich zuftehen jol, jo kann von einem 
ausſchließlichen monarchiſchen Geſetzgebungsrechte nicht die Rede fein. 





+) 83.8. in Preußen: „Wir zc. verordnnen, mit Zuftimmung beider Häufer 
des Landtages, für den gefammten Umfang der Monardie, was folgt.“ 
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Im Gegentheile wird das reine KRoordinationsverhältniß der geſetz— 
gebenden Tyaltoren gerade zu Ungunften des Monardyen modificirt 
und ihm dur das Syſtem des Parlamentarismus jede aktive 
Theilnahme an der Gejeggebung entzogen. 

Die Initiative wird jedem der drei gejeßgebenden Faktoren 
beigelegt. Da jedoch der König jeine gefammte Thätigfeit nur 
ausübt durch das parlamentariihe Miniſterium, fo ift auf diejes 
auch die Jnitiative der Gejeßgebung übergegangen, die die Minifter 
auch ohne dies als Mitglieder der Volksvertretung ergreifen könnten. 
Die parlamentarifhen Staaten, in denen dem Monarchen die gejeß- 
geberiiche Initiative ausdrüdlich beigelegt iſt, kommen daher durch 
die parlamentarijche Praxis zu dem gleichen Ergebniß wie England, 
wo fie ihm ausdrücklich abgeſprochen wird, d. h. der Monarch hat 
die Initiative nicht, wohl aber das parlamentariihe Minifterium, 
welches die organische Verbindung zwiſchen Negierung und Geſetz⸗ 
gebung herſtellt. 

Bei dem Gejeggebungsafte ſelbſt fol nun die Willenserklärung 
der brei gejeßgebenden ‘Faktoren eine gleichwerthige fein. Auf 
diefem Standpunkte fteht thatſächlich die ſchwediſche Verfaflung, 
nad der das Geſetz zu Stande gekommen ift in dem Augenblid, in 
dem die Willensübereinjtimmung der drei gejeßgebenden Faktoren 
vorliegt. So fällt hier die bejondere Sanktion des Geſetzes durd) 
den Monarchen dann fort, wenn ein aus der Initiative der Regierung 
bervorgegangener Gejegentwurf unverändert die Zuflimmung der 
Volfövertretung erlangt Hat. Die meijten anderen Berfaffungen 
Iprehen allerding3 in Reminiscenz des früheren monardiichen Ge- 
ſetzgebungsrechts von einer Santtion des Geſetzes durch den Mons 
arhen. Aber unter dem Einfluffe der Eonjtitutionellen Theorie von 
der Theilung der Gewalten erjcheint doch als das eigentliche Drgan 
der Gejeßgebung die Volfövertreiung, und dem Monarden als 
Träger der Erefutive wird nur ein Vetorecht, d. h. die Befugniß, 
das Inkrafttreten eines von der gejepgebenden Gewalt bejchloffenen 
Geſetzes zu Hindern, beigelegt. Die Sanktion bedeutet in dieſem 
Zuſammenhange nicht mehr ein monardijches Gejehgebungsredht, 
fondern nur die Erflärung, von dem Betorechte feinen Gebrauch 
maden zu wollen. Am flarjten tritt die hervor, wo wie nach der 
franzöſiſchen Verfaflung von 1791 und der noch jeßt geltenden nor= 


wegiihen von 1814 das monarchiſche Veto nur ein jufpenfives ift 
Bornhak, Allgemeine Staatslehre. 19 
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nnd als befeitigt gilt, wenn mehrere Volfsvertretungen nad) ein 
ander denſelben Geſetzentwurf unverändert angenommen haben. 
Aber auch diefe negative Theilnahme des Monarchen an der Gejeh- 
gebung durch fein als Sanktion bezeichnetes Veto geht unter in ber 
Praxis der parlamentarifhen Regierung. Denn da der Monard) 
nur regiert durd) das aus der herrichenden Partei hervorgegangene 
Minifterium, diefes aber ſchon bei der parlamentarijchen Berathung 
feine Uebereinftimmung mit dem Gejegentwurfe geäußert haben muß, 
fo wird jede felbftftändige Erflärung des Monarchen gegenjtands- 
los. Mag man nun in der Sanktion eine pofitive Theilnahme an 
der Gefeßgebung oder bloß die Macht, das Inkrafttreten des Ger 
ſetzes durch das Veto zu hindern, fehen, nad) beiden Richtungen 
hin Hört jenes monardhifche Recht auf, ſobald durch den Parlamen⸗ 
tarismus die materiellen Befugnifje des Monarchen zu ſolchen des 
parlamentariſchen Miniftertums geworden find. 

Damit ift wiederum troß des verjchiedenen hiſtoriſchen Aus: 
gangspunktes das gleiche Nefultat erreicht wie in England. Jede 
materielle Betheiligung de8 Monarchen an der Gejeßgebung hat 
aufgehört. Das Gejeg ift, troß des entgegenftehenden Wortlautes 
der Berfaffungsurfunden, bereit3 zum Abfchluffe gelangt, wenn die 
beiden Kammern der Volfsvertretung es angenommen haben. Diele 
ſtimmen fomit nicht einem künftig zu erlaſſenden Staatsalte zu, 
ſondern erlaffen ihn ſelbſt, ertheilen die materielle Sanktion des Ge: 
ſetzes. Dem Monarchen, für den gegenüber einem ihm von dem 
parlamentariihen Minifterium vorgelegten Geſetze jede Freiheit der 
Willensentſchließung aufgehört Hat, bleibt nur die formale Thätig- 
feit, das Geſetz zu unterjchreiben, die er nicht verweigern darf, alſo 
eine reinformelle Santtion, worauf die Publikation des Gefeßes erfolgt. 

Die Bublikationsformel jtelt denn auch den Hergang bei Erlaß 
des Geſetzes Eeineswegs jo dar, als handle es fih um eine mit 
Zuftimmung der VollSvertretung erlajjene Verordnung des Mon- 
archen, ja nicht einmal, als wären Monarch) und beide Kammern 
die einander Eoordinirten Faktoren der Geſetzgebung. Vielmehr Liegt 
das Schwergewicht auf dem Beichluffe der Kammern, dem die 
Sanktion des Monarchen nachgeitellt wird.?) 


°, Sp lautet die Publilationsformel in Belgien: „Les chambres ont 
adopte et nous sanctionnons ce qui suit“; in Stalien: „Il Senato et la Camers 
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Mit dem Uebergange zur Republik ift dad monarchiſche Element 
auch formell abgeftreif. Wie nach der demokratiſchen Anjchauung 
das Gejeß der Ausdrud des allgemeinen Willens ift, der nichts 
anderes fein ſoll als die Summe der Einzelwillen, jo fann auch die 
Gejeßgebung nur der unmittelbaren Vertretung des Souveräns, der 
Vollövertretung, zujtehen. 

Die älteren, aus Abfplitterungen des alten Reiches entitandenen 
Republifen, wie die Hanjaftädte, halten dabei an einer Koordination 
der beiden jtädtifchen Kollegien, Senat und Bücrgerſchaft, feit, ob— 
gleich erfterer nicht einfach erjte Kammer der Volksvertretung, fondern 
Berwaltungsbehörde des Stadtſtaates ift. 

Sn den großen Bräfidentichaftsrepublifen ift dagegen die Geſetz— 
gebung, entjprechend der Lehre von der Theilung der Gewalten, 
lediglich) Funktion der Volfsvertretung. Nicht bloß materiell, wie 
in den parlamentarifhen Monardjien, ſondern auch formell ift es 
die Volksvertretung, welche durch den übereinftimmenden Beſchluß 
beider Kammern das Geſetz erläßt. Allerdings ift nun das von 
der Volksvertretung bejchloffene Geſetz dem Präſidenten (Governor) 
zur Vollziehung vorzulegen. Die unterfchriftlide Vollziehung bildet 
aber nicht den Geſetzgebungsakt ſelbſt, jondern gleich der Santtion 
in den parlamentarifhen Monarchien die formelle Konftatirung, daß 
ein Gejeß vorliegt. Der Bräfident hat aber gleichzeitig die Befug- 
niß, das Snkrafttreten des Gejeßes zu hindern. In Frankreich 
kann er eine nochmalige Berathung verlangen, in Nordamerika jein 
Veto einlegen, das nur durch erneute Annahme des Gejeßes durch 
die Volksvertretung mit Zmweidrittelmehrheit befeitigt werden Tann. 
In der Vollziehung des Gejeßes, melde in Frankreich als Pro—⸗ 
mulgation, in Nordamerila als Beftätigung bezeichnet wird, liegt 
daher gleichzeitig die Erklärung des Präfidenten, gegen das Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes Einwendungen nicht erheben zu wollen. Dieſer 
negative Antheil des Präfidenten an der Gejeßgebung ift übrigens 
in Frankreich durch das parlamentarifche Regierungsſyſtem praktiſch 


dei Deputati hanno approvato; Noi abbiamo sanzionato e promulghiamo quanto 
segue“; in Spanien: „N. etc. à todos los que las presentes vieren y entendieren, 
sabed: Que las Cortes han decretado y Nos sancionado lo siguente“. Ent. 
ſprechend der fpanifchen Formel ift die portugiefifhe. Dagegen wird in Schweden 
und den Niederlanden der gemeinſchaftliche Befchluß des Königs und der Volls- 
vertretung hervorgehoben. 

12* 
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befeitig.. Die Vollziehung muß innerhalb beftimmter Frift, in 
Frankreich binnen eine? Monats und bei jchleunigen Vorlagen 
innerhalb dreier Tage, in Nordamerifa in zehn Tagen erfolgen. 
In Nordamerika tritt das Geſetz ohne jede Willenserklärung des 
Bräfidenten in Kraft, wenn er innerhalb jener Friſt überhaupt feine 
Erklärung abgiebt, aljo weder das Geſetz vollzieht noch ein Veto 
einlegt. 

Die Eonfequente Durchführung des Prinzips der Bolls- 
jouveränetät kann fih aber mit der Ausübung der Gejebgebung 
durch gewählte Körperichaften felbft dann nicht begnügen, wenn die 
Theilnahme de3 monarchiſchen Faktors zu einer bloßen Tyormalität 
herabgedrüdt oder gänzlich befeitigt it. Faßt man mit Rouffeau 
das Gejeß al3 den allgemeinen Willen auf, der ih aus der Summe 
der im Staate vertraggmäßig verbundenen Einzelmillen zujammen- 
feßt, jo kann offenbar der Wille des Geſetzgebers dann am 
reinften zum Ausdrud gelangen, wenn unter weiteſter Ausdehnung 
des Aktivbürgerrechtes die politiich berechtigten Staatsangehörigen 
felbft über die Geſetze beſchließen. Die unmittelbare Geſetzgebung 
durch das Volk ift daher die folgerichtige Entwicklung des in ber 
Volksſouveränetät nur prinzipiell zum Ausdrud gelangten Gedankens 
der Demokratie. Mit der philofophifchspolitiichen Forderung der 
reinen Demokratie begegneten ſich thatfächlihe Zuftände, wie fie m 
einzelnen ſchweizer Ulpenthälern aus den Seiten altgermanilder 
Volksfreiheit hiſtoriſch überkommen waren. Da hier in Kleinen Ver- 
hältniffen thatfächlid die Gejammtheit der Staatsangehörigen als 
Landsgemeinde die oberjte Staatsgewalt darjtellte, ſchien Die pral- 
tiſche Durchführbarkeit des demokratiſchen Ideals erwieſen. 

Nach ſchweizer Vorbild bezeichnet man die unmittelbare Gejeh: 
gebung durch das Bolt ald Referendum. Es Hat nit nur m 
feinem Urjprungslande, der Schweiz, mehr und mehr an Boden 
gewonnen, e3 zeigen fi) auch verichiedene Anſätze zu feiner Ein⸗ 
führung in anderen auf dem Prinzip der Bollsjonveränetät bes 
ruhenden Staatögebilden. 

In der Schweiz haben ſich die alten Land3gemeinden, melde 
unmittelbar die Beamten wählen und über die Gejeßesvorlagen 
berathen und abjtimmen, nur in einzelnen älteren, vorwiegend länd: 
lichen Kantonen erhalten. Dagegen Haben feit 1848 unter ber 
Herrihaft der radikalen Partei fajt alle anderen Kantone das Ne 
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ferendum angenommen. Dieſes macht die gejeßgebenden Räthe 
nicht überflüffig, fondern ergänzt fie nur. Das Neferendum iſt ent- 
weder ein obligatorifches, jo daß alle von den gejeßgebenden Räthen 
beihloffenen Gejege dem Volke zur endgültigen Entſcheidung vor⸗ 
gelegt werden müſſen, oder ein fakultatives, bei dem die Borlage 
an das Volk nur erfolgt, wenn eine bejtimmte Anzahl ftimmbered)- 
tigter Bürger innerhalb gewiſſer Friſt nach dem Beichluffe der Räthe 
die VolSabjtimmung verlangt. Eine Verhandlung und Berathung 
des Volles über das Geſetz iſt in beiden Fällen ausgefchlofjen, die 
Abftimmung Tann nur mit Sa oder Nein erfolgen. Berjchieden 
hiervon ijt die geleßgeberifche Initiative des Volkes, wonach eine 
beitimmte Anzahl von Bürgern die Ausarbeitung und Vorlage eines 
Geſetzentwurfs durch die gejeßgebenden Räthe verlangen können. 
Ueber dieſe Vorlage wird dann in derſelben Weiſe wie über jeden 
anderen Geſetzesvorſchlag beſchloſſen. 

Faſt ſämmtliche Kantone haben jetzt das Referendum in der 
einen oder anderen Form angenommen. Auch die Bundesverfaſſung 
konnte ſich dieſer Strömung nicht entziehen. 

Seit der Bundesverfaſſung von 1874 ſollen Bundesgeſetze und 
allgemeine Bundesbeſchlüſſe nicht dringlicher Natur nach der An— 
nahme durch die eidgenöſſiſchen Räthe auf Verlangen von 30 000 
Schweizerbürgern oder von acht Kantonen dem Volke zur end- 
gültigen Bejchlußfaffung vorgelegt werden. Damit hatte das 
fafultative Neferendum auch für den Bund Annahme gefunden. 
Neuerdings Tam Hierzu aucd die Initiative für die Bundesgeſetz— 
gebung. 

In einigen der nördlichen Staaten der Union bejtanden ur⸗ 
Iprünglich Verhältniffe, die denen der ſchweizer Landsgemeinden jehr 
ähnlich) waren. Namentlich in den Eleineren Neuenglandftaaten war 
die Möglichkeit gegeben, daß das gejammte politifch berechtigte Volk 
zur Abjtimmung an einem Drte zufammenfan. 

Erſt mit der weiteren Ausbreitung einer Kolonie und der Zu: 
nahme der Bevölkerung wurde die Landögemeindeverfajlung zur Un- 
möglichkeit. Aber auch die Umbildung der direkten Volksgeſetzgebung 
zum Neferendum ift nur in befchränften Maße gelungen. Sie be— 
fteht in einigen Staaten für Verfaffungsänderungen, außerdem be= 
fonder8 für wichtigere gefeßgeberifhe Maßregeln, namentlih auf 
finanziellem Gebiete und beruht im Allgemeinen auf der Furcht vor 
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der Korruption der Legislaturen.d) In die Bundesverfaſſung hat 
das Referendum überhaupt feinen Eingang finden können. 

Außerhalb der Schweiz kam in Europa das Referendum nur 
einmal zur Geltung, nämlih in der erften republifanifchen Ber: 
fafjung Frankreichs von 1793. Nach diefer jollten alle Gefehe von 
der Vollövertretung nur berathen, von dem Volke felbft aber in 
feinen Urverfjammlungen befchloffen werden. Unter der Diktatur des 
Konvents und feiner Ausſchüſſe ift jedoch die Verfaffung von 1793 
niemal3 praftiih ins Leben getreten. Damit blieb auch das in ihr 
ausgeſprochene obligatoriihe Neferendum ein todter Buchftabe, und 
e3 bot ſich keine Gelegenheit, feine völlige Undurchführbarkeit in 
einem modernen Großſtaate zu zeigen. Der Bonapariismus hat 
dann Die Direkte Kumdgebung des Volkswillens als Plebiszit für 
die Verfafjungsgeleßgebung und unter dem zweiten Kaiferreich auch 
für Gebiet3veränderungen benußt. Dieſes bonapartiftiihe Plebiszit 
hat nur eine Nachahmung gefunden bei der Begründung des König: 
reichs Stalien. 

Ein interefjanter Verſuch zur Einführung des NReferendums 
wurde ſchließlich bei der belgischen Verfaffungsrevifion von 1893 
gemadt. Da die monarchiſchen Befugniffe im parlamentarifchen 
Staate zu reinen Formalrechten geworden und materiell auf das 
parlamentariide Minifterium übergegangen find, verlangte der König, 
unter voller Anerkennung diefer Thatjache, für ſich die Befugniß, 
über Annahme oder Ablehnung eines von den Kammern angenom- 
menen Gejegentwurfes die Wähler direkt zu befragen. Dieſes fo- 
genannte Königsreferendum Hatte jelbjtverftändlich einen Sinn nur 
als jelbftftändiges, nicht dur) das parlamentarische Miniſterium 
auszuübendes Recht des Monarden. Es Hätte durch das 
plebiszitäre Clement der monardifhen Stellung eine felbft- 
ftändige Bedeutung gegeben und einen Uebergang von ber 
parlamentariſchen Monardie zur demokratifchen Tyrannis ange: 
bahnt. Eben deshalb begegnete das SKönigsreferendum als un 
vereinbar mit den Grundlagen des parlamentarifchen Syſtems 
dem Widerftande aller Barteien und mußte fchließlich fallen gelaffen 
werden. 


— — — 


9 ®gl. Oberholtzer, Law Making by Popular Vote in den Annals of 
the American Academy of Political and Social Seience, vol. II. (1892), p. 324 ff. 
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8.4. Die Berfafjungsgejeße. 

Unter dem Verfaſſungsrecht find diejenigen Rechtsnormen zu 
veritehen, nach denen fi) die Faktoren und Funktionen des Staates 
beitimmen. Geſetze, welche fich auf diefe Gegenftände beziehen, find 
aljo Verfaſſungsgeſetze. Wenn nun aber in einem Staate für Ber- 
fallungsgefege befondere, von der gewöhnlichen Gejeßgebung ab- 
weihende Formen vorgejchrieben find, fo braucht ſich der Kreis der 
Gefege, für welche diefe befonderen Formvorſchriften beftehen, nicht 
mit dem des materiellen Verfafjungsrechtes zu deden. Es Fönnen 
Gegenjtände der ftantlichen Verfaſſung der gewöhnlichen Gejeßgebung 
anheimfallen, und es Eönnen andererjeit® auch Gegenftände, Die 
nit verfafjungsrechtlihe find, den befonderen Formen des Ver—⸗ 
fafjungsgefeßes vorbehalten fein. So entjteht der Begriff des for- 
mellen Berfaffungsrechtes im Gegenfage zum materiellen, die ſich 
gewöhnlich; wie zwei ſich fchneidende Kreiſe verhalten. 

Das maierielle Verfaſſungsrecht hat nun in dem monardijchen 
Staate und in dem der Volksſouveränetät eine fehr verjchiedene 
Bedeutung. Die abjolute Monarchie in ihrer reinen Form ift noth- 
wendig verfallungslos, da ihr Begriff jede rechtliche Beſchränkung 
des Monarchen ausſchließt. Ihr öffentliches Recht löſt fi) auf in 
das Familienrecht des regierenden Haujes und in eine Verwaltungs: 
ordnung. Ein beſonderes Verfaſſungsrecht fällt daher von jelbft 
fort. In der konftitutionellen Monarchie hat fi) der Monarch durd) 
den Erlaß der Verfafjungsurfunde in der Ausübung der Staatd- 
thätigkeit nach) den verfchiedenften Richtungen gebunden, aber die 
Berfaffungsurkunde enthält Feine erichöpfende Kodififation des öffent- 
lihen Rechtes, fie ijt ihrem Weſen nach nicht verjchieden von wich⸗ 
tigen anderen Geſetzen. In dem Staate der Volksſouveränetät da= 
gegen kann der Staat in feinen Organen erft handlungsfähig werden 
mit und durch feine Verfaffung, die felbft nicht weiter juriſtiſch ab⸗ 
leitbar ift. Die Verfaffung ift Hier in Wahrheit dad Grundgeſetz, 
der Ausgangspunkt alles öffentlichen Nechtes. Dieſer verſchiedene 
Charakter des Verfafjungsrechtes macht fi) auch in der Verfaſſungs⸗ 
gejeßgebung der einzelnen Staaten geltend. 

Das engliihe Staatsmwejen beruhle urjprünglid durchaus auf 
dem monarchifchen Prinzipe. Alle Einjhränkungen der durch Die 
normannifche Eroberung zunächſt abjolut gewordenen Monardjie 
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waren daher zurüdzuführen auf die Willensentſchließung des Mon- 
archen felbft, die VBerfaliungsgejeße gingen von dem Monarchen aus. 
Bei dem hiſtoriſchen Charakter der engliſchen Staatsbildung find 
dieſe Verfaſſungsgeſetze niemals in einer einheitlichen Urkunde zu 
fammengefaßt worden, jondern nad und nach entitanden und durd) 
das ſich jtetig fortentwidelnde Gewohnheitsrecht ergänzt worden. 
Es lag jomit auch Feine Veranlaffung vor, Verfaſſungsgeſetze in 
anderen Formen zu erlaſſen als jonftiige Geſetze. Dem englifchen 
Rechte ift daher der Begriff des formellen Verfaſſungsgeſetzes voll 
fommen fremd. Selbſt als durch die Nevolution von 1688 die 
hiſtoriſche Monarchie vernichtet, und eine neue Dynaftie durd) die 
bejigenden Klaffen berufen war, hielt man die Fiktion der Rechts⸗ 
fontinuität feit und knüpfte durch eine fingirte Abdankung Jakobs II. 
die neue Dynaftie an die alte an. Wenn hierdurch auch die De 
generation des monarchiſchen Staates in den parlamentarijchen nicht 
gehindert werden fonnte, jo blieb die Möglichkeit, die bisherigen 
Formen des öffentlichen Rechtes aufrecht zu erhalten und ohne eine 
KRodifitation des gefammten Verfaſſungsrechtes einzelne neue Ber: 
faflungsgelege, die ſich als nothwendig erwieſen, an die hiſtoriſch 
überkommene Ordnung anzuknüpfen. England hat daher bis heute 
feine beſondere Verfaſſungsurkunde und unterſcheidet Verfaſſungs⸗ 
geſetze in keiner Weiſe von anderen Geſetzen. 

Trotz der vom Parlamente beabſichtigten Wahrung der Rechts⸗ 
kontinuität machten ſich doch im Volke unter dem Eindrucke der 
Revolution die Ideen des Vertragsſtaates und der Volksſouveränetät 
mit unwiderſtehlicher Gewalt geltend. Ihren klaſſiſchen Ausdrud 
fanden dieſe Ideen unmittelbar nad) der Revolution durch John 
Rode in feinen Two treatises of Government, der erften Theorie 
des Eonjtitutionellen Staatsrechts. Nach den Grundſätzen des Na 
turrechtes, ıwie fie von Locke ausgeführt werden, beruht der Staat 
auf dem Vertrage der von Natur freien und gleichen Individuen. 
Die konkrete Staatsverfaffung folgt dagegen aus dem Naturredte 
an ſich nicht, fondern kann durch die Willensentihliekung der Ve- 
gründer des Staates verjchieden bejtimmt werden. So fällt die 
urfprünglihe Verfaljung mit der Staatögründung zuſammen. Ob: 
gleich nun in jeden Staate verjhiedene Gewalten bejtehen, die nad) 
Maßgabe der Verfaſſung ausgeübt werden, bleibt doch im Volke 
noch eine allerhöchite, jelbjt über der Geſetzgebung jtehende Gewalt 
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zurüd, den Träger der geleßgebenden Gewalt zu ändern und 
zu entfernen, wenn es findet, daß er dem gejeßten Vertrauen 
nit entſpricht. So ſcheidet fich Hier zunächſt in der Theorie eine 
höchſte verfaffunggebende Gewalt des jouveränen Volkes von der 
gewöhnlichen Gejepgebung. Auf Locke find in Iegter Linie ſowohl 
die amerifanifchen Konventionen wie die europäifchen Zonitituirenden 
Berlammlungen zurüdzuführen. 

Während man in England den Bruch des Hiltorifchen Rechtes, 
der dur) die Revolution von 1688 entitanden war, durch Fiktionen 
künſtlich überklebt Halle, wurden die Lehren des Naturrechies in 
Nordamerika zur politiihen Madt. Bei dem Abfalle der Kolonien 
vom Mutterlande war die Thatjache nicht aus der Welt zu ſchaffen, 
daß die Tzülle der Staatögewalt der Gejammtheit der Staatsange- 
hörigen anheimgefallen war. Nur von dem Prinzipe der Volks— 
jonveränetät aus war alfo eine neue Verfaſſungsbildung möglid. 
Selbſt wenn einige Staaten noch die alten königlichen Charter3 der 
Iolonialen Beriode eine Zeit lang beibehielten, war es doch jet nur 
der Wille des Volkes, auf dem die Verfaflung des Staates berubte. 
Das Volk Eonftituirt fich felbft als Staat und die einzelnen Ge 
walten durch die Verfaſſung. Da dieje erjt die Grundlage der ge= 
jebgebenden Gewalt bildet, Tann Ießtere nicht ihre eigene Vollmacht 
verändern und jih damit über den Vollmachtgeber ftellen. Die Ver— 
faffungsgejeßgebung Liegt daher außerhalb der Kompetenz der ge- 
jeßgebenden Drgane und ift dem Volfe felbjt verblieben. Sie wird 
geübt durch befonder3 für dieſen Zweck gewählte Konventionen, meijt 
unter ausdrüdlichem Vorbehalt einer Genehmigung der Verfaſſungs⸗ 
geſetzgebung, die fich nicht auf das materielle Verfajjungsrecht zu be- 
ſchränken braudjt, dur das Boll. In dem gleichen Sinne ift die 
Berfajjung der Vereinigten Staaten, welche die verjchiedenen Ge- 
walten des Bundesjtaates Eonjtituirt, entftanden, indem das Volk 
der einzelnen Staaten entweder unmittelbar oder durch befondere 
Konventionen den Entwurf der Philadelphia-Konvention annahm. 
Berfaflungsänderungen werden vom Kongrefje mit Zweidrittelmehr- 
beit bejchlofien, bedürfen jedoch der enbgiltigen Annahme durch drei 
Viertel ſämmtlicher Staaten, deren Votum je nach dem Beſchluſſe 
des Kongrefjes entweder durch die Legislaturen oder durch bejondere 
Konventionen abzugeben ift. 

Mit der revolutionären Durchbrehung der Rechtskontinuität 
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und bem Heimfalle der bisher in einer jelbititändigen Monardjie 
verförperten Staatsgewalt mußte die Idee einer bejonderen ver- 
fafjunggebenden Gewalt des Volkes auch in Europa zur Anerkennung 
gelangen. Dies geſchah zunächſt in Frankreich durch die Revolution. 
Die Verfafjung erjcheint Hier als der konſtituirende Akt des durch 
die Revolution in den Naturzuftand zurüdverjeßten Volkes. Da 
das Volk durch feine befonders für dieſen Zweck gewählten Xer- 
treter den Inhalt der Verfaffung Hat feitftellen laſſen, jo entzieht 
ih ihre Abänderung der erft durch fie, beftellten gefeßgebenden 
Gewalt. Die Abänderung kann nur erfolgen durch eine neue, für 
die Berfafjungsrevifion gewählte außerordentliche Verſammlung, 
momöglih unter Vorbehalt der ausdrüdlichen Genehmigung des 
Volkes in feinen Urverfammlungen. Die franzöfiiche Revolution hat 
dieje Grumdjäge nicht nur theoretiich aufgeftellt, ſondern auch im 
praftiihen Staat3leben zu verwirklichen verjucht, Hat aber dabei 
unter den Stürmen der politiihen und ſozialen Kämpfe eine 
dauernde Verfaſſungsbildung nicht zu Stande gebradit. 

Sn der Gegenwart hat die Schweiz das Prinzip der Voll: 
jouveränetät am folgerihtigften big in die äußerſten Konſequenzen 
durchgeführt. Aber gerade dadurd) geht der bejondere Charakter 
der Verfaſſungsgeſetze wieder verloren. Denn da die direkte Volks 
abitimmung auch bei anderen Gejegen ftattfinden kann oder muß, 
bleibt für die Verfafjungsgejege in der Negel feine formelle Eigen: 
thümlichkeit übrig. Dies gilt namentlid) von dem kantonalen Staat: 
rechte. Die Nevifion der Bundesverfaſſung erfolgt auf die Int 
tiative einer Abtheilung der Bundesverfammlung oder von 50000 
jtimmberedtigten Bürgern. Zunächſt wird die Frage, ob eine Ne 
vifion ftattfinden fol, dem Volle zur Abſtimmung vorgelegt. Im 
alle der Bejahung find die Räthe neu zu wählen, um die Revifion 
vorzunehmen. Die revidirte Bundesverfaflung tritt dann in Kraft, 
wenn fie von der Mehrheit der abjtimmenden Bürger und von der 
Mehrheit der Kantone, die durch die in ihnen abftinmenden Bürger 
vertreten werden, angenommen wird. 

In den anderen europäijchen Staaten findet zwar eine un 
mittelbare Beſchlußfaſſung des Volles über Verfaſſungsgeſetze nid 
Statt, dem Prinzipe der Volksſouveränetät wird jedoch dadurd Red: 
nung getragen, daß bejondere, für die Verfaffungsgejeggebung ge 
wählte Eonftituirende Verfammlungen über das Verfaſſungsgeſetz 
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beichließen. Dies gilt nicht nur für die erſte nad) der Revolution 
zu Stande gekommene Verfaſſung, jondern auch für fpätere Ber- 
faljungsänderungen. 

Den typiſchen Ausdrud für die Verfaflungsgefehgebung durd) 
eine bejondere Konſtituante bietet die belgische Verfaffung von 1831. 
Die gefebgebende Gewalt hat hiernach nur zu erflären, daß zur 
Revifion beftimmter Berfaffungsartifel Anlaß vorliege. Mit diefer 
in Gefegesform abgegebenen Erklärung find die Kammern von 
Rechtswegen aufgelöit. Es find nun innerhalb beftimmter Sriften 
die Wähler und demnächſt die neuen Kammern zu berufen. Diefe 
enticheiden in den Formen der gewöhnlichen Gejeßgebung über die 
der Revifion unterworfenen Bunfte. Doch wird für die Abftimmung 
eine Zmeidrittelmehrheit erfordert. Die neuen Kammern bleiben 
dann aber überhaupt als Bolfövertretung in Thätigfeit. 

Diefe Grundfäße der belgiichen Verfaſſung find faft wörtlich 
übernommen in den Berfaffungen von Rumänien und den Nieder- 
landen. Auch in Portugal wird für Verfaffungsänderungen zunächft 
ein Beſchluß der ordentlichen Legislative erfordert, worauf neu⸗ 
gewählte Eonftituirende Kortes endgiltig entſcheiden. 

In Schweden und Norwegen jollen zwar ebenfalls die ordent- 
lihen Organe der Gejeßgebung nicht enögiltig über Verfaſſungs⸗ 
änderungen beſchließen. Doch werden fie mit der Annahme eines 
Berfaffungsgejebes nicht von Rechtswegen aufgelöft, jondern die 
Vorlage bleibt einfach liegen, bis eine Neuwahl der Volksvertretung 
ftattgefunden hat. Dieſe neugewählte Volksvertretung enticheidet 
endgiltig in den Tyormen der gewöhnlichen Gejeßgebuug, in Nor: 
wegen jedoch mit Zweidrittelmehrheit. 

Auch in Dänemark Hält man troß des monardifchen Prinzips 
e8 für erforderlid), daß das Volk Gelegenheit erhält, ſich durch die 
Wahlen über die Verfafjungsänderung unmittelbar zu äußern. Der 
Reichstag kann daher ein Verfaljungsgeje nur für erforderlich er- 
Hären. Er wird darauf, falls die Regierung dieſe Anficht theilt, 
aufgelöft, und der neugemwählte Reichstag beſchließt definitiv über 
die Annahme unter königlicher Sanktion. 

Im Gegenſatze zu dieſen Verfaffungen, weldde dem Prinzipe 
der Voltsfouveränetät gemäß wenigftens durch bejondere Wahlen 
eine indirekte Beſchlußfaſſung des Volles über die Verfaſſungs⸗ 
änderung erfordern, fteht das gegenwärtige franzöfiiche Recht. Die 
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republifanifche Verfaſſung Frankreichs von 1875 iſt befanntlid nidt 
in einer einheitlichen Verfaſſungsurkunde, fondern in mehreren ein- 
zelnen Gefeßen über die Drganijation der Stantögemwalten enthalten. 
Diefe Geſetze haben den Charakter formellen Berfafjungsgejeges 
erlangt, indem ihre Abänderung der gewöhnlichen Gejeßgebung ent- 
zogen ift. Bu einer Verfaffungsänderung gehört zunächſt ein Ve 
fchluß jeder der beiden Kammern, daß Anlaß zur Nevifion vorliege, 
Darauf treten die beiden Kammern zur Nationalverjammlung zu- 
fammen, die mit abjoluter Mehrheit der Mitglieder bejchliekt. Eine 
Befragung des ſouveränen Volles über die Verfajjungsänderung 
findet alfo weder direft noch indirekt ftatt, fondern die National: 
verfjammlung als die Vereinigung beider Kammern bejchliegt in 
Vertretung des Souveräns, ohne einer neuen Spezialvollmadt zu 
bedürfen. Es macht ſich fogar die Tendenz geltend, Gegenftände, 
die früher zur Verfafjungsgefeßgebung gehörten, der einfachen Gejep- 
gebung zu überweiſen, weil bei leßterer das Schwergewicht in der 
Deputirtenfammer ruht, über Verfafjungsgefege dagegen die Kopf: 
zahl der Mitglieder beider Kammern entjcheidet. 

Eine eigenthümliche Stellung nimmt daß italieniſche Verfaflungs- 
recht ein. Das Statut Karl Alberts von 1848, das noch heute die 
Berfaffung des Königreich Italien ijt, war urſprünglich die aus 
der monarchiſchen Snitiative hervorgegangene Berfaljungsurkumde 
eines Tonftitutionellen Staates. Gleich der unter ähnlichen Umftänden 
entftandenen Charte constitutionelle Ludwigs XVII. fündigt fie 
fi) an als ein unwiderruflicher und eidlich befräftigter königlicher 
Gnadenbrief, fie will das ewige und unveränderliche Örundgejeh 
des Staates fein. Nun wurden aber jehr bald die Grundlagen 
des Staates völlig verändert. Schon als 1849 die Lombardei umd 
andere norbditalienifche Gebiete mit Sardinien vereinigt werden 
follten, mußte man an eine Berfafjungsänderung denken und nahm 
der Beitjtrömung entiprechend eine ſolche durch eine Konftituante in 
Ausficht. Bei der Vereinigung aller anderen italienifchen Staaten 
mit dem Königreih Sardinien durh Bollsabjtimmungen wurde 
zwar eine gewiſſe Kontinuität der ftaatlihen Entwidlung gewahrt, 
doch gingen nicht die anderen Staalen in Sardinien, ſondern dieſes 
in dem neuen Einheitsſtaate auf. Die Grundlage des lebteren 
bildete die Vollsfouveränetät, wie fie fih in der Revolution von 
1859/60 und in den Vollgabitimmungen bethätigt hatte. Die von 
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Sardinien übernommene Verfaſſung war daher nicht mehr ein 
tönigliher Gnadenbrief, jondern beruhte auf der Annahme des durd) 
die Revolution zur Einheit gelangten italienifchen Volkes. Da nun 
aber die Unveränderlichkeit eines Geſetzes dem Weſen der Hiftorifchen 
Entwidlung widerjpricht, und andererjeitS eine befondere Form für 
die Verfafjungsänderung nicht vorgefchrieben war, fo hat man 
feinen Anſtand genommen, direft oder indirekt die Verfaffung durd) 
einfahes Geſetz abzuändern. Stalien befißt daher zwar eine Ver— 
faffungsurfunde, aber fein formelle Verfaſſungsrecht. 

In den monarchiſchen Staaten Deutſchlands einfchlieplich 
Defterreih8® ging ber Erlaß der PVerfaffungsurfunden hervor aus 
der monarchiichen Initiative, indem der bisher abfolute Monarch fich 
verfafjungsmäßigen Selbſtbeſchränkungen unterwarf. Dies gilt auch 
für Diejenigen Staaten, in denen über den Inhalt des neuen Ber: 
faſſungsrechtes eine Verftändigung mit einer Volfsvertretung verfucht 
wurde oder thatſächlich ftattfand. Den Erlaß der Verfaffungsgefepe 
auf das Volk zurüdzuführen, Tag bei der abjoluten Haltlofigfeit des 
Prinzips der Volksſouveränetät in Deutſchland gar feine Veranlaffung 
vor. Wenn man gleichwohl die Verfafjungsurfunde einer Ab⸗ 
änderung nur in befonderen erſchwerten Formen unterworfen wiſſen 
wollte, jo beruht dies lediglich auf dem Gefichtspunfte der politifchen 
Zweckmäßigkeit, daß die Grundlagen des öffentlichen Rechtes 
möglichft feititehende und deshalb übereilten Abänderungen entzogen 
jein follen. 

Hieraus ergiebt fih, daß die befonderen Formen des Verfaflungz- 
geſetzes mejentlid” andere find als in den Stanten der Bolfs- 
jouveränetät. Sie laufen nirgends auf eine bejondere Befragung 
des Volkes hinaus, fondern es beftehi entweder die Nothwendigkeit 
einer mehrfachen Beichlußfaffung der Volksvertretung oder die einer 
verftärkten Majorität. So erfordert Preußen in jeder Kammer zwei 
Abſtimmungen, zwiſchen denen je 21 Tage liegen müſſen, Defterreich 
und Württemberg Zweidrittelmajorität, Bayern, Sachſen und Baden 
diejelbe bei Anmefenheit von mindeftens drei Vierteln der Mitglieder 
in jeder Kammer. Außerdem ift in Sachſen diefe Beichlußfaflung 
in zwei auf einander folgenden Ständeverfammlungen, und in Bayern 
bei Snitiativanträgen des Landtages eine Vorberathung und mehr: 
malige Beſchlußfaſſung des Landtages erforderlihd. In Heffen iſt 
für jede Kammer eine beftimmte Mitgliederzahl vorgefchrieben, die 
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fi für das Verfafjungsgefeg ausſprechen muß. Im Uebrigen iſt 
das Verfaſſungsgeſetz ein Geſetz wie jedes andere, es ergeht alſo als 
eine vom Landesherren mit Zuſtimmung der Volksvertretung erlaſſene 
Verordnung. 


8.5. Die Verbindlichkeit der Geſetze. 


Die Verbindlichkeit der Gejeße wie der allgemeine Rechtsnormen 
enthaltenden Verordnungen wird begründet durch die Publikation, 
welche den Unterthanen förmlidy von dem Erlaffe des jtaatlidhen 
Altes Kenntniß giebt. 

In dem fländifchen Staate war es Sitte, daß die Gejeße, über 
welche eine Vereinbarung zwijchen dem Landesherrn und den Ständen 
ftattgefunden Hatte, am Schluffe der Tagung in einem Reichs- oder 
Landtagsabſchiede zufammengefaßt und auf dieſe Weile feierlid 
publieirt wurden. Im Deutjchen Reiche hörte dies auf mit dem 
Süngften Reichsabihiede von 1654. Da nad) diejer Zeit der 
Reichstag überhaupt nicht mehr aus einander ging, blieb nidts 
Anderes übrig, als die einzelnen Reichstagsbeſchlüſſe dem Kaifer zur 
Sanftion vorzulegen und zu publiciren. Der Modus, dab all 
Gefege der Seſſion in einem Reichsabſchiede zufammengefaßt und 
auf diefe Weife im Reichstage jelbit feierlich befannt gegeben wurden, 
beitand auch in Ungarn bis auf die neuejte Zeit. Erſt ein Geſeß 
von 1868 ſchaffte die Zuſammenfaſſung in einem Reichsabſchiede 
und ein Gejeß von 1881 die Publikation im Reichstage überhaupt 
ab. Nur in England bat fidy die ältere Form bis heute erhalten. 
Die Publikation des Geſetzes erfolgt daher durch den König in 
feierliher Sigung des DOberhaufes, nachdem die Gemeinen an die 
Schranke entboten find. Dementſprechend werden die Geſetze citirt 
nach dem NRegierungsjahre des Monarchen unter fortlaufenden Kapitel: 
überfchriften, 3. B. 52 & 53 Victoria chapt. 7. 

Der abfolute Staat des 17. und 18. Jahrhunderts gelangte 
dagegen zu einer Sndividuahfirung und Lokaliſirung der Publikation, 
Sedes einzelne Geſetz wurde an die Behörden verjandt, an den 
-Semeindehäufern angejchlagen, von den Kanzeln verlejen und 
auszugsweile in den Zeitungen veröffentliht. Damit wurde die 
Vermuthung begründet, daß jeder Betheiligte von dem Geſetze aud) 
wirklich Kenntniß habe. 

Dies änderte ſich erſt unter dem Einfluffe des franzöfilchen 
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Rechtes, welches nach der Revolution die Publikation der Geſetze 
von Neuem zu einem Formalakte geftaltete. Die Publikation follte 
in einer Geſetzſammlung erfolgen und das Geſetz, foweit es felbit 
nichts Anderes beftimmte, eine gemwille Zeit nach diefer Publikation 
in Kraft treten. Nach dieſem Vorgange find fait durchgängig be- 
ſondere Geſetzſammlungen eingeführt worden, welche zur Publikation 
ver Gefeße und beftimmter Verordnungen dienen. Dieſe Publikation 
begründet im Allgemeinen nicht bloß eine im einzelnen Falle zu 
widerlegende Vermuthung, daß Semand von dem Geſetze Kenntnik 
habe, fondern eine Vermuthung, gegen die jeder Gegenbeweis aus⸗ 
geichloffen it. Die Publikation ift wieder wie im ftändifchen Staate 
zu einem Formalakte geworden, auf dem die Verbindlichkeit des 
Geſetzes beruht. 

Nun iſt aber die Möglichkeit vorhanden, daß rechtsungiltige 
Geſetze und Verordnungen publizirt und durch die Publikation ihnen 
gegenüber von Behörden und Unterthanen Gehorjam gefordert wird. 
Es kann beiſpielsweiſe ein Gegenitand, der in das Gebiet der be- 
Ionderen Berfafjungsgejeßgebung fällt oder mit diefer im Widerfprud) 
feht, nur Durch gewöhnliches Geſetz, oder ein Gegenftand, der ver- 
tflungsmäßig durch Geſetz geregelt werden muß, nur durch Ver: 
ordnung normirt fein. Da der rechtswidrig erlaflene Staatsaft 
der rechtlichen Eriftenz entbehrt, fo ift ein rechtsungiltiges Geſetz 
überhaupt fein Geſetz, eine rechtäungiltige Verordnung überhaupt 
fine Verordnung. Die rechtsungiltigen Staatsafte find jtaats- 
tehtlih ein Nicht und können auch von jedem al3 nichtig be- 
handelt werden. Mit Aufftelung dieſes Grundjages fommt man 
aber faum einen Schritt weiter, es fragt ſich vielmehr, wer im 
gegebenen Falle die Rechtsgiltigfeit zu prüfen und die Nichtigkeit 
teftzuftellen Hat. 

Das nichtige Geſetz und die nichtige Verordnung iſt ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich für alle StaatSangehörigen und Behörden in gleicher Weile 
nichtig. Räumt man denjelben nun ein Prüfungsredht ein, jo wird 
dies in dem Falle von befonderer praktiſcher Wichtigkeit werden, 
wenn die Gerichte einem Geſetze oder einer Verordnung wegen 
Nichtigkeit die Anwendung verfagen. Man fpricht deshalb vor- 
wiegend von einem richterlichen Prüfungsredhte nicht im Sinne einer 
auf die Gerichte bejchränkten Befugniß, jondern al3 dem jpringenden 
Punkte der ganzen Frage. 
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Zu unterfcheiden find dabei zwei weſentlich von einander ver: 
Ichiedene Momente, einmal die Brüfung des rechtögiltigen Zuftande: 
fommens eines Gejeges, insbejondere feiner Berfaffungsmäßigfeit 
und zweiten die Prüfung der Rechtsgiltigkeit der Verordnungen. 

In dem abjoluten Staate ift für Gefeggebung wie für Re 
gierung allein der Wille des Herrſchers maßgebend. Bei der ver: 
ſchwommenen und unficheren Grenze zwiſchen den einzelnen Staats: 
funktionen kann fih die Prüfung nur darauf erſtrecken, ob wirklid 
eine wahre Willenserklärung des Herrſchers vorliege. Die Ver 
fagung des Gehorſams gegenüber einer Verordnung kann im 
abjoluten Staate nur von dem Geſichtspunkte aus ftattfinden, daß 
die betreffende Anordnung erfchlihen fei. Dagegen muß dem 
authentiich feititehenden wahren Willen des Herrſchers unter allen 
Umjtänden Gehorſam geleiftet werden. 

Die Frage des Prüfungsrechtes kann daher erft in dem Xer- 
fafjungsitaate von Bedeutung werden. 

Das engliide Recht jchließt jede richterlide Prüfung eines 
Parlamentsgeſetzes Hinfichtlich feiner Zweckmäßigkeit wie feines rechts⸗ 
giltigen Zuſtandekommens unbedingt au8.!) Es beruht dies auf 
der Erwägung, daß die Akte der höchſten Gewalt im Staate nidt 
der Nachprüfung eines anderen Organes unterworfen fein können, 
und daß lediglich das Parlament felbft Richter feiner eigenen Hand- 
Iungen iſt. Frühere Verjuche, ein Brüfungsrecht der Gerichte wegen 
Uebergriffs des Geſetzes in das Gebiet der Löniglihen Prärogative 
oder wegen Unvernünftigkeit oder Undurdführbarkeit des Geſetzes 
zuzugeftehen, finden in der gegenwärtigen Surisprudenz feinen Boden 
mehr. Die Verfafjungsmäßigfeit eines Gejeges kann überhaupt nicht 
in Frage fommen, da dem engliiden Rechte der Begriff befonderer 
Berfallungsgejege fremd ift. Dagegen müſſen die Gerichte, eben 
weil die Autorität des Parlamentes und feiner Akte die Höchfte ift, 
prüfen, ob die Afte anderer Staatsfaktoren, insbeſondere Fönigliche 
Verordnungen ſich mit dem Gejeße in Uebereinftimmung befinden. 
Daraus ergiebt fi) ein unbedingtes Prüfungsredht der Gerichte für 
die NRechtägiltigkeit der Verordnungen. Dieſes Prüfungsrecht ift feit 
Sabrhunderten anerkannt worden, jelbjt unter den abſolutiſtiſchen 


1) Xgl. Brinton Coxe, An Essay on Judicial Power and Unconstitutional 
Legislation, Philadelphia 1893, p. 178 ff. 
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Tendenzen der Stuarts verſuchte man rechtöwidrigen Föniglichen 
Verordnungen, wie der Auferlegung des Schiffsgeldes und der 
Dispenfation von Barlamentsgefegen, nicht dadurch Geltung zu ver- 
Ihaffen, dab man eine richterliche Prüfung königlicher Verordnungen 
verbot, jondern dadurch, daß man die Gerichte forrumpirte, um 
günftige Entſcheidungen zu erlangen. 

Dieje altüberfommenen Grundſätze des englijchen Common Law 
wurden auch nad Nordamerifa verpflanzt. Durch die formelle 
Anerkennung des Prinzips der Wolksfouveränetät mit der Unab— 
hängigfeiterflärung trat aber an die Stelle der Omnipotenz des 
Barlamentes die oberjte Gewalt des Volkes, das ſich durch die 
Berfafjung als politifhen Körper organifirt und nach dem Prinzipe 
der Theilung der Gemalten die einzelnen Staatsfunftionen auf ver- 
Ihiedene einander koordinirte Organe überträgt. Derjelbe Grund: 
jag der Unterwerfung der Gerichte unter die höchfte Staatliche Auto- 
rät, der in England eine Prüfung des redhtsgiltigen Zuftande- 
Iommens der Gelege ausſchloß, mußte in Nordamerika dazu führen, 
den Gerichten eine Prüfung zugugeftehen, ob die Akte der ihnen 
foordinirten gejeßgebenden Gewalt ſich mit dem in der Verfaſſung 
auögeiprochenen Willen der höchſten Autorität in Uebereinftimmung 
befanden. Die Gerichte Haben alſo die Verfafjungsmäßigfeit der 
Gelege zu prüfen. Zur Verfafjungsmäßigfeit eines Gejepes gehört 
es aber namentlich, daß bei feinem Erlaffe die in der Verfaſſung 
vorgejchriebenen Formen beobachtet find. Das richterliche Prüfungs: 
recht erjtrect fich daher auf das rechtmäßige Zuftandelommen des 
Gejeges überhaupt, ſoweit die Gerichte daffelbe zu Eonftatiren im 
der Lage find. Aus der Aufgabe der Gerichte, das geltende Necht 
anzuwenden, folgt aber ferner, daß fie denjenigen Negierungsalten, 
welhe mit dem Gejege im Widerfpruch ftehen, die Anwendung zu 
verfagen haben. Das Prüfungsrecht ift alfo in Nordamerila ein 
mbejchränktes und erjtredt ſich jowohl auf Gejege wie auf Ber: 
orönungen. 

Weſentlich andere Folgerungen, die dauernd die franzöfiiche 
Rechtsentwicklung bejtimmt Haben, zog die franzöſiſche Revolution 
jeit der Verfaffung von 1791 aus dem Prinzipe der Theilung der 
Gewalten. Für fie handelte es ſich vor allen Dingen darum, den 
neuen revolutionären Nechtszuftand, der auf Parlamentsbeichlüffen 
und Verwaltungsakten beruhte, ficher zu ftellen gegen jeden Eingriff 
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der Gerichte. Beſonders die Verſuche ber alten Parlamente, die 
königliche Gefeßgebung zu Eontroliren, nöthigten hier zur Vorficht. 
Den Gerichten wird daher verboten, irgend einen Alt der Geſetz— 
gebung oder der Erefutive zu ihrer Kognition zu ziehen. Damit 
ift eine Prüfung der Rechtsgiltigkeit der Gefege und Verordnungen 
ausgejchlofien. Die ordnungsmäßig publizirten Akte find aud) rechts⸗ 
verbindlich, ſelbſt wenn ſie rechtsungiltig ſein ſollten, und müſſen 
daher befolgt werden. Nur im Wege der Petition und Beſchwerde 
iſt ſeitens des Einzelnen, nur durch parlamentariſche Beſchlüſſe in 
dem Verhältnifſe von Volksvertretung und Regierung die Geltend- 
madung der Rechtsungiltigfeit möglich. 

Bon den europäiſchen Staaten, welche das Prinzip der Volls- 
fonveränetät zum Ausgangspunfte ihres öffentlichen Rechtes machen, 
hat fi” nur Norwegen dem amerikaniſchen Spfteme vollitändig 
angeſchloſſen. 

Die meiſten Staaten ziehen trotz des Beſtrebens, das Prinzip 
der Volksſouveränetät durch die Theilung der Gewalten zu ver— 
wirklichen, weder die Konſequenzen des nordamerikaniſchen Syſtems, 
welches das Hauptgewicht auf die Volksſouveränetät legt, noch die 
des franzöſiſchen, welches aus der Theilung der Gewalten entwickelt 
iſt. Wenn auch in der Verfaſſung vorwiegend der Wille des 
ſouveränen Volkes verkörpert iſt, ſo erſcheint doch auch jedes andere 
Geſetz als Ausdruck des allgemeinen Willens. Der Unterſchied 
zwiſchen beiden verſchwindet um ſo mehr, als in beiden Fällen das 
Volk ſeinen Willen nur durch ſeine Vertreter erklärt. Die Prüfung 
der Rechtsgiltigkeit der Geſetze durch die Gerichte, wodurch letztere 
zu einem Kontrolorgane der geſetzgebenden Gewalt werden würden, 
iſt daher regelmäßig ausgeſchloſſen. Ueber ihre Anwendbarkeit 
entſcheidet der Formalakt der Publikation, und für die Rechtsgiltig— 
keit ihrer Handlungen iſt die geſetzgebende Gewalt ihr eigener Richter. 
Andererſeits folgt aus der Verpflichtung der Gerichte, das Geſeß 
zur Anwendung zu bringen, diejenige, jeder Verordnung die An: 
erfennung zu verjagen, mweldje mit dem Geſetze im Widerſpruche 
iteht. Die Gerichte Haben aljo ein unbedingtes Prüfungsredt der 
Nechtsgiltigfeit von Verordnungen. Dieſes dem englifchen ent: 
Iprechende Syſtem ift ausdrüdlid anerkannt für Belgien, die Nieder: 
lande, Stalien und Portugal. 

Auh in der Schweiz iſt der in Nordamerika ftreng durd: 
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geführte Gegenſatz zwiſchen Verfaſſungs- und anderen Geſetzen ver: 
blaßt, die Kantonalverfafjungen fennen zum Theil den Begriff des 
formellen Berfafjungsgejeges überhaupt nicht mehr. Die Folge ift, 
daß ein richterliches Prüfungsreht in Bezug auf die Rechts⸗ 
giltigfeit der Geſetze als der Ausflüffe der höchſten Staatsgewalt 
fortfält. Das Gericht als das zur Nechtsanwendung berufene 
Organ muß dagegen einer recdhisungiltigen Verordnung die An- 
erfennung verfagen. Die endgiltige Enticheidung darüber, ob bie 
Anfiht der Regierung oder der Rechtſprechung die zutreffende ift, 
bleibt aber dem höchften Staatsorgane, den gefebgebenden Näthen, 
vorbehalten. 

Bon den monarchiſchen Staaten jchliegen einige, fo namentlich 
Defterreih und Preußen, ein richterliches Prüfungsrecht gehörig 
publizirter Iandesherrlicher Verordnungen ausdrüdlih aus. Damit 
iit auch jede Erörterung der Rechtsgiltigkeit publizirter Geſetze un- 
möglich gemacht, da Gejege nur eine befondere Art von landes- 
berrlihen Verordnungen, nämlih die mit Zuftimmung der Volks⸗ 
vertretung erlaffenen find. Bon dem Syſteme des frangöfifcdhen 
Rechtes unterjcheidet ſich das vorliegende dadurch, daß es nicht aus 
dem Brinzipe der Theilung der Gemwalten gefolgert wird. Demnach 
eritredt ji) das Verbot audy nur jo weit, als es ausdrüdlich aus: 
geiprochen ijt. Insbeſondere find Verordnungen der Verwaltungs: 
behörden, jomeit fie direkt oder als Incidentpunkt zur richterlichen 
Kognition gelangen, einer Prüfung ihrer Rechtsgiltigkeit nicht ent: 
zogen. Außerdem ijt die Prüfung der Nechtögiltigfeit von Geſetzen 
injomweit nicht ausgeſchloſſen, als ihre Uebereinftimmung mit den von 
der höheren Autorität des Bundesjtaates erlajfenen Anordnungen 
in Frage kommt. 

Eine Reihe von Staaten endlich treffen eine Entſcheidung über 
das Prüfungsrecht überhaupt nicht, ſondern überlaſſen dieſe der 
Rechtswiſſenſchaft. Hierher gehören namentlich Deutſchland mit 
Ausnahme der Staaten, die wie Preußen das Prüfungsrecht aus— 
drüdlich ausjchliegen, Schweden und bezüglich der Gejeße Däne- 
mark, wo das Prüfungsrecht nur bei Verordnungen anerkannt ift. 
Die durch gejegliche Vorſchrift nicht beengte Entjcheidung der Rechts— 
wiſſenſchaft wird aber verfchieden ausfallen müffen für Geſetze und 
Verordnungen. 

Das rechtsgiltige Zuftandelommen eines Gejeßes beruht auf 
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internen Vorgängen im Schoße der Kammern und im Kabinette des 
Monarchen oder Präfidenten, die außerhalb dieſes Geſetzgebungs— 
organismus ftehende Behörden und Privatperfonen nadjzuprüfen 
gar nicht in der Lage find. Dies gilt namentlih aud von den 
Berfaffungsgefeßen der monardifchen Staaten, für die bejondere 
Formen der Geichäftsbehandlung, wie mehrmalige Abjtimmung, 
verjtärkte Majorität, Anweſenheit einer größeren Mitgliederzahl für 
die Beihlußfähigkeit ꝛc. vorgefchrieben find. Hier können nur Die 
bei der Geſetzgebung betheiligten Faktoren ſelbſt daS rechtögiltige 
Buftandefommen des Geſetzes gemwährleiften, fie find Richter ihrer 
eigenen Handlungen. Snöbejondere hat jeder fpäter in die Geſetz— 
gebung eintretende Yaltor zu prüfen, ob in den vorhergehenden 
Stadien redhtmäßig verfahren ift. Das Schwergewicht der Prüfung 
ruht dabei felbjtverftändli bei demjenigen Faktor, der die das 
Geſetz abfchließende Thätigfeit durch deſſen unterfchriftliche Voll- 
ziehung und Anordnung der Publikation zu entwideln Hat. Für 
Diejenigen, die e8 angeht; wird daher das Geſetz verbindlich dur 
die Thatfache der Publikation, jelbjt wenn in Folge eines Irrthums 
der gejeßgebenden ‘Faktoren dag Geje nicht rechtögiltig zu Stande 
gefommen fein follte. 

Eine Ausnahme von dieſen Grundfäßen greift nur in den 
Fällen Plab, in denen das Gejeg nicht unbedingt der Ausfluß der 
höchften Gewalt ift, fondern ſich mit den Anordnungen einer über: 
geordneten Autorität nicht in Widerfpruch jegen darf. Zwei folder 
Fälle find denkbar. Im Staate der Volksſouveränetät ijt die Ver: 
faflung der Ausdrud der höchſten Gewalt des Volkes, die noch 
über den gefeßgebenden Drganen fteht. Das Mitglied einer bundess 
ftaatlihen Gemeinjchaft ferner darf ſich durd) feine Landesgeſetze 
nicht in Widerſpruch jeßen mit den Anordnungen des Bundesitaates. 
Sn beiden Fällen folgt aus der Gehorfamspflicht der Behörden 
und Unterthanen gegenüber der höchſten Autorität ein Recht und 
eine Pflicht zur Prüfung, ob die Geſetze der untergeordneten Gewalt 
mit denen der höheren ‚übereinftimmen. 

Verordnungen find dagegen, wie alle Regierungsafte, gebunden 
an die Schranken des Gejeßes. Die Gehorfamspflicht gegenüber 
dem Geſetze ergiebt daher ein Recht zur Prüfung der Rechtsgiltigkeit 
der Verordnungen. 
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Kapitel II. Die Rechtſprechung. 


8.1. Geſchichtliche Entwidlung der Rechtſprechung. 

Die urjprünglicde Bedeutung der Rechtſprechung bei dem ger⸗ 
maniſchen Völkern liegt darin, daß es fich hier ebenfo wie bei der 
Schaffung neuen Rechtes um ein in die Sphäre der Volfsfreiheit 
fallendes und deshalb der einfeitigen Einwirkung der Staatsgewalt 
entzogene8® Gebiet handelt. Volksrecht und Volksgericht ftehen 
hierbei in den engſten Wechjelbeziehungen. Wie das Necht nicht 
aus dem Willen des Staates hervorgeht, ſondern Iediglich inner- 
halb deſſelben bejteht, jo ift auch die Rechtsanwendung Sache bes 
zwar vom Rahmen der ftaatlihen Organifation umfpannten, aber 
doch nicht ein ſtaatliches Organ bildenden Volksgerichts, das feine 
abihließende Bildung in dem Schöffenihume der Farolingischen Zeit 
erhielt. 

Die Schöffen Haben für jeden einzelnen Fall das im Volke 
iebende Recht zu finden. Als Aufgabe der Rechtsanwendung gilt 
es alfo nicht, den einzelnen Tal unter die allgemeine Rechtsnorm 
zu jubjumiren, jondern für den vorliegenden Fall aus dem Volks⸗ 
bewußtjein heraus das Recht zu weilen. An den fontreten That- 
beitand als Oberſatz ſchließt fi) das gefundene Recht als Unterſatz 
an, und aus beiden ergiebt jih als Schlußſatz das richterliche 
Urtheil. 

Nur dieſes Urtheil zu fällen, ift aber Sade der Schöffen. 
Gleichwohl ift mit der Urtheilsfällung die Rechtsanwendung noch 
nit erihöpft. Die Abhaltung des Gerichted bedarf einer Reihe 
vorbereitender Handlungen, die Gerichtzfigung der Leitung, das 
Urteil des Befehls, fih nad) ihm zu richten, und nöthigenfalls der 
Volitredung. Dieſe Anordnungen zu treffen, ift nicht Sache der 
Schöffen, jondern des bei der Urtheilsfällung nicht betheiligten 
faatlihen Drgans, des Gerichtövorfigenden, der als Richter be- 
zeichnet wird. Im ordentlichen Woltögerichte ift dieſer Richter der 
Graf. Dem Richter Liegt alfo nicht die logiſche Operation ob, das 
Recht zu weifen, fondern vermöge des ihm übertragenen Bannes 
die von der Rechtsordnung geforderten thatjächlichen Anordnungen 
zu treffen. 

Diefe Art der Rechtsanwendung ſteht aber in engfter organifcher 
Verbindung mit dem Volksrechte. Sie geht daher nur fo weit, 
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als das Volksrecht felbft die Normen für die menſchlichen Lebens— 
verhältniffe giebt, gilt aljo im Allgemeinen nur für die Anwendung 
des Privat: und Strafrechtes, wobei freilich nicht zu vergeſſen iſt, 
daß nach mittelalterlicher Anjchauung die Grenzen des Privatrechtes 
fehr verfchwommen find, und manche Gegenjtände, die nad) moderner 
Auffafjung in das Gebiet des öffentlihen Nechtes fallen, nad 
privatrechtlichen Grundfäten behandelt werden. Someil das Volks: 
recht feine Nechtönormen giebt, Haben der König und feine Organe 
das Necht des Bannes, d. h. des Gebotes und des Verbotes unter 
Strafandrohung ſowohl für den einzelnen Fall als auch allgemein, 
ohne daß bei der Anwendung der auf Verordnung beruhenden 
Normen irgend welche Betheiligung der Schöffen ftattfände. 

Diefe gemeinfame Grundlage der Rechtſprechung in allen 
germanifchen Staaten werden zuerjt durchbrochen in England durd 
die normannifche Eroberung. Bei dem Zwieſpalte zweier Nationali- 
täten mit verfchiedenem Rechte, das ſich erft allmählich zu einem 
neuen gemeinfamen Common Law ausgleicht, war die Weilung des 
Rechtes durch die Gerichtsgenojjen aus der VollSüberzeugung heraus 
niht mehr möglid. Die Gejeßgebung der Plantagenets trennt 
daher die Rechtſprechung von der Beweisfrage. Erjtere wird zu: 
jammengefaßt in dem gelehrten Richterthume der Hofgerichte, welches 
für die Strafrechtspflege feine Ergänzung findet in den Friedens⸗ 
richtern der Grafſchaft. Die Feſtſtellung der thatjächlichen Ber: 
hältniffe erfolgt Dagegen für den Civil- wie den Strafprogeß durd 
die Jury, einen von einem Löniglichen Beamten ernannten Gemeinde: 
ausfhuß. Damit Hat die abjolute Monarchie der Normannen die 
Rechtſprechung verftaatlicht, die altgermaniiche Auffaſſung, daß die 
Rechtsanwendung außerhalb der Aufgaben der Obrigkeit Liege, ver: 
nichtet. Durch die Einfügung der Jury in die verjtaatlichte Recht— 
ſprechung blieb aber diejer ihr felbititändiger und unabhängiger 
Charakter gewahrt. Sie war nad) wie vor rechtlidy verjchieden 
von der Verwaltung, unabhängig von dem willlürlichen Eingreifen 
höherer Behörden oder des Könige. Wo es fi) wie bei den Re 
kurſen an die Neichögerichte nicht um die Thats, jondern nur um 
die Rechtsfrage Handelt, fällt die Jury naturgemäß fort. Außerdem 
erfcheint ala nothwendige Konjequenz der ftaatlihen Rechtſprechung 
die Auffaffung, daß in dem Könige und den von ihm betrauten Räthen 
die oberſte Nechtiprehung ruhe. Diefe Auffaffung verfchafft fid 
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namentlich) feit dem Neformationgzeitalter Geltung durch die Be— 
trauung des königlichen Rathes mit außerordentliden Straf: 
gewalten. 

Sn den Staaten des Kontinent3 erhielt fi dagegen die alt- 
germanishe Auffaffung länger. Auch nachdem die obrigfeitlicdyen 
Gewalten mit dem Befite von Grundherren und Korporationen zu 
einer untrennbaren Einheit verjchmolzen waren, beichräntte fich bis 
in das 15. Sahrhumdert Hinein die Gerichtsgewalt der Obrigkeit 
auf die Hegung des Gerichts und die Vollitredung des von den 
Schöffen gefällten Urtheiles. Doch wirkten eine Reihe von Gründen 
zufammen, um auch auf dem Kontinente den Untergang der alten 
Gerihtöverfaffung herbeizuführen. 

Yuerft macht fich die zunehmende Zerjplitterung der Geridhts- 
berrlichkeiten, namentlich bei den kleineren ftädtiichen und ländlichen 
Gerichten geltend, die fchließlich die nöthige Anzahl von Schöffen 
niht mehr zujammenbringen können. Uebrig geblieben ift von 
diefen Gerichten nur die GerichtSobrigleit, der Richter, der nunmehr 
allein den Parteien das Recht gewähren mußte. 

Bon noch einfchneidenderer Wirkung war der Untergang des 
alten Volksrechtes. Die Auflöjung defjelben in Rechte der einzelnen 
Stände hatte nur die Folge gehabt, daß an Die Stelle der gemeinen 
Bollsgerichte bejondere Hof, Stadt: und Landgeridhte für Adel, 
Bürger und Bauern getreten waren, das Grundprinzip der Schöffen- 
verfaflung, die Unterfcheidung von Gerichthalten und Urtheilen, Hatte 
ih aber auch auf die neuen Standesgerichte verpflanzt. Wenn 
nun aber die Abänderung des geltenden Rechtes durch einjeitige 
Iondesherrlihe Verordnung zur reinen Machtfrage wurde, jo war 
damit das geltende Recht überhaupt in die Madjtiphäre der Staats- 
gewalt geftellt. Der Landesherr darf daher auch ſämmtliche Redhts- 
normen entweder jelbft oder Durch jeine Organe zur Anwendung 
bringen. Diele Entwidlung wird unterjtüßt durch die Rezeption 
der fremden Rechte, in Folge deren die Schöffen nicht mehr jelbit 
das Necht weijen, jondern ſich an den Rath der landesherrlichen 
Beamten halten müfjen. Soweit die Theilnahme der Schöffen an 
der Rechtſprechung nicht durch die Seriplitterung der Gerichte un— 
möglihd gemacht ift, nimmt der Vorjigende des Gerichtes an Der 
Urtheilsfindung Theil. Die Beifiger des Gerichtes andererjeit3 ver: 
tauchen die alte Schöffenftellung mit derjenigen landesherrlicher 
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Beamten. Wie in Syolge der Berfplitterung ber Gerichtsbezirke von 
den Heineren Gerichten nur der bisherige Vorfigende als Einzel: 
richter übrig geblieben iſt, fo entwideln jih aus den größeren ©e: 
richten die modernen Kollegialgerichte. 

Beide Arten von Gerichten find entweder unmittelbare ober, 
wie die Stadt: und Batrimonialgerichte, mittelbare landesherrliche 
Behörden, ſämmtliche bei der Nechtiprechung betheiligten PBerfonen 
einfchließlich der bloßen Beifiger unmittelbare oder mittelbare Dr- 
gane des Landesherrn. Waren fie aber erjt einmal zu folchen ge 
worden, jo lag fein Grund mehr vor, weshalb das für die übrigen 
Iandesherrlihen Behörden geltende Verhältniß, daß der Landeöherr 
die Anordnungen feiner Behörden ändern und ftatt derjelben jofort 
felbft eine Entfcheidung treffen könne, nicht auch für die Gerichte 
gelten ſolle. Ebenſo wie in England ift daher die Kabinetsjufliz 
ober wenigftens die rechtliche Zuläffigkeit derjelben die durd bie 
Rechtslogik mit Nothmendigkeit geforderte Konfequenz der Umgeftal- 
tung der bisherigen Gerichtsverfaffung, der Verwandlung der Ge 
richte in landesherrliche Behörden. 

Sn den Heineren deutfchen Territorien, deren Landesherren es 
nicht gelang, den Einfluß der Landftände zu brechen und die Ab- 
hängigfeit ihres Landes von den Neichögerichten zu löſen, hielten 
aber Landftände und Reichsgewalt wenigftens nad) Möglichkeit an 
der älteren Auffafiung feit, daß eine Rechtſprechung durch den 
Zandesheren perſönlich eine rechtswidrige Handlungsweiſe fe. Die 
Nothmwendigfeit, die Unftatihaftigfeit der Kabinetsjuftiz ſich immer 
von Neuem in den Landtagsabſchieden reverfiren zu laſſen, und bie 
troßdem immer wiederkehrenden Verſuche einer perſönlichen Recht⸗ 
iprehung durch den Zandesherrn, von der die ältere Zeit Feine 
Spuren zeigt, beweift aber aufs Deutlichſte, daß die Ausſchließung 
des Landesherrn von der perjönlichen Rechtſprechung in den ver- 
änderten Rechtsverhältniffen Keinen Boden mehr fand, ſondern nur 
durch äußere Machtfaktoren Eünftlich aufrecht erhalten wurde. 

Wo diefe Hinderniffe nicht im Wege ftanden, wie namentlid 
unter den deutfchen Staaten in Brandenburg-Preußen, griff ohne 
Weiteres die Kabinetsjuftiz Plat. Sie gilt in Brandenburg con 
jeit Anfang des 16. Sahrhunderts als ftaatsrechtlicher Yyundamental- 
grundfag. Das Necht des Landesherrn, die Gerichte zu organiliren, 
ergiebt fih einzig daraus, daß er Duelle der Rechtſprechung iſt. 
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Die höchſten preußiichen Gerichte haben fich geradezu eniwidelt aus 
der perjönlichen Gericht3barfeit des Kurfürften, der als Duelle der 
Rechtſprechung jenes perfönlide Recht noch über feinen oberften 
Gerihten in Anſpruch nahm. In Frankreich Hat nicht einmal die 
ſehr bedeutende Unabhängigfeit der Parlamente eine wirkſame 
Schranke der Kabinetsjuftiz gebildet. Soweit auf ihre Entfcheidungen 
ein wirffamer Einfluß nicht auszuüben war, wurden ihnen vermöge 
des Evofationsredhtes der Berwaltungsbehörden einzelne Saden 
einfach entzogen, oder auch aus königlicher Machtvollkommenheit 
unmittelbar Entjcheidungen des Monarchen gefällt. 

Aus der Kabinetsjujtiz ergiebt fich ingbejondere die Befugniß 
des Monarchen, die von feinen Gerichten verhängten ſchwereren 
Strafen zu betätigen, bevor fie vollitrecdt werden dürfen, alle Strafen 
zu ſchärfen, zu mildern und zu erlafjen oder aud) Strafunterfuchungen 
einfach niederzuſchlagen. So findet da8 Begnadigungsredt in 
ſeinem weiteſten Umfange feine hiſtoriſche Duelle in der Kabinets- 
juftiz. 

In England erklärte bereit$ das lange Parlament gegenüber 
den Mißbräuchen der Sternfammer in st. 16 Car. I ce. 10 die ab- 
miniftrative Strafgewalt und Civiljuftiz des Privy Council und alle 
Nebeninftitute der Sternfammer für aufgehoben. Die Kabinetsjuftiz 
war damit thatſächlich bejeitigt. Da nad) der Revolution von 1688 
die Declaration of Right von 1688 auch ausſprach, dak das Dispen- 
fationsrecht in feinem zulegt behaupteten und geübten Umfange der 
geſetzlichen Eriftenz entbehre, blieb von der einftigen Kabinet3juftiz 
nur das Begnadigungsrecht übrig. Die Einwirkung des Monarchen 
oder der Verwaltung auf die rechtliche Entjcheidung des einzelnen 
Falles war hiernach ausgefchloffen. Immerhin ging aber, wie jede 
Staatsfunktion im monardifchen Staate, die Rechtspflege auf den 
König, in deſſen Namen fie gehandhabt wurde, als die lebte 
Duelle zurüd. Erſt die Degeneration des monardiichen Staates 
in den parlamentarifchen hat dem Monarchen thatjächlich die Aus— 
flüffe feiner Zuftiggemalt, die Ernennung der Richter und das Ber 
gnadigungsrecht entzogen und auf das parlamentarifde Minijterium 
übertragen. 

Kedenfalls bot die Befeitigung der Kabinetsjuftiz in England 
der Lehre von der Theilung der Gewalten eine geeignete Grundlage 
für die Behauptung, daß die richterliche Gewalt als weſentlich ver⸗ 
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ſchieden von den anderen Staatsfunktionen ihren Träger lediglid 
in den Gerichten babe. Durch die Lehre von der Theilung der 
Gewalten Eehrt von England her nach dem Kontinent die auch bier 
nie ganz erlofchene altgermanifche Auffaffung von der Unabhängig: 
feit der Rechtſprechung wieder zurüd. Allerdings Hatte in der 
Zwiſchenzeit ſowohl in England wie auf dem Kontinent die Ent- 
widelung einen unverlierbaren Fortſchritt gemacht: die Rechtſprechung 
ſtand nicht mehr als bejonderes Vollsreht außerhalb des Staates 
und im Gegenjaß zur Obrigkeit, jondern war in die Staatsfunk—⸗ 
tionen organisch eingefügt. Wenn der moderne Staat al3 eine 
alle Zebensverhältniffe umfpannende Herrichaft dieſe Verſtaatlichung 
der Rechtiprehung auch nie wieder preisgeben Eonnte, jo wird doch 
die mit dieſem Fortſchritt entjtandene Kabinetsjuſtiz abgefchnitten 
und die Unabhängigkeit der Rechtspflege wieder hergeſtellt. 

Am leichteften war dies in den Staaten, die das Prinzip der 
Volksſouveränetät mit der Theilung der Gemwalten annahmen. Da 
alle Gewalten auf das Volk als lebte Duelle zurüdgeführt und 
Durch befondere verfaſſungsmäßige Organe ausgeübt werden, fo 
ergiebt die Uebertragung der Rechtspflege auf die Gerichte gleich— 
zeitig die organiſche Einfügung der Rechtſprechung unter die 
Staatzfunktionen und ihre Unabhängigkeit von jeder fremden Ein: 
wirkung. 

Schwieriger war die Beleitigung der Kabinetsjuftiz in den 
fonftitutionellen Staaten. Da hier jedes ftaatliche Recht ein foldes 
des Monarchen ift, mußle auch die Rechtſprechung monarchiſches 
Recht bleiben. Eine verfafjungsmäßige Beſchränkung des Monarden 
mar nur in der Ausübung dieſes Rechtes möglich. Der Monard 
ſelbſt bethätigt feine Juſtizgewalt nur noch in der Weile, daß er — 
in der Form des Geſetzes — die Gerichte organifirt, daß er die 
Richter ernennt, und daß er in Straffadhen ein Begnadigungsredt 
ausübt. Dagegen kann er im einzelnen Falle die Rechtſprechung 
nicht felbft, fondern nur durch feine geſetzlich beftellten Organe, die 
Gerichte ausüben. 

Nah dem Vorbilde der Eonjtitutionellen Staaten ift 1864 aud 
in Rußland für den größten Theil des Staatögebietes die Kabineis— 
juftiz aufgehoben und die Ausübung der Gerichtsbarkeit lediglich 
den Gerichten übertragen worden. Die volle Unabhängigfeit ber 
Rechtspflege ift aber damit keineswegs Hergejtellt, da immer die 
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Möglichkeit befteht, im adminiftrativen Wege oder durch Ausnahme- 
gerichte Strafen zu verhängen. 


8.2. Das Wefen der Rechtſprechung. 


In der Thätigfeit der richterlichen Behörden ift ein materieller 
Unterjchied von derjenigen anderer Staatdorgane nicht zu erkennen. 
Sie bejteht vorwiegend in der Anmendung gewiſſer Rechtsnormen. 
Jede Rechtsanwendung hat aber zum Gegenftande eine thatfächliche 
Anordnung, welche den in der Rechtsnorm unter gewiſſen Voraus— 
jegungen geforderten thatſächlichen Zuſtand herſtellt. Das richter- 
lihe Urtheil it alfo eine thatfächliche Anordnung und zwar ein 
Volzugsalt. Während die Rechtsnorm beftimmt, daß der Diebftahl 
mit Gefängniß zu beftrafen, daß entnommene Darlehne zurüdzus 
zahlen find, trifft das richterliche Urtheil die Anordnung, daß A., 
der geftohlen Hat, in das Gefängnik zu ſchicken, daß B., der ein 
Darlehen erhalten, dafjelbe zurüdzuzahlen Hat. Das Wefentliche 
des Urtheils, fein Tenor, befteht alfo in der thatjächlichen An- 
ordnung. 

Wie jede Rechtsanwendung ſetzt auch die im Urtheile enthaltene 
thatfächliche Anordnung voraus, daß im Wege der Iogifchen De- 
duktion der konkrete Fall unter die allgemeine Rechtsnorm fubfumirt 
ft. Dies iſt Feine Eigenthümlichkeit der richterlihen Thätigfeit, 
jondern der Rechtsanwendung überhaupt. Auch der Polizeibeamte, 
der einen Verbrecher zur Wache fiftirt, der Zollbeamte, der bei 
Revilion der Koffer eines Neifenden fteuerbare Objekte entdedit und 
den Zoll einzieht, muß in gleicher Weife den konkreten Fall unter 
die allgemeine Rechtsnorm fubfumiren und den von lebterer ge⸗ 
forderten thatjächlichen Yuftand hHerjiellen. Die größere oder ge- 
ringere Schwierigkeit der erforderlichen logiſchen Operation läßt das 
Weſen der Sache unberührt. Ebenſo ift es ein für das Weſen des 
Rechtsaktes umerheblicher Unterfchied, daß der Richter von den 
Gründen feiner Anorönung nicht nur wie die übrigen Staatsorgane 
den vorgejeßten Dienfibehörden, fondern den Parteien Rechenſchaft 
zu geben hat. 

Die richterliche Thätigkeit ift alfo eine Rechtsanwendung wie 
jede andere. Das franzöfiihe Recht und feine Nachbildungen in 
dem Bemühen, nach dem Prinzipe der Theilung der Gemwalten in 
der Rechtſprechung eine von den anderen Staatöfunktionen materiell 
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verjchiedene Thätigfeit zu entwideln, beſchränkt die Gerichte auf die 
reine Rechtſprechung im Civil- und Strafprozeſſe. Die mirkliche 
Herftelung eines materiellen Unterjchiedes der Thätigkeit der Gerichte 
von der der Verwaltungsbehörden gelingt aber Hier ſchon um dep- 
willen nicht, weil aud) die Verwaltungsbehörden das Recht anzu: 
wenden haben, wenn auch ihre Thätigkeit fich nicht darauf befchränkt. 
Sn den germanifchen Staaten, namentlich” in Deutjchland und Eng: 
land, giebt es aber auch für die richterlihen Behörden Gebiete freier 
Verwaltungsthätigfeit, in denen fie nicht nur Rechtsnormen an: 
wenden, jondern innerhalb der Schranken des Geſetzes nad ihrem 
Ermeſſen enticheiden. 

Der Unterſchied der Rechtſprechung von den anderen Staate- 
funktionen liegt daher nur in den bejonderen Formen der Ausübung. 
Die modernen Berfaffungsurfunden haben dafür die allgemein giltige 
Formel gefunden, daß die richterlihe Gewalt ausgeübt wird durch 
unabhängige, feiner anderen Autorität als der des Geſetzes unter: 
worfene Gerichte. In den der Rechtſprechung überwieſenen Daterien 
hat die Entiheidung des einzelnen Falles unabhängig von jeder 
höheren Einwirkung ledigli durch die Gerichte zu erfolgen. Wie 
Regierung und Gejeßgebung beftimmt ſich aud) das Wefen der 
Nechtiprehung nicht nad) dem Inhalte des betreffenden Staats: 
aftes, fondern nad) den Formen, in denen er zu Stande kommt. 

Diefe Funktion ift eine eigene der Gerichte, wo die Grundfäke 
der Vollsfouveränetät und der Theilung der Gemwalten zur Aner: 
fennung gelangt find, und die Gerichte als eigene Träger der richter: 
lihen Gewalt betrachtet werden. Sn dem monarchiſchen Staate, 
der alle Gemwalten des Staates in der Berjon des Monarchen ver: 
einigt, it auch die richterlicde Gewalt ein monarchiſches Recht. Nur 
die Ausübung diejed Rechtes im einzelnen Falle ift dem Monarchen 
entzogen und den Gerichten übertragen. Gleichwohl iſt die richter- 
ide Gewalt des Monarchen fein bloß ruhendes Nedt. Er übt 
dDiefe Gewalt auch jelbit aus, indem er — in den Formen ded 
Geſetzes — die Gerichte organifirt und — in den formen der Re 
gierung — die richterlihen Beamten ernennt. Das Weſen der 
Rechtſprechung als einer bejonderen formellen Staat3funktion befteht 
aber eben darin, daß fie, mag die Duelle des ftaatlichen Nechtes 
das Volt oder der Monard) fein, ausgeübt wird durch unabhängige 
Behörden in prozeljualen Formen. 
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Das der Rechtſprechung zugehörige Gebiet kann demnach eben fo 
wenig wie das der Negierung oder der Gefeßgebung aus dem 
Begriffe jelbit, fondern nur nad) dem Inhalte des jeweiligen Rechts- 
zuftandes bejtimmt werden. Dabei haben aber nad) Zeit und Drt 
mannigfaltige Schwankungen ftattgefunden. 

Bei dem organifchen Zufammenhange zwiſchen Volksrecht und 
Bollsgericht, wie er der germanischen Redtsauffaffung eigenthümlich 
it, ergab fi das Gebiet der Rechtſprechung von felbft. Die An- 
wendung des der einfeitigen Einwirkung der Staatögewalt ent- 
gogenen Volksrechtes, welches im Wefentlihen das Civil-, Straf: 
und Prozeprecht umfaßt, ift Aufgabe der Volksgerichte. Die Recht: 
ſprechung erjcheint daher nur ala Civil- und Strafrechtspflege. 

Im jtändifhen Staate berührt die Auflöfung des einheitlichen 
Bolfsrechtes in Rechte der einzelnen Stände den organifchen Zu— 
ſammenhang zwiſchen Recht und Gericht an ſich nicht. Nur Löft 
ih der ftändiihen Entwidlung entſprechend das einheitliche Volks— 
geriht auf in befondere Hof-, Stadt: und Bauerngerichte. Von 
viel erheblicherem Einfluife war es, daß in dem ftändifchen Staate 
die obrigkeitlihen Befugniffe zu einem eigenen Rechte der befigenden 
Klafien, in der Regel zu Pertinenzen ihres Grundbefites werden. 
Die Landeshoheit ift nur ein Aggregat obrigfeitlicher Befugniffe, 
die zufammen mit den Domänen dei ererbten Beſitz der landes— 
herrlichen Tyamilie bilden. Ihr fteht nicht mehr die alte Volksfrei— 
heit, die fih in Recht und Gericht der Einwirkung der Obrigfeit 
entzieht, jondern das bejondere Recht der einzelnen Stände entgegen. 
Gelten aber Die obrigfeitlichen Befugniffe im Wefentlichen als privater 
Befig, der durch die bejonderen Standesrechte geregelt wird, fo 
tolgt daraus Die Ausdehnung der Rechtſprechung über das ganze 
Gebiet der Standesrechte. 

In England Hatte dagegen die normannifche Eroberung in der 
Monarchie die Fülle der Staatsgewalt vereinigt, die Verwandlung 
der obrigkeitlichen Befugniſſe in Bertinenzen des Privatbefiges und 
die Auflöfung des geſammten Nechtes in bejondere Standesrecdhte 
verhindert. Hier bleibt daher die Rechtſprechung grundſätzlich auf 
dad Gebiet des Privat- und Strafrechtes beſchränkt. Erft mit der 
Befeitigung aller Zwangsbefugniſſe des königlichen Nathes im 
17. Jahrhundert geht auf die Reichsgerichte die Rechtskontrole der 
Verwaltung über, die in den ‘Formen eines ſummariſchen Prozeſſes 
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ausgeübt wird. Da aud die einzelnen Friedensrichter wie die 
friedensrichterlihen Seſſionen ihre Vermwaltungsthätigfeit als eine 
Art Rechtſprechung betrachten und ausüben, jo entwickelt fich aller: 
dings auch eine Rechtſprechung auf dem Gebiete der Verwaltung, 
aber weſentlich verfhieden von der regelmäßig an die Jury gebun- 
denen Civil» und Strafredhtspflege. 

Sn den Zontinentalen Staaten mußte die meite Ausdehnung 
der Rechtſprechung fallen, jobald die abjolute Staatsgewalt das 
ftändifche Recht auf dem Gebiete der Verwaltung vernichtete. Dazu 
boten fi) zwei Wege. Einmal unterjchied man zwifchen den mwefent: 
lichen Majeſtäts- und Hoheitsrechten, die nur dem Staate zuftanden, 
und den Negalien, die durch ftaatliche Verleihung auch in ben 
Befig von Privatperfonen und Korporationen gelangen konnten, 
und Schloß über die Majeſtätsrechte jede Nechtiprechung aus. So— 
weit fie Hiernah noch zuläffig war, entzog man fie jedoch aus 
politiſchen Gründen den ordentlichen Gerichten, die vielfach unter 
ſtändiſchem Einflujfe jtanden, und übertrug fie den Verwaltungs: 
behörden überall da, wo da8 Intereſſe des Staates in irgend einer 
Weile betheiligt war. 

Auf diefem Standpunkte ift das franzöfiiche Recht im Weſent— 
lichen jtehen geblieben. Nur rechtfertigte man ihn feit der Revo: 
Iution mit der Theilung der Gemwalten. Die ordentlichen‘ Gerichte 
find alfo auf die Civil- und Strafrechtspflege befchräntt. Daneben 
beiteht eine bejondere Verwaltungsjurisdiktion, aber ohne die Ga- 
rantien der richterlichen Unabhängigkeit in zahlreichen Fällen, in 
denen die Interefjen des Staates und des Einzelnen mit einander 
follidiren. 

Dagegen wurde in Deutichland gegen Ende des 18. und An: 
fang des 19. Jahrhunderts, nachdem die neue Rechtsordnung de 
abjoluten Staates ſich Eonfolidirt Halte, die bisherige Verwaltungs: 
gerichtsbarkeit wieder den ordentlichen Gerichten übertragen, die 
jomit in den formen des Civil- und Strafprozefjes auch über eine 
Reihe öffentlichrechtlicher Fragen entſcheiden. Erft feit den fechziger 
Jahren macht fih das Beſtreben geltend, auch auf dem Gebiete 
der Verwaltung einen wirkſamen Rechtsſchutz durch eine förmlice 
Gerichtsbarkeit befonderer Vermwaltungsgerichte herzuftellen. Beſon— 
ders Die preußische Geſetzgebung jeit 1872 hat diefem Beſtreben im 
meiteit gehenden Maße Rechnung getragen. Durch die Begründung 
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diefer neueren Verwaltungsgerichtsbarkeit ift dag Gebiet der Recht— 
ſprechung weit über das urfprüuglide Gebiet der Givil- und 
Strafrechtspflege ausgedehnt. Die Rechtſprechung breitet fich auf 
diefe Weife immer weiter aus auf Koften der Regierung und Ber: 
maltung. 

Das Gebiet der Rechtſprechung läßt fich hiernach nirgends 
mehr durch eine allgemein giltige Formel, fondern nur nad Map: 
gabe der Gejeßgebung der einzelnen Staaten, die meift in laſuiſtiſchen 
Detailbeftimmungen bejteht, abgrenzen. 


Bierter Abſchnitt. 
Die zuſammengeſetzten Staaten. 


Abtheilung I. 
Die Verbindung zwiichen zwei Staaten. 
8.1. Koordinationgverhältniffe unter zwei Staaten. 


Zwei Staaten können zufällig denjelben Herrſcher haben. Dieje 
Thatſache kann politiih von Bedeutung fein, rechtlich bleibt fie voll 
fändig gleichgiltig.. Allerdings ift ein Krieg unter den jo ver- 
bundenen Staaten bei der Spdentität des Herrichers ausgeſchloſſen. 
Im Uebrigen find fie aber nicht nur ſtaatsrechtlich vollftändig un- 
abhängig von einander, fondern können aud) jeder eine jelbititändige 
Politik verfolgen, zumal wenn diefer nicht vom Herrſcher, jondern 
von anderen Organen des Staates ihre Richtung bejtimmt wird. 
Bei der volllommenen Unabhängigkeit der beiden Staaten von 
einander kann auch das Thronfolgeredht in ihnen ein verſchiedenes, 
3.2. in dem einen die weibliche Thronfolge zuläffig fein, in dem 
anderen nicht. Die Verbindung der beiden Staaten unter einem 
Herriher hört dann, wie fie durch bloße Thatſachen entjtanden ift, 
auch thatfächlih und ohne weiteren Rechtsakt auf, jobald nad) den 
von einander abmweichenden Thronfolgegejegen der Thron in beiden 
Staaten auf verfchiedene Perjonen übergeht. Dieſe rein thatjächliche 
Verbindung von zwei Staaten unter demfelben Herricher bezeichnet 
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man als PBerfonalunion. Soldier Geftalt war über ein Jahrhundert 
hindurch die Verbindung von England und Hannover und über 
ein halbes Jahrhundert die Verbindung der Niederlande mit Qurem- 
burg. 

In der abfoluten Monardyie wird aber die reine Berjonalunion 
fofort zu einer engeren Verbindung. Das öffentliche echt der 
abfoluten Monarchie Löjt fi) auf in das Familienrecht de3 regierenden 
Haufes und in eine Verwaltungsordnung. Das Familienrecht kann 
für da3 regierende Haus natürlih nur ein einheitliches fein, und 
jo fteht wenigftens bis zum Ausfterben des Hauſes die Einheit der 
Thronfolge in den verbundenen Ländern fell. Ia man fucht beim 
drohenden Augfterben des Mannesftammes diefe Einheit fortzu- 
erhalten durch Einführung der fubfidiären weiblichen Thronfolge, 
jo in Defterreih durch die pragmatiſche Sanktion, in Schleswig: 
Holftein durch die Beſtrebungen, dem neuen däniſchen Königshaufe 
auch die Thronfolge in den Herzogthümern zu fichern. Da ferner 
die Verwaltungsordnung ausfchließlid vom Herrſcher beſtimmt wird, 
jo Tann er durch eine einheitliche Behördenorganifalion die ver: 
Ichiedenen Länder allmählich zu einer Einheit verjchmelzen. 

Wo die einzelnen Länder unter einander noch durch das Band 
der Nationalität verbunden find und höchſtens provinzielle Unter: 
ſchiede und Gegenfäte beftehen, kann die abjolute Monarchie durd 
die einheitliche Verwaltung geradezu einen neuen Cinheititant 
Ihaffen, innerhalb deſſen die alten Territorien nur noch Die Bedeu: 
tung einer biftoriihen Neminiscenz haben. Auf dieſe Weije find 
Preußen und die deutichen Mittelftanten aus zahllojen Territorien 
des alten Reiches, Spanien aus den Fleinen Königreichen der iberi⸗ 
Ihen Halbinfel hervorgegangen. 

Aber auch wo ein nationaler Gegenſatz unter den verbundenen 
Ländern befteht, beichränft fich die abjolute Monarchie nicht auf die bloß 
thatfächliche Verbindung durch Berjonalunion. So wurden für Däne- 
mark und die Herzogthümer eine Reihe gemeinjamer oberjter Ver⸗ 
maltungsftellen begründet, und damit der Ausgangspunkt für einen 
dänischen Geſammtſtaat geichaffen.!) Ebenfo war Ungarn nad) der 
pragmatifhen Sanktion von 1723 bis zum Ausgleiche von 1867 
durch gemeinſame Verwaltungsinftitutionen in dem Maße mit den 
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anderen Ländern des öfterreihiichen Kaiferftaate® verbunden, daß 
ed zweifelhaft erjcheinen konnte, ob die jtaatliche Eriftenz Ungarns 
nit zu Gunften der Gefammtmonardie aufgehoben jei.?) 

Mit dem Untergange der abjoluten Monardie in faft dem 
ganzen Umfange der civilifirten Staatenwelt hat die durch das Fa— 
milienrecht des herrfchenden Hauſes und gemeinfame Verwaltungs: 
inftitutionen vermittelte Verſchmelzung urjprünglich jelbftftändiger 
Staatsweſen zu einem Gelammtftaate ihre Bedeutung verloren. Wie 
auf allen anderen Gebieten ift auch hier an die Stelle des perfön- 
Iihen Willens de3 abſoluten Herrſchers die feſte verfafjungsmäßige 
Drdnung getreten. Die nicht bloß thatfädhlihe, jondern rechtliche 
Verbindung unter zwei Verfafjungsftaaten durch einen Monarchen 
bezeichnet man als NRealunion. Die typiichen Beifpiele hierfür bieten 
Schweden-Norwegen und Deiterreich-Ungarn. 

Da die Realunion nicht nur eine thatfächliche, fondern eine 
rchtlih nothwendige Verbindung zweier Staaten unter einem Herr- 
iher bildet, fo muß das Nechtsverhältnig auch durch einen Rechts⸗ 
akt begründet fein. ALS foldhen ſah man früher die Verfaſſung der 
verbundenen Staaten an. Allein mit Necht ift demgegenüber in 
neuerer Zeit namentlich von Jellineksꝰ) und Brie9 hervorgehoben 
worden, daß die derzeit bejtehenden Realunionen auf Vertrag der 
betheiligten Staaten, jo die zwiſchen Schweden und Norwegen auf 
der Reichsakte vom 31. Juli (6. Auguft) 1815, die zwiſchen Dejter- 
reich und Ungarn auf den Vereinbarungen, welche der pragmatiichen 
Sanktion von 1723 und dem Ausgleihe von 1867 vorangingen, 
beruhen. Sn der That kann eine Verbindung unter felbitjtändigen 
Staaten ihre Rechtsgrundlage nur in einem Vertrage finden. Denn 
dad Geſetz als einfeitiger Staatsaft übt eine Wirkfjamkeit nur in 
dem Verhältniſſe des Staates zu feinen Unterthanen, nicht aber zu 
fremden Staaten. Da das Geſetz jeden Augenblid vom Staate 
geändert oder aufgehoben werden kann, ſtellt e8 auch feine recht- 
liche Bindung des Stautes dar. Dagegen verpflichtet der völfer- 
rechtliche Vertrag die Staaten unter einander wechſelſeitig und be= 
gründet, wenn er die Verbindung mit einem Herrſcher zum Gegen 
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ftande Hat, ein rechtlihes Band unter ihnen. Dody würde der 
Vertrag allein Hinwiederum nur völferredtlihe Wirkungen haben 
und die Unterthanen der verbundenen Staaten als jolche unberührt 
lajien. Er bedarf daher, um flaatsrechtliche Wirkſamkeit zu erlangen, 
übereinjtimmender Berfaflungsgejeße der verbundenen Staaten, wie 
jolde au in Schweden-Norwegen und in Defterreih= Ungarn er: 
gangen find. 

Gegenſtand der Realunion ijt die Gemeinfamfeit des Herrichers. 
Daß leßtere nicht bloß wie bei der Perjonalunion als Thatſache 
hingenommen, jondern zum Gegenftande rechtlicher Drdnungen ge: 
macht wird, hat feinen Grund darin, daß die verbundenen Staaten 
an der Gemeinschaft ein Intereſſe bejonders zum Schuße gegen 
fremde Mächte haben, das fie fi rechtlich fichern wollen. Deshalb 
beihränft fih aud die Gemeinschaft Feinesmegs auf die Perſon 
des Herrihers, jondern findet ihren Ausdrud in gemeinjamen 
Snititutionen. 

Die unirten Staaten haben, unter voller Wahrung ihrer jtaat- 
lichen Sondererijtenz, einen gemeinſamen Herrſcher. Diejer vereinigt 
aljo in jich zwei verſchiedene ftaatsrechtlihe Perfönlichkeiten. Cr 
rührt demnach auch den Titel von jedem der beiden Staaten, und 
diefer mehrfache Titel ijt nicht wie in den alten Monardien eine 
bloße Hijloriiche Neminiscenz aus der Zeit der Geſammtſtaatsbildung, 
ſondern entſpricht den realen ftaatsredhtlihen Verhältniſſen. Die 
-Semeinihaft des Herrſchers wird dauernd gewährleiſtet durch eine 
übereinſtimmende Thronfolgeordnung, die ein Auseinanderfallen der 
Staaten durch die Succeſſion verſchiedener Thronfolgeberechtigten 
verhindern ſoll. In Oeſterreich-Ungarn iſt jedoch der gemeinſame 
Herrſcher nur geſichert, ſo lange noch Thronfolgeberechtigte aus dem 
Hauſe Habsburg-Lothringen vorhanden ſind. Nach deſſen Aus— 
ſterben iſt Ungarn ausdrücklich das Recht freier Königswahl zuge— 
ſtanden und keine Vorſorge getroffen, um die Fortdauer der gemein— 
ſamen Monarchie zu ſichern. Dagegen iſt in Schweden-Norwegen 
nach dem Ausſterben des regierenden Hauſes eine gemeinſame 
Interimsregierung vorgeſehen, und es ſoll, wenn die Wahl der 
beiden Volksvertretungen verſchiedene Perſonen trifft, ein Ausſchuß 
beider Volksvertretungen einen der beiden Gewählten zum Uniong- 
fönige befiellen. 

Dem Auslande gegenüber treten die verbundenen Staaten als 
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Geſammtmacht auf. Dadurch ift vor Allem die Einheit der aus- 
wärtigen Politik bedingt. Krieg und Frieden wie politiiche Alliancen 
find für beide Staaten gemeinfam. Doch ift dadurd nicht aus- 
geſchloſſen, daß Verträge nicht politifchen Inhaltes, 3. B. Handel3- 
verträge, für jeden der betheiligten Staaten bejonders abgeſchloſſen 
werden. Die Stellung als politiihe Geſammtmacht Hat aber eine 
Reihe gemeinfamer Snititutionen zur Folge. 

Sn Schweden⸗-Norwegen beſchränkt fich diefe Gemeinſamkeit im 
Mejentlihen auf die ausmärtige Verwaltung. Bisher war die 
diplomatische und die Eonfulariiche Vertretung beider Staaten eine 
gemeinfame, wie auch fremde Staaten bei dem gemeinfamen Herrjcher 
nur eine einzige diplomatische Vertreiung unterhielten. Die Leitung 
der auswärtigen Verwaltung geichieht für beide Staaten durch den 
ſchwediſchen Minifter des Auswärtigen. Doc machen fich Beftrebun- 
gen geltend, die konſulariſche Vertretung beider Staaten zu trennen 
und ein gemeinfames Minifterium des Auswärtigen zu errichten. 
Im Uebrigen treten bei Angelegenheiten, die beide Staaten betreffen, 
entweder dem ſchwediſchen Staatsrathe drei norwegifche oder dem 
norwegiichen drei ſchwediſche Mitglieder Hinzu. 

Dagegen find für Oeſterreich-Ungarn die gemeinfamen Snfti- 
tutionen in weit höheren Maße entwidelt. Nicht nur die aus: 
wärtige Verwaltung, jondern auch das Heerweien mit Ausnahme 
der Landwehr (Honved) ijt ein gemeinfames, desgleichen die Kriegs— 
flotte. Dementjprechend bejtehen drei gemeinjame Minifterien, für 
dad Auswärtige und das kaiſerliche Haus, für das Heerwejen und 
für die gemeinfamen Finanzen. Die Mittel der gemeinjfamen In⸗ 
Mitutionen werden für beide Staaten in einem Verhältniſſe auf- 
gebracht, das durd einen periodiichen Ausgleich feitgeftellt wird. 
Für die Beichlußfaflung über das gemeinfame Budget und Die 
Kontrole der Verwaltung bejtehen Delegationen der beiden Volks—⸗ 
vertretungen, die gejondert tagen und nur, wenn fie ſich nicht einigen 
Innen, zu einer einheitlichen Körperfchaft zufanmmentreten. Im 
Uebrigen müſſen die Geſetze über die gemeinjamen Inftitutionen in 
jedem Staate bejonders erlaſſen werden. Dies gilt namentlid) von 
den Militärgefeen. Die beiden Staaten find endlich durch ein 
Zol- und Handelsbündniß geeinigt, das einen der Gegenftände des 
periodiihen 1Ojährigen Ausgleiches bildet. Vermöge deſſelben 
bilden fie ein einheitliche8 Zoll- und Handelögebiet, haben dafjelbe 
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Münz⸗, Maß: und Gewichtsſyſtem, eine einzige Handelsflotte und 
eine gemeinfame Banf. Die für diefe gemeinjamen Inſtitutionen 
erforderlichen Gefege können jedoch ebenfalls nur in jedem Staate 
befonder8 erlajfen werden. Das Zoll- und Handelsbündniß bildet 
auch feinen integrirenden Beſtandtheil der Nealunion, jondern Hört 
auf, fal3 einmal der Ausgleich hierüber nicht zu Stande fommen 
follte. Unter der gemeinfamen dauernden Verwaltung beider Staaten 
fteht das Dfkupationsgebiet von Bosnien und der Herzegowina. 

Da bei der Nealunion unter Verfaffungsftaaten der Monard) 
in jedem derſelben verfaſſungsmäßig bejchränft ift, jo können die 
gemeinfamen Snftitutionen auch nicht durch den perjönlidhen Willen 
des Monarchen weiter ausgedehnt und die ſelbſtſtändigen Staaten 
allmählich zu einem neuen Einheitsftaate verſchmolzen werden. Alle 
gemeinfamen Anftitutionen finden ihren Rechtsgrund nur in dem 
Willen der verbundenen Staaten und find daher nicht Drgane 
eines über den Einzelftaaten ftehenden Gefammtjiaates. Die Organe 
der verbundenen Staaten, die den Monarchen verfalliungsmäßig 
beichränfen, find aber nicht nur ftaatsrechtlich, fondern auch politiſch 
im Gegenjaße zu dem gemeinfamen Monarchen Träger der jtaal: 
lichen Individualität. Die NRealunion der Verfaſſungsſtaaten hat 
daher nicht wie die der abfoluten Monarchie die Tendenz des Auf- 
gehens der Einzeljtaaten in einer neuen Staatdeinheit. Eher mad 
fich bei dem ſchwächeren der verbundenen Staaten da3 Bejtreben 
geltend, das Band zu lodern, Die gemeinfamen Inſtitutionen zu 
vermindern und damit allmählich die Verbindung in eine bloße 
Perfonalunion zu verwandeln oder ganz aufzulöjen. Diejes Sireben 
it bei den radikalen Barteien in Norwegen wie in Ungarn ganz 
offenbar vorhanden. 

Die Realunion ijt allerdings nicht befriftet, ſondern als dauern: 
des NRechtöverhältniß der verbundenen Staaten gedacht. Gleichwohl 
ift fie feineswegd unauflöslich. Sie kann z. B. wie die zwiſchen 
Deiterreih und Ungarn nur für die Dauer des Beltandes der 
Dynaſtie geichlojien fein. Dann Hört fie von Rechtswegen mit dem 
Ausjterben der Dynaftie auf, und alle gemeinfamen Inſtitutionen 
fallen von ſelbſt fort. Die Fortſetzung des früheren Verhältniffes 
unter einer neuen gemeinjamen Dynajtie wäre nicht mehr die alte, 
londern eine neue Realunion und bedürfte einer neuen Begründung. 
Abgejehen davon kann die Realunion rechtlich nur aufgelöft werden 
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unter freier Zuftimmung der verbundenen Staaten. Sie wird dann, 
wenn der Herrſcher derjelbe bleibt, übergehen in die Berfonalunion. 
Dagegen ijt unter einem Rechtsbruche die Auflöfung der Realunion 
möglid, indem ein Staat fi) einfeitig von der Verbindung Iosfagt 
und jeine Unabhängigkeit behauptet, oder indem die beiden Staaten 
zu einem CEinheitsftaate verbunden werden. 


$ 2. Subordinationsverhältniffe unter zwei Staaten.!) 


Während Die unter zwei Staaten beftehenden Koordinationss 
verhältnifje fich in der modernen Staatenwelt ſchließlich auf den ein- 
heitlihen Typus der Realunion zurüdführen ließen, iſt ein folcher 
Einheitstypus für die Subordinationsverhältniffe nicht vorhanden. 
Hier bejteht vielmehr die größte Mannigfaltigkeit politiiher umd 
rechtlicher Geftaltungen. Gemeinfam ift dabei nur das eine 
Moment, daß es ih um ein Verhältniß von einem Staate zum 
anderen handelt. Selbſt wenn ein Staat mehrere andere Staaten 
in Abhängigkeit von fich Hält, ftehen doch diefe unter einander in 
feinem Rechtsverhältniſſe, fondern nur jeder von ihnen zu dem über: 
geordneten Staate. 

Auszuſcheiden find von den ftaatlihen Subordinationsverhältniffen 
zunächſt alle diejenigen Beziehungen zwiſchen verfchiedenen Ländern, 
die nicht foldye von Staat Staat zu find. Ansbefondere bilden die 
Kolonien der europäiſchen Staaten nicht ihrerjeit® wieder Staaten, 
Iondern find völferrechtlih integrirende Beftandiheile der Kolonial= 
mat. Aber auch ſtaatsrechtlich gehören fie diefer an und bilden 
nur räumlich getrennte Beſtandtheile des Mutierlandes, da ihnen 
jelbft jede ſtaatsrechtliche Individualität fehlt. Nur in einer ſtaats⸗ 
tehtlihen Richtung nehmen fie eine Sonderftellung ein, indem für 
die meiften Staaten die Bewohner der Kolonien an der Wahl der 
Volfövertretung des Mutterlandes nicht betheiligt und deshalb die 
Kolonien nicht Beitandiheil des Staatögebietes im Sinne der Vers 
faflungsurfunde find. Wenn die Kolonien auch nicht die Eigenichaft 
von Staaten haben, jo ijt doch damit nicht ausgejchloffen, daß ihnen 

1) Zu Grunde liegt meine Schrift über „Einfeitige Abhängigkeitsverhältnifie 
unter den modernen Staaten”, Leipzig 1896, in den ftaats- und völferredht- 


lihen Abhandlungen, herausgegeben von Jellinek und G. Meyer, Band 1, 
Heft 5. 
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die juriſtiſche Perfönlichkeit und eine weitgehende Autonomie bei 
Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten beigelegt wird. Sa die 
größeren englijhen Kolonien mit eigenen Barlamenten und parla: 
mentarijchen Minifterien, mit bundesftaatsähnlichen Verbindungen 
unter einander können geradezu als werdende Staaten bezeichnet 
werden. Trotz Dieje hohen Maßes politiiher Selbjtftändigkeit find 
fie rechtlich nichts anderes als Provinzen des britischen Reiches. 
Sollte dagegen das Projekt eines britifchen Reichsbundes zur Durd- 
führung kommen, vermöge deffen England und feine größeren 
Kolonien zujammen ein Föderativfyftem bilden würden, fo mären 
damit die Kolonien auch rechtlich als Staaten anerkannt und durd 
ein völkerrechtliches Vertragsverhältnig mit dem Mutterlande ver: 
bunden. 

Ein Berhälini unter Staaten ift dagegen das gleichfalls vor: 
wiegend auf Tolonialem Gebiete liegende Protektorat, wie es nament⸗ 
Ih von Frankreich bei feiner Eolonialen Ausbreitung in allen Welt- 
theilen, aber auch von England in Indien und Afrika entwidelt 
worden iſt. Beiſpiele jolcher Verträge find diejenigen Englands 
mit den verfchiedenen indischen Fürften, Frankreichs mit Taiti vom 
9. September 1842, mit Anam vom 15. März 1874, mit Tunis 
vom 12. Mai 1881, mit Anam vom 6. Juni 1884, mit Madagaskar 
vom 17. Dezember 1885, Rußlands mit China vom 30. November 
(12. Dezember) 1873. 

Das Verhältniß iſt ein jolches unter Staaten. Es kann daher 
nur beruhen auf einem Vertrage, vermöge deifen der ſchwächere 
Staat den Schuß des ftärkeren annimmt. Der erjtere, der beim 
Abichluffe des Vertrages im Beſitze jeiner vollen Unabhängigkeit iſt, 
giebt durch den Vertrag nicht feine ftaatlihe Eriftenz auf, jondern 
bejchräntt fi) nur vertragsmäßig in der Ausübung feiner Hoheit: 
rechte zu Gunfien der Schugmadt. Der beichügte Staat verliert 
aljo rechtlich feine Souveränetätsredhte weder ganz noch theilmeile. 
Mit der Auflöjung des Vertrages würde das Proteftorat ala völter: 
rechtliche Vertragsverhältnik von felbjt wieder aufhören. Da jedod) 
der Vertrag auf die Dauer geſchloſſen ift und nur unter Zuftimmung 
beider Theile wieder aufgehoben werden Tann, begründet er die 
dauernde politiiche Abhängigkeit des beſchützten Staates von der 
Schutzmacht. | 

Wie verjhieden auch im Einzelnen der Inhalt der zahlreichen 
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Broteftoratöverträge jein mag, in dem Bunte ftimmen fie alle 
überein, daß die Vertretung des beſchützten Staates nad) Außen fid) 
derjenigen der Schutzmacht anfchließt oder geradezu auf fie übergeht. 
Er verliert damit keineswegs feine völkerrechtliche Perfönlichkeit, 
wie er denn mit der Schugmacht dauernd in einem völferredhtlichen 
Verhältniffe fteht, fondern nur die Ausübung der völferrechtlichen 
Vertretung wird der Schugmadht und ihren Organen übertragen. 
Der gewöhnlich als Reſident bezeichnete Vertreter der Schutzmacht 
bei dem beichügten Etaate nimmt daher gleichzeitig die Stellung 
eines völferrechtlichen Vertreters des Ießteren gegenüber fremden 
Mächten ein. Daneben räumen die Proteftoratöverträge der Schup- 
macht meift ein Bejagungsredt ein, um den Schuß wirkſam aug- 
üben zu können. Den Bertrage nicht weſentlich, aber gewöhnlich 
in ihm enthallen find auch Beltimmungen über Handel und 
Verkehr. 

Das Proteltorat ift politiſch etwas anderes als es rechtlich bejagt. 
Während es rechtlich dem fchwächeren Staate gegenüber fremden 
Mächten den Beiltand der Schutzmacht dauernd gewähren foll, be- 
darf politiich der beſchützte Staat gegenüber keinem anderen Staate 
mehr des Schutzes als gegenüber der Schugmadt. Tür dieje ift 
das Protektorat nur ein Mittel, fich ein fremdes Gebiet leichter zu 
unterwerfen, indem vorläufig die einheimijche Staatsgewalt auf- 
recht erhalten, und damit den Bewohnern der Mebergang in die 
neuen Verhältniſſe erleichtert wird. Das Proteftorat ift daher ein 
hervorragendes Mittel der Ffolonialen Ausbreitung europäifcher 
Staaten. Es hat die politiihe Tendenz, in die volljtändige Ein- 
verleibung des beſchützten Staates in das Gebiet der Schugmadht 
überzugehen. Es erjolgt dieſe Einverleibung entweder auf einmal 
oder allmählich, indem der Nefident der Schutzmacht immer weitere 
Befugniſſe für fih in Anſpruch nimmt und dem Repräfentanten der 
früheren einheimiſchen Staatsgewalt bloße Ehrenrechte übrig läßt. 
Sn diefer Weile find die Schugftaaten von Niederländiſch-Indien 
allmählich ihrer ſtaatlichen Eriftenz verluftig gegangen, und derjelbe 
Vorgang vollzieht fi) in Britiſch-Indien. 

Weſentlich verſchieden von dem völferredhtlichen Proteftorate 
iind die fogenannten Schußverträge, welche europäiſche Staaten zur 
Vorbereitung der Belikergreifung herrenlojen überjeeifchen Gebietes 
neuerdingd® mit den einheimiſchen Stämmen abzujchliegen pflegen. 
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Dieje Verträge begründen fein völkerrechtliches Verhältniß, fordern 
befunden nur, daß der Gebietserwerb fich mit Zuftimmung der ein- 
heimischen Stämme vollzieht. Der Lolonifirende Staat erwirbt dur 
die Offupation die volle Stantsgewalt an dem Gebiete. Es wird 
aljo durch die Schugverträge keinerlei Rechtsverhältniß unter ver⸗ 
ſchiedenen Staaten begründet. 


Sn Europa hat das Proteftorat in neuerer Zeit nur bei zwei 
jebt untergegangenen Staaten, Krakau und den Konifchen Anfeln, 
durch den Wiener Kongreß Eingang gefunden. Dean bezeichnet 
dieje beiden Verhältniſſe fpeziell als Protektion. 


Ein Vertrag zwiſchen Rußland, Defterrei und Preußen vom 


* zn 1815 erflärte die Stadt Krakau mit ihrem Gebiete für einen 


freien, unabhängigen und neutralen Staat unter dem Schuße der 
drei Mächte und ftellte deifen den Grundzügen nad in dem 2er: 
trage enthaltene PBerfaffung unter deren Garantie. Worin der 
Schuß der drei Mächte bejtehen follte, war in dem Bertrage nicht 
gejagt. Das Schugverhältniß erlojh im Fahre 1846 mit der Ein: 
verleibung der Stadt Krafau in Oeſterreich. 

Ebenjo bildeten zufolge des Vertrages zwiſchen den Höfen von 
Wien, St. Betersburg, London und Berlin vom 5. November 1815 
die Joniſchen Inſeln einen freien und unabhängigen Staat unter 
dem unmittelbaren und ausjchlieglihen Schutze des Königs von 
Großbritannien und Irland, feiner Erben und Nachfolger. Shre 
innere Organijation jollten fie regeln mit Genehmigung der Schuß: 
madt, die einen Lord Commissioner als oberjtes Verwaltungs: 
organ des Staate8 auf den Inſeln refidiren ließ. England hatte 
auf den Injeln das Beſatzungsrecht und für fie die ausmärtige 
Vertreiung. Doch führten die Inſeln eine eigene Handelsflagge. 
Diejes Schugverhältniß erlojh mit der 1864 erfolgten Einverleibung 
der Inſeln in das Königreich Griechenland. 

Im Gegenſatze zu den vorher erörterten PBroteftorat3verhältniffen 
überfeeifcher zu europätfchen Staaten waren Krafau und die Sonifchen 
Snieln vor Begründung des Verhältnifjes feine Staaten, fondern 
®ebiete, über welche die verbündeten Mächte nad) Eroberungsredt zu 
verfügen befugt waren. Die Mächte Eonnten dieſe Gebiete allerdings 
zu felbitftändigen Staaten gejtalten, die dann mit den betreffenden 
Schutzmächten ein Proteftorat3verhältnig eingingen. Thatſächlich ift 
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die aber nicht gejchehen, fondern Krafau wurde ein Kondominat 
der drei Mächte, das Gebiet der Joniſchen Inſeln eine Beligung 
der britiichen Krone. Die faliche Bezeichnung der beiden Gebiete 
ala Staaten konnte dieſe Thatſache wohl verfchleiern, aber nicht 
aufheben. Sie genojjen eine gemilje fommunale Autonomie, aber 
die bloße Bezeichnung als Staaten konnte fie nicht zu ſolchen 
machen. Zum Begriffe des Staates als der höchſten Herrichaft 
gehört aber vor allen Dingen, daß er feine Verfafjung ſelbſt be= 
ftimmt. Ein Gemeinweſen, dejjen Organifation durch, ein anderes 
oder mit deſſen Genehmigung geregelt, ja deſſen oberjte® Drgan 
von der übergeordneten Macht bejtimmt wird, ijt nicht mehr Staat, 
jondern Kommunalverband. Beide Schußverhältniffe haben aber 
gegenwärtig nur noch eine Hiftorifche Bedeutung. 

Eine bejondere Gruppe von Abhängigfeitsverhältniffen bilden 
die Beziehungen der Türkei zu ihren Bajallenjtaaten in Europa 
und Afrifa. Das ältejte dieſer Verhältniffe, dasjenige zu den 
Ponaufürftentgümern Waladjei und Moldau, beruht allerdings ur— 
Iprünglic auf völferrechtlichen Verträgen, den Kapitulationen von 
1396 und 1513, und hat infofern eine gewiſſe Aehnlichfeit mit dem 
vorher erörterten Proteftorat. Im Laufe der Heit ermweiterte fich 
jedoch der Einfluß der Pforte wie bei allen Broteftoraten cerobernder 
Mächte derart, da die Donaufürjtenthümer nur den Charakter von 
Provinzen und die Hojpodare den von Etatthaltern Hatten. Später 
find Sowohl die Donaufürjtenthümer wie andere Bejtandtheile des 
türfifchen Neiches, Serbien, Bulgarien, Samos, Egppten, in ein 
relative Abhängigkeitsverhältnig als Bajallenjtaaten nicht durch 
Unterwerfung unter die türkische Staatsgewalt, jondern durd) Los— 
reißung von derſelben gelangt. 

Die Bildung der türfiichen Vaſallenſtaaten ift eine ziemlich 
gleihartige. Zunächſt wird das Gebiet »thatſächlich von der tür— 
fiichen Herrſchaft befreit. Sodann verpflichtet fih die Pforte in 
Verträgen mit fremden Mächten, unter bejtimmten Bedingungen die 
innere ftaatlihe Unabhängigkeit tes betreffenden Gebietes anzuer= 
tennen. Solche Verträge find geichloffen worden zwiſchen Rußland 
und der Pforte zu Gunften der DonaufürftenthHümer im Frieden 
von Kütſchuk-Kainardgi von 1774, zu Gunften von Serbien im 
Frieden von Bukareſt von 1812 und im Bertrage von Akjerman 
von 1826, zu Gunften der Donaufürjtenthümer und Serbiens im 
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Frieden von Adrianopel von 1829, zwifchen allen Großmächten und 
der Pforte zu Gunften Egypten® 1840, der europäiſchen Bafallen- 
itaaten im Parijer Frieden von 1856 und Bulgariens in der Ber: 
liner Kongreßalte von 1878. Nur die Selbitftändigfeit der Inſel 
Samos ift nicht völferrechtlich verbürgt. Durch die Veriräge ift 
die Pforte völkerrechtlich verpflichtet, eine gewiſſe Selbitftändigkeit 
ber bereits thatſächlich ind Leben getretenen Vaſallenſtaaten anzu: 
erkennen. Nach Auffaffung der Pforte beruht diefe Selbftitändigfeit 
auf den von ihr in Erfüllung der vertraggmäßigen Verpflichtung 
erlaffenen Akten oder, wo Verträge nicht vorliegen, auf ihrer völlig 
freien Willensentſchließung. Dieſe Alte find die Firmans zur Be: 
lehnung der VBajallenfürften. Soweit das Xerhältniß bereits in 
dem Vertrage erichöpfend beſtimmt ift, Hat der Firman eine rein 
formelle Bedeutung, jo bezüglid der europäiſchen Bajallenftaaten. 
Im Uebrigen bejtimmt er das Nedhtsverhältnig und dus Maß der 
Selbftändigkeit, fo 3. B. für Samos der Firman von 1832, für 
Egypien diejenigen von 1840, 1866, 1873. 

Während der Friede von Adrianopel noch von einer Souve— 
ränetät der Pforte über ihre Vajallenftaaten fpricht, Hat fich jeit 
dent Barifer Frieden da8 Wort Suzeränetät eingebürgert. Die 
Bafallenftaaten genießen hierbei in ihren inneren Verhältniſſen die— 
jelbe Unabhängigkeit wie andere Staaten, unterhalten jogar eine 
eigene Armee. Nur Egypten ijt mannigfaltig beſchränkt, da feine 
Münzen die Tugra und feine Truppen die ahnen des Eultans 
führen müſſen, auch die Flotte nur mit feiner Genehmigung ver: 
mehrt werden darf. Der neue Herricher des Vaſallenſtaates bedarf 
der Beitätigung durch die Pforte, welche bezüglich Bulgariens nur 
mit Zuftimmung der Großmächte ertheilt werden darf. Dagegen 
fehlt den Vajallenftaaten jedes Recht der völkerrechtlichen Vertretung 
nad außen, ihre ftaatliche Perjönlichkeit wird in dieſer Bezichung 
gededt Durch die Pforte. Die Zuläſſigkeit des Abſchluſſes von 
Handelsverträgen mit fremden Mächten ift jedoch nad) anfänglidhem 
Widerftreben feitend der Pforte zugeitanden, für Egypten jogar aus: 
drüdlid im Firman von 1873. | 

Während bei dem Proteftorat der abhängige Staat rechtlich 
im Befige der vollen Souveränetät iſt und nur einzelne Befugniffe 
der Schugmadjt zur Ausübung überträgt, hat bei der Suzeränetät 
der abhängige Staat von Haufe aus nur einen Theil der ftaatlichen 
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Befugniſſe erworben, während ein anderer Theil bei der Schugmacht 
zurüdgeblieben ift. Andererſeits find auch die flaatlichen Rechte des 
Vaſallenſtaates feineswegs von der fuzeränen Macht delegirte, was 
die äußere Form der Inveſtiturfirmans vermuthen laſſen könnte. 
Denn der Vaſallenſtaat hatte dieſe Befugniffe bereit vorher aus 
eigenem echt für fich erworben, und die jpäteren Rechtsakte in 
völferrecgtlichen Verträgen und Firmans haben nur die Bedeutung 
von Anerkenntniſſen. Schugmadht und Vaſallenſtaat ftehen daher 
zu einander zwar in einem Werhältniß, das völferrechtlih garantirt 
it, aber dieſes Verhältniß felbit ift keineswegs ein völkerrechtliches, 
jondern ein jtaatsrechtliches. Die an. fih einheitliche Staatsgewalt 
it unter verjchiedene Träger gejpalten. Dies findet äußerlich feinen 
Ausdrud darin, daß der Schutzmacht nicht die Souveränetät über 
den Bajallenjtaat, jondern, unter Wahl einer anderen Bezeichnung, 
nur die Suzeränetät beigelegt wird. Den Staat an ſich bildet daher 
weder die Schutzmacht noch der Vafallenftaat, da beiden die dem 
Staatsbegriffe weſentliche unabhängige und unbeſchränkbare Herr- 
Ihaft abgeht, ſondern erft beide in ihrer Vereinigung. Die Souve- 
ränetät ijt in der That eine untheilbare, da die Unabhängigkeit der 
Herrihaft den Begriff der Unbeſchränkbarkeit in fich trägt. Wohl 
aber Tann fie verjchiedenen Nechtsfubjelten zuftehen, die, weil fie 
weſentliche Befugniſſe der ftaatlihen Herrſchaft bejigen, beide als 
Staat bezeichnet werden, obgleich nur beide in ihrer Vereinigung 
der Staat find. 

Wiederum im Gegenſatz zum Proteftorat trägt politiich Die 
Sugeränetät die Tendenz in fi, zur vollen Unabhängigfeit des 
Vaſallenſtaates ſich zu entwideln. Der Ichtere, der nicht durd) 
Rehtsakte, fondern unter Anerkennung der hiſtoriſchen Thatjachen 
entitanden ift, Hat das Beſtreben, das ſchwache Band, das ihn noch 
mit der fuzeränen Macht verbindet, zu zerfchneiden und die volle 
faatlihe Unabhängigkeit zu erlangen. Die Suzeränetät ift daher 
ein Uebergangsftadium, in dem das neue Staatsweſen zunächſt nur 
jeine inneren Verhältniſſe konſolidirt, ehe es in den Kreis der euro- 
päiſchen Staaten als gleichberechtigtes Mitglied eintritt. 

Ein rechtlich der Suzeränetät entiprechendes, aber politisch 
wejentlich abweicheudes Verhältniß it das zwiſchen Rußland und 
Finnland bejtehende. 

Bis zum Jahre 1809 bildete Finnland, obgleich zum größten 
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Theil von einer nicht ſchwediſchen, jondern finnischen Bevölkerung 
bewohnt und geographiid von Schweden getrennt, rechtlich nur eine 
ſchwediſche Landidaft, aber feinen befonderen Staat. Allerdings 
wurden 1721 und 1743 die jüdöjtlihen Iheile Finnlands an Ruß— 
land abgetreten, aber die übrigen Gebiete blieben in ihrem bis: 
herigen Verhältniß zu Schweden. Am Jahre 1808 wurde jedoch 
das ganze Land von den Ruſſen beſetzt und die Schwedische Armee 
zum Nücdzuge gezwungen. Die anfängliche Abſicht, Finnland ein- 
fach dem ruffiichen Staate einzuverleiben, wurde nicht verwirklicht, 
da es dem Sailer Alerander I. darauf anfam, fchon vor dem 
Friedensſchluſſe mit Schweden ſich zum rechtlich) anerfannten Herr: 
iher von Finnland zu maden. 

Zur Erreihung diejes Zweckes wurde auf den 22. März 1809 
nad) Maßgabe der jchwediihen Reichsſtagsordnungen ein Landtag 
der finnländifchen Stände nad) der Stadt Borgo berufen. Auf 
dieſem Landtage, den der Kaifer perſönlich als nunmehriger Groß: 
fürft von Finnland eröffnete, erließ er eine befondere Verſicherung 
an die ſämmtlichen Einwohner Finnlands. In derjelben erflärte 
er, nachdem er das Großfürſtenthum Finnland in Bejiß genommen, 
die Religion und den gefammten Rechtszuſtand des Landes gemäß 
der Konjtitution Dejtätigen und bDefeftigen zu wollen. Darauf hul— 
Digten die finnländiichen Stände nad) dem für die ſchwediſche Königs: 
Huldigung geltenden Geremoniell dem Kaijer von Rußland ala Groß: 
füriten von Syinnland. Dem Landtage wurden dann mehrere Vor: 
lagen über die neue Organifation des Staatsweſens gemacht. Bei 
dem am 18. Juli 1809 erfolgten Schlujje des Landtages bezeichnete 
der Kaiſer in einer franzöfilh gehaltenen Nede das finniſche Volt 
ausdrücklich al3 „plac& desormais au rang des nations“. 

Finnland, bisher ein Bejtandtheil des ſchwediſchen Staates, 
mar aljo durch die gejchilderten Vorgänge nidyt etwa dem ruffiichen 
Reiche einverleibt worden. Denn eine foldye Einverleibung hätte 
ih, da eine Eroberung des geſammten ſchwediſchen Staates nicht 
erfolgt war, nur auf Grund eines einzigen völferrechtlichen Erwerbs: 
titel3, nämlid) eines zwiſchen Rußland und Schweden abgefcdjloffenen 
Abtretungsvertrages, vollziehen fönnen. Ein folder war aber nidt 
zu Stande gefommen. Vielmehr Eonjtituirte fi Finnland unter 
Mitwirkung der Stände auf dem Landtage zu Borgo als bejonderer 
Staat unter dem ruſſiſchen Kaijer als Großfürjten. Erſt nad) dieſen 
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Vorgängen wurde am 17. September 1809 der Friede zwijchen 
Rußland und Schweden abgejchlofien. Diefes erfannte lediglich den 
beftehenden Zujtand an. Nachdem in dem SFriebensvertrage die 
neue Regelung der Rechtsverhältniſſe Finnlands Hiftoriih erwähnt 
ift, verzichtet der König von Schweden zu Gunjten des Kaifers von 
Rußland auf alle Anſprüche Hinfichtlih des von Iegterem eroberten 
Gebietes. Im Fahre 1811 wurden auch die früher an Rußland 
abgetretenen Theile Finnlands als Provinz Viborg wieder mit dem 
Großfürſtenthum vereinigt. 

Durch diefe hiſtoriſchen Ereigniffe ift aber nicht etwa ein ſelbſi— 
ſtändiges neues Subjelt des WBölferrechtes gefchaffen morben. 
Schweden ſelbſt hai Finnland nur an Nußland abgetreten und 
fein anderer europäilcher Staat hat Finnland als foldhen anerkannt. 
63 tritt daher nur Rußland, welches in internationaler Beziehung 
Finnland dedt, mit anderen Staaten in Verkehr. Völkerrechtlich, 
d. h. dritten Staaten gegenüber, iſt aljo Yyinnland fein befonderer 
Staat, fondern ein Theil des ruſſiſchen Reiches. 

Schon aus diejer Thatſache ergiebt fih, daß es zu Rußland 
nicht bloß in dem Verhältniß der Perſonalunion auf Grund einer 
zufälligen Perſonenidentität des ruſſiſchen Kaiſers und des finniſchen 
Großfürſten ſteht, ſondern ſich in einer untrennbaren Rechtsgemein—⸗ 
ſchaft mit Rußland befindet. Es beſteht daher kein beſonderes 
finniſches Thronfolge- und Regentſchaftsrecht, ſondern der jeweilige 
Vertreter der ruſſiſchen Herrſchermacht regiert mit Nothwendigkeit 
auch in Finnland. Gleichwohl iſt Finnland keine ruſſiſche Pro— 
vinz, wie es früher eine ſchwediſche war. Vielmehr bildet es 
im Verhälinig zu Rußland einen beſonderen Staat, der nad) 
Mabgabe feiner eigenen Berfallung und jeiner eigenen Geſetze 
regiert wird. 

Das Verhältniß Finnlands zu Rußland ift demnad, um an 
ein befannteres Beifpiel anzufnüpfen, genau daſſelbe, wie dasjenige 
Bulgarien zur Türkei fein würde, wenn der Sultan gleichzeitig 
Fürft von Bulgarien wäre Denn in beiden Fällen fehlt dem 
Heineren Staate die jelbjtftändige internationale Eriftenz, er it 
Staat nur gegenüber feinen eigenen Unterthanen und gegeüber dem 
Staate, mit dem er verbunden it, während er im internationalen 
Verkehr von dem leßteren vertreten wird. Im Gegenjaß zur reinen 
Suzeränetät hat aber politiih das vorliegende Verhältniß die Ten- 
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denz, zu einer engeren Verſchmelzung und fchließlich zur Einverlei= 
bung des abhängigen Staates zu führen. 

Ein analoges Verhältniß bejtand elf Sahre hindurch zwiſchen 
Preußen und Lauenburg. 

Das Herzogthum Lauenburg war im Wiener Frieden vom 
30. Oktober 1864 von dem Könige von Dänemarf an den König 
von Preußen und den Kaifer von Defterreich gemeinschaftlich abge: 
treien worden. Leßterer leitete jedoch in der Konvention von 
Sajtein vom 14. Auguft 1865 auf feine Mitbefigrechte bezüglich des 
Herzogthums Lauenburg gegen Zahlung von 2500000 Thaler 
Däniſch zu Gunſten des Königs von Preußen Verzicht, welcher 
durh Patent vom 13. September 1865 von dem Lande Belik 
ergriff. 

Sowohl der Wiener Friede wie die Gafteiner Konvention waren 
geſchloſſen worden von dem Könige von Preußen als joldem. 
Völferrehtlid war damit das Herzogthum Lauenburg für den 
preußiichen Staat erworben, es beſaß feine internationale Exiſtenz 
mehr. In Folge des Verfaſſungskonfliktes fand jedod) die ſtaats— 
rehtlihe Einverleibung des Landes in da3 preußilche Staatsgebiet 
nicht jtatt, und man ſprach davon, daß e3 zu Preußen in dem er: 
hältniß der Berjonalunion jtche. Thatſächlich lag jedoch cin folde 
nicht vor, da die auf Grund völkerrechtlicher Zitel erfolgte Ber: 
bindung mit Preußen eine innerlich nothwendige war, und Lauen: 
burg nur bezüglich feiner inneren Verhälmiſſe ſich die ftaatlide 
Selbititändigleit bewahrt hatte. Mit der 1876 erfolgten Einver: 
leibung des Landes in Preußen verichwand dieſe eigenthümliche 
Smitterjtellung. 

Außerhalb der türfiihen Staatenklientel iſt ein als Suzeränetät 
bezeichnetes RechtSverhältnig nur einmal begründet worden, zwiſchen 
England und Trandvaal. 

Nachdem Transvaal jeine Unabhängigkeit von England erkämpft 
hatte, fam zmilchen beiden der Friedensvertrag vom 3. Auguſt 1881 
zu Stande. In demjelben wird die Wiederheritellung der Auto: 
nomie von Transvaal anerfannt. Cngland it jedoch die fuzeräne 
Macht und entiendet als ihren DBertreter einen Reſidenten. Es 
behält fi) die Kontrole der ausmärtigen Beziehungen Transvals 
einſchließlich des Abſchluſſes von Verträgen und der Verhandlungen 
mit fremden Mächten vor. Außerdem wird England eine weit 
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gehende Einwirkung zum Scuße der Eingeborenen in Transvaal 
eingeräumt, insbejondere bedürfen Gejege, welche deren Lage be- 
treffen, der englifden Genehmigung. Im Uebrigen enthält der 
Friedensvertrag Grenz⸗, Entihädigungs- und ähnliche Beftimmungen, 
die für das Abhängigkeitsverhältnig Transvals von England ohne 
Intereſſe find. 

Trotz der Bezeichnung Suzeränetät ift hier nicht ein der 
Stellung der türkiſchen Wafallenftaaten analoges jtaatsrechtliches 
Verhältniß, jondern ein völkerrechtliches Protektorat begründet worden. 
Transvaal hatte feine volle Unabhängigkeit mieder erfämpft und 
war dadurch wieder in den Vollbejig feiner jtaatlidhen Souveränetät 
nah innen und nach außen gelangt. Das Anerfenntniß Ddiefer 
Thatjache liegt darin, daß England mit Transval einen förmlichen 
griedensvertrag ſchloß. In diejem Vertrage unterwirft Transvaal 
die Ausübung jeiner jlaatlihen Rechte nad) gewiſſen Richtungen Hin, 
nämlich) bezüglich) des Verhältnifjes zu den auswärtigen Mächten 
und zu den Eingeborenen der engliichen Kontrole. Es findet alfo 
nicht eine Spaltung der Souveränetät unter zwei Träger ftatt, wie 
dies dem Suzeränetätsverhältniffe eigenthümlich ift, fondern der im 
Belite der ganzen Staatsgemwalt befindliche Staat Transvaal unter: 
wirft fi durch völferrechtlichen Vertrag beſonders Hinfichtlich feiner 
auswärtigen Beziehungen gewiſſen Beichränfungen zu Gunſten Eng: 
lands. Dieſes Verhältnig enthält aber alle diejenigen rechtlichen 
Momente, die dem Protektorate eigenthümlich find. 

Das als Suzeränetät bezeichnete Protektoratsverhältniß Trans— 
vaals zu England Hat jedody aufgehört in Folge des Vertrages 
vom 27. Februar 1884, welcher an die Stelle desjenigen von 1881 
getreten ift. Nach diefem neuen Bertrage, der dem Transvaaljtaate 
wieder die Bezeichnung als Südafrikanische Republik zugefteht, iſt 
als einziger Reit des früheren Verhältniſſes übrig geblieben, daß 
die Republik. mit anderen Staaten außer dem Orange-Freiſtaate und 
mit Stämmen außerhalb ihrer Grenzen nur unter Genehmigung der 
Königin von England Verträge jchließen darf. Die Genehmigung 
wird für ertheilt erachtet, wenn die englijche Regierung nicht inner- 
halb von ſechs Monaten nah Mitiheilung des Vertrages gegen 
denfelben Einſpruch erhebt. Im Uebrigen nimmt auch in ihren 
völferrechilichen Beziehungen die ſüdafrikaniſche Republik die Stel- 
lung eines völlig unabhängigen Staates ein. 
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Eine befondere Form der politiihen Abhängigkeit eines Staates 
von einem andern bei fortdauernder rechtlicher Unabhängigkeit bildet 
Schließlich das Acceſſionsverhältniß, wie ein ſolches für das Fürſtenthum 
Walded gegenüber Preußen befteht. Diejes Verhäliniß iſt zunächſt 
durch Vertrag vom 18. Juli 1867 auf zehn Jahre begründet, dem: 
nächſt durch Vertrag vom 24. November 1877 auf zehn Jahre 
erneuert und endiich durch Vertrag vom 2. März 1887 vorbehaltlich 
einer beiden Theilen zuftehenden Kündigung auf unbeſtimmte Seit 
verlängert worden. 

Nah diefen Verträgen führt Preußen die gejammte innere 
Verwaltung mit Ausnahme derjenigen des fürſtlichen Konfiftoriums 
als LOberlirchenbehörde und der des Domanialvermögend. Die 
allgemeine Verwaltung wird Namens des Fürſten in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der Berfaffung und den Gejeßen des Fürſtenthums 
durch einen von Preußen ernannten Qandesdirektor geführt. Preußen 
bezieht die gejammten Landeseinnahmen und bejtreitet ſämmiliche 
Zandesausgaben mit Ausnahme derjenigen für das Konfiltorium 
als Oberfircdyenbehörde. Der König von Preußen übt bezüglid) 
der inneren Verwaltung die volle Staatsgemwalt, wie fie dem Fürſten 
verfaffungsmäßig zujteht. Er kann insbefondere die Behörden nad 
jeinem Gutdünken organifiren und die Yuftändigfeit der höheren 
Inftanzen preußifchen Behörden übermweifen. Dem Fürſten bleibt 
da8 Begnadigungsredht und das Recht der Zujlimmung zu Ver: 
faffungsänderungen und gewöhnlichen Gefegen. Doch wird der 
Fürſt von Legterem feinen der preußifchen Verwaltung Hinderlichen 
Gebrauh machen. Desgleichen ift dem Fürſten die Vertretung des 
Staates nach außen geblieben, die jedody von dem Landespirektor 
unter deijen Werantwortlichleit ausgeübt wird. Die mwaldedicde 
Stimme im Bundesrathe führt Preußen. 

Nechtlich ijt Hiernady die volle Souveränetät des mwaldedjchen 
Staates unberührt geblieben. Die rechtliche Unabhängigkeit kann 
jederzeit durch Kündigung des Acceffionsvertrages wieder zur Gel- 
tung gebracht werden. Vertragsmäßig iſt jedoch die Ausübung fait 
der gejammten Stantsgewalt auf einen fremden Staat übertragen, 
und dadurch politiſch das Fürſtenthum in eine Abhängigkeit von 
Preußen verießt, die es kaum als etwas Anderes erfrheinen läßt 
wie als einen preußischen Verwaltungsbezirk. 


Vierter Abfchnitt. 225 


Abtheilung II. 
Die Staatenbünde. 


8.1. Der Staatenbund. 


Die verjchiedenartigen Staatenverbindungen de3 Alterthums 
und des Mittelalters find für die Gegenwart ohne fortdauerndes 
ſtaatsrechtliches und politifches Intereſſe. Am Ausgange des Mittel- 
alters Haben fih auf den Trümmern des h. römifchen Reiches zwei 
als Staatenbund zu betradhtende Gemeinwefen entwidelt in der 
Ihweizer Eidgenoſſenſchaft und in ben Pereinigten Niederlanden. 
Die Gliedſtaaten jener beiden Gemeinwejen waren aber nod) keines⸗ 
wegs moderne Staaten, fondern fie waren erwachlen auf dem Boden 
ber ftändiihen Ordnung. Diefe Thatſache wirft auch noch zurüd 
auf den Staatenbund und verleiht ihm verjchiedene Züge, die dem 
der Gegenwart fremd find. Während aber die Republif der Ber: 
emigten Niederlande im Jahre 1795 endgiltig unterging in dem 
Einheitsftaate, erwuchs in der ſchweizer Eidgenoffenichaft nad) der 
Uebergangsperiode der helvetiichen Republif und der Mediations- 
verfaffung ein neuer Stantenbund, der von 1815 bis 1848 be- 
fanden hat. Schon vorher war in Nordamerika unter den Kon- 
föderationsartifeln von 1778 ein Staatenbund begründet, der jedoch 
ſchon 1789 durch eine bundesftaatlihe Verfaffung erſetzt wurde. 
Ein erneuter Verſuch des Staatenbundes, den im Sahre 1861 die 
tonföderirten Südftaaten machten, wurde durch den Ausgang des 
Bürgerfriege8 vereitelt. Das lebte Beilpiel de3 modernen Staaten- 
bundes bildet endlich der deutſche Bund von 1815 bis 1866. 

Die Glieder der ſchweizer Eidgenofjenichaft wie der Vereinigten 
Niederlande waren ftändifche Gemeinwejen, die durch die Losreißung 
vom alten Reiche und zum Xheile von ihrem Landesherren zu 
jouveränen Republifen geworden waren, dort eine Reihe von Lands⸗ 
gemeinden und Städten mit dem zugehörigen Gebiete, hier ehemals 
monarchiſche Territorien, in denen nad Abftoßung des ſpaniſchen 
Königs als Landesherren die in den Landitänden vereinigten Lokal⸗ 
obrigfeiten die gejammte Staatsgewalt übernommen hatten. Die 
aus Abſpliſſen des Reiches entitandenen Republiken verbanden ſich 
unter einander zur fortdauernden gemeinſamen Vertheidigung ihrer 
bedrohten Unabhängigkeit und bildeten dadurch eine politiſche Ge— 
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ſammtmacht. Die bis in dag Ende des 13. Jahrhunderts hinauf: 
reichenden Bünde der Eidgenofjen wie die Utrechter Union von 1579, 
auf der bis 1795 der rechtliche Zufammenhang der Vereinigten 
Niederlande beruhte, waren daher nichts Anderı3 als völferredt- 
liche Alianceverträge fouveräner Staaten. Sie enthalten eın 
dauerndes Schutz- und Trußbündniß der verbündeten Staaten und 
die Unterwerfung unter einen Schiedsſpruch bei Streitigkeiten unter 
einander. 

Was beide Berbindungen zwar nicht jurtftifh, wohl aber 
politifch über die Bedeutung anderer Alliancen erhob, war die auf 
einer fortdauernden Snterejjengemeinfchaft beruhende Dauer des 
Bundes und die Zujammenfafjung einer Neihe von bedeutungslojen 
Kleinftaaten zu einer politiſchen Gefammimadht. Die Dauer der 
Verbindung macht ein ftändiges Organ zur Bertretung der Ge— 
ſammtmacht nothwendig. Durch eine politiiche Alliance verbundene 
fouveräne Staaten können ein folches nur finden in einem periodild) 
zujammentretenden Geſandtenkongreſſe, wie es die Tagjakung der 
ſchweizer Eidgenoſſenſchaft und die ©eneraljtaaten der Vereinigten 
Niederlande waren. Beide jtehen aber nicht über den Staaten, 
fondern leiten ım Gegentheile alle Befugnijje von ihnen ber. Im 
legten Grunde find es alfo doch immer nur die ihre Gejandten mut 
Snitruftionen verjehenden Staaten, auf deren Entjcheidung Alles 
ankommt. Da die Staaten aber jelbjt wieder aus einzelnen 
ſtändiſchen Korporationen und Herrſchaften zuſammengeſetzte Ge: 
fammt£örper find, jo fann die Entichließung eines ſolchen Staats— 
theiles für das politifhe Verhalten des Bundes von entjcheidender 
Bedeutung jein. Oft genug it die Politif der Vereinigten Nieder: 
lande durch den Rath der Stadt Amjterdam — und zwar entgegen 
den Beichlüjfen der Generaljtaaten — bejtimmt worden. 

Die dauernde Verbindung bedurfte aber nod) weiterer Organe 
al3 des an ihrer Spibe jtehenden Geſandtenkongreſſes. Sie konnte 
Gejandte abjenden und empfangen — unbeſchadet de3 Rechtes der 
einzelnen Staaten, das Gleiche zu thun. Für den Kriegsfall war 
ein Bundesfeldherr unentbehrlich. Hierauf beruht weſentlich die 
Stellung de3 Statthalteramtes in den Niederlanden. Während der 
Statihalter an ji) nur das Organ der Stände der cinzelnen Pro: 
vinzen ift, wird durch den politiichen Einfluß, den er im den cin 
zelnen Staatsweſen ausübt, in den Bund ein Moment der Einheit, 
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in die ſtändiſchen Republifen ein Moment der Monardie Hincin- 
gebracht. 

Der Bund Hat aber nicht nur politiſche Gefammtbeziehungen, 
jondern auch einen Geſammtbeſitz. Da der Bund die Souveränetät 
der Einzeljtaaten unberührt ließ, konnten letztere, unbeichadet der 
durch die Bundesverträge übernommenen Verpflichtungen, auch mit 
anderen Staatsweſen Bündnifje eingehen. Dieje mit einem Gliede 
des Bundes dauernd verbundenen Staaten traten damit zu dem 
Bunde jelbjt in indirefte Beziehungen. So entftanden die zuge- 
wandten Drie der Eidgenofjenichaft, die jpäter zum größten Theile 
vollberedhtigte Mitglieder Dderjelben geworden find. Der Bund be- 
hält und verwaltet aber auch eroberte oder anderweitig erworbene 
Gebiele im Intereſſe der Geſammtheit. Die gemeinen Vogteien 
der Eidgenofjenihaft, die Generalitätslande und die Herrichaft 
Trenthe in den Vereinigten Niederlanden waren, bei einer größeren 
oder geringeren fommunalen Selbititändigfeit, nichts Anderes als 
Kondominate der im Bunde vereinigten Staaten. 

Beide Staatenbünde der jtändiichen Periode find in Folge der 
franzöfilchen Revolution aufgegangen in einheitliche, von Frankreich 
abhängige Nepublifen, die Vereinigten Niederlande 1795 in die 
bataviiche und die ſchweizer Eidgenofjenfchaft 1798 in die helvetische. 
Während aber in den Niederlanden der Einheitsjtaat von Bejtand 
war und ſich nad) der Befreiung von der franzöfiihen Herrſchaft 
mit der nationalen Dynajtie der Uranier verband, wurde in der 
Schweiz Ion dur die Napoleoniihe Medtationsafte von 1803 
die Selbitjtändigfeit der Kantone wieder hergeitellt. 

Sm Sabre 1815 traten die unter der Medtationsafte bejtehenden 
und die durch den Wiener Kongreß neu geichaffenen Kantone, von 
denen das Fürſtenthum Neuenburg allein eine Monarchie war, als 
voljitändig jouveräne Staatswejen zu einem neuen Bunde zujammen. 
Der Bundesvertrag vom 7. Auguft 1815 war ein völferredhtlicher 
Vertrag unter jouveränen Staaten zwecks gemeinjamer Vertheidigung 
nah Außen und Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im 
Innern. Das gemeinjame Organ der verbündeten Staaten bildete 
der Gejandtenkongreß der Tagjagung, deſſen Mitglieder nach den 
ihnen von ihrem betreffenden Staate ertheilten Inftruftionen ſtimmten. 
Auf der Taglagung hatte jeder Staat nur eine Stimme, doch er: 
folgte die Beichlußfaflung mit abfoluter Mehrheit. Verſammlungs— 


15* 
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orte der Tagſatzung waren von zwei zu zwei Sahren wechjelnd 
Zürich, Bern und Luzern. Der Bürgermeifter des jeweiligen Vor: 
ortes war Borjigender der Tagſatzung und leitete, jo Lange jie 
nicht verfammelt war, die gemeinfamen Angelegenheiten mit einigen 
Mitgliedern der Regierung, die in dieſer Eigenfchaft den eidgenöſſi— 
ſchen Staatsrath bildeten. Der Tagſatzung vorbehalten waren 
Handel3verträge mit auswärtigen Staaten, Ernennung eidgenöffilcher 
Geſandten, Maßregeln für die innere Sicherheit der Eidgenoflenichaft, 
Beitimmung der Drganilation der Kontingentstruppen und Ver: 
fügungen über die Bundesarmee. Die Kantone konnten Militär: 
fapitulalionen und Verträge über ökonomische und Polizeigegenjtände 
mit auswärtigen Staaten abſchließen, mußten fie jedoch der Tag: 
jagung zur Kenntnignahme vorlegen. Für Streitigkeiten unter den 
Kantonen blieb das alte Schiedsrichterliche Verfahren bejtehen. Nach 
dem Sonderbundstriege von 1847 wurde im Jahre 1848 der 
bisherige Staatenbund aufgehoben dur den Uebergang zum 
Bundesitaate. 

Die nordamerifaniichen Kolonien hatten fih in ihrem Kampfe 
gegen England eine gemeinfame Autorität gejchaffen in dem erjten 
und zweiten Fontinentalen Kongreſſe zu Philadelphia von 1774, 
bezw. 1775, durch den am 4. Juli 1776 aud die Unabhängigfeit 
der nunmehrigen Staaten von England ausgeiproden wurde. Mag 
man daher aud) mit Abraham Lincoln die Union für älter er- 
Hären al3 die Staaten, jo folgt doch aus der revolutionären Autos 
rität der Eontinentalen Kongreſſe noch nichts für das PVerhältnik 
zwiihen Union und Staaten. Den erjten Verſuch, ein Rechtsver— 
hältniß unter den nunmehrigen Staaten herzuftellen, bilden jedenfalls 
die Konföderationsartifel vom 8. Juli 1778. 

Danad) behält jeder Staat jeine Souveränetät, ‘Freiheit und 
Unabhängigfeit, jowie jede Gewalt und jedes Necht, die nicht aus: 
dDrüdlich dem Kongreife verliehen werden. “Die betreffenden Staaten 
treten durch die Ronföderationsartifel in einen feiten Freundſchafts— 
bund mit einander zur Erreichung bejtimmter Zwecke. Die Rechts— 
giltigfeit der Bundesartikel beruhte aber auf der Katififation durd) 
die als Träger der einzeljtaatlihen Souveränetät betrachteten Legis— 
laturen. Ebenſo fonnte irgend welche Aenderung nur auf dem 
gleihen Wege, d. h. unter Zuftimmung aller Staaten, erfolgen. 
Das Organ der Gemeinschaft war ein Kongreß von Gejandten, die 
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von den nach der einzelftaatlichen Gejeßgebung zuftändigen Organen 
ernannt und abberufen wurden. Auf dem Kongreſſe hatte jeder 
Staat eine Stimme. Mehrheitsbeſchlüſſe waren zuläffig, doch mußten 
in wichtigeren Angelegenheiten wenigftens neun Staaten die Mehr: 
heit bilden. Die Staaten verpflichten fich, fein Bündniß mit einem 
fremden Staate oder unter fi zu ſchließen ohne Erlaubniß des 
Bundes, nur die von diejem für nothwendig erachtete Land» und 
Seemacht zu unterhalten, feinen Krieg ohne Erlaubniß der Union 
zu führen. Der Bund vertritt allein die. Staaten gegenüber dem 
Auslande, regelt Poft, Gewicht und Münzen, erläßt Vorfchriften für 
die Land- und Seemacht, ernennt die Stab8offiziere und fämmtliche 
Marineoffiziere und kontrahirt Schulden im Namen des Bundes. 

Diejer Bundesvertrag erwies fi) als völlig unzureichend, da 
er den gemeinjamen Bundesorganen feinerlei Mittel der Exekutive 
gewährte und ſie lediglid” auf den guten Willen der fouveränen 
Staaten verwied. Auch dem Auslande gegenüber konnte aus diefem 
Grunde der Kongreß fein Anjehen gewinnen. Zur Beſeitigung 
diefer Mißſtände ging man im Sahre 1789 über zu der bundes- 
ftaatlihen Verfaſſung, die im Weſentlichen noch heute gilt. 

Im Gegenjag dazu hielt die jogenannte Verfafſung der kon⸗ 
föderirten Staaten, die ſich 1861 von der Union trennten, daran 
feft, daß ſie ausgehe von dem Bolfe der Zonföderirten Staaten, 
wobei jeder Staat in feiner jouveränen und unabhängigen Eigen- 
haft Handle. Sie war daher in der That gar feine Verfaſſung, 
fondern ein Vertrag der verjchiedenen, auf dem Prinzipe der Volks— 
jouveränetät beruhenden Staaten. Der Zweck diejer Verbindung ift 
die Bildung einer dauernden Bundesregierung, Gewähr der Ge- 
techtigfeit, Sicherung der inneren Ruhe und der Segnungen der 
Freiheit für fich jelbjt und ihre Nadhlommen.!) Sm Uebrigen jchließt 
ih die Konföderationsverfaflung aufs Engfte an diejenige der Ver⸗ 
einigten Staaten an. Yu PVerfaffungsänderungen bedurfte es nur 
einer YZmweidrittelmehrheit der Staaten. 


I) Die Preamble der Konföderationsverfajjung lautet: „We the people of 
the Confederate States, each State acting in his sovereign and independent 
character, in order to form a permanent Federal Governmont, establish justice, 
insure domestic tranquillity and secure the blessings of liberty to ourselves 
and our posterity — invoking the favour and guidance of the Almighty God — 
do ordain and establish this constitution for the Confederate States of America.“ 
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Die deutsche Bundesafte vom 8. Juni 1815 endlich fündigt ſich 
ſchon in ihrem Eingange an als ein von den jouveränen Fürſten 
und freien Städten Deutfchlands zur Erfüllung des Artikel 6 des 
Pariſer Friedens vom 30. Mai 1814 geſchloſſener Bund. Nach 
dem Pariſer Frieden follten aber die Staaten Deutſchlands unab- 
hängig und durd ein Föderativband vereinigt ſein. Der Bund ift 
ein bejtändiger zur Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit 
Deutichlands und der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der ein- 
zelnen deutihen Staaten. Die Angelegenheiten des Bundes bejorgt 
die Bundesverfammlung, die einen Gejandtentongreß der betheiligten 
Staaten, jedody mit ungleihem Stimmrechte je nad) der Größe des 
Staates bildet. Ueber Abfalfung und Abänderung von Grund: 
gejegen des Bundes, Beſchlüſſe betreffend die Bundesalte jelbit, 
organiſche Bundeseinrichtungen und gemeinnüßige Einrichtungen 
beſchließt das Plenum, ſonſt der engere Rath, die ſich nur durch 
das verfchiedene Stimmverhältniß unterjcheiden.. Die Abjtinmung 
erfolgt im engeren Rathe mit abfoluter, im Plenum mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit, für die Annahme und Abänderung der ©rundgejeße, 
organische Bundeseinrichtungen, Jura singuloram und Religions: 
angelegenheiten ijt in beiden Berfammlungen ein Mehrheitsbeichluß 
ausgeſchloſſen. | 

Der Bund bildete ein dauerndes Schutz- und Trußbündnik der 
verbündeten Staaten unter wedjjeljeitiger Garantie ihrer Beſitzungen. 
Die Bundesglieder fönnen daher für ıhr im Bunde begriffenes 
Gebiet nicht einfeitig Krieg erklären oder ‘Frieden fchließen, feine 
Bündniſſe gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundes: 
itaaten eingehen und müſſen ihre Streitigkeiten unter einander durd) 
die Bundesverfammlung oder in einem Ichiedsridhterlichen Verfahren 
austragen laſſen. Der Bund kann als politiihe Geſammtmacht 
mit fremden Mächten in völferredhtlihen Verkehr treten, unbeſchadet 
des gleichen Rechtes der Einzeljtaaten, er überwacht deren Heeres: 
organijation im Intereſſe der Gelammtheit, garantirt nicht nur die 
Aufrechterhaltung der inneren Drdnung, jondern aud) da3 Bor: 
handenjein einer geregelten Recht3pflege, einer landſtändiſchen Ber: 
fafjung, der befonderen Rechte der Mediatifirten 2c. Die betreffenden 
Beitimmungen find theil3 enthalten in der Bundesafte jelbit, theils 
in der Wiener Schlußafte vom 8. Quni 1820, theils in bejonderen 
Bundesbeichlüffen. 
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Die Auflöfung des deutichen Bundes erfolgte im Jahre 1866, 
indem ſämmiliche betheiligte Staaten entweder den Bund für ge- 
broden und ihre Losfagung von ihm erflärten oder fpäter in den 
driedensverträgen die Auflöfung anerfannten und genehmigten. 

So verſchieden die Bier erörterten Staatenbünde, die ſämmtlich 
ber Vergangenheit angehören, auch im Einzelnen fein mögen, fo 
haben jie Doch Ausgangspunkt und Grundprinzip gemein. Es ift 
died die Souveränetät der verbundenen Staaten. Die Staaten find 
volllommen jouverän oder erkennen ſich wenigftens, wo diefe Eigen- 
ſchaft wie bei den konföderirten Staaten Amerikas beftritten ift, 
wechſelſeitig als ſouverän an. Souveräne Staaten können aber in 
eine Verbindung mit einander in rechtlicher Form nur treten auf 
dem Wege des völkerrechtlihen Vertrages. 

Der Bund ift, auch wenn er fi) Verfaffung nennt, fein Geſetz, 
jondern ein Vertrag unter Staaten. Da aber alle gemeinfamen 
Anordnungen und Maßregeln des Bundes auf den Bundesvertrag 
als legten Rechtsgrund zurüdgehen, jo find fie ebenfalls nichts 
Anderes als abändernde oder ergänzende Bertragsbeftimmungen. 
Mit dieſem Vertragscharakter fteht es keineswegs im Widerjpruche, 
daß die abändernden oder ergänzenden Beichlüffe unter Umftänden 
nit von allen betheiligten Staaten, fondern nur von einer Mehrheit 
berielben gefaßt zu fein brauchen. Denn indem der von allen 
Staaten eingegangene Grundvertrag für die weitere Entwidlung 
Majoritätsbeichlüffe zuläßt, iſt e8 im legten Rechtsgrunde doch aud) 
der eigene Wille der überftimmten Staaten, auf dem die verbindliche 
Kraft des Mehrheitsbeichluffes für fie beruft. Falls fie aber 
gleichwohl nicht glauben, fih dem Mehrheitsbefchluffe unterwerfen 
zu können, jo bleibt ihnen als letztes Mittel des fouveränen Staates, 
dem jeine Ehre und feine Exiſtenz höher fteht als eine völferrecht- 
lihe Verpflichtung, die Losſagung vom Vertrage, womit er fi) 
den völferrechtlichen Folgen eines ſolchen ausſetzt. So erklärte 
Preußen im Jahre 1866 den deutſchen Bund in Folge de3 be- 
kannten Mobilmadjungsbeichluffes für gebrochen und ſagte fih mit 
einer Reihe anderer Staaten von der bisherigen Bundesverbindung 
08. Die YZuläffigfeit von Mehrheitsbeichlüffen, wie ſolche alle 
modernen Staatenbünde feit Ende des vorigen Sahrhunderts aner- 
fennen, begründet alſo feineswegd, wie man gemeint hat, eine 
bundesftaatlihe Verfaffung, fondern fteht in vollem Einflange mit 
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der Souveränetät der Staaten und dem völferredhtlichen Charafter 
des fie einigenden Bandes. 

Diefer völkerrechtliche Vertrag Tann nie etwas Anderes erzeugen 
als ein Rechtsverhältnig unter Staaten. Insbeſondere kann Die 
Begründung eines neuen ftaatlihen Rechtsſubjektes nicht die Folge 
eines Vertrages, jondern nur das Ergebniß Hiftoriicher Thatſachen 
fein, da der Staat als die Vorausfegung des Rechtes nicht deſſen 
Erzeugniß it. Wenn man behauptet, der Staatenbund jei nidt 
bloß ein Nechtsverhältniß, fondern aud ein Rechtsjubjekt in völfer: 
rechtlicher, privatrechtlicher und ftaatsrechtlicher Beziehung, jo muß 
man auch nothwendig gleichzeitig die weitere Folgerung ziehen, den 
Staatenbund nicht für ein bloßes Vertragsverhältniß unter Staaten 
zu erflären.?) Nun find aber die fänmtlichen ftaatlichen Verbin 
dungen, die man als Staatenbund zu bezeichnen pflegt, nur durd 
Vertrag unter den Staaten begründet worden. Aber ſelbſt wenn 
man dem Staatenbunde einen anderen Begriff unterlegen wollte, 
jo muß doch gleichwohl der gemeinfame Charakter der bloß vertrag: 
mäßigen Staatenverbindungen entwideln laſſen. Dieje ergeben aber 
eben nur NRechtsverhältniffe unter den Staaten. 

Richtig ift, daß der Bund politiſch nach innen wie nach außen 
als Gefammtmacht auftritt, und dies erwirkt bejonders bei politiſch 
fräftig organifirten Staatenbünden den Anſchein, als ob man es 
mit einem ftaatlichen Organismus zu thun habe. Seine Thätigkeit 
nad) außen erſcheint daher als die eines Staates unter Staaten, 
feine Anordnungen im Innern al3 Geſetze. Rechtlich ift aber diele 
Sefammtmacht nie etwas Anderes als die durd das Sozietätsband 
verbundene Summe der Einzelftaaten, wie eine privatrechtliche Ge⸗ 
fellfchaft nie etwas Anderes fein Tann als eine Mehrheit rechtlic 
verbundener Individuen. | 

Da der Bund ein ftaatliched Rechtsſubjekt überhaupt nicht 
bildet, ift auch die Souveränelät der Einzelftaaten volljtändig un: 
berührt geblieben. Nur ein dauerndes vertragsmäßiges Band ftellt 
das engfte völferrechtliche Verhältnig unter ihnen ber. Die Aus- 
dehnung und die Innigkeit der gemeinjamen Rechtsbeziehungen er 


2) Bl. Hänel, Studien zum deutſchen Staatsrehte, Bd. 1, Leipzig 
1873, S.40 ff; G. Meyer, Deutſches Staatsrecht, 3. Aufl., Leipzig 1891, 
5.28 ff; Brie, Theorie der Staatsverbindungen, Stuttgart 1886, ©. 88 ff. 
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fordert auch gemeinfame Organe der verbundenen Staaten. Diele 
Organe fönnen nur von den Staaten felbft beftellt werden. Das 
Nächftliegende ift die Errichtung eines ftändigen Geſandtenkongreſſes 
der verbundenen Staaten. Die Bildung mie die Thätigfeit diejes 
Gejandtenkongrefjes läßt mannigfaltige Modififationen zu, je nachdem 
die Verbindung jelbft eine engere oder Iofere ift. Für ein lockeres 
Schuß: und Trußbündniß iſt das Natürliche ein gleiches Stimmrecht 
jedes Staates und die Nothwendigkeit einflimmiger Beichlüffe, fo 
in der alten Eidgenofienfchaft und in den Vereinigten Niederlanden. 
Die Einftimmigfeit flieht aber im Widerfpruche mit einem der wejent- 
lihiten Zwecke des Staatenbundes, fie beeinträchtigt deſſen Aktions- 
fähigkeit als politiihe Geſammtmacht. Daher laſſen alle neueren 
Staatenbünde für die Regel Mehrheitsbeichlüffe zu, ſchließen jolche 
jedoch meift für die Abänderung der Grundverträge aus. Bei erheblichen 
Ungleichheiten der verbundenen Staaten an Umfang und Bevölferung 
eriheint aber auch das gleiche Stimmrecht auf die Dauer unhaltbar, 
da die größeren Staaten einen ihrer Bedeutung entjprechenderen 
Einfluß in dem Gejandtenkongreile verlangen. So hat denn bereits 
der deutſche Bund eine verjchiedene Abftufung des Stimmrechtes der 
Einzelftaaten in der Bundesverfammlung vorgenommen. Endlid) 
fann ſich der Bund nicht bloß auf einen Gefandtenkongrek ala ge 
meinfames Organ beichränfen, fondern defjen Beſchlüſſe an die Mit- 
wirkung einer gemeinfamen Volksvertretung knüpfen. Dies geichah 
3.8. bei den Lonföderirten Staaten von Amerifa. Die Reform: 
beitrebungen zur Zeit des deutichen Bundes liefen zum großen 
Theile darauf hinaus, der Bundesverjammlung eine gemeinjame 
Volksvertretung zur Seite zu jtellen. Auch der lediglich auf einem 
Handelövertrage beruhende deuifche Zollverein Hatte nach feiner 
Reorganijation im Fahre 1867 neben dem Zollbundesrathe in dem 
Bollparlamente eine gemeinjame Volksvertretung de3 norddeutichen 
Bundes und der jüddeutichen Staaten erhalten. 

Weiterhin ift es bei einem vertragsmäßigen Berhältniffe unter 
louveränen Staaten das Natürliche, daß diejenigen Beſchlüſſe, welche 
einer Ausführung gegenüber den linterthanen der verbünden Staaten 
bedürfen, den Staaten mitgetheilt und diejen die Vollziehung über- 
laſſen wird. Aber unbedingt nothmwendig ijt auch dies nicht. Es 
kann ein Staat durch jeine Verfaffung bejtimmen, daß der Inhalt 
der von ihm abgeichlojjenen völferrehtlihen Verträge allgemein 
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gleichzeitig den Charakter eines an die Unterthanen gerichteten Ge- 
jeßes hat. Insbeſondere entſpricht dies der amerifaniichen Praxis. 
So kann ein einem Staatenbunde angehöriger Staat oder alle 
Mitglieder deffelben auch den Inhalt des Bundesvertrages und aller 
auf Grund deſſelben rechtögiltig zu Stande gefommenen Beichlüffe 
für unmittelbar verbindlicdhe8 Landesrecht erflären. Er kann außerdem 
den gemeinjamen Drganen des Bundes innerhalb ihrer Kompetenz 
eine unmittelbare Autorität gegenüber feinen Angehörigen und in 
feinem ®ebiete einräumen. Beides war z. B. gejchehen nad) der 
jogenannten Verfaſſung der Eonföderirten Staaten von Amerifa. Es 
iit alfo wiederum unridhtig, wenn man behauptet hat, der Staaten: 
bund übe feine Befugniſſe nur dur die Vermittlung der Staats: 
gemwalten der Einzeljtaaten, aber niemals gegenüber den Angehörigen 
derjelben unmittelbar aus.?) 

Das Weſen des Staatenbundes bejteht alfo darin, daß er ein 
völferrechtlihes BVertragsverhältniß unter fouveränen Staaten, aber 
jelbft nicht ſtaatliches Nechtsfubjeft if. Die auf dieſer Baſis be: 
gründete Bundesgewalt kann nie etwas Anderes fein und werden 
als die Summe der Staatögemwalten der verbündeten Staaten. Nun 
fann der Staatenbund allerdings Momente in fih aufnehmen, die 
an fih nicht völferrechtlicher, ſondern jtaatsredhtlicher Natur find. 
Hierher gehört die Bildung des gemeinfamen Willens durd) 
Majoritätsbeihlüffe, das ungleihe Stimmrecht der verbündeten 
Staaten, die Bildung einer gemeinfamen VolfSvertretung und die 
Cinräumung einer unmitlelbaren Autorität des Bundes gegenüber 
den Staat3angehörigen. Andererjeits find diefe Momente doch mit 
der redhtlihen Grundlage des Staatenbundes keineswegs unver: 
einbar. Wohl aber deuten fie politiih darauf Hin, daß da3 rein 
völferrechtlihe Band als unzureichend empfunden wird, und man 
es durch Elemente zu verjtärfen fucht, die bereits einer anderen 
Rechtsbildung, der des Bundesſtaates, angehören. Se zahlreicher 
dieje dem Staatenbundsbegriffe fremden, aber doch noch mit ihm 
vereinbaren Elemente auftauchen, um fo näher liegt politisch der 
llebergang zum Bundesſtaate. 

Die Zwecke des Staatenbundes find politifcher Natur. Sie 
beitehen mindejtens in der gemeinfamen Wertheidigung nach außen. 


) G. Meyer, a. a. O. S. 30. 
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Daraus ergiebt ſich die Ausfchliegung jedes kriegeriſchen Vorgehens 
der Bundesstaaten unter einander und die Nothwendigleit einer 
ſchiedsrichterlichen Entſcheidung wechſelſeitiger Streitigkeiten. Das 
dauernde Schutz⸗ und Trutzbündniß der Bundesſtaaten macht ferner 
eine wechſelſeitige Kontrole der Vertheidigungsmittel nothwendig. 
Auf dieſe prinzipalen Zwecke beſchränken ſich jedoch nur die alte 
Eidgenoſſenſchaft und die Vereinigten Niederlande. Bereits die 
Eidgenoſſenſchaft von 1815 und der Deutſche Bund fügen die ge⸗ 
meinfame Sorge für die innere Sicherheit der verbündeten Staaten, 
und die nordamerikaniſchen Konföderationen aud allgemeine Wohl: 
fahrtszwecke Hinzu, jo daß fchlieklidh die Zwecke des Staatenbundes 
fo umfallende werden können wie die des Staates felbft. Auch in 
diefer Beziehung bildet politiih der Staatenbund einen Uebergang 
von der völferrechtlihen Alliance zum Bundesftaate und kann 
Elemente des letzteren, unbejchadet ſeines Wejens, in ſich auf- 
nehmen. 

Bei der Weigerung eines Staates, die dur die Mitgliedichaft 
des Staatenbundes übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen, ins⸗ 
befondere den Bundesbeſchlüſſen nachzukommen, müſſen dieſe er- 
zwungen werden können. Das letzte völkerrechtliche Zwangsmittel 
bleibt auch hier nur der Krieg, der aber den Vertrag ſelbſt auflöſt. 
Um dies zu vermeiden, giebt die Wiener Schlußakte vom 8. Juni 
1820 Art. 31 — 34 der Geſammtheit gegen den renitenten Staat das 
Mittel der Bundesexekution. Hiermit erhält die Geſammtheit keines⸗ 
wegs ein Herrſchaftsrecht über die einzelnen Staaten, eben jo wenig 
wie die unorganilirte Gemeinjchaft des Völkerrechtes ein ſolches 
gegenüber ſouveränen Staaten in den friedlichen Zwangsmitteln 
befibt, jondern e8 wird nur durch den eigenen Willen der verbun- 
denen Staaten ein friedliches Zwangsmittel geichaffen, das in feiner 
Anwendung den Beitand des Bundes felbjt nicht berührt. 

Sämmtlihe Staatenbünde der Gejchichte find auf die Dauer 
geſchloſſen, und Hierin bejteht ein weſentlicher Unterjchied von den 
bloß vorübergehenden Alliancen. Eben fo wenig wie andere auf 
ewige Zeiten geſchloſſene völferrechtliche Verträge haben jedoch die 
Staatenbünde diefe ewige Dauer. Daß jeder Vertrag, wie er auf 
wechjeljeitiger Willensübereinjtimmung beruht, audy in derjelben 
Weile wieder aufgelöft werden kann, ift jelbitverftändlih. Nur die 
Löſung des Bandes durch einfeitige Auffündigung des Bundes ift 
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Durch deffen ewige Dauer ausgeſchloſſen. Höher als alle völfer: 
rechtlichen Verpflichtungen ftehen aber dem Staate feine eigenen 
Lebensbedingungen. Sobald feine politiihe Exiſtenz gefährdet ilt, 
hat noch jeder lebensfähige Staat der Wahrung derjelben alles 
Andere, in3befondere die Erfüllung feiner Nechtsverbindlichkeiten 
untergeordnet. Der dauernde Bund, der von einem Staate nicht 
einfeitig gelöjt werden fann, hört daher auf, wenn ein Staat ihn 
briht. Diefer Bruch ift zwar ein völferrehtswidriger, aber deshalb 
nit weniger ein Ausfluß der ftaatlihen Souveränetät, die durch 
den Staatenbund in der Ausübung beichräntt, aber nicht aufge: 
hoben war. 


8.2. Der Bundesftant. 


Während der Staatenbimd in der Kulturwelt der Gegenwart 
zur Zeit ausgeftorben ift, wird der Bundesftaat durch drei Haupt: 
typen vertreten, durch die Vereinigten Staaten von Amerika feit 
1789, die Schweiz feit 1848 und den Norddeutihen Bund bezw. 
das Deutiche Reich jeit 1867 bezw. 1871. Dem Vorbilde der Ber: 
einigten Staaten folgen die zahlreichen bundesſtaatlichen Verfaffungen 
der mittel und jfüdamerifaniichen Staaten, die zum großen Theile 
zu einer inneren Konfolidation ihrer ftaatsredhtlihen und politischen 
Verhältniſſe überhaupt noch nicht gelangt jind. Gemeinſam ift den 
drei Bundesſtaaten, daß fie Anfangs nur eine jtaatenbündische Ge— 
meinfchaft bildeten, deren Unvollfommenheiten den Uebergang zum 
Bundesftaate Herbeiführten. Während aber die demofratijchen 
Bundesftaaten der Union und der Schweiz auf gemeinfamen Grund: 
lagen ruhen, der leßtere jogar eine bewußte Nachbildung der erfteren 
ilt, bildet der monardilhe Bundesjtaat des Deutichen Neiches eine 
durchaus Jelbititändige Schöpfung. 

Der Mangel der nordamerifaniidhen Konföderationsartifel be= 
jtand in dem Fehlen jeder mit eigenen Machtmitteln ausgeftatteten 
Bundesgemwalt, die den Geſammtwillen der verbundenen Staaten 
diefen jelbjt gegenüber wie nach außen hätte zur Geltung bringen 
können. Nach einer vergeblichen Anregung des Staates Birginien 
trat auf Antrag der Legislatur von New-York und auf Empfehlung 
des Kongrelies im Sahre 1787 zur Nevifion der Konföderations- 
artifel eine Konvention zu Philadelphia zuſammen, die von Dele— 
gaten aller Zegislaturen mit Ausnahme von Rhode-Island beſchickt 
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wurde. Die Konvention bejchräntte fich jedoch keineswegs auf.eine 
Revifion der Konföderationsartikel, fondern entwarf eine Verfafſung, 
durch welche eine ſelbſtſtändige, nicht von den Einzelſtaaten herge- 
leitete Qundesgewalt begründet wurde. Daß man fi nicht an Die 
Aufgabe der Revifion der Konföderationsartifel gehalten hatte, ergab 
ih aud) aus dem Modus, in dem die neue Verfaffung in Kraft 
geſetzt wurde. Sie jollte nämlich ins Leben treten, fobald fie von 
neun Staaten angenommen fei, allerdings nur für die betreffenden 
Staaten. Im Jahre 1790 nahm jedoch auch der Iegte der dreizehn 
Staaten, Rhode⸗Island, die Verfaffung an. Nach ihrem Eingange 
ergeht die Verfaſſung zur Erreichung der allgemeinen Sicherheit3- 
und Wohlfahrtszwede von dem Volke der Vereinigten Staaten, 
woran ſich Die tiefgreifende Streitfrage angefnüpft hat, ob dies das 
Geſammtvolk der Union oder das Volk der einzelnen Staaten fei, 
Berfafjungsänderungen erfolgen, nachden fie in beiden Käufern 
des Kongreſſes eine Zweidrittelmehrheit für ſich gehabt haben, je 
nah dem Beichluffe des Kongrefjes durch die Legislaturen oder 
durch bejondere Konventionen der Einzelftaaten, wobei eine Drei- 
viertelmehrheit jämmlicher Staaten erforderlich ift. 

Für die Organijation der Bundesgemalten fchließt ſich die Ver- 
faſſung der damals herrichenden Lehre von der Theilung der Ge- 
walten an. Die gejeßgebende Gewalt wird ausgeübt durch den 
Kongreß in zwei Häufern. In dem Oberhaufe, dem Senate, deſſen 
Mitglieder von den Staatglegislaturen gewählt werden, fommt das 
föderative Element zur Geltung. Dagegen wird in dem Haufe der 
Repräjentanten das Gejammtvolf vertreten, wobei Wähler alle die 
jenigen find, die das Wahlrecht zum zahlreichjten Zweige der Staats⸗ 
legislatur bejigen. Demgemäß bejteht in dem Senate eine gleiche 
Vertretung aller Staaten durch je zwei Senatoren, in dem Haufe 
der Repräjentanten eine Vertretung nach der Bevölkerungszahl. Die 
Exekutive jteht einem Präfidenten zu, der ebenfo wie der Bizepräfi- 
dent nad) Maßgabe der einzelſtaatlichen Beſtimmungen durch Wahl- 
männer gewählt wird, die für jeden Staat der Zahl feiner Sena- 
toren und Repräjentanten im Kongreſſe gleich fein müſſen. Zur 
Ausübung jeiner Exekutive ernennt der Präfident nad) feinem Amts- 
antritte mit Zuſtimmung des Senats fein Kabinet, das im Uebrigen 
von dem Kongreſſe volljtändig unabhängig iſt. Die eigene Gericht3- 
barkeit de Bundes wird durch ein Oberbundesgericht und andere, 
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verfefungsmäßig nicht vorgeichriebene Bundesgerichte ausgeübt. Die 
Mitglieder der VBundesgerichte, welche außer dem Falle eigenen 
Verſchuldens unabfegbar find, ernennt der Präſident mit Zuftimmung 
de3 Senates. 

Die Zuftändigleit der Union erſtreckt ſich auf die direkte und 
indirekte Befteuerung für die Bundeszwede, insbeſondere ſoll fie ein 
einheitliche® Zollgebiet bilden, das Bundesſchuldenweſen, Handel 
und Verkehr einfchlieglich der Poſt und des geijtigen Eigenthums, 
die Rechtſprechung in der Admiralitätsgericht3barkeit, Hochverrath 
gegen die Union, VBeamtenvergehen und andere Redtöjtreitigfeiten 
aus der Verfaſſung oder den Bundesgejegen, die auswärtige Ber: 
tretung, das Kriegsweſen und die Marine und die Verwaltung des 
Bundespdiftrifts, des Fiskaleigenthums und der Territorien. Someit 
die Zuftändigfeit der Union reicht, ift fie keineswegs bloß auf die 
Geſetzgebung beſchränkt und hinſichtlich ihrer Durchführung auf den 
guten Willen der Einzelſtaaten angewieſen. Es wurde gerade als 
Hauptmangel der Konföderationsartikel empfunden, das dem Bunde 
jede eigene Staatsgewalt fehlte. Vielmehr nimmt die Union überall 
da, wo ſie überhaupt zuſtändig iſt, auch eine eigene Verwaltung 
und Gerichtsbarkeit durch Bundesbehörden und Bundesbeamte in 
Anſpruch. 

In der Schweiz ließ der Sonderbundskrieg von 1847 das 
Bedürfniß nach einer engeren Verbindung der Kantone, als ſie der 
Bundesvertrag von 1815 gewährte, entſchieden hervortreten. Im 
Anfange des Jahres 1848 trat eine Kommiſſion zur Ausarbeitung 
eines Verfaſſungsentwurfes zuſammen, bei dem man ſich in be— 
wußter Weiſe an das nordamerikaniſche Vorbild anſchloß. Durch 
die letzte Tagſatzung wurde dieſer Entwurf dem Volke zur Annahme 
vorgelegt und empfohlen. Die Annahme erfolgte durch 151/, Kan: 
tone und die überwiegende Mehrheit der Gejammtbevölferung, 
worauf die VBerfajjung für angenommen erklärt wurde. An die 
Stelle der Verfaſſung von 1848 ijt demnächſt diejenige von 1874 
getreten, welche fih von der erjteren durch eine weitere Durchführung 
centraliftiicher und demokratiſcher Grundſätze unterfcheidet. Eine Ab— 
änderung der Bundesverfaffung erfolgt auf die Initiative der 
Bundesverfammlung oder von 50 000 Bürgern. Sie gilt als an- 
genommen, wenn die Mehrheit der an der Abjtimmung theilneh: 
menden Bürger und die Mehrheit der Kantone fi) dafür er: 
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fären. Der Wille der Kantone wird dabei aus dem Ergebnijie 
der Vollsabjtimmung in ihnen entnommen. Als Urheber der Ber: 
faflung wird die ſchweizeriſche Eidgenofjenichaft genannt, weldye fie 
annimmt in der Abficht, den Bund der Eidgenofjen zu befeftigen, 
die Einheit, Kraft und Ehre der jchweizeriihen Nation zu erhalten 
und zu fördern. 

Die oberſte geleggebende Behörde bildet die Bundesverfammlung 
in zwei Kammern, dem Nationalratfe und dem Ständerathe. 
Eriterer vertritt das Gejanımtvolf, und feine Mitglieder werden in 
Bahlfreiien von annähernd gleicher Bevölkerungszahl durch die 
fimmberechtigten Schweizerbürger gewählt. Die Zahl der Vertreter 
aus einem Kanton ſchiankt daher von 1 bis 27. Der Ständerath 
joll dagegen das föderative Element zur Geltung bringen, jeder 
Kanton hat zwei, jeder Halbfanton einen Vertreter, deren Wahl 
ganz der Autonomie der Kantone anheingeftellt ift und entweder 
durch die gejeßgebenden Räthe oder unmittelbar durd) das Volk 
erfolgt. Die Bundesverjammlung ift aber keineswegs auf die Geſetz⸗ 
gebung beichränft, fie hat auch über eine ganze Neihe wichtigerer 
Negierungd- und Berwaltungsmaßregeln zu beichliefn. Sm 
Uebrigen liegt die oberfte Vollziehung in der Hand eines Bundes- 
rathes von fieben Mitgliedern, die von der Bundesverfammlung 
aus der Zahl der zum Nationalrathe wählbaren Schweizerbürger 
auf drei Jahre gewählt werden. An der Spite des Bundesrathes 
fteht ein auf ein Jahr gewählter Bundespräfident, im Uebrigen 
leitet jede8 Bundesrathsmitglied eines der fieben eidgenöffiichen 
Verwaltungsdepartements. Yur Handhabung der Rechtspflege über 
beftimmte Streitigkeiten aus der Bundesverfaffung oder bejonderen 
Bundesgejegen beftcht ein Bundesgericht deifen Mitglieder von der 
Bundesverfammlung auf ſechs Sahre gewählt werden. 

Die Zuftändigkeit des Bundes umfaßt die Vertretung der 
Schweiz gegenüber anderen Staaten, Zoll-, Bot: und Münzmwejen 
ausihlieglich, andere Verwaltungszweige wie das Militärwejen, das 
höhere Unterrichtswejen und die Errichtung öffentlicher Werke nur 
unter theild größerer, theild geringerer Mitwirfung der Kantone, 
endlich in einzelnen Verwaltungszweigen, wie Straßen- und Primar: 
ſchulweſen, nur die oberfte Aufjiht. Bloß auf den Gebieten der 
eriteren Art bat daher die Schweiz einen eigenen Verwaltungs 
organismus, auf Dem zweiten und dritten Gebiete erfolgt die Ver- 
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waltung durch die Kantone, die Hier zum Theil als Organe des 
Bundes dienen. 

Bolftändig innerhalb des Ideenkreiſes des republifaniichen 
Bundesſtaates liegt auch der Entwurf der deutſchen Reichsverfaſſung 
von 1849. Beichloffen durch eine auf breitejter Grundlage gemwählte 
Nationalverfammlung ohne jede Mitwirkung der Regierungen, jollte 
fie fraft des Prinzips der Volksſouveränetät unmittelbar geltendes 
Recht fein. Ein nad) der Bevölkerungsziffer gewähltes Volkshaus 
vertrat das Gefammtvolf. Ein von den einzeljtaatlihen Landtagen 
gewähltes Staatenhaus mit allerdings ungleider Vertretung der 
einzelnen Staaten das föderative Element. Das erblide Kaiſer— 
thum, deſſen erjter Inhaber von der VolfSvertretung zu wählen 
war, mit einem verantwortlihen Reichsminiſterium Hatte demgegen- 
über nur eine dekorative Bedeutung. Die Kompetenzvertheilung 
zwiſchen Reich und Einzelftaat war dagegen in durchaus zweck— 
entfprechender Weife ähnlich wie in der Schweiz erfolgt. Die bis- 
herige Entwidlung Deutſchlands beruhte nun aber keineswegs auf 
dem Prinzipe der Bolfsjouveränetät, jondern auf dem der mon- 
arhifchen Souveränetät innerhalb der einzelnen deutſchen Staaten. 
Diejes Iehtere Element erwies ſich als fo jtarf, daß die Unterwerfung 
der Einzelftaaten unter die Reichsverfaſſung und damit das Inkraft- 
treten der leßteren unmöglih war. 

Zulegt ift dann Deutſchland durd die Begründung des nord: 
deutfchen Bundes bezw. des Deutſchen Reiches zu der bundezitaatlichen 
Berfaffung übergegangen. Mit der Auflölung des deutſchen Bundes 
ftanden die deutfchen Staaten als vollftändig jouverän dem Rechte 
wie der Ausübung nach und ohne jedes gemeinsame Band redt: 
licher Natur neben einander. Bereit3 vor alljeitiger Anerkennung 
der Auflöfung des Deutſchen Bundes war am 18. Auguft 1866 em 
Bündnißvertrag zwiſchen Breußen und den meijten norddeutichen 
Staaten abgeſchloſſen worden, dem fpäter insbeſondere in den mit 
ihnen abgeſchloſſenen Friedensverträgen auch die anderen nord: 
deutihen Staaten beitraten. Das auf ein Sahr abgeichloljene 
Auguftbündniß enthielt zunächſt ein Schuß- und Trugbündnik und 
außerdem die Verpflichtung der verbündeten Regierungen, zur 
dauernden Sicherftellung der Bundeszmede eine Bundesverfajlung 
auf der Grundlage der preußifchen Reformvorſchläge vom 10. Juli 
1866 unter Mitwirkung eines nach dem Neichsiwahlgejege vom 
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12. April 1849 zu mählenden Barlamentes feſtzuſtellen. Zu feiner 
Ausführung bedurfte der Dündnißvertrag der Zuftimmung der par⸗ 
tikularen Volks vertretungen in den Formen des verfaſſungsändernden 
Geſetzes. Das preußiſche Abgeordnetenhaus und ihm folgend die 
meiſten anderen Volksvertretungen ertheilten dieſe Zuſtimmung jedoch 
nur mit der Maßgabe, daß dem gemeinſamen Parlamente die Be— 
fugniß zur Berathung, nicht zur Vereinbarung der Verfaffung bei- 
gelegt wurde, die Ießte Entſcheidung aljo den Einzelftaaten vorbe- 
halten blieb. Auf dem hiernach vorgeichriebenen Wege ift denn 
auch die Feſtſtellung der Bundesverfaffung erfolgt. Zunädft wurde 
ein Entwurf von den Kommiffarien der verbündeten Regierungen 
genehmigt, dieſer dann von dem Reichstage mit einigen Yenderungen, 
bie von den Regierungen acceptirt wurden, angenommen, und endlich 
die jo feitgeftellte Verfaſſung von den Volfsvertretungen der Einzel- 
faaten, in denen dag Landesgefeß dies vorbehalten hatte, genehmigt. 
Die Publikation der QBundesverfaffung erfolgte dann in allen Staaten 
in ber Form der Landesgefege mit dem Bemerfen, daß fie am 
1. Zuli 1867 in Kraft trete. Am 14. Juli 1867 emannte der 
König von Preußen den Grafen Bismard zum Bundeskanzler und 
ordnete am 26. Suli 1867 die Einführung eines Bundesgefeßblattes 
an. In deſſen eriter Nummer wurde die Bundesverfaffung ab- 
gedrudt mit dem Bemerken, daß fie am 1. Juli 1867 Geſetzeskraft 
erlangt habe. 

In entſprechender Weiſe iſt dann bei dem Beitritte der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten verfahren worden. Durch die Verſailler Ver— 
traͤge vom November und Dezember 1870, die zwiſchen dem nord- 
beutichen Bunde und den füddeutfchen Stanten abgeichloffen wurden, 
traten legtere dem Bunde, der demnädhft die Dezeihnung „Deutſches 
Reich“ annahm, vorbehaltlich gewiſſer Aenderungen in deſſen Ber- 
fafjung bei. Diefe Verträge wurden dann im Norddeutichen Bunde 
wie in jedem der füddeutjchen Staaten von den gejeggebenden Fak⸗ 
toren in den Formen eines Verfaffungsgefepes genehmigt und dort 
als norddeutſches Bundesgeſetz, hier als Landesgefep publizirt. An 
die Stelle dieſer in den verfchiedenen Verträgen enthaltenen Ders 
faffung trat dann eine neue einheitliche Redaktion vom 16. April 
1871, welche nur von den gejeßgebenden Faktoren des Neiches fejt- 
geftellt und im Reichsgeſetzblatte publizirt wurde. Gleichwohl behält 
dieſe Verfaſſung die Eingangsformel der Verfailler Verträge bei, 
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wonach der König von Preußen Namens: des norddeutjchen Bundes 
und die Herrjcher der jüddentichen Staaten zum Schuße des Bundes» 
gebiete8 und des innerhalb defielben giltigen Nechtes, ſowie zur 
Pflege der Wohlfahrt Des Deutichen Volkes einen engeren Bund mit 
der nachfolgenden Verfaſſung fchließen. 

Verfaffungsänderungen erfolgen ohne Betheiligung der Einzel- 
ftaaten als folder im Wege der Reichsgeſetzgebung. Doc gelten 
fie als abgelehnt, wenn im Bundesrathe 14 Stimmen dagegen find. 

Mie die beiden anderen Bundesftaaten hat auch das Neid) 
drei verfafjungsmäßige Organe, Bundesrath, Kaifer und Reichstag. 

Der Bundesrath, die Fortſetzung des Bundestags im ehe 
maligen Deutfchen Bunde, ift ein Geſandtenkongreß der deutſchen 
Regierungen, jedoh mit ungleihem Stimmrechte der einzelnen 
Staaten, welche ihre Stimmen nur einheitlich abgeben können. Das 
Kaiſerihum ift erwachſen aus der Verbindung der formellen Präfidial- 
rechte im Bundesrathe, die dem Könige von Preußen übertragen 
waren, mit deſſen Stellung als Bundegfeldherr und Oberbefehls- 
baber der Marine. Es ijt daher nothwendiges Attribut des Königs 
von Preußen. Die Bedeutung des Kaiſerthums ift in ftetigem Auf- 
fteigen begriffen, da die immer mehr fi ausdehnende eigene 
Verwaltung des Neiches ihren Chef in dem vom Kaijer ernannten 
Reichskanzler findet und daher unmittelbar unter dem Kaijer jteht. 
Der auf Grund des allgemeinen, geheimen und direkten Wahlrechtes 
gewählte Reichstag endlich vertritt das deutſche Volk in jeiner Ge: 
jammtbeit. 

Die drei verfaffungsmäßigen Organe des Reiches find einander 
foordinirt und üben die ihnen durch die Verfaſſung beigelegten Be⸗ 
fugniffe aus. Die Gefeßgebung geht aus von Bundesrath und 
Reichstag. Der Kaifer hat dabei nur als König von Preußen ein 
Veto im Bundesrathe bei Gejegen über Heerweien, Kriegsmarine 
und indirefte Steuern. Im Uebrigen fteht ihm nur die formelle 
Ausfertigung und Verkündigung der Neichsgejege zu. Ob er befugt 
ift, diefe bei einem fonft ordnungsmäßig zu Stande gelommenen 
Geſetze zu verweigern, ift zum Mindeften beftritten. Die Regierung 
ift getheilt zwifchen Bundesrath und Kaifer. Der Bundesrath erläkt 
die Ausführungsverordnungen zu den Reichsgeſetzen, ſoweit nicht im 
einzelnen Falle etwas Anderes beftimmt ift, und bejchließt über 
Mängel, welche fi) bei der Ausführung herausftellen. Der Kaiſer 
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beruft, vertagt und fchließt dagegen die Seſſion der beiden anderen 
Reichsorgane, führt den Dberbefehl über Heer und Marine, vertritt 
das Neid; gegenüber anderen Staaten und ift dasjenige Organ des 
Reiches, unter dem deifen gefammte eigene Verwaltung fteht. 

Die Zuftändigkeit des Reiches ift durch die Neichsverfaffung 
in der Form einer Fajuiftiichen Aufzählung der Gegenftände beftimmt 
und erſtreckt fich faft über alle Gebiete des ftaatliyen Lebens. Das 
Verhältnig des Reiches zu den Einzelftaaten ift aber auf den ein- 
zelnen Verwaltungsgebieten ein verſchiedenes. Auf dem Gebiete 
des Heerweſens, der Kriegsmarine, der meiften indireften Steuern 
und der Pojt und Telegraphie nimmt das Reich, vorbehaltlich ein- 
zelner NRejervatrechte der füddeutfchen Königreiche, allein die Geſetz⸗ 
gebung für ſich in Anſpruch und ſchließt jede Geſetzgebung der 
Einzelſtaaten aus. Ebenſo hat es auf dieſen Gebieten allein ein 
Budget- und Verordnungsrecht, die Einnahmen aus dieſen Ver— 
waltungszweigen fließen, wiederum vorbehaltlich einzelner Reſervat⸗ 
rechte, ihm zu. Endlich führt es auf dem Gebiete der Kriegamarine 
ausichließlih, auf dem der Poſt und Telegraphie unter Einräumung 
einzelner Befugnijje an die Einzelftaaten die Verwaltung. Auf den 
übrigen Verwaltungsgebieten, über melche ſich die Kompetenz des 
Neiches erjtredt, nimmt dieſes zwar ein Gefeßgebungs- und inter- 
nationale Vertragsrecht, das denen der Einzelftanlen vorgeht, in 
Anſpruch, aber e3 ſchließt die Geſetzgebung der Einzelftaaten, fomweit 
es jelbjt von jeinem Geſetzgebungsrechte feinen Gebrauch macht, 
keineswegs aus. Die Verwaltung ift nad) Maßgabe der vom 
Reiche erlafjenen Gejege durchweg Sache der Einzelftaaten. Höchftens 
nimmt das Reich die oberfte Verwaltung und Rechtſprechung für 
jeine eigenen Organe in Anſpruch, jo in der Eivil- und Straf: 
rechtspflege für das Neichsgericht, in Armenftreitfachen für das 
Bundesamt für das Heimathweien, in der Arbeiterverficherung für 
das Neich3-Verficherungsamt ze. 

Auf Grund diefer Rechtsentwidlung und diejes Rechtszuftandes 
der Drei wichtigjten Gemeinmwejen, welche als Bundesftaaten be- 
zeichnet ‚werden, it nunmehr Entjtehung und Wejen des Bundes- 
ſtaates zu entwideln. 

Aus der Begründung des Bundesftaates durdy Vereinbarung 
der betheiligten Staaten und Annahme feiner Verfaffung durch dieſe 
ift von einer Geite, in Nordamerika durch Calhoun und die Partei 
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der Staatenrechtler, in Deutſchland bejonder8 durch Seydel Die 
Schlußfolgerung gezogen worden, der Bundesſtaat jei nichts vom 
Staatenbunde weientlich Verſchiedenes, insbeſondere nicht ſelbſt Staat, 
Sondern nur ein Nechtsverhältnig unter Staaten. Seine Verfaflung 
würde demnad für die Staaten ein Vertrag, für die Staatsange: 
hörigen übereinftimmendes Landesgeſetz der einzelnen Staaten fein. 
Denfelben Charakter würden alle auf Grund der Bundesverfaſſung 
erlaffenen Bundesgejfeße haben, und Regierung und Verwaltung 
des Bundes wären ebenfalls nur eine gemeinjame der Staaten. 

Daß diefe Theorie ſich mit der Entjtehung der Bundesitanten 
vereinigen ließe, ift nicht zu leugnen. Selbſt das Inkrafttreten der 
Schweizer Verfafjung von 1848 auf Grund der Annahme dur) nur 
151/, Kantone läßt fih aus einer nadträglichen jtillichweigenden 
Auftimmung der Anfangs dilfentirenden Kantone rechtfertigen. Allein 
die Auffaffung des Bundesjtaates als eines bloken NRechtöverhält- 
niffes unter Staaten ift unvereinbar mit dem Inhalte der Bundes- 
verfaffungen. Wäre der Bundesjtaat nur eine Gejellichaft von 
Staaten zur gemeinjamen Ausübung der Hoheitsredhte, jo müßte 
der in den verfaffungsmäßigen Formen ausgeſprochene Wille aller 
beiheiligten Staaten den Geſammtwillen erjegen fönnen. Dies ift 
aber nicht der Fall. Die Verfajfungen geben den einzigen Weg 
an, auf dem fie abgeändert werden Fönnen. Dabei ijt allerdings 
den Einzelftaaten ein ſchwerwiegender Einfluß auf die Bildung des 
Geſammtwillens eingeräumt, in Nordamerifa müſſen die Konven: 
tionen von drei Vierteln der Staaten, in der Schweiz die Mehrheit 
der Kantone durch ihre ſtimmfähigen Bürger, in Deutichland über 
Drei Viertel der Mitglieder des Bundesrathes zujtimmen. Aber zur 
Bildung des Gefammtwillens muß nod die Zuftimmung anderer 
Faktoren hinzukommen. Keinesfalls kann der Geſammtwillen durd 
den übereinſtimmenden Willen ſelbſt aller Staaten des Bundes 
vertreten werden. Iſt dies aber nicht möglich, ſo der Wille des 
Bundesſtaates ein anderer als der der Einzelſtaaten zuſammen, er 
bildet mit einem Worte ein von ihnen verſchiedenes ſtaatliches Rechts: 
ſubjekt. 

Nun fragt es ſich aber, welche Bedeutung die Verträge und 
Geſetze der Einzelſtaaten hatten, welche der Begründung des Bundes— 
ſtaates vorangingen, und ob ſie für dieſen den Rechtsgrund ſeines 
Entſtehens bildeien. In Verträgen und übereinſtimmenden Landes— 
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geſetzen kann der Bundesftaat feinen Rechtsgrund nicht finden, da 
diefe nur ein Nechtsverhältniß unter Staaten, einen Staatenbund, 
aber Fein neues jtaatliches Rechtsſubjekt hätten begründen Zönnen. 
Eben fo wenig ift die Begründung des Bundesftaates eine Rechts: 
handlung der Staaten, eine That in der Form des Gejehes. Denn 
duch Rechtshandlungen fann weder der Staat an id noch ein 
beitinnmter Staat begründet werden. Wie der Staat überhaupt eine 
juriftifh nicht weiter ableitbare hiſtoriſche Thatfache und als joldhe 
die Vorausſetzung des in ihm geltenden Rechtes ift, fo iſt auch die 
Begründung des Bundesftaates Lediglich ein gefchichtliches Creigniß, 
durh die Macht der Thatſachen entfteht ein neues Staatsweien, 
das jedoch nicht Die Fülle der Staatsgewalt, fondern nur einzelne 
Zweige derjelben für fi in Anſpruch nimmt und die übrigen den 
bisher allein bejtehenden Einzelftaaten überläßt. Diefer Bundesstaat 
kann mit allen von ihm beanſpruchten Herrichaftsredhten ohne Zu— 
ſtimmung der Einzeljtaaten ins Leben treten. Dies war 3.3. der 
Gall mit der ſchweizer Eidgenofjenfhaft von 1848 gegenüber den 
diffentirenden Kantonen. Das Gleiche wäre in Deutſchland einge: 
treten, wenn die proviloriiche Gentralgemalt von 1849 im Stande 
gewejen wäre, ihre Herrſchaft im Gebiete der einzelnen deutſchen 
Staaten zur Geltung zu bringen. Die Regel bildet e8 aber, daß 
die Einzeljtaaten der Errichtung des Bundesſtaates zuftimmen und 
dabei mitwirken. Sie verpflichten fi) Hierzu vertragsmäßig unter 
einander. Indem fie demnächſt durch übereinftimmende Yandesgefeke 
die Bundesverfaflung erlaffen, erfennen fie diefe und damit den 
Bund als eine aud) vom Standpunkte des Landesrechtes legitime 
Anftitution an. Verträge und Landesgefege begründen alſo feines- 
wegs den Bundesſtaat, aber fie bereiten jeine Errichtung vor und 
legitimiren die neu ind Leben iretende Staatsgewalt. Sie find 
daher fein vechtlih nothmendiges, aber politiſch wünſchenswerthes 
und gemöhnlihes Moment bei der Errichtung des Bundesitaates. 

Seit die Auffaffung einer zwiſchen Bundesftaat und Einzeljtant 
getheilten Souveränetät al3 logiſch unmöglich preisgegeben ijt, jpricht 
man den Bundesjtaaten gewöhnlich die Souveränetät zu und erklärt 
die Einzeljtaaten für nicht fouveräne Staatsweien. Als maßgebend 
für diefe Anfiht wird meilt die jogenannte Kompetenz-Kompetenz, 
d.h. die Befugniß des Bundesſtaates betrachtet, feine eigene Zus 
ftändigfeit zu bejtimmen und damit den Einzelitaaten die Sphäre 
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ihrer Thätigkeit anzuweiſen. Allein dabei wird zunächſt die Frage 
nicht hinreichend gewürdigt, ob, wenn man in dem Staate die von 
jeder höheren irdiſchen Gewalt unabhängige Herrſchaft über Land 
und Leute ſieht, dieſer Staatsbegriff auch in dem Falle noch vor— 
handen iſt oder aufrecht erhalten werden kann, daß dem Staate 
dieſe abſolute Unabhängigkeit durch die Koexiſtenz mit dem Bundes— 
ſtaate beeinträchtigt wird. Selbſt wenn man den Staatsbegriff 
dahin modifizirt, daß der Staat nur rechtlich unkontrolirbare Rechte 
zu beſitzen brauche, um ſich von einem Kommunalverbande zu unter: 
ſcheiden, ſo kann doch auch von einem rechtlich unkontrolirbaren 
Rechte da im Ernſte nicht mehr die Rede ſein, wo der Bundesſtaat 
in Folge ſeiner Kompetenz-Kompetenz jederzeit eine Kontrole oder 
ſogar das Recht ſelbſt für ſich in Anſpruch nehmen kann. Ueberdies 
beſitzt der Bundesſtaat die Kompetenz-Kompetenz und damit die 
Möglichkeit rechtlich unbeſchränkbaren ftaatlihen Handelns keines— 
wegs. In Nordamerika kann er keinem Staate ohne deſſen Willen 
die gleiche Vertretung im Senate entziehen, in Deutſchland keine 
Verfaſſungsänderung vornehmen gegen den Willen Preußens, das 
im Bundesrathe mehr als 14 Stimmen beſitzt, kein Reſervatrecht 
eines Staates ohne deſſen Zuſtimmung beſeitigen. Hiernach 
würde weder der Bundesſtaat noch der Einzelſtaat die Souveränetät 
beſitzen. 

Der Begriff des Staates wie der ſtaatlichen Souveränetät iſt 
überhaupt entwickelt worden aus dem Einheitsſtaate, der die ge— 
ſammte Fülle der ſtaatlichen Herrſchaftsgewalt in ſich vereinigt. Iſt 
dieſe im Bundesſtaate unter zwei verſchiedene ſtaatliche Rechtsſub— 
jekte geſpalten, ſo machen eben erſt beide in ihrer Vereinigung den 
Staat an ſich aus. Man kann daher auch weder dem Bundes— 
ſtaate noch dem Einzelſtaate allein die Souveränetät beilegen. Die 
dem Staate weſentliche Unabhängigkeit von jeder Höheren Gewalt 
haben erjt beide gemeinfam. Es giebt daher weder eine getheilte 
Souveränetät, da die Eigenſchaft der Unabhängigkeit nicht theilbar 
ift, noch nicht ſouveräne Staaten, da foldhe feine Staaten mehr jein 
würden. Wohl aber it eine ſolche Spaltung der Staatsgemwalt 
unter verjchiedene Träger möglid), die man beide als Staaten be: 
zeichnet, Die aber erjt in ihrer Verbindung der Staat an ji und 
damit Inhaber der ftaatliden Souveränetät jind. 

Auch der Bundesftaat muß einen Inhaber als Grund und 
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Quelle des in ihm verförperien ftaatlichen Nechte® haben. In den 
republitanischen Bundesjtaaten von Nordamerifa und der Schweiz 
ift Dies dag zwar nad) den Eingzeljtaaten gegliederte, aber im 
Bundesſtaate zur rechtlichen Einheit gelangte Gefammtvolf, das ſich 
im Eingange der nordamerilaniihen Berfaffung als the people of 
the United Staates of America, in dem der fchmeizer als die 
ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft bezeichnet. In Deutfchland, deffen 
Einzeljtaaten nach ihrer geſchichtlichen Entwidlung das Prinzip der 
Boltsfouveränetät niemals anzuerkennen vermochten, war daſſelbe 
audy für die Gefammtjiaatsbildung nicht durchführbar. Der Verſuch 
der Reichsverfaſſung von 1849, im Widerfpruche mit den mon 
archiſchen Prinzipe, welches das Staatsrecht der Einzeljtaaten be- 
herrjchte, den Geſammtſtaat auf die Volfsfouveränetät zu gründen, 
hat fi daher als vergeblich erwiefen. Der Norddeutihe Bund 
wie das Deutiche Reich verdanken ihre Entjtehung der — aller- 
dings rechtlih nicht qualifizirbaren — That der deutfchen Staaten. 
Sie in ihrer durch das Reich Hergejtellten Vereinigung find 
daher auch Inhaber der Staatsgewalt. Alle drei Bundesfiaaten 
haben aljo einen Kollektivfouverän, die republifanifchen von Nord: 
amerifa und der Schweiz das Geſammtvolk, Deutichland das 
Neich ſelbſt, welches die Gejammtheit der verbündeten Regierungen 
umfaßt. 

Im Gegenſatze zu dem Einzeljouverän ijt aber der Kollektiv: 
fouverän, wie ſich ſchon beim Einzelitaate mit Volksſouveränetät 
ergab, an ſich Handlungsunfähig. Er kann in das Rechtsleben nur 
eintreten mit der Organijation, die ihm in der Verfaſſung gegeben 
it. Dieſe Verfaſſung iſt daher im Gegenfage zu der des mone 
archiſchen Staates nicht weiter rechtlich ableitbar, fondern bie erfte 
Verfallung ift ebenjo urjprünglic wie das Staatsweien felbft und 
gleich diefem Hiftorifche Thatſache. Dieſe Konjequenzen ergeben fich 
auch für den Bundesſtaat. Die Verfaffung allein regelt ferner 
für den Inhaber der Herrichergewalt die Formen des flaatlichen 
Handelns. Wie in dem Staate der Volfsjouveränetät — mag er 
ein einheitlicher oder ein Bundesftaat fein — nicht jeder Pöbelhaufe 
als fouveränes Volk Befehle ertheilen darf, ſondern das Volk nur 
handelt durch feine verfaſſungsmäßigen Organe oder wenigjtens in 
den verfallungsmäßigen Formen des Neferendums oder Plebiszits, 
jo können in dem monarchiſchen Bundesitaate die zum Reiche ver: 
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einigten verbündeten Regierungen nur in den Formen und durch die 
Drgane ber Verfaſſung in Thätigkeit treten. 

Ale drei Bundesſtaaten haben drei verjchiedene verfafjungs- 
mäßige Organe gefchaffen, deren eines die Staaten in ihrer recht⸗ 
lihen Sonderung, deren zweites das Volk in feiner Geſammtheit 
und deren dritte® die einheitliche Zuſammenfaſſung der bundes- 
ftaatlihen Macht nad) innen und nad außen vertrilt. 

Das erjte Organ, der nordamerifanifche Senat, der jchmweizerifche 
Ständerath und der deutihe Bundesrath, ıft das urſprüngliche. 
Wie politiih und hiſtoriſch der Bundesſtaat aus dem Staatenbunde 
erwachlen ift, jo war diefe Vertretung der Einzeljtaaten und zwar 
als einziges Drgan bereils zur Zeit des Staatenbundes vorhanden 
in dem Kongreß unter den nordamerilanifchen Konföderationgartifeln, 
in der ſchweizer Tagjapung und im deutichen Bundestage. Der 
Bundesſtaat Hat nur die Bedeutung diefes Organes erheblich ver: 
mindert, indem er ihm andere verfafjungsmäßige Drgane zur Seite 
geſtellt Hat. 

Am reinften kann das einzelftaatliche Intereffe in diefem Organe 
ſich Geltung verjchaffen, wenn jeine Mitglieder nicht nur von den 
Einzeljtaaten bejtellt werden, fondern fie auch nad) den ihnen von 
ihrem Staate ertheilten Injtrultionen zu ftimmen haben und jeder 
Staat ein gleiches Stimmrecht beſitzt. Sämmtliche Konfequenzen 
aus der einzelſtaatlichen Intereſſenvertretung hat aber bisher fein 
Bundesftaat in feiner Verfaffung gezogen. Allerdings werden die 
Vertreter von dem Einzelitaate bejtellt, und der Bundesftaat milcht 
fich in die Art der Beitellung nit ein. Dabei ergiebt fid) aber 
ein erheblicher Unterſchied zwiſchen den republifanifchen und dem 
monarchiſchen Bundesftaate. In erjteren geht die Beltellung direkt 
oder indireft zurüd auf das Volk der Einzelitaaten al3 die Duelle 
alles ftaatlichen Rechtes, es mählt die Vertreter des Staates ent- 
weder felbjt oder durch die einzeljtaatlichen Volksvertretungen. In 
dem monarchiſchen Bundesſtaate geht dagegen die Ernennung von 
den Negierungen aus. In Folge dieſes Unterſchiedes hat die 
Staatenvertretung des republifaniichen Bundesftaates den Charafter 
eines Hauſes der Bolfsvertretung angenommen, während die des 
monarchiſchen Bundesſtaates als eine Vertrelung der Regierungen 
jih den Charakter des Geſandtenkongreſſes wie zur Zeit des Staaten: 
bundes bewahrt hat. Die Mitglieder einer Volksvertretung ftimmen 
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aber ohne imperatives Mandat und ohne Inſtruktionen nach ihrer 
freien Ueberzeugung. Dies ift für den ſchweizer Ständerath ver- 
faljungsmäßig, für den nordamerifanifchen Senat troß einzelner 
Verſuche in entgegengefegter Richtung wenigſtens thatfählih an— 
erfannt. Es ift damit die Möglichkeit gegeben, daß die Vertreter 
deſſelben Staates verfchieden abftimmen. Dagegen ftimmen die 
Mitglieder eines Gefandtenkongrefjes, wie e8 der Deutſche Bundes: 
ftaat ift, nad) den von ihrer betreffenden Regierung empfangenen 
Snftruftionen, und e3 können die Stimmen eines Staates nur ein- 
heitlidy abgegeben werden. Auf der anderen Seite ift in den repu- 
blikaniſchen Bundesftaaten der Grundfaß der gleichen Vertretung 
aller Staaten gewahrt, wogegen das Deutſche Reich den einzelnen 
Staaten ein nach ihrer Bedeutung abgeftuftes Stimmredht von einer 
bi8 zu fiebzehn Stimmen, allerdings für die größeren Staaten aud) 
nicht annähernd in einem ihrer Bevölkerung entiprechenden Maß— 
ftabe gewährt. 

Während die Staatenvertretung im Staatenbunde das einzige 
Hauptorgan ift und insbefondere den Bund als politische Gefammt- 
macht vertritt, erjcheint die Bedeutung dieſes Drganes in dem 
Bundesſtaate erheblich geſchwächt. In den republifanifchen Bundes- 
itaaten ift e3 nicht8 Anderes mehr ala das Dberhaus der bundes- 
ftaatlihen Volfsvertretung, das allerdings dem föderativen Prinzipe 
jeiner Zuſammenſetzung feine bejondere politifhe Bedeutung verdantt. 
Dies iſt volljtändig durchgeführt bei dem ſchweizer Ständerathe, der 
an politiſchem Einfluffe wie jedes Oberhaus in einer Demofratie 
jogar Hinter dem Nationalrathe zurückſteht. Dagegen hat fich der 
amerikaniſche Senat noch erhebliche Nefte der umfafjenderen Gemalt 
des Gejandtenfongrejjes der Konföderationsafte bewahrt. Insbe⸗ 
jondere werden die Chef der erefutiven Departemens, des foge- 
nannten SKabinetS des PBräfidenten, und die Bundesridhter vom 
Präjidenten mit Yujtimmung des Senates ernannt. Ebenfo ift zum 
Abſchluſſe internationaler Verträge die Zujtimmung des Senales 
mit Smeidrittelmehrheit erforderlid. Er hat aljo im Gegenſatze zu 
dem NRepräfentantenhaufe noch einen erheblichen Antheil an der 
Bundesregierung und wird dadurh zu mehr als einem bloßen 
Oberhauſe. Noch jhärfer tritt daS bei dem deutſchen Bundesrathe 
hervor. Derſelbe erjegt allerdings ein Oberhaus in dem bundes- 
ftaatlihen Organismus, aber Hat keineswegs den Charakter eines 
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folhen. Als Gejandtenfongrek verhandelt er zunächſt nicht in den 
parlamentarijchen ;yormen. Ueberdies find jeine Befugniſſe ſchon 
auf den Gebiete der Geſetzgebung formell weitergehende als Die 
des Neichstages, und die Reichsregierung theilt er in ‘Folge jeines 
Verordnungs- und Kontrolredyts geradezu mit dem Katjer. Wie in 
jeiner Bildung jo hat aud) in feinen Befugnifjen der deutiche Bundes- 
rath verhältnigmäßig die meijten Elemente aus der Zeit des Staaten: 
bundes bewahrt. 

Die zweite Kammer der republifaniihen Bundesjtaaten, das 
amerifaniihe Nepräjentantenhaus und der ſchweizer Nationalrath, 
wie der deutſche Neichstag vertreten dagegen das einheitliche Staats: 
volf des Bundesjtaates in jeiner Gefammtheit. Dieſe Bertretung 
it nur möglich im Bundesftaate, nit Ion im Staatenbunde. 
Denn erjterer allein befigt ein rechtlich einheitliches Gelammtvolf. 
Allerdings kann auch der Staatenbund, wie das Beijpiel der fon: 
füderirten Staaten von Amerika von 1861 und die Neformverjuche 
zur Beit des Deutichen Bundes zeigen, dem Gejandtenfongrefje eine 
Bolfsvertretung zur Seite jtellen. Aber eine ſolche würde immer 
nur eine gemeinjame Vertretung der Völker der einzelnen Staaten 
fein, da der Staatenbund ein einheitliches Volk im Rechtsſinne nicht 
befigt. Im Bundesjtaate ijt aber die Vertretung in dem gleichen 
Sinne die de3 einheitlihen Volfes wie im Cinheitsjtaate. Der 
Charakter des Bundesitaates ala einer Staatenverbindung tritt hier 
grundläglicy überhaupt nicht hervor. Nur in Nordamerifa iſt das 
Wahlrecht allen Wählern zum Unterhauje der Einzeljtaaten beigelegt 
und damit indirelt leteren die Regelung des bundesitaatlichen 
MWahlrechtes überlaſſen, während der Bundesſtaat nur negativ die 
Ausſchließung vom Wahlrechte aus beſtimmten Gründen, wie Raſſe, 
Religion, Farbe ꝛc. verbietet. 

Die Bolfsvertretung hat zunächſt Antheil an der Gejeßgebung. 
Das Maß diejes Antheils ijt jedoch ein jehr verſchiedenes in Deutſch— 
land und in den republifaniihen Bundesjtaaten. Der deutiche 
Reichstag Hat wie die Volksvertretung eines monarchiſchen Einheits- 
jtaates nur ein Recht der Zujtimmung zu den von einem anderen 
verfafjungsmäßigen Drgane zu erlalfenden Gejegen. Die Volks— 
vertretung der republifaniichen Staaten bejchließt Dagegen in Ueber: 
einjtimmung mit dem anderen Haufe Gejege jelbjt und weiſt damit 
der Erefutive die Grenzen ihrer Bewegungsfreiheit an. Dabei iſt 
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aber der Einfluß des rein popularen Zweiges der Bollövertretung 
ein viel größerer al$ der des anderen .Haufes. In den republifa- 
niſchen Bundesjtaaten find ferner die beiden Häufer in ihrer Ges 
jammtheit, der amerikaniſche Kongreß wie die ſchweizer Bundes: 
verfammlung, keineswegs auf das Gebiet der Geſetzgebung bejchräntt, 
jondern fie bejchließen auch in einer ganzen Reihe wichtigerer Re- 
gierungg= und VBerwaltungsmaßregeln. 

Am verjchiedeniten iſt endlih in den einzelnen Bundesjtaaten 
das dritte verfafjungsmäßige Drgan geftaltet, das nad) innen und 
außen den Bundesftaat als einheitliche Geſammmacht zu vertreten 
berufen iſt. Wie die Volkövertretung von unten, fo vertritt es 
jeinerjeit3 von oben die Einheitlichteit des bundesftaatlichen Drga= 
nigmus. Es findet jchledhterdings kein Analogon im Staatenbunde, 
jondern wird erjt im Bundesftaate neu gefchaffen. Die verfchiedene 
Geitaltung dieſes Organes beruht aber auf der bejonderen geſchicht— 
lihen Entwidlung der einzelnen Bunbesjtaaten. In Nordamerika 
war es das in dem englifchen Königthume erhaltene Schattenbild 
der Monarchie, dad man in der felbititändigen Präfidentichaft nach⸗ 
ahmte und mit größeren Machtbefugniſſen ausftattete, als fie das 
engliihde Königthum befigt. Die Städte und Landögemeinden der 
Eidgenoſſenſchaft Hatten dagegen an ihrer Spige meift f£ollegiale 
Wahlkörper gejehen. Diejer geichichtlichen Ueberlieferung ſchloß man 
fi) auch bei Begründung des YBundesjtaates an, und jo werden 
trog der bewußten Nahahınung der amerikanischen Verfaſſung die 
Chefs der einzelnen erefutiven Departements gleichzeitig die oberite 
follegiale Bundesbehörde. In Deutfchland endlich mußte man dem 
Herrſcher desjenigen Einzeljtaates, der an Umfang und Bevölkerung 
zwei Drittel des Bundesjtaates ausmachte, weitergehende Befugnifie 
einräumen als die bloß relativ ftärkfte Vertretung im YBundesrathe. 
So wird der preußiſche König als deuticher Kaifer ein verfafjungs- 
mäßiges Organ des Neiches, das partikulariſtiſche Intereſſe des 
größten Einzeljtaates mit dem des Reiches verbunden, die preußilche 
Staatsmadt in den Dienjt des Kaiſerthums und damit des Reiches 
geitellt, daS nunmehr erjt in feinem ganzen Gebiete gleichmäßig 
feine Herrfhaft zur Geltung bringen kann, ohne an dem Wider- 
ftande des größten Einzeljtaates zu jcheitern. 

Die Befugniſſe diejes dritten verfafjungsmäßigen Drganes find 
ebenfalls verſchieden bemeſſen. Sm Allgemeinen tritt e8 überall da 
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ein, wo der Bundesflaat nad) innen und nach außen al3 Einheit 
zu handeln berufen ift, jo in den völferrechtlichen Beziehungen und 
in der Verfügung über die bewaffnete Macht. Die Regierung fteht 
ihm feinesweg3 allein zu, jondern es theilt diejelbe mit dem ver- 
faffungsmäßigen Gejammtorgane der Einzelftaaten oder mit beiden 
anderen Organen. Doch wird jein Antheil an der Regierung von 
jchwerwiegendfter Bedeutung dadurch, das die gefammte Bundes- 
verwaltung ihm allein unterftellt ift, und mit der Ausdehnung dieſer 
Bundesverwaltung feine Machtſtellung ſich unmwillfürlich erweitert. 
Dagegen. ilt der Antheil an der Geſetzgebung in der Regel nur unter: 
geordneter Natur. Sie beſchränkt fich für den ſchweizer Bundesrath 
auf die Befugnik, der Bundesverfammlung Geſetze vorzufchlagen, der 
Präfident der Vereinigten Staaten bat nur ein Veto gegenüber 
Geſetzen, das durch eine Hweidrittelmehrheit der Wolfsvertretung 
befeitigt werden kann. Und in Deutichland, deifen Verfaſſung dem 
Könige von Preußen in gewiſſen Angelegenheiten ein Wetorecht im 
Bundesrathe, dagegen dem Kaijer nur die Ausfertigung und Ber: 
fündigung der Neichsgejege zujchreibt, ift es zum Mindejten be 
ftritten, ob der Bundesrath oder der Kaiſer die Reichsgeſetze ſank⸗ 
tionirt und letzterer als Kaifer einen materiellen Einfluß auf die 
Geſetzgebung auszuüben berufen ijt. 

Tür das Verhältniß der einzelnen jtaatlihen Funktionen in 
Bundesftaate ijt nun der Umstand von maßgebender Bedeutung, 
daß der rechtliche Träger der Herrſchaftsgewalt nicht eine einzelne 
phyfiihe Perſon, fondern eine Gejanmtperfönlichkeit ift, die nur mit 
ihrer Verfaſſung und durch diefelbe als das erjte grundlegende 
Geſetz zur rechtlichen Eriftenz gelangen Tann. Diefen Zug theilt der 
Bundesftaat mit dem Staate der Volfsfouveränetät und zwar aud) 
dann, wenn er wie das Deutſche Reich gar nicht auf dem Prinzipe 
der Volksſouveränetät beruht, fondern eine Kolleftivherrfchaft der 
zum größten Theile monardifchen Einzelftaaten if. Damit ergiebt 
ih aber für den Bundesftaat mit innerer Nothmwendigfeit daffelbe 
Verhältniß der Staatsfunktionen wie für den Staat der Bolls- 
ouveränetät. 

Eine hiſtoriſche Obrigkeit, die die Duelle der Nechtsordnung 
wie der gefammten Staatsthätigfeit bildete, ift im Bundesſtaate 
gleichfalls nicht vorhanden, fondern diefer ift entſtanden mit feiner 
Verfallung, die eben ſo wenig juriſtiſch ableitbar ift wie der Bundes- 
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staat felbft. Die Verfafjung als das erjte Gefeß des neuen Staats— 
wejens bildet daher die erjchöpfende Kodififation feines Rechts: 
zuftandes. Es giebt fein älteres vorverfaffungsmähiges Staatsredt. 
Die Stellung und die Befugnifje jedes Organes müſſen fih daher 
in leßter Linie zurüdführen laſſen auf die Verfafjung, alfo ein Geſetz. 
Damit iſt jede freie Negierung ausgeſchloſſen, die grundlegende 
Staatsfunktion bildet vielmehr die Gejeßgebung. Sie ijt der aus— 
ſchließliche höchfte Negulator aller Staatsthätigfeit. Alle Regierung 
it nur Volziehung nicht in dem Sinne, daß fie auf die bloße 
Ausführung der Geſetze bejchränft wäre, wohl aber derart, daß 
jeder Negierungdaft feinen Rechtsgrund in einem Geſetze, in lebter 
Linie in der Verfallung ſelbſt finden muß, um rechtögiltig zu jein. 

Für die Verwaltung des Bundesjtaates erachtete e3 die ältere 
Bundesjtaatstheorie, wie fie namentlich von Waitz vertreten wurde, 
für nothwendig, daß der Bundesjtaat, ſoweit feine Kompetenz reiche, 
einen eigenen VBerwaltungsorganismus zur Durdführung feiner 
Gelee habe und mit dieſem den Staatsangehörigen unmittelbar 
gegenübertrete. Bundesjtaat und Einzeljtaat würden hiernady als 
zwei jelbftjtändige Staatswefen vollfommen unabhängig von ein= 
ander ihre Wirkjamfeit entfalten, jedoch beide über dafjelbe Land 
und über diefelben Menſchen. Dieje Auffalfung des Verhältniſſes 
beider Staatsweſen, weldye auch auf die Geftaltung der Deutjichen 
Reichsverfaſſung von 1849 einen enticheidenden Einfluß ausgeübt 
bat, fand allerdings eine gewiſſe Grundlage in dem einzigen Vor: 
bilde einer bundezftaatlichen Verfaſſung, da3 man damals hatte, 
der Verfaſſung der nordamerifaniichen Union. Hier war jener 
Buftand aber nur da3 Erzeugniß bejonderer gejhichtliher Ver: 
hältniffe. Die Schwäche des Kongreffes unter der Konföderations: 
afte Hatte Hauptjächlih darauf beruht, daß er Feine eigenen Organe 
zur Durchführung feines Willens beſaß, die Staaten ji aber an 
feine Beichlüffe vielfach nicht Fehrten. Deßhalb legte man bei Be— 
gründung der Union ein wejentlicheg Gewicht darauf, überall da, 
wo der Bundesftaat überhaupt zuftändig war, ihm nicht nur Die 
Geſetzgebung zu übertragen, jondern der Erefutive durch alle In— 
ftanzen eigene Verwaltungdorgane zu geben. Aber eine charalteri- 
ftifche Eigenthüntlichkeit des Bundesjtaates it darin keineswegs zu 
fehen. Schon die Union ſelbſt bedient ſich, wenn auch in unter: 
geordnietenn Maße, außer eigenen Organen derer der Einzeljtaaten 
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zur Durchführung ihres Willens. Die Schweiz und das Deutſche 
Reich dagegen haben nur ausnahmsweiſe einen bejonderen er: 
waltungs⸗- und Behördenorganismus des Bundesſtaates bis in 
die unterjte Inftanz für einzelne Verwaltungszweige gefchaffen. Die 
Regel bildet e8 vielmehr, daß der Bundesftaat innerhalb feiner 
Zuftändigfeit die Gejeße giebt, deren Ausführung und Anwendung 
den Organen der Einzeljtaaten unter feiner Aufficht überläßt, 
höchſtens feinerjeit8 das oberjte Gerichts- und Berwaltungdorgan 
beitellt. 


Regiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Eelten.) 
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